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Vorrede. 


— und 


⸗ 


Der wiener Congreß ſchließt in der Weltgeſchichte 
ein Viertel⸗Jahrhundert, welches einem Jahrtau⸗ 
ſend gleicht, wenn man es mißt nach Menge und 
Wechſel der wichtigſten Begebenheiten, vornehm⸗ 
lich nach Mißgeſchick für Staaten und Menſchheit. 


Groß, unermeßlich war die Aufgabe, deren Lö⸗ 
fung jener Berfammlung oblag. Ein politifcher Welt⸗ 
Drfan hatte in dem Gemeinwelen von Europa 
Verwüſtungen angerichtet, nicht blos in geogras 
phifcher und politifcher, auch in fittlicher und völs 
ferrechtliher Hinfiht. Man ermartete Wiederbers 
ſtellung und Sicherftellung einer fittlichen Ordnung 
in den Staatenverhältniffen. Durch fie follten Staas 
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ten, wie Einzelne, genöthigt werden, zu der edlen 
Gewohnheit zurückzukehren, nichts Unrechtliches zu 
wollen. Ueber dem Meer von Einzelheiten und Ver⸗ 
ſuchungen, auf welchem bedachtſam herumzutreiben 
war, ſollten die Steuerleute mit unverwandtem 
Blick dem reinen Licht eines Leitſterns folgen, mit 
deſſen Hülfe allein es möglich war das große Ziel 
zu erreichen. Was Menſchenkraft, fern von Selbſt—⸗ 
ſucht, vermag, follte, nach fo mancher ernften Wars 
nung von Innen und Auſſen, geleiftet werden , 
zum Segen für Mit- und Nachwelt, ald Vorbild 
für fpäate, danfbare Enfel, ald Lehrs und War: 
nungstafel in der Gefchichte. | 


Was und wie, auf der wiener Verſammlung 
der Häupter der europäifchen Chriftenheit, verhan⸗ 
belt und befchloffen warb, foll hier, von einem Au⸗ 
genzeugen, in den Schooß der Weltgefchichte nie⸗ 
bergelegt werben, fo treu, in Kürze fo vollftändig, 
mit folcher Unbefangenheit, als feine Kräfte zulafs 
fen. Im Einzelnen haben ohne Zweifel Manche noch 
Vieles, vielleicht auch Manches hie und da anders, 
beobachtet. Mögen fie, fo weit es frommt, einer 
Mittheilung fich nicht entziehen! Jeder hat feinen 
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Standpunct: aber feinem ift vergönnt, auf feine 
eigenen Schultern zu fleigen, um fich eine weitere 
Ausſicht zu verfchaffen. 

Zu einem Geſtändniß hält hier der Verfaſſer 
fich für eben fo verpflichtet al& berechtigt, und ſolches 
eben darum für verantwortbar vor feiner Eigens 
liebe; zu demjenigen eines gewiſſen Stolzes, der 
ihm nie geftattet „ im Angeſicht des Publicums 
irgend einer Partei durch Wort oder That zu hul⸗ 
digen. Berechtigt dieſes Geftändniß Feine, ihn 
ale den Ihrigen zu betrachten, fo follte nie eine fi 
anmaſſen, ihn wegen folcher Geſinnung anzufeinden. 
Einem Naturgeſetz zufolge, beftärft folched Anfeins _ 
den nur den Feften in Grundfägen und Handlungss 
weife. Hoffentlich wird ihn Niemand überweifen, 
daß. er je die Grenze unumfchränfter Duldung gegen. 
Anderedenfende überfchritten habe. Legt er nun 
durc jenes Geftändniß fi zugleich vor dem Rich: 
terſtuhl dee Publicums eine heilige Pflicht auf; fo 
hat er dabei keineswegs die Abſicht, irgend eine 
befonnene Critik zu befteefen. Die Wahrheit kann 
durch eine folche nur gewinnen; und fie allein ift 
dad, wonach zu ringen, die Selbſtthätigkeit der 
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moraliſchen Urtheilskraft den ſittlich Unverdorbenen 
unwiderſtehlich antreibt. 


Eine weite Reiſe entfernt unvermuthet den 
Verfaſſer von dem Druckort, in dem Augenblick 
wo der Druck beginnen ſoll. Er vermag alſo weder 
die letzte Hand an das Werk zu legen, noch ſelbſt 
für Richtigfeit des Abdrucks zu machen. 


Frankfurt am Main, den 29. Jänner 1816. 


IIII 
— 


Magna pericula animos explorant. 


Ucberficht 


der diplomatifchen Verhandlungen 
des wiener Congreſſes überhaupt. 





TR dem parifer Frieden war ffeſtgeſetzt, daß 
innerhalb zweier Monate alle Mächte, die auf 
der einen oder andern Seite in den Krieg verwickelt 
gewefen, Bevollmächtigte nah Wien fehiefen follten, 
um Dafeldft auf einem allgemeinen Congreß die 
Beflimmungen zu machen, wodurch, die Verfügungen 
dieſes Friedensfchluffes ihre Vollſtändigkeit erhielten. 
Der erfte geheime Artizel diefesgriedens fügte 
noch hinzu : «daß die Beflimmungen, aus welchen cin 
wirfliches und dDauerhaftes Syſtem des Gleichges 
wichtes für Europa hervorgehen folle, auf dem 
Eongreß ihr Dajıyır erhalten follten, auf Grunds 
lagen, welche die verbündeten Mächte unter fich 
fefigefegt hätten, und nach der allgemeinen Ber 
füanng, welche in den übrigen geheimen Ars 
tifeln enthalten fey.» 

Die Eröffnung des Congreſſes, dic fonach ſchon 
am erſten Auguſt hätte ſtatt haben ſollen, ward 
bald nachher, von den in London auweſenden Souve— 
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rainen und von den Cabineten auf den) erfien 
Detober verfcpoben. Der wiener Hof erhielt diefe 
Nachricht in den erften Tagen des Julius aus Lons 
don, wohin von Paris aus die Monarchen von Rußs 
land und Preuffen fih begeben hatten, und bis zum 
22. Junius geblichen waren. Als Urfache des Auf; 
ſchubs ward angegeben, die Wichtigkeit der Gegen: 
fände, womit das englifche Parlament eben befchäftigt 
fen, und Die Unmöglichkeit, Daß der zu dem englifchen 
CongreßBevollmächtigten ernannte erſte StaatsSecre⸗ 
tär der auswärtigen Angelegenheiten, Lord Caſtlereagh, 
vor gänzlicher Beendigung der ParlamentsSigungen 
England verlaffe; ferner, die große Menge von Ger 
ſchäften, welche dem Kaifer von Rußland nicht würde 
geftattet haben, feinen Aufenthalt auffer feinen Staaten 
noch mehrere Wochen hindurch zu verlängern, um die 
Eröffnung des Cougreſſes abzuwarten. 

Mit der vondem Aufſchub in öffentlichen Blättern 
amtlich gegebenen Kunde, ward zugleich die beruhis 
gende Berficherung ertheilt, daß die beharrliche 
EinigkeitderverbündetenMonarchen,welder 
man den glücflihen Gang der Ereigniffe, die dem 
Krieg ein Ziel gefegt, zuſchreiben müſſe, denfelben 
Einfinß auf diedefinitive Feſtſetzung der Anger 
legenheiten von Europa haben werde. Bis dahin 
ſollten die proviforifch in Befig genommenen fans 
der in der jugigen Lage bleiben. 

Dieſe Verfiherung fehien einigermafen zu der 
Hoffnung zu berechtigen, daß auf dem Congreß die 
Sachen einen rafchen Gang um fo mehr nehmen 
würden , da die verbündeten Monarchen, fo tie 
mehrere andere Souveraine, in Perfon anmwefend, in 
ihrer ausdrücklich verkündigten, und fchon bewährten 
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Einigkeit jeden Zweifel unverweilt heben , jedes 
Hindernig augenblicklich befeitigen könnten. Wie fie 
den Krieg geführt, und den Frieden gefchloffen, fo 
würden fie, glaubte man, nun auch die CongreßGes 
ſchäfte erledigen. Eelbft der Wunſch und das Bedürfniß, 
nach fo langer Abweſenheit im Kriege, fo bald ale möglich 
in ihre Staaten heimzufehren, um, in endlich geficherter 
Muhe von Auffen,, den fegenvollen Gefchäften des 
Friedens fih mit nenem Eifer zu widmen, werde ihre 
Schritte beflügeln. 

Sn der verlängerten Zmifchenzeit bis zu dem Cons 
greß, hatte fih in dem groffen Publicum immer mehr 
der Glaube verbreitet, daß während des langen Beis 
ſammenſeyns der verbuündeten Monarchen, die Terri— 
toriaPGSacden, wenigſtens in ihren Hauptziigen, unter 
ihnen foehon verabredet feyn. Dieſes fehien um fo 
mwahrfcheinlicher, da man miflen wollte, daß ein 
geheimer Artifel des parifer Friedens Frank— 
reich verpflichtet Habe, ſich alle von den Verbün— 
deten über die von ihren Truppen befegten Länder 
gemachten Verfügungen gefallen zu laffen. Man überließ 
fich Daher dem Glauben, daß in dieſer Dinficht der 
Congreß mehr zu Bekanntmachung fehon gefaßter Bes 
fchlüffe , als zu Beratbfchlagungen und Erörterungen 
Dienen werde. 

Namentlich rechnete man dahin: die Wicderher: 
ſtellung der preuffifchen Monarchie, nach dem Werth 
ihres TerritorialBeſtandes von 1806, die neue Beftims 
mung der unter der Benennung des Herzogthums 
Warſchau feither vereinigt geweſenen polnifchen Bro: 
vinzen, und das Schickſal des Königreichs Sachſen; 
die Verfiigung iiber die an ihre vorigen Befiger nicht 
ſofort zurückgefallenen Laudestheile des Großherzog: 
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thums Frankfurt, und bed von Baiern, zufolge einer 
Uchereinfunft mit Deftreich, indeß fehon befegten Großs 
herzogthums Würzburg und Fürſtenthums Afchaffens 
Burg, die Vertheilung der wiedereroberten teutfchen 
Länder auf der linken Rheinſeite, die neuen Territos 
tialVerhältniffe einzelner ſchweizer Cantone, auch des 
ehemaligen Bisthums Bafel, der Landfchaften Veltlin, 
Eleven und Worms, und die auswärtigen Staatsver⸗ 
hältniſſe der Eidgenoffenfeaft, die Verhältniffe des 
Königs von Sardinien zu. Genua und der Republik 
Genf, die fünftige Herrſchaft über verfchiedene italiänis 
ſche Staaten und über die jonifchen Infeln, die Zurück⸗ 
gabe des Dlivenzaßebieted von Epanien an Portugal, 
Die Örenzberichtigung des franzöfifchen Guyana zwifchen 
Portugal und Frankreich, die Vergröſſeruug von 
Holland, Hannover und etlichen audern teutfchen 
Staaten; felbft die Grundlage der Verfaſſung des 
teutfchen Bundes. 

Sener Glaube, der Auffhub des Congreſſes, die 
Öffentlich gegebene DVerfiherung von Einigfeit der 
Verbündeten, und von Befchleunigung der Congreß— 
Beſtimmungen, eine günftige, wie es ſchien durch die 
Berfönlichkeit der Haunptperfonen und ihre übrigen 
Berhältniffe verbürgte Vermuthung,. dad Bedürfniß 
und die Schnfucht der Völker nach einem feften Fries 
densſtand, und nach Beendigung des unfeligen, faft 
zur politifchen Mode gewordenen proviforifchen Zuffans 
des, fpannten nur deflo mehr die Erwartungen 
von dem Eongreß. Gar Mancher fammelte und ent 
widelte folche gedrudt, in langer Reihe, vermeintlich 
dem Congreß, gewiß ſich ſelbſt. Manche giengen noch 
Weiter. Mit eingebildeter Prophetenatur, wagten 
fe Vorherſagungen. Jene Erwartungen, dieſe 
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Vorherſagungen, — wurden ſie erfüllt? — Laut der 
Weltgeſchichte, trügt Nichts ſo häufig als politiſche 
Berechnungen; ein Erfahrungsſatz, ſo allbekannt wie 
die Urſachen, und Doch erneueru ſich jene fort und fort, 
in Folge des unwiderſtehlichen Naturtriebs der Neu— 
begier. 

Fragen durfte man allerdings: ob nicht für 
Europa ein eben fo gerechtes als umfaſſendes 
politifche8 Syfiem zu gründen fen, ruhend auf 
einfachen und feften Srundpfeilern, und gefichertdurdh 
Gewährleiftung Aller? — Insbeſondere, ob der Beſitz⸗ 
fand (Status quo) der riftlichen Staaten von Europa, 
in Abficht auf ihreTZerritorialDerbältniffe und 
Staatsverfaffung in einem beflimmten Zeitpunct 
zu einem allgemein anerfanuten uud immerwährend 
anzuerfennenden Recht szuſtand, ale Grundlags 
des europäifchen rechtlichen Gleichgewichtes (des 
Suum cuique), zu erheben ſey? — Db nicht diefer 
Zuftand mittelt allgemeiner Vertheidigungs— 
Allianz wider jeden Eingriff, von allen chriftlichen 
Mächten von Europa follte gewährleiftet werden ? — 
Ob eine Art und WVeife feftzufegen fey, wie in Zufunft 
Streitigfeiten unter europäifchen chriftlichen Wach» 
ten, oder über gewiſſe Verbhältniffe ihrer Staatsver⸗ 
faffung , nach fruchtlog verfuchter Suhne, fchied% 
richterlich zuentfcheidenfeyen? — Ob und wie 
weit ein Beſchluß ftatt haben follte, über allgemeine 
verhältnigmäflge Entwaffnung jener Mächte? — 
Ob und wie weit das VölkerSeerecht, durch 
Ucbereinfunft auf beſtimmte Regeln zu fegen fey? ins 
fonderbeit der Verkehr der Neutralen, fo 
wohl unter ſich, als auch mit den Friegführenden 
Mächten und ihren Untertbanen? und eben fo die 
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Hechte und Pflichten der Kaper? — Welche allge: 
meine Maasregeln gegen die Seeränberei der 
Barbaresken zu beſchlieſſen ſeyen? — Wird allent- 
halben eine zeit- und landgemäſe Staatsver⸗ 
faffung, (feine Eabinet»,' fondern eine National— 
Eonjtitution) Die Rechte des Negierenden und der unter: 
geordneten Subjecte gerecht und hinlänglich beftimmen, 
und beide gegen Willführ fihern? Werden manche 
Gtaaten fürohbin — modo magis civili quam herili 
regiret werden? — Wird man hie und da von dem 
Bielregieren, zu dem alten, bewährt gefundenen 
MWenigregieren zurückkehren? — Wird ein Fräfs 
- tiged Bundesgericht den Schlußftein des teut- 
ſchen Bundesgewölbes machen? — Werden die teut. 
fchen Staaten, fammt und fonders, eine Volksver—⸗ 
tretung durch Landſtände erhalten, und mit welchen 
echten? — Werden die von Napoleon und Andern 
ſchuldlos Unterdrüdten, in ihre Rechte wicder 
eingefegt, oder für erlittenen Verluſt entfchädigt wer« 
den? — — Fragen knnnte md durfte man fo, und 
noch mehr und rubig die Antwort erwarten von 
der Geſchichte. 

Der erfte Detober war der Tag, an welchem 
Der Congreß folte eröfftet werden. Früher fehon 
hatten ſich die meiften Bevollmächtigten in Wien 
eingefunden. Kaifer und Könige waren anwefend, 
Fürften in Menge, auch Zürftinnen, noch weit mehr 
Grafen und andere fogeuannte Standesperfonen, Prä— 
tendenten, Hülfberechtigte und Hülfbedürftige, Bedrang 
te, Rathgeber, Beobachter , Neugierige, Zufcehauer, 
Späher. Bor Allen fielen ind Auge: die Kaifer vor 
Deftreich uud Rußland, der König von Preuſ— 
fen. Man fah die Könige von Danemarf, Baiern, 
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13 
und Wirtemberg. Der König von Sachſen kam erſt 
am 4. März des folgenden Jahres nach Presburg, 
und acht Wochen fpäter nach Farenburg bei Wien. 
Man bemerkte den Großherzog von Baden, den Kurs 
fürften von Heflen, den Erbgroßherzog von Heften, 
die Herzöge von Braunfchweig , von Sachfen Weimar 
und Coburg, die Fürften von Naffan Weilburg, Hoden; 
zollern, Schaumburgfippe , Lichtenftein, Neuß, auch 
den Prinzen Eugen, geivefenen ViceKönigvon Ftalien, 
fo wie mehrere fowohl teutfche als auch andere Prin— 
zen. Der Glanz der Hoffefte und anderer fefllichen Vers 
fammlungen, blendete für den Augenblick. Doch ward 
überall, besierig, nach der Eröffnung des Cons 
greſſes geforfcht. 

Endlich erfihien, vom achten Dctober datirt, 
eine öffentliche Erklärung der Bevollmächtigten derje— 
nigen Höfe, welche den parifer Frieden unterzeichnet 
hatten. Diefe Minifter nahmen darin Bedenfzeit 
bis zu dem erfien November. An diefem Tage 
follte die förmliche Eröffnung des Congreſſes 
erfolgen. Gie hätten, faaten fie, den 32. Artikel des 
parifer Friedens in Erwägung gezogen, und, nad. 
reifem Nachdenken über die daraus entfpringenden Ver— 
bältniffe und Pflichten, erkannt, daß ihre erſte Sorge 
fenn müffe, zwifchen den Bevollmächtigten ſämmtlicher 
Höfe, freie und vertrauliche Erörterunaen 
einzuleiten. Zugleich aber feyen fie zu der Ueberzeus 
gung gelangt , Daß es dem gemeinfchaftlichen Intereſſe 
aller Theilnehmer augemeifen feyn werde, eine allge 
meine Zufammenberufung (Conferenz;) ihrer 
Bevollmächtigten bis auf den Zeitpunce zu vers 
fchieben, wo die von ihnen ziienticheidenden Fragen 
den Grad von Reife gewonnen haben wurden, ohne 
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welchen ein mit den Grundfägen des Völkerrechtes, 
den GStipulationen des parifer Friedens, und den 
gerechten Erwartungen der Zeitgenoffen möglichft übers 
einfiimmendes Refultat nicht zu erreichen feyn würde. 
Demnach fen die formliche Eröffnung ded Congreſſes, 
bis auf den erfien November ausgefegt worden, und 
Ne, die Minifter, lebten der- Hoffnung, daß die in 
ber Zwifchenzeit vorzunchmenden Arbeiten, zu 
Berichtigung der Fdeen, zu Ausgleichung 
der Anfichten, und zu Beförderung des groffen 
Werkes mwefentlich beitragen werden. 

Diefe Erflärung fagte viel; fie fagte noch weit 
mehr, ald die Meiften in dem Augenblid ihrer Erfcheis 
nung ahnten. In ihr verrieth ſich unwillkührlich der 
Geiſt, welcher bis in den Februar über die Berfamms 
dung mwaltete. Nun lag am Tage, daß das Publicum 
ſich getäufcht hatte mit Dem Glauben, die mwichtigften 
Bor s und Hauptfragen feyen ſchon do r dem Congreß 
erledigt, und Diefer nur beflimmt zu Ausarbeitung des 
Details, zu Erörterung und Beſtimmung der Gegen: 
fände vom zweiten und dritten Range, zu Bekannt: 
machung der über diefe zu faffenden,, und der über 
diejenigen des erften Ranges fchon gefaßten Befchlüffe; 
in Anfehung der legten alſo, eigentlich nur für Beob⸗ 
achtung der, auch heilfamen, Form. 

Mit der Bedenkzeit, welche die Miniſter genommen 
hatten, war auch dem Publicum Bedenkzeit gegeben, 
ÜberdenCongreßunddiegleichzeitigepolitifche 
LageEuropa's nachzudenken. Das Publicum fannte 
einen großen Theil der Forderungen, welche Gerech⸗ 
tigfeit und Staatsklugheit an die Berfammlung mach⸗ 
ten. €8 erwartete, daß ſolchen Genüge gelriftet werde. 
Es wollte, daß man das allgemeine Intereſſe nicht 
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über dem beſondern, das beſondere nicht über dem 
allgemeinen aus den Augen verliere. Man ſah die 
verbündeten Mächte auf der einen, Frank— 
reich aufder andern Seite. Naturgemäß und bemerkbar 
war das Streben des letzten, fich aus dem drückenden 
Zuflande politifcher Abfonderung herauszuarbeiten. 
Deutlich gieng diefeshervoraus Bemerkungen über 
die EongreßBefanntmahung vom 8. Detober, welche 
in dem Moniteur vom 22. October erſchienen *), aber 
wahrfcheinlich zu Wien in dem Schooße der frangöfifchen 
Botſchaft verfaßt waren. Darin ward jene Defannts 
machung, welche Talleyrand mündlich für « mauvais 
papier» erflärt hatte, wenigſtens zu m Schein gelobt, 
weil durch Reife der Beratbfchlagung und bei dem 
Schweigen der keidenfchaften, das fohügende 
Anſehen der Grundfäge des öffentlichen Rechtes wieder 
aufleben müfle. In einem, wie e8 fcheint, halboffis 
ciellen Artikel in der ſtrasburger Zeitung vom 2. Drtobes, 
war gerade heraus erflärt, es fey einleuchtend , daß 
aufdem Eongreßdie Hausptfragen auch über Teutfch- 
land, ohne FSranfreichs Mitwirfung nicht 
könnten entfchieden werden, daß frühere 
Bünddniffe mit verfehicdenen teutfhen Souve⸗ 
rainen habe. Urfache genug für den Congreß, die 
Mitglieder des teutfchen Bundes auf etwa in der 
Vorzeit, mit auswärtigen Mächten gefchloffene Allian; 
gen, verzichten zu laffen! 
Die Berfchiedenheit der Meinungen über 
wichtige Segenflände der höheren Politik, welche zwiſchen 


®) Sie fichen in den von dem Verfaffer herausgegebenen, 
Acten des wiener Congreffes, Bd. I. Net, 
©. 35 f. 


16 u 

die verbiiudeten Mächte getreten war, mußte der 
franzöfifgen Staatskunſt die Arbeit erleichtern. 
Die bourbonifhen Hausverträge gaben ihr Recht und 
Borwand, mit Spanien und Sicilien zufammens 
zurüden. Der Hinblick auf Mürat, der auf dem 
Thron von Neapel von feinem der bourbonifchen Höfe, 
und auch von England nicht anerkannt war, mußte 
biefen erften Schritt, einen Grund zu nener füderas 
tiven Macht zu legen, begünftigen; obwohl das Gewicht 
diefer Verbindung, für den Augenblick noch von mins 
derer Bedeutung war, in Betracht der eigenen Verle⸗ 
genheit, worin Spanien und Sieilien fi befanden. 
Neapel war in Bündnig mit Deftreich, und mit 
England in Waffenſtillſtand. 

Man fah., wie in Dbers und Mittel$talien 
Hoffnungen, Anfprüche und Forderungen fich durchs 
kreuzten; wie befonders Spanien das Großherzogthum 
Joſcana, wenigfiend Parma und Piacenza , für den 
gewefenen König von Hetrurien forderte; wie unter 
den fchmweizer Cantonen noch ein Geiſt der Zwies 
teacht fein Wefen trieb, wie dort neue Gebiete eins 
und anzureihen, und die politifhen Verhältniffe der 
Schweiz zu dem übrigen Europa neu zu beffimmen 
waren. 

Man bemerkte England zwar mit Deflreich 
in gutem Vernehmen, feit Befriedigung der wichtigften 
fie unmittelbar angehenden Wünſche, und da gewiffe 
gemeinfchaftliche Zwecke fie fortwährend zufammens 
hielten. Aber es war zu erfennen, daß während der 
Zufammenfunft der Monarchen von Rußland und 
Breuffen mit dem Prinzen Regenten im Jus 
nins, das allgemeine Verfühnungsmwerk mwenigftend 
eine Fortſchritte gemacht hatte; und es war befannt, 

daß 
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daß in derſelben Zeit die im Werf gewefene Bermählung 
des Erbprinzen der vereinigten Niederlande, mit der 
Thronerbin von England, rückgängig geworden war. 
Noch unterhandelte England, zu Gent, mit Nord— 
amerifa. Die brittifche Negierung verlangte allges 
meine Abfhaffung des Negerhandels, und indem 
Parlament ward die Wiederherflellung des Kös 
nigreihs Polen, unter eigenem Oberhaupt, 
gefordert. Das Herzogthbum Warfchau und das 
Königreich Sachfen, wurden von Rußland vers 
mwaltet, und beide vonruffifher Kriegsmannfchaft zahl 
reich befegt gehalten. Schon mellte man wiſſen, daß 
Kaifer Alerander das eine für fih, das andere für 
Preuſſen in Anfpruch nehme. Konuten nicht auch De fls 
reich und Breuffen, die von Napoleon ihnen abs 
gezwungenen polnifchen Provinzen zuriücfordern? 
Konnte Dagegen, und gegen Rußlands Abſichten nicht 
angeführt werden, daß felbft in dem parifer Frieden, 
in dem ZufagArtifel zu dem ruſſiſch-franzöſiſchen In—⸗ 
firument, des Herzogthums Warfchau ale 
noch befichend erwähnt ward? 

Die preuffifche Monarchie follte wicders 
Hergefiellt werden, nach dem Werth ihres Territorials 
Beſtandes von ı906. Bevor das Schidfal von Polen 
und Sachfen nicht entfchieden war, konnte dieſes volle 
ftändia nicht gefchehen. Preuffen konnte den Verluft 
feiner franfifhen Fürſtenthümer noch nicht vergeflen 
haben, und dabei konnte Baiſern ind Gedränge foms 
men. Deftreich, gHdgleich zu einer Macht von ad 
Millionen Einwohner fihon emporgefltiegen , begehrte 
von Baiern das Innviertel, den von ihm abgetre, 
tenen Theil des Hausruckviertels, und Salzburg 
wenigſtens zum groffen Theil, dieſes unter Anderem 

Klüber's Ueberſicht. B 
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zu Herftellung einer bequemen und fihern militärifchen 
Verbindung mit Tyrol, und das Amt Bild. Dafür 
mußte Batern wieder entfchädigt werden. Schon hatte 
dieſes feinen Theil von Tyrol und Vorarlberg an 
Deftreich zurücgegeben, und dagegen von demfelben 
* den Befig von Wirzburg und Afchaffenburg eingeräumt 
erhalten: aber es behauptete, durch Diefe Länder noch 
nicht vollen Erfag erhalten zu haben, und begehrte 
Ergänzung. J 
Der parifer Friede verſprach Holland einen 
Zuwachs an Land ; er war noch nicht gegeben. Ders 
felbe Friede verhieß Frankreich die Zurüdgabe 
feiner Befigungen in Amerika, Afrika und Aflen (mit 
etlihen Ausnahmen), welhe England feit dem 1. 
Jan. 1792 in Befig genommen hatte; die Zurücfgabe 
war noch nicht erfolgt. Daffelbe galt von Guades 
loupe, welches England nunmehr nicht an Schweden, 
dem es durch den kieler Frieden beſtimmt war, fondern 
an Frankreich und von dem franzöfifehen Guyana, 
welches Portugal an Frauk reich, endlich von dem 
OlivenzaGebiet, welhe8SpanienanPortugalzus 
rückgeben ſollte. Schweden hatte, was es in dem 
kieler Frieden vom 14. Jänner ı8ı4 zugeſagt, Schwes 
diſch Pommern und bie Inſel Rügen, dem König von 
Dänemark noch nicht eingeräumt. 
Dievormaligenöftreichifchen Niederlande 
(Belgien) waren von englifhen und haunöverifhen 
Truppen befegt. Hildesheim fland unter hannos 
verifcher Verwaltung ; Die Fändegzwifchen dem Rhein, 
der Maas und der Mofel, unter preuififcher; die 
Länder zwifchen der Mofel, dem Rhein und der 
franzöfifchen Grenze, unter öftreichifcher und 
baierifcher; das Großherzogthum Frankfurt, 
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mit Ausnahme des ſchon an Baiern abgetretenen Für; 
ſtenthums Afchaffenburg, die Fürſtenthümer Ifenburg 
und Leyen, und das Bisthum Baſel, unter öſtrei— 
chiſcher Verwaltung. Mainz hatte öſtreichiſche und 
preuſſiſche Beſatzung und Verwaltung. Alle dieſe Länder 
erwarteten von dem Congreß ihre endliche Beſtimmung. 
Hiezu noch das allgemeine, immer lauter werdende 
Verlangen der Teutſchen nach einer zeitgemäſen 
Beſtimmung der teutſchen Bundes- und Terri— 
torial Verfaſſung, und das Andtingen der von 
Napoleon unterdrückten teutſchen Fürſten und Gra— 
fen. | 

So vielvermocdhte, während der unter dem 8. Dctos 
ber angefündigten Bedenkzeit, ſchon das ganze groffe 
PYublicum zu fehen. Auf dem Eongreß, ließ ſich noch 
manches Andere vor dem anweſenden Publicum nicht 
verhelen, was ohne Eongreßleichter Cabineteheimnig 4 
schlieben wäre. — — Gewiß ift, daß ſchon am vo. 
September, am 3. und 5. October, , in vorgelegten 
Entwürfen, Roten und Schreiben, mehrfache Bers 
fchiedenheit der Meinungen ich gezeigt hatte, 
über die Art, wie dad Dafeyn und der Anfang 
des Congreſſes feflzufegen und anzufündigen, und wie 
auf folhem Die Gefchäfte zu behandeln fenen. Dec 
lagen im Hintergrund weit gröffere Steine des Ans 
ftoffe 8. Dieſe Eannte fchweigend jeder Eingemweihte: 
jene Berfchiedenbeit der Meinungen nannte und erörs 
terte man ohne Bedenfen einftweilen in den Kreifen der 
böhern Diplomatie. Die gröfferen Steine des Ans 
fioffed waren es wohl eigentlich, für welche man, unter 
der behutfam gewählten Form genommener Bedenfs 
zeit, freie und vertrauliche Erörterungen einzus 
leiten ,„ und den Grad von Meife zu gewinnen 
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. rebte „: Deren die "Bekanntmachung vom 8. Dctober 
gedenft. 

Zu ben freien und vertraulichen Erörterungen 
ſchien, doch ziemlich öffentlich, nur noch mit firenger 
Geheimhaltung der Protocolle, ein Comité oder Auss 
fchuß zu gehören, welchen die Bevollmächtigten fünf 
teutfcher Höfe (Deflreih, Preuffen, Baiern, 
Haunover, Wirtemberg) ſchon um die Mitte Octobers, 
nach etlichen zwifchen den Bevollmächtigten von Defts 
reich, Breuffen und Hannover fkatt gehabten VorCon— 
ferenzen , au bilden aufiengen, in Beziehung auf die 
Berfaffung, welche fie dem teutfchen Bunde zır 
geben gedachten ). Diefe Beratbfchlagungen waren 
der erſte mißlungene Verſuch, der öffentlich auf dem 
Eongreß gemacht ward. Mach einem Zeitverluft von 
fünf Wochen, nach dreizehn Sißungen (14. Det. big ı6, 
Nov.), befland Das Refultat in der Ueberzeugung, 
daß jene fünf Döfe, fih allein überlaffen, zu einer 
Uchereinfimmung über die erfien Grundzüge der Bun— 
desverfaſſung nicht gelangen wurden. Bei den mehr; 
fachen erheblichen Widerfprüchen Baierns und Wirs 
sembergs; befonders des Icgten **), verſchwand die 


*) Die eigene Berathfchlagung dieſes Ausfchuffes uber feine 
Ermächtigung. hiezu, finder fih in den Acten des wiener 
Congreſſes, Bd. I, ©. 71 fe Critiken dagıgen, 
find angeführe ebendaf. in dir Norte *. Huch enthalten 
dergleichen die unten erwähnsen Roten ton Baden, Heſſen 
und den vereinigten Zürften und freien Städten. 


»2) Man f. diewirtembergifche Rote vom 10. Nov., 
die öftreichifche Gegen Note vom 22. Nov., die 
wivtembergifche Erwiederungs Note vom 
24. Nov. 1814; in den Acten des wiener Congreſſes, 
Bd. 1, Heft, &. 101, 104 u. 100. 
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Hoffnung, auf diefem Wege auch nur eine vorläus 
fige Ucbereinflimmung zu erlangen; und Doch hatte 
Kufland feine Abhcht, Die allgemeine Annahme des 
von Preuffen, Deftreich und Hannover, in zwölf Artis 
fein vorgelegten Entwurfs einer teutfchen ‚Bundes; 
berfafung nachdrücklich zu befördern, offen zu erfennen 
gegeben *). Go löfete ich das Comite ſtillſchweigend 
anf, welches fich felbft gebilder hatte. 

Nicht ohne laute Mißbilligung der übrigen 
vermuthlichen Mitglieder des fünftigen Bundes , hatte 
diefe Vereinigung fünf teutfcher Höfe flatt gehabt. Die 
Bevollmächtigten neun und zwanzig teutfcher unabhans 
giger Fürften, und freier Städte fchloffen' eine Urt 
von Gcgenvereinigung, Melder nachher noch 
ſechs andere Fürften beitraten. Sie nnd Baden, 
welches die Aufnahme in das Eomite vergebens nachs 
genucht hatte **), fo auch Heffen, widerfpraden 
Tebhaft die Befugniß dieſes Ausſchuſſes, über die 
PBundesangelegenheit eingreifende Vorberathſchlagung 
zu pflegen , und durch vorläufige Beflimmungen ihrem 
Urtheil und Willen vorzugreifen ***). 


*) Note des Hrn. Grafen Neffelvode, an die Herren 
Zürften von Metternich und Hardenberg, vom 
21. Dec. 181435 in den Acten des wiener Congreſſes, 
Bd. J, Arcftı, 8. 6ı fl. 

=) Durch eine Note vom 15. Det. 1814. Acten deb 
wiener Congreſſes, Bd. I, Heft a, &. 58. — Beſchluß 
des Somite’s auf dieſe Note, ebendaf. Bd. II, ©. 78 f. 

9), Manf.die Note der ag vereinigeen Fürften und Städte, 
vom 16. Nov. ıBı4; ebendaf. Heft ı, S. 72. Badı 
fche Note von demfelben Tage; ebendaf..&. 97. Heſ⸗ 
fifche Note vom 6. Nov. 1814; ebendaf. Bd. IV, 
©. 45. Mertwürdige Rote des fürfll. oramıens und 
naffauifchen Bevollmächtigten, Frhn. v. Gagern, 
yon 13, an. 1816, ebend. Bd. I, Heft a, G. 63 — 74. 
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Der erſte Rovember rückte endlich heran ‚öffents 
Sich beſtimmt für förmliche Eröffnung des Eoms 
greſſes, und erfehnt wenigſtens von Allen , die nicht 
‚in die Unterhandkung über Sachfen und Polen vers 
flochten, oder von dem Gang bderfelben nicht genau 
unterrichtet waren. Was erfolgte uuter dem Datum 
von bdiefem Tage? Eine Bekanntmachung ber 
Bevollmächtigten der acht Mächte, befchloffen in ihrer 
Sitzung vom 30, October, datirt vom ı. November. 
Diefe Bevollmächtigten erflärten darin: fie Härten fich 

"vereinigt, einander wechfelfeitig ihre Bollmachten 
mitzutheilen, und folche bei der wiener Hof und Staates 
Eanzlei niederzulegen. Damit man aber auf authens 
tifche Weife zur Kenntniß der von den übrigen Hör 
fen beauftragten Perfoner gelange, würden Alle, 
die mit Bollmachten zum Congreß verfehen feyen, 
aufgefordert, dieſelben an demfelben Drt zu überreis 
hen. Die Berification der Vollmachten werde 
durch eine, aus drei bevollmächtigten Miniftern beſte⸗ 
Hende Eommifkon vollzogen werden. Nach Been⸗ 
digung dieſes Gefchäftes, würden ſie, Die Minifter der 
acht Höfe, die Maasregeln in Vorſchlag brin— 
gen, die fie für die zweckmäſigſten halten würden, 
um den fernern Gefchäftgang zu beſtimmen. 

In diefer legten Hinficht berathfchlagten am zwei, 
ten November die Bevollmächtigten ber acht Mächte, 
der Unterzeichner des parifer Friedens (Puissances 
signataires du trait6 de Paris), über die Grundfäge, 
nach welchen die Gefchäfte auf dem Eongreß zu 
behandeln feyen; indbefondere überBertheilung 
der Arbeiten, und über die Zufammenkünfte der 
Bevollmächtigten, welche ſich mit den verfchiedenen 
Gegenkänden der Eongreßlinterhandiungen zu befchäfe 
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tigen bätten. In biefer Sikung ward blog münds 
liche Abrede genommeu, ohne ein eigenes Protocol 
Darüber zu verfaffen. Die Sigungen der Bevollmächs 
sigten der acht Mächte blicheu nun ausgeſetzt bis zu 
dem 13. November, wo man anfleng mit der Vereis 
nigung Genua's mit Piemont fich zu befchäftigen; ein 
Gegenfkand, mit welchem man hoffen Eonnte fertig zu 
werden, und fertig ward, ohne Dabei Durch das Haupts 
binderniß des Congreſſes geflört zu werden. 

Am Schluß digfer Sigung legte noch der Fürſt 
Metternich die Frage vor: «ob nicht zu einer (fchon in 
der Erflärung vom 8. October erwähnten , und nachher 
in der Sitzung vom 50. Dctober von etlichen Bevoll⸗ 
mädtigten wieder vorgefchlagenen) allgemeinen 
Berfammlung aller Bevollmächtigten, 
welcher in dieſem Augenblick Schwierigkeiten fich in 
deu Weg legen fönnten, nach Beendigung des Pros 
tocolls über die Vorlegung der Vollmachten zu fohreiten 
feyn mörhte ?> Befchloffen ward hierauf: «ed werde beifer 
fen, eine folche allgemeine Berfammlung auf eine 
fpätere Zeit hinaus zu fegen, da ſolche, in Betracht 
der Dermaligen Lage der befondern Unterhandlungen, 
ohne Nutzen feyn werde.» Zu feiner Zeit hatte fie ſtatt. 

Die meiften Uneingeweihten hielten fich auch durch 
die zweite Erflärung vom ı. November, in ihren Er, 
wartungen für getäufcht. Gie enthalte, meinten jie , 
mehr nicht als ein kleines Lebenszeichen des Congreſſes, 
das vier Wochen früher au feiner Stelle gewefen wäre; 
eine gewöhnliche Zörmlichkeit, die eine öffentliche Er: 
wähnung Fanm verdient habe. — Unterdeffen verlautete 
in dem Publicum immer mehr von der geheimen 
Urfache des ausmweichenden Inhaltes der briden 
erſten Bekanntmachungen des Congreſſes. Diefer Urfache 
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and ihrer almählichen Entwidelung, gebührt bier vors 
zugsweiſe eine hiſtoriſche Darftelung, fo einfach und 
treu, wie möglich. 

Ueber Sachfen und Polen hatte ein Notens 
wechfel ſchon in der erfien Hälfte des Octobers 
begonnen. Er ‚ward vier Monate langj fortgefegt,, 
bis in den Februar, bisweilen in ziemlich geräumigen 
Friſten. Meiſt zwifhen Deftreich und Preuffen, 
hatte diefer Schriftwechfel ftatt; doch erfchienen mits 
unter auch fchriftliche Erklärungen von ruffifcher, 
englifcher und franzofifcher Seite. Zu Zeiten 
wurden eigene Sigungen, worin man jene Noten 
zum Theil überreichte, dieſem Gegenftand gewidmet , 
von Bevollmächtigten der fünf Mächte, Deftreich, 
Rußland, England, Frankreich und Preuſſen. Merks 
würdig vor andern fchienen zu feyn die Sigungen vom 
ab. Jänner, 8. Februar, 7. und ı2. März. In vers 
fehiedenen jener Noten wurden flatiftifche Rechs 
nungen und Gegenrechnungen, über Territos 
rialGewinn und DBerluft und über Entfhädigungss 
Plane, Alles nach Ländern und Seelenzahl, vorgelegt. 
&o machten Preuffen und Oeſtreich eined dem andern, 
und jedes fi felbft die Rechnung; auch von franzöfis 
ſcher Seite ward einmal Preuffen fein Verluft und Ers 
fag in fatiftifcher Ueberficht vorgerechuet. 

Der Schleier des Geheimniffes deckte, in der 
Regel, diefe Verhandlungen in demfelben Verhältniß, 
in welchem die Neugier ded Publicums gefpannt war. 
Kaum, daß zu Zeiten die Kunde der einfachen Thats 
ſache, es fey eine Note von diefer oder jener Seite 
erfchienen, oder eine Conferenz gewefen, ſich unter die 
Reuigfeiten des Tages mifchte. Entwifchte anch hie 
und da, etwa nach einiger Zeit, eine Rote, ganz ober 


im Auszug, aus einem oder tem andern Tempel diplos 
matifcher Myſterien, fo geſchah es Doch eigentlich nur 
zu einer gewiſſen Claſſe des Publicums, und es hiengen 
dagegen Die andern Noten und Die Protocolle in jenen 
Tempeln fell, wie eingemanert. Das Meifte, was 
die öffentlichen Blätter über dieſe Verhandlungen lies 
ferten , war, wenn nicht unter der Hand auf Befehl 
eined Hofes mitgerheilt, entweder falfch, oder halb; 
wahr, oder eutſtellt. Befonders that fich hierin hervor 
ein periodifches Blatt, welches unter dem Titel: Wie 
ver CongreßChronik, zu Frankenthal bei Worms 
erſchien. | 

Wahrend der Unterhandlungen, fchienen etliche 
Vorgänge firhtbare Unruhe zu erregen, weil man fich 
durch fie berechtigt glaubte, wenigſtens auf der einen 
Seite einen ſchon feften Entfhluß anzunchnen. Der 
reuffifche GeneralGouverneur des Königs 
reichs Sachfen, Fürft Repnin, übergab am 8. 
November zu Dresden die oberfie Verwaltung des 
Königreichs an Breuffen. Ineiner Befanntmachung 
erklärte er, es gefchehe diefes in Folge einer zwifchen 
Rußland und Preuſſen geſchloſſenen Ueberein— 
kunft, welcher Oeſtreich und England beige— 
treten ſeyen. In einer Erklärung an die Landesbe— 
hörden ſagte der Fürſt unverholen, dieſe Uebergabe 
geſchehe, sum Dadurch Die Berbindung Sachſens 
mit Breuffen einzuleiten, welche nächſtens auf eine 
noch förmlichere und feierlichere Weife werde befannt . 
gemacht werden, und beide Völker gleichfam zu vers 
binden. Der König von Preuffen, als künftiger 
 gandesherr, babe erklären laffen, daß er gefonnen 
fey , Sachen nicht ald eine Provinz feinen Staaten 
einzuverleiben, fondern mit Denfelben unter dem Namen 
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eines Konigreichs Sachſen zu vereinigen, ihm für 
immer feine Integrität zu erhalten» n.f. w. In einer 
Bekanntmachung an die Landſtände, fprach der Fürft 
nicht von einer bloß vorläufigen Befignahme, fons 
dern fo, als 06 Sachfen fofort mit Preuffen 
vereinigt werde. Er verordnete zugleich, daß in 
dem Kirchengebet nicht mehr namentlich) für den König 
Friedrich Auguſt, fondern nur im Allgemeinen für die 
sDbrigfeits gebetet werde. — Dagegen erklärten die 
preuffifchen Commiffarien, in einer Befanntmas 
Yung vom 10. Movember, mehr nicht, als daß vers 
möge einer ztwifchen den verbündeten Mächten 
getroffenen Webereinfunft, die bisherige ruffifche 
Belegung und Verwaltung des Königreichs Sachfen 
auf Preuffen übergegangen fey *) 

Die Aeuſſerungen des ruffifchen Generalgouvers 
neurs, von welchen man in Wien wiffen wollte, fie 
feyen weiter gegangen, ald fein Auftrag, erregten zu 
London nicht weniger Auffehen als auf dem Eongreß. 
Die Oppofition indem Parlament richtete an die 
Minifter die Frage: ob wirklich England, durch eine 
Uebereinkunft, in die Vereinigung Sachſens mit Preufs 
fen eingewilligt habe? Eine Iondner Zeitung , der 
Courier vom 7. Dec. ı8ı4, gab hierauf die Erklärung: 
die Bekannmachung des Fürften Repnin fey in Wien 
am 17. Rovember befannt, und am 19. Die darin anger 
sebene Webereinfunft mit England fürmlich wider 
ſprochen worden. Lord Caſtlereagh erklärte in der Bars 
mentöfigung vom 20. März, er habe von dem Fürften 





*) Diefe Bekanntmachungen fichen in den Acten des 
wiener Congreſſes, Bd. I, Heft a, &5—ı0. 
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Hardenberg, auf eine an diefen erlaffene Note, die 
Antwort erhalten, daß die Broclamation des Fürften 
Repnin von Preuffen nicht autorifirt fey, und Graf 
Neffelrode, ruffifcher Bevollmächtigter, Habe ihm gleichs 
falls erklärt, daß er diefelbe vorher nie gefehen habe. 

Der König von Sachfen verwahrte, in einer 
aus Friedrichsfelde bei Berlin vom 4. Nov. datirteu 
Befanutmachung, feine Rechte gegen ‚die preuflifche 
Beſitznahme, und gegen alle daraus zu ziehende Folgen. 
Nie werde er in die Abtretung feiner Staaten willigen, 
und unter Feiner Bedingung zu Annahme eines Aequis 

valentes dafür ich verſtehen *). 

Saft noch gröffere Aufmerkfamfeit, als die Aeuſſe⸗ 
rungen bed Fürſten Repnin, crregte eine Bekannt 
machung , welche der von Wien aus nah Warfchau, 
wo eine polnifche Armee errichtet ward, gefendete 
Großfürſt Conſtantin, daſelbſt unter dem 11. 
Dec. an die Polen erließ: «Alexander, euer mächtiger 
Beſchützer, ruft euch », heißt ed darin. «Vereinigt euch 
unter feinen Fahnen; möge euer Arm ſich bew aff⸗— 
nen, zu Vertheidigung euered Vaterlandes 
und zu Bewahrung euerer politifchenSelbftfiäns 
dDigfeit. Während diefer groffe Monarch ſich mit dem 
Glück Hefchäftigt, welches er enerem Vaterlande bereiten 
wii, müßt ihr euch bereitwillig zeigen, feine edelmü⸗ 
thigen Bemühungen zu unterſtützen. Hohe Waffen» 
thaten haben euch ausgezeichnet in einem Kampf, deſſen 
Urfache euch oft fremd war. Dießmal, wo euere 
Anftrengungen nyr dem Dienft eueres Baters 
landes gewidmet find, werdet ihr unüberwindlich 





*) Ebendaſ. ©. ı ff. 


ſeyn. = Während das Publicum diefen Aufruf auf 
einen nahen Krieg für und um Polen deutete, wollten 
in Wien Einige verfihern, er fey daſelbſt, von Seite 
des ruffifchen Hofes, nicht durchaus gebilligt 
worben. 

Hiezu Fam, daß das ganze öftreichifche Kriegs⸗ 
heer noch auf dem KXriegsfuß ſtand, daß man öftreis 
chiſche Truppenbewegungen gegen Gallizien hin bes 
merkte, wohin Truppen und Gefchüg, ſelbſt durch die 
EongreßStadt zogen; daß ein langer Auffag in der 
partfer Zeitung Quotidienne an «die heiligen Rechte 
des Völkerrechted mahnte, deren Befchüger das Haus 
Bourbon, und an die GSouverainität des Königs 
reichs Sachſen, die in dem parifer Frieden anerkannt 
fey.» Zugleich wurden in Frankreich die Beurr 
laubten einberufen, und die NationalGarden von Neuem 
errichtet. Der franzöſiſchen Staatskunſt fonnte ein Vorr 
wand erwünjcht feyn, die Truppen zufammen zu hals 
ten, welches im Innern augenblicliched Bedürfniß 
ſeyn mochte, und fie in Läger zufammen zu ziehen, 
welches gegen Auffen wieder zu politifchem Gewicht und 
Einfluß helfen würde, zumal wenn es gelang, zu 
verhindern, daß!man auf dem Congreß zum Schluß 
komme. In diefem Fall wäre das Wenigfte, was 
man erwarten konnte, ein Eriegerifcher Beſitzſtaud 
geweſen, unbehaglich für die Souveraine , und zum 
Unglüd für die Völfer. Während defielben hätte fich 
mit Zuverſicht erwarten laffen , daß Lift, Gewalt und 
Umftände dem franzöifhen Cabinet den Zugang zu 
dem alten Einfluß wieder öffnen würden. 

Um dieſe Zeit fol die englifche CongreßGeſand⸗ 
ſchaft aus London Weifung erhalten haben, Sachſens 
Vereinigung mit Preuffen nicht zu unterflügen, 
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weiche vorhin für Deu Fall, wenn auf andere Art die 
Wiederergänzung der preuffifchen Monarchie nicht ſtatt 
haben wurde (wenn Rußland von feinem Anfpruch auf 
das Herzogthum Warſchau nicht abzubringen wäre?) 
für zuläfjig erklärt worden war. Während der eine 
Theil in diefer Weifung einen feſten Entſchluß Des Cabis. 
nets von S. James zu erblicken glaubte, fih der Bereinir 
gung Sachfens mit Preuſſen, nöthigen Falle fogar durch 
thätige Theilnahme an dem Krieg, ernfihaft zu wis 
derſetzen, erfannte der andere darin mehr nicht als 
eine auf das Parlament berechnete Maasregel der 
englifchen Staatsminifter. Sie wollten vermeiden, der 
Dppofition, deren Empfänglichkeit für Theilnahme 
an dem Unglüd des Königs von Sachfen fi ſchon 
angefündigt hatte, durch offene Unterflügung des ruf; 
Afch-preuffifchen Plans eine Blöße zu geben ‚wenigfiens 
nicht Anlaß oder Vorwand zu bitterm Tadel, im Ans. 
geficht der brittifchen Mation, Die fletd gencigt ift, die 
Partei des Schwachen oder Unglücklichen zu ergreifen. 

Zu gleicher Zeit offenbarte fi von Seite des 
Königs von Scachfen eine unerfchütterliche Weige: 
rung, feinem altväterlichen Staatserbtbeil gutwillig 
den Rücken zu Eehren, ſelbſt nicht gegen den in Bora. 
fhlag gefommenen Empfang eines anfehnlichen Lans 
desbezirks mit 7 bis Boo,ooo Einwohnern in Weftphas 
len und am linterrhein, mit der Reſidenz zu Bonn 
oder Münſter. Bande der Verwandſchaft, der Politik, 
des Eigennuged, der Pflicht „ verichafften ihm Für; 
fpresher jeder Art und jeden Geſchlechtes. 

Eine Reihe von Flugſchriften, für oder wi; 
der die Vereinigung Sachſens mit Preuffen, fand 
Eingang in die Eougreßfladt. Manche der legten Urt 
ſchienen freieren Lauf zu erhalten; wurden da zum 
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Theil vieleicht gedruckt oder nachgedruckt. Allen war 
gemein, daß die groffe Frage darin aus dem Geſichts⸗ 
puncte des Völkerrechtes weniger, als aus demjenigen 
der Convenienz, der Politik und der Gittenichre, bes 
trachtet ward. Keine ſchien dazu gemacht, die Gemü— 
ther zu befänftigen, noch weniger, das drohende Unge: 
witter zu befhwichtigen. Für Feſtſetzung und Beurs 
tbeilung des Streitpunctes, dienen am mciften, zwei 
noch ungedrucdte Abhandlungen , Die eine für, Die 
andere wider ). In den mündlichen Unterbals 
tungen des Publicums bemerfte man, mic bei jedem 
groſſen politifchen Zwifl, Zeloten auf der einen, Zeloten 
auf der andern Seite, in der Mitte ein Häuflein gemä- 
fister Männer, geneigt für die Sühne zu arbeiten y 
wo fich Gelegenheit fand. 

Nun war der Zeitpunct eingetreten (December), 
wo jeder Theil ich fagen mußte, die Unterbandlung 
über Sachfen und Polen habe ihre höchfle Spige erreicht. 
Es war hohe Zeit, aufbeiden Seiten für einen unfrieds 
lichen Ausgang, Mittel und Erfolg-zu berechnen. 

Sn Deftreich, Breuffen, Rußland, Polen, 
fanden fchlagfertige Heere, und in den Staaten 
derteutfchen Könige und Fürften konnte der 
eine und der andere Theil, jeder in dem ihm anhän— 
genden Bezirk, flreitfertige Truppen&orps in Furzer 
Srift finden. Der franzöfifche Kriegsminifter gab 
auf Talleyrands Anfrage: wie flarf dad Heer fey, mit 
welhem Frankreich im Nothfall aufzutreten: vers 
möge? die Antwort: 150,000, doch fo, daß die ine 


*) Die eine: Expose de la marche du Roi de Saze. 
Die andere: Ucher Sachſens Vereinigung mit Preuffen. 
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Hälfte ſechs Wochen, die andere drei Monate nach 
erfolgter Kriegserklärung flreitfertig, wenn gleich 
noch nicht anweſend auf dem Kriegsfchauplag, feyn 
fonne. 

Aus England, wohin der eine Theil hoffnungs— 
vol feinen Blick wendete, war eine feſte Erklärung 
für bedeutende Kriegshülfe Durch Flotten, Kriegäheer * 
und — Geld, nicht zu erlangen. Sehr befchräntt 
waren, aufdem Eontinent, überall die groffen Elins 
genden Hulfsmittel; und daß mit Papiergeld 
allein, oder auch nur zum groffen Theil ‚nicht8 anszu⸗ 
reichen fen, konnte und durfte man ich nicht verhehlen. 

Sranfreichd Kriegshülfe, zumal bei einem 
Blick auf die linke Rheinfeite, war, felbft für feine 
eisrhenanifchen Bundesgenoſſen und für die Sicherheit 
Seutfchlande, nichts weniger als ungweideutig. In 
Dberftalien zeigten fih Spuren einer, wie es 
fhien, weit verbreiteten, und vielleicht in kurzer Zeit 
noch weiter um fich greifenden Gährung, fogar eine 
Verſchwörung gegen die neue, meder binlänglich bes 
feſtigte, noch ganz feft beftimmte Ordnung der Dinge. 
Schon war man genöthigt, mit firenger Entfchloffens 
beit fchleunig entgegen zu wirfen. Auf Neapel unter 
Mürat war schon deßwegen, fo wie überhaupt, nicht 
zu zählen; am wenigſten im Fall einer Ungunſt des 
Kriegsglücdes. Daffelde galt von der polnifchen 
Ration, theilmeife unter dem Scepter oder der Ders 
waltung aller drei Mächte. Don den Sachfen nicht 
weniger. 

Ueberhaupt konnte der Krieg den Völkern, die 
er traf, nach fo vielen Jahren des bitterften Ungemachs, 
leicht unerträglich werden, und ein durch fo viele, 
lange und groffe Leiden hervorgerufener Völkerun— 
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wille konnte Wirkungen hervorbringen, bie auffer 
aller Berechnung der Eabinete lagen. 

Demnach Fonnte, oder vielmehr mußte, ein erns 
fer, ruhiger Ueberblick der eigenen und fremden Lage, 
jeden Theil auf Gefinuungen des Friedens leis 
ten, und auf das Beſtreben, einen Ausweg zu 
fuchen, auf welchem, ohne Alles nachzugeben und Alles 
zu fordern, beide Theile endlich in einem Punct, zu 
friedlicher Ausgleihung des langen Zwiſtes, zufams 
mentreffen mußten. 

Alfo geſchah ed. Beide Theile wichen, faſt gleichs 
zeitig, von der Spitze, zu welcher die Sachen hinaufs 
getrichen waren, allmählich abwärts. Der Wens 
depunct fiel in die erfte Hälfte des Februars. Früher 
eingetreten, hätte Buonaparte höchſtwahrſcheinlich 
fein Invaſions Abeutheuer von Elba aus (2o. Febr.) 
noch nicht begonnen. Seine neueften Nachrichten vom 
Congreß, datirten fi Damals ohne Zweifel and dem 
Beitpunct, wo hier die Sachen noch auf ihrer höchften 
Spige fanden; und auf die Stimmung, melde auf 
dem Eongreß unter den großen Mächten herrfchte, war 
fein Unternehmen hauptfächlich berechnet). Dan 

weiß 





*) Der Verfaffer fah an demfelben. Tage, wo Buonas 
parte Elba verfich, wie durch das Wohnzimmer feines 
Sohnes zu Schonbrunn, ein Mann an der Seite de 
jungen Prinzen vorübergieng, als gehöre er zudem Kaufe. 
Auf feine Nachfrage, ward ihm die Antwort: es fey 
Graf Montesquion, Sohn der Dberhofmeiiterin des 
Pringen; er ſey it Tags vorher von Elba ges 

:fommen — Wäre der Anfchlag gelungen, in den 
nächftfolgenden Tagen din Prinzen zu entführen, fo würde 
diefer faft gleichzeitig mir feinem Vater in Frantreich 
angekommen ſeyn. 
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meiß nun mit Gewißheit, daß er in Wien Kundfchafter 
unterhielt. 

«Kein Krieg!« Dieß war der Vorbeſchluß, 
weicher endlich bei jedem Theil, aus der reiferen Ermä; 
guug der Dinge ingeheim hervorgegangen war, zum 
Heil der Völker, zur Ehre ihrer Beherrfcher. Diefen 
Entſchluggund den Ueberdruß, welchen ein mehr denn 
viermonatliches , faft fruchtloſes Beifammenfeyn der 
Monarchen und der EongregMinifter nothiwendig zur 
Folge haben mußte, einmal vorausgefegt, Eonnte und 
mußte jeder Theil ein befonnenes Nachgeben 
bei feiner Ehre und feinem Intereſſe verantworten. 

Die Separats und geheimen Artikel der 
YllianzBerträge, melde Preuſſen im Jahr 
18135 mit Rußland (Kalifh am 3% Februar), mit 
England (zu Keichendbah am ı4. Yun.) und mit 
Defireich (zu Töplitz am 9. Sept.) gefchloffen hatte, 
enthielten mehr nicht ald das DBerfprechen , daß die 
preuffifcheMonarchienahdem Werth ihres 
TerritorialBeflanded vor dem Krieg von 
23506, wieder hergeſtellt werden folle; nicht, Daß zu 
diefer Wicderherftelung gerade dad ganze Königreich 
Sacfen zu verwenden fey. Beſtand Rußland nicht 
auf feiner Forderung, alle Provinzen des Herzogs 
thums Warfchau mit fich zu vereinigen, erhielt Preuffen 
feine vorigen polnifchen Provinzen, alle oder zu beträchts 
lichem Theil, zurück; fo fanden fih an der Elbe, zwi- 
fhen der Elbe und dem Nhein, und auf der finfen 
Rheinfeite Reſtitutions Gegenſtände und Aequivalente, 
durch welche das in den AllianzVerträgen gegebene, 
ohnehin ſchon eben fo billige als gerechte Verſprechen 
gegen Preuffen , ohne Vereinigung des ganzen Königs 
reichs Sachfen mit ihm, vollſt ändig erfüllt werden fonnte. 

Klüber’s Urberfigr. € 
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Auch Fam in Erwägung, ob nicht durch Sachſens 
ſelbſtſtändige Fortdauer Preuffend politifhes Gewicht 
mehr Zuwachs erhalte, ald durch Vereinigung Sachs 
ſens mit ihm. Wenn es den TerritorialWerth von 
Sachſen anderswo erhielt, und mit dem fächifchen 
Landesbezirf auf der rechten Elbeſeite nebft den Feſtun⸗ 
gen Wittenberg und Torgau, zu Dedung dee Haupt: 
ſtadt Berlin, fi verflärkte, — was faft Feder für 
eine nicht unbillige, Mancher fogar für eine (politifch) 
unerläßliche Bedingung des Nachgebens von feiner und 
Rußlands Seite erkannte — fo war zugleich feine födes 
rative Macht, es ſey pofitiv oder negativ, vers 
ffärft. Denn für Preuffens Kriege, war Sachſen, 
vermöge feiner geographifchen und mindermächtigen 
Lage, zur BundesgenoffenfcHaft mit Preuffen genöthigt; 
wenigftend konnte es, in Preuſſens ungünftigftem Fall, 
wider dieſe Macht nicht Theil nehmen am Krieg. 
Verzeihung konnte auch der Perfon des Königs der 
Sachſen widerfahren, wegen feiner beharrlichen, über 
den Scheidepunct hinaus getrichenen Anhänglichkeit 
an Buonaparte; Verzeihung in und über einen Zeitz 
raum, wo und über welchen man fich uud Andern auch 
ſchon Manches verzichen hatte, und verzeihen durfte. 
Auf beiden Seiten hatte man die Ucherzeugung 
gewonnen, daß nur durch beiderfeitigeß, theil: 
weiſes Nachgeben friedlich zum Ziel zu gelangen fey. 
Wenn Rußland einwiligte, daß Preuffen einen Theil 
feiner vormaligen polnifchen Provinzen wieder 
erhielt, wenn Preuffen durch einen Theil von Sach: 
fen nicht nur für den erlittenen Länderverluſt, die 
noch fehlende Entſchädigung, fondern auch eine feftere 
militairifche Grenze gegen die Eibe hin erhielt — und 
auf mehr. foHen, in Beziehung auf Sachfen, Preufs 
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ſens Wünfche gleich Anfangs fich nicht erſtreckt haben, — 
fo waren vorläufig beide Theile zu gütlichem Abſchluß 
bereit. 

Es fchien nur noch nothiwendig, oder räthlich zu 
fen, den König von Sachfen zu bewegen, daf 
er freiwillig einer Webereinkunft diefer Art beitrete. 
In dieſer Abficht, und um ihm auch den Schein äufferer 
Sreiheit zu geben, ward er veranlaßt, ſich perfönlich 
in Die Nähe des Congreſſes zu begehen. Am aa. Febr. 
verlich er feinen bisherigen (feit dem a2. Oct. 1813) 
Aufenthaltsort , Friedrichsfelde bei Berlin; den 4 
März; fam er in Presburg an. | 

Am 7. März waren die Bevollmächtigten von Oeſt⸗ 
reih, Rußlaud, England, Preuffen und Sranfreich, 
in einer Conferenz auf gewiffe Buncte und Artikel 
übereingefommen, welche das Königreich Sachfen 
betrafen. Diefe follten dem König Friedrich Augufl 
zum Beitritt vorgelegt werden. Zudem Ende fendete 
man ihm am 8. März eine Congre$Ddeputation, 
beſtehend aus dem Fürflen Metternich, dem Herzog 
von Wellington, und dem Fürſten Talleyrand. Während 
einer Dreitägigen Anweſenheit, vermochten Die Abgeords 
neten nicht, den König zum Beitritt zu bewegen. 
Er antwortete ausweichend, und nahm Bedenkzeit. 
Eine Eonferenz mitfeinem Min iſt er der auswärtigen 
Angelegenheiten , hatte eben fo wenig den erwünfchten 
Erfolg. Diefer erklärte, in einer den Abgeordueten 
kurz vor ihrer Mückreife zugefendeten Note vom 11. 
März, der König könne die Gültigkeit der von den 
fünf Mächten belebten ZerritorialAbtretung nicht aners 
kennen. Jetzt, da er feine Freiheit wieder erlangt, 
müſſe man mit ihm unterhandeln, und Über fein 

€ a 
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Intereſſe in aller Beziehung. Ohne feine Einwilligung 
tönne man über feine Rechte nicht verfügen, und feine 
Staaten dürften nicht als erobertes Land betrachtet 
werden; denn es habe nicht von ihm abgehaugen, der 
Sache der Verbündeten beizutreten. Ernehme die Ver⸗ 
mittlung derjenigen Mächte an, die bis jegr Theils 
nahme für ihn gezeigt hätten. 

Die Abgeordneten hielten für nöthig, augens 
blicklich hierauf durch eine Gegen Rote zu erwicdern, 
der fächfifche Miniker habe ihre Erklärung in der Cons 
ferenz mißverflanden, wenn er das Erbieten einer 
Vermittlung fo geradezu auuehme. Gie hätten 
bloß erklärt, daß fie bei dem Inhalt des dem König 
überreichten wiener Cougreß Protocolls vom 7. März 
Reben blichen. Dieſes befage aber ausdrüdlih, daß 
‚Defkreichs Vermittlung (über gewiſſe Nebeu Puncte) 
eher nicht ſtatt haben fünne, als bis der König eine 
förmfiche BeitrittsUr kunde eingereicht habe, 
in Beziehung auf die Abtretungen und Beflimmungen, 
worüber die fünf Mächte übereingefommen feyen. 

Die Abgeordneten, in der Nacht vom zı. auf 
den 12. nach Wien zurückgekommen, fanden hier den 
Eongreß in flarker Bewegung, über die Nachricht von 
Buonapart,e's Einfall in Frankreich; ein Er— 
eigniß, welches man ſchon ſeit dem 7. März gefürchtet 
hatte, wo die Nachricht von der Eutweichung aus 
Elba, in Wien eingetroffen war. Nun war über die 
Berichtigung der fächfifehen Sache, fo wie der übrigen 
nothwendigſten CongreßAngelegenheiten,, fernerhin 
feine Zeit zu verlieren. In einer alsb ald (12. März) 
gehaltenen Verſammlung der Bevollmächtigten der 
fünf Mächte, gaben die Abgeordneten Bericht von 
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den Begebenheiten ihrer Sendung nach Presburg. 
‚Man beratbfchlagte darüber, und fam einmüthig 
überein, dem Protocol Folgendes einzuverleiben. 
«Der König von Sachſen mißfennt gänzs 
li die Lage, worin er fih zu den Mächten 
befindet, wenu er glaubt, er Fünne wieder 
im Befig feiner Freiheit, die Gültigkeit der 
von den Mächten unmiderruflich feſtgeſetzten 
Verfügungen über Sachfen anfechten, und eine 
neue Unterhbandlung durch einen Bevoll: 
mächtigten von feiner Seite anfnüpfen. Dem; 
nach kommen die Mächte aufs Neue überein: 
daß derjenige Theil Sachfend, welcher bes 
fimmt ift unter der Dberherrfchaft Sr. Mäjeſtät 
des Könige von Sachſen zu bleiben, demfelben 
eher nicht zurücgegeben werden fol, als 
bi8 Se. Majeftät Ihre vollffändige und 
gänzlide Zuſtimmung zu den in Presburg 
Ihnen -eingehandigten Artikeln werden erflärt 
Haben ; daß vor Erfüllung diefer Bedingung 
von Unterhbandlung mit einem von Ihnen 
ernannten Bevollmächtigren Die Rede nicht feyn 
kann; und daß die Unterhandlung, für welche 
der öftreichifche Hof feine Vermittlung zus 
geſagt bat, nur flatt haben Fann für die 
nöthigen Beflimmungen, welche in dem B., 9. 
und 10. Artikel verzeichnet find, und nur nach 
den ebendaſelbſt feſtgeſetzten Grundlagen ». 
“Da der Mangel der Einwilligung, von 
Seite Sr. Majeflät des Königs von Sachſen, 
Schritte aufzuhalten nicht vermag ‚ welche gebies 
tend oprgefchrieben find, Durch Die wechfelfeitigen 
Rechte der Mächte, und durch Europa's Be; 


bürfniß, feine Ruhe gefichert zu fchen durch 
den Mebergang verſchiedener Länder au Diejenis 
gen Megierungen, welchen fie zugedacht ſiud; 
fo ift befhloffen worden: 

3) daß ohne Verzug diejenigen Landes: 
theile Sachſens, welche unter preuſſiſche 
Hoheit kommen, von denjenigen getrenut 
werden ſollen, welche Sr. Majeſtät dom König 
von Sachſen bleiben; 

2) Daß Se. Majeſtät der König von Preuſſen 
für immer Befitz nehmen wird von dems 
jenigen Theil Sach ſens, welcher ihm durch 
gegenwärtige Beflimmungen überlaffen if; 

3) daß dasjenige, was Sr. ſächſiſchen Majeftät 
bleibt , unterdeffen der proniforifhen Re— 
gierüng Sr. preuffifhen Majeſtät unters 
worfen bleiben foll». 

«Die Herren Bevollmächtigten haben hierauf, 
bei genauerer Prüfung der Note des Herrn 
Grafen von Einfiedel, *) wahrgenommen, 
daß man, um dasj Benehmen des Könige zu 
rechtfertigen, fih darin Verfchweigungen und 
Behauptungen erlaubt hat, welche der Wahrs 
beit ber Thatſachen widerfireiten. Es wird 
dgrin gefagt : 

«e8 habe von Sr, ſächſiſchen Majeſtät nicht 
« abgehangen, weder am Anfang des großen 
« Kampfes , noch während feines Forts 
a ganges, der Sache der Verbündeten beis 


nn 


=) Königliche fähffgen Minifert der autwärtigen Angeles 


genheiten, Die Rote ir datirt Presburg den 21. Märg 
815, 
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azutreten, fo aufrichtig auch Dero Verlans 

«gen hiernach gewifen ſey, welches Sie 

« unzweideutig an den Tag gelegt hätten, 

« und zulcgt noch durch. förmliches, an die 

«verbündeten Souveraine geridteted Bes 
< gehren ». 

«Gleichwohl ift allgemein befannt, Daß, wenn 
der König von Sadfen einer Allianz, die allen 
feinen Pflichten und feinem ganzen Intereſſe fo 
durchaus zumider war, beizutreten gezwungen 
worden it, er bei folcher ganz nach eige, 
nem Willen beharrt hat, nachdem cr auf 
die edelmüthigſte und freundfchaftlichite Weiſſe 
war aufgefordert worden, dDiefelbe zu verlaflen, 
zu einer Zeit wo er perfönlich frei war, und 
wo Nußland und Preuſſen den größten Theil 
Sachfens in Befiß hatten; daß er nicht bloß 
Dabei beharrt Hat, fondern daß er fogar fo zu 
reden von Neuem zu derſelben zurüdge: 
kehrt ift, indem er recht mit Borfag dir Frei— 
ätte verließ, welche die wohlwollende Weis: 
beit einer der verbündeten Mächte, *) damals 
neutral, ihm bereitet hatte; daß diefe Nücd: 
fehr zu dem graufamfleu Feinde bes 
jenigen Landes, an welches fo viele Betrach— 
tungen ihn Hätten feſſeln follen, eirzwungen 
nicht genannt werden Eanıı , weil die Macht, 
‚welche damals feine Reutralität ®hügte , ihm 
zugleich feine Staaten garantirt hattd; 
daß er durch dieſes Benehmen eine wichtige 
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Feſtung in die Hände des Zeindes brachte, 
und, zum Unglüc feiner eigenen Staaten, 
Teutſchlands und Europa's, den unſeligſten 
Kampf verlängerte; und daß er den ſieg⸗ 
reihen Mächten fein Bündniß dann erft 
anbot, ald feine Staaten erobert, und 
er feld zum Kricgsgefangenen gemacht 
ware. 

« Zufolge diefer gedrängten Darfichung, wo⸗ 
rin man ſich nur an die auffallendften Thatfachen 
gehalten hat, während alle übrigen mit Still⸗ 
ſchweigen übergangen wurden , hat man, da die 
Mächte nicht zugeben können ‚daß cine Nechtfers 
tigung des Königs von Sachfen ein falfches 
Licht auf ihre Handlungen und Abfichten werfe, 
beſchloſſen, eine Aut wort auf diefe Note vers 
faffen zu laffen, worin das Benehmen Gr. fächs 
ſiſchen Majeflät nach der ganzen Wahrheit der 
That“ hen und der Verhandlungen dargefteilt 
werden fol, um zu verhindern, daß die öffent: 
liche Meinung von Europa niche irre geleitet 
werde». 

Auch erflärte Lord Cafllereagh, anf 20. März, 


in dem Unterhaufe des englifchen Parlamentes, daß, 
nach den Grundfägen der Eroberung, Nicht# leichs 
ter zu rechtfertigen fey, als die Trennung eines 
Theils von Sachſen. Der König von Sachſen habe 
ganz zulegt, und erfi nach der entfcheidenden Schlacht 
‚von Leipzig, fih zu der Sache der Verbündeten ges - 
meldet. Preuffen habe auf feine andere Art, als durch 
einen Theil von Sachſen, können befriedigt werden. 


Der König von Sachfen, nad einer Bedenk⸗ 


zeit von ſechs Wochen, der EongreßStadt näher gefoms 
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men, *) vermochte es endlich über ſich, dem Willen 
der füuf Mächte fi zu fügen. Schon am 6. April hatte 
er fich vorläufig, in zwei fchriftlichen Noten, zur Eins 
willigung in die an ihn begehrten TerritorialAbtretuns 
gen bereit erklärt, wenn man ihm gewiſſe, , fogleich 
namentlich angezeigte Bedingungen zugefleben wolle. 
Berfchiedene von diefen wurden, mehr oder weniger 
eingeräumt, und fo fam ed endlich mit ihm zum Abs 
Schluß. Das Dpfer war groß und ſchmerzhaft, aber es 
mußte gebracht feyn. Die fünf Mächte waren uner: 
fehütterlich in ihrem Willen. Die Nüftungen wider 
Buonaparte waren ungeheuer , und fihienen einen 
günftigen Erfolg zu verbüraen. Ein folches konnte, 
wenn der König jegt nicht eingemwilligt hätte, für 
ihn noch fchlimmere Folgen herbeiführen. Alles wohl 
und reif erwogen ,„ war das GSicherfic ſich in den 
Willen der Mächte zu ergeben, um noch zu retten, 
was für jegt zu retten moglich, aber fehr wahrfchein‘ 
lid ganz verloren war, wenn der König bei feinem 
Widerfpruch noch Sänger beharrete. Sicgte Buonaparte, 
was wenigſtens nicht unmöglich war, fo Fonnte ohne: 
dem Alles wieder gut gemacht werden. Betrachtungen 
diefer Art, und ihm von mehreren Seiten wiederholt 
gemachte, dringende Vorſtellungen mochten es feyn, 
durch welche der König endlich ſich überwältigt und 
dahin gebracht ſah, durch einen mit Preuffen zu Wien 
am 18. Mai gefchloffenen Friedens Vertrag in die 
verlangten TerritorialAbtretungen förmlich 
einzuwilligen, auch feinen Mechten auf dad Herzogs 
thum Warfchau feierlich zu entfagen. 


*) Er kam nah Larenburg bei Wien, am 2. Mai. 
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Bir können diefe Neberficht der langwierigfien 
und wichtigfien Congreßlinterhandlung, um 
welche bis zu ihrem Eude faft ale Verhandlungen wie 
um eine Achfe ich zu drehen ſchienen, nicht fchlieffen 
ohne eine Bemerkung, twelche vielleicht allgemeiner 
gefühlt ald deutlich erfannt ward. Was allgemein in 
ganz Europa ungern gefchen war, die lange Verzö⸗ 
gerung des Congreſſes dur die Unterhandlung über 
Sachſen und Polen, ward die Rettung von Europa, 
Durch ſie und feinen feften Glauben an einen in Güte 
nicht zu beſeitigenden Zwift unter den gröfferen Mächten, 
ward Buonaparte verleitet, gerade zur Unzeit für 
ihn, mit feinem politifchen Wageſtück loszubrechen. 
Europa war noch verfammelt. Es Fonnten die wirks 
famften Gegenmittel augenblicklich verabredet, und in 
der Färzeften Zeitfrift an den Drt der Gefahr gebracht 
werden. Dazu wäre aufs Wenigfte Die vierfache Zeit 
nöthig geweſen, wenn allenthalben erft von Haufe aus, 
die Abrede unter allen gröfferen und Eleineren Mächten 
hätte gefchehen müflen; ein Verzug, während deffen 
die Macht des Abentheurers ſich, vieleicht auf immer, 
wieder befeftigt hätte. Auch ward feine Uebereilung 
das Eräftigfie Mittel, den Eongref zum Ziel 
su führen. Denn die gemeinfame Gefahr bewirkte, 
dder befchleunigte die Vereinigung der groffen Mächte 
fiber die wichtigfien Congreß Begenſtände, und es fam 
wenigſtens zu mehrfacher Nebereinfunft, deren Abfchluß, 
dhne jenen Fall aus den Wolfen des politifchen Hims 
mels, wahrfcheinlich fo bald noch nicht und ganz anders, 
vielleicht zu Wien noch gar nicht, flatt gehabt Hätte. 

DasWichtigfte, mad undwie, während und 
nach der Unterhandlung über Sachſen und Polen, auf 
bem Eongreß verhandelt warb, befteht in Golgendem : 
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In Mdficht auf die Sitzungen der CongreßBe⸗ 
vollmächtigten, unterfchied man enropäifche Auges 
fegenbeiten überhaupt, und teutfche indbefondere. 
Im Gegenfag der erfien, verſtand man unter den Ich; 
ten folche, für welche Bevollmächtigte teutfcher 
Staaten eigene Sigungen hielten. — Die fogenannten 
europäifchen Sißungen waren von zweifacher Art: 
Fur gewifle Augelegenbeiten verfammelten fich bloß Die 
Bevollmächtigten der fünf Mächte, das beißt, Defls 
reich, Rupland, England, Frankreich, Breuflen. Für 
andere Augelegenheiten, hielten die Bevollmächtigten 
derjenigen acht Mächte Conferenzen, welche dem 
yarifer Frieden vom 3. Mai 1844 unterzeichnet hats 
ten, oder ihm beigetreten waren, das heißt‘, Oeſtreich, 
Nusland; England, Preuffen, Frankreich, Spanien, 
Portugal, Schweden. 

Teutfche Sigungen hielten Anfangs (Dct. und 
Nov.) bloß die Bevollmächtigten von Deftreich , Preufs 
fen, Baiern, Hannover und Wirtemberg. Gegen das 
Ende des Congreſſes (Mai und Jun.) gefhah ed von 
den Bevollmächtigten Oeſtreichs Preuſſens und aller 
teutſchen Könige, ſouverainen Fürſten und freien 
Städte, mit Ausnahme von Wirtemberg und Badens 
welche fich Dabei nicht vertreten lieffen- Die Fürften von 
Sfenburg und Leyen waren ausgeſchloſſen, weil die 
verbündeten Mächte ihnen wegen ihres Verhaltens zu: 
Sranfreich feine Verzeihung gegeben hatten. 

Aufler den europälfchen und teutfchen Sigungen ; 
wurden noch CommiſſionsSitzungen gehalten. 

Zum Bräfidenten Des Congreſſes ward der 
Zürft von Metternich, erſter Bevollmächtigter von 
Deftreich,, einmüthig erbeten, in der Sigung der Des 
volmärhtisten der acht Mächte vom Sa. October. Der 
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Fürſt nahm in der Sigung des folgenden Tages, mit 
Erlaubniß des Kaiſers, Diefe chrenvolle Stelle an. 
Einfimmig, wie die Wahl, war das Urtheil, daß er 
durch Würde, Klugheit, Mäfigung und Wohlwollen, 
das in ihn gefegte Vertrauen gerechtfertigt habe. 

Zu Führung der Protocolfe, für die fo ger 
nannten europäifchen Sigungen der acht und der fünf 
Mächte, für die teutfchen Sigungen, für die Sigums 
gen der verfchiedenen CougreßCommiſſionen, wurden 
verfchiedene General®ecretäre erwählt, Männer 
von bewährter Einficht, für jede Art von Sigungen 
Einer. Diefer allein führte das Protocol, wovon nachs 
ber jeder Theil, von welchem in der Sitzung einer 
oder mehrere Bevollmächtigte erfchienen waren, bes 
glaubigte Abschrift erhalten konnte. Micht in den Git, 
zungen ſelbſt, fondern erft nachher , wurden die meiften 
dieſer Protocole förmlich aufgefegt, dann aber, ges 
wöhnlich erſt in der folgenden Sigung, den gegenwärtig 
gemwefenen Bevollmächtigten zur Genehmigung und Uns 
terfchrift vorgelegt Aus dieſer Verfahrungsweiſe erflärt 
ſich, warum einzelne Abflimmungen in der Kegel nicht 
von den Bevollmächtigten ſelbſt zu Protocol dictirt 
wurden, oder werden fonnten, und warım der Inhalt 
ber Protocolle Die Verhandlungen fehr oft nicht fo fehe " 
im Einzeluen darſtellt, wie bie und da nach befons 
‚bern Gründen gewünfcht ward. 

Die CommiffionsSigungen waren fo verſchieden, 
als die CongregCommiffionen. Eine Prälimis 
närCommiffion, für Prüfung der Vollmach— 
ten aller an den Eongreß abgeordnieten Perfonen , 
ward, etwas fpät, am 30. Detober befchloflen, in 
ber Sigung der Bevollmächtigten der acht Mächte, 
welche ben parifer Frieden untergeichnet haben. Es 
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wurden fofort, Durch das Loos, drei Bevollmächtigte 
dieſer Minifer dazu ernannt, ein ruffifcher , ein groß; 
britannifcher,, cin preuffifcher. Dem Eongreß und dem 
gefammten Publicum ward von der Ernennung und 
Beſtimmung dieſer Commiſſion Nachricht gesehen , 
durch die fhon erwähnte Kundmahuug vom ı. Nos 
vember. 

Fürſt Talleyrand hatte, durch eine Note vom 
8. Detober, erflärt, der erſte geheime Artifel des parifer 
Sriedend ermächtige jene acht Mächte bloß, ih als 
eine Commifjion Darzuftelen, Die nicht zu entfcheis 
den, fondern nur die Fragen vorzubereiten 
babe, welche der Eutfeheidung des Congreſſes 
vorzulegen, feyen. Diefem gemäß, fehlug derſelbe Mis 
nifter , in einem Schreiben an. Lord Cafllereagh vom 
5. October, vor, Daß die Bevollmächtigten der acht 
Mächte bloß eine (allgemeine) Commiffion für 
Borfchläge bilden möchten, welche dem Congreß zu 
machen feyen (comite de propositions) , und daß die; 
felden Minifter zu Vorbereitung der Arbeiten, 
befondere Commiffionen ernennen möchten. Der 
erfie Theil diefes Vorfchlags fand Feinen Eingang, wohl 
aber der zweite. Ihm zufolge wurden nach und nach 
verfchicdene Haupt Commiffionen,Ausfchüffe 
oder Comité's niedergefeßt, Denen die Vorbereitung. 
beftimmter CongreßAngelegenheiten übertragen wurde. 
Es waren folgende. 

Bon dem Egmite für Errichtung und Verfaſſung 
des teutfchen Bundes, welches die fünf teuts 
fchen Mächte — Oeſtreich, Preuffen, Baiern, Han 
nover und Wirtemberg — für fich ſelbſt errichtet hatten, 
ehe noch die Prüfung der Bollmachten feftgefegt, ge: 
ſchweige denn erfolgt war, von feiner erfolglofen The; 
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tigfeit, von feinem Verfhwinden, nah dreizehn 
Sitzungen vom 1,1. Detober bis 16. November, if oben 
ſchon Meldung gefchehen. 

Ein zweites Comité beſchäftigte ich mit den 
Ungelegenheiten der Schweiz. Es befland aus Bes 
vollmäctigtenvon fünf Mächten; von Deftreih, Ruß: 
land, Sranfreih, Großbritannien und Preuffen. Es 
vollendete feine Arbeit in vierzehn Sigungen, vom 
24. November bis 19. März. Das Refulrat feiner 
Urbeiten war der Entwurf einer Dechararion, welche 
diejenigen Mächte, die den parifer Frieden unterzeichnet 
batten, an die Tagfagung und die Cantone zu erlaffen 
hätten. Diefe Erklärung ward genchmigt, und ging 
ab, unter dem Darum vom 20. März; ihr folgte noch 
eine nachträgliche Erflärung vom 29. März, woron 
weiter unten. 

Einedritte ECommiffion hieß die ſtatiſti— 
fehe. Sie befand aus Bevollmädtigten von fünf 
Mächten; von Oeſtreich, Rußland, Großbritannien, 
Frankreich und Preuffen. Sie vollendeten ihr Tagwerk 

in ſechs Sigungen, vom 24. December bis 19. Jänner. 
Ihr war eine Vorarbeit für einen der allerwichs 
tigſten Gegenftäude der Congreß Verhandlungen aufges 
tragen. Der Eongreß wollte und follte verfügen, über 
eine Reihe von eroberten undaudern Ländern 
oder Landesbezirken , welche entweder neu erworben, 
oder ihren vorigen Befigeru wieder überlaffen und anger 
rechnet, oder abgetreten, zugetheilt, vertaufcht, oder 
vertheilt wurden, oder werden follten. Bei Berfüs 
gungen diefer Art Fam, aufler andern politifchen 
Beziehungen, derfiatiftifche Werth jener Länder 
und Landesbezirke In Betrachtung ; eigentlich nicht 
Bloß Bolksmenge oder fo genannte Geelenzahl, 
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fondern auch Flächeninhalt und, mo nicht der moras 
lifche, Doch der politifche uud ſtaatswirthſchaftliche 
Werth der Einwohner und des Arcald. Damır man 
nun, bei den Unterhandlungen über dergleichen Vers 
fügungen, nicht aufgehalten würde Durch jedesmalige 
ſtatiſtiſche Erörterungen diefer Art, fo wurden folche 
ale vorbereitende Arbeit an eine hiczu ernannte Com 
miſſien verwiefen. 

Diefe folite, nach den beſten ſtatiſtiſchen Hülfs⸗ 
mitteln ‚fowohl gedrudten als ungedruckten, ſich über 
eine beflimmte Summe, und auch über die Bes 
fchaffenheit der Volksmenge (sous le rapport 
de quotite, etcelui dellespece ou de qualite») 
eine® jeden in Frage flegenden Landes oder Bezirks 
vereinigen. Ihre Angaben follten, bei den Unterhands 
lungen des Congreſſes, als einzig richtig und unwis 
derfprechlich gelten. Die Commiſſion befchränfte indeg 
dem VBernehmen nach nicht ohne höhere Beiſtimmung, 
ihre Verhandlung auf die fo genannte Seelenzahl; 
in die ſer Hinficht Tieferte fie, fo weit fie aus unges 
druckten Quellen gefchöpft hat, neue Ausbeute für 
die ZahlenGStatiftif. 

Der zweite Gefihtöpunct, welchen ihre Inſtruction 
vorſchrieb, hätte ohne Zweifel in noch gröffere Schwies 
rigfeiten verwickelt; ſelbſt dann, wenn man ſich auf 
beiläufige Beſtimmung des FinanzErtrags oder ber 
Staarseinfünfte hätte befchranfen wollen, es fey 
nun nach vorhandenen Staatsrechnungen, oder durch 
eine Durchſchnitt Multiplication der Einwohnerzahl,mwie 
3. B. in dem Königreich Wefphalen, in dem Jahr 1812 
im Durchfchuitt auf einen Kopf neun Gulden 513 
Kreuzer, indem Königreich Wirtemberg in dem Jahr 
1812 fechzehn Gulden 25 Kreuzer jährliche Staatsein⸗ 
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nahme kamen; oder, wie in verfchiedenen, zumal den 
gröſſern, teutfchen Bundesſtaaten *) jegt 6 bis 7 und 
mehr Gulden (in Hannover ſechs Gulden 21 Kreuzer) 
kommen, in Frankreich im Jahr 1813 nach dem erſten 
Budjet (von 1587 Mill. Fr.) vierzehn Gulden 564 Kreus 
zer, im Jahr 814 ungefähreilf Gulden, im Jahr 1815 
acht Gulden 563 Kreuzer, in den vereinigten Staaten 
von Rordamerifa im Jahr 1815 25 Franfen, in Engs 

land 190 Franken. 
Einer vierten Commiffion war, auf den 
Vorfchlag des franzöſiſchen erſten Bevollmächtigten, Die 
" Unterhandlung wegen Ubfchaffung de Schadens 
oder Negerhandels (traite des negres d’Afrique) 
übertragen. — Man belegte ihre Verhandlungen mit 
dem Namen befondere Sigungen oder Confes 
renzen, weil die portugiefifchen und fpanifhen Ges 
fandten Schwierigkeiten gegen die Ernennung eines 
Eomite’8 erregt hatten, worin auch Bevollmächtigte 
von Mächten ohne Eolonien erfcheinen follten. Judeß 
war e8 doch, der Sache nach, ein Eomite. — Großs 
Britannien hatte, infeinem erften ZufagArtifel zu dem 
parifer Frieden, von Franfreich ſich verfprechen laffen, 
daß dieſes auf dem Congreß mir ihm alle feine Kräfte 
vereinigen wolle, damit alle Mächte der Chriftenheit 
die allgemeine Abfchaffung Des Negerhandels feftfegten. 
Dieſelbe Macht betrieb dieſe wichtige Angelegenheit 
ganz vorzüglich auf dem Congreß. Die Commiſſion 
oder die Berfammlung von Bevollmächtigten, welche 
vers 


*) In eimem derfelben wurde, für das Jahr 1815, don 
einem Bruto Zehnten Ertrag von dreihundert Gulden 
7 Kreuzer, „weniger nicht alß zweibundere und funfzig 
Bulden Staus s und GemeindeAbgaben erhoben. 
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dermöge eines am 16. Jänner durch Stimmenmehrheit 
gefaßten Beſchluſſes, für dieſen Gegenftand befondere 
Sitzungen halten folte , beſtand aus Bevollmächtigten 
der acht Mächte, Deflreih, Rußland, Frankreich, 
Großbritannien, Spanien, Portugal, Preuſſen, Schmes 
den. In fünf Sigungen, feit bem 16. Jänner bis 7. 
Sehruar, vollendete fie, fo weit es ihr. möglich war, 
die ihr aufgetragene Arbeit. Das Refultat derſelben 
wird unten näher angezeigt werden. 

Einer fünften Commiſſion, am 10. Dec. aufden 
Vorſchlag des Fürften Talleyrand ernannt, ward die 
Bearbeitung einer Uebereinktunft für fe Freiheit 
der Schiffahrt übertragen, in Abſicht auf ſolche 
Fläſſe, welche verfchiedene Staaten trennen 
oder burchziehen, indbefondere den Rhein, Main, 
Neckar, die Mofel, Maas und Schelde. Bevollmäch⸗ 
tigte von Oeſtreich, Frankreich, England. und Breuffen, 
bildeten diefe Commiſſion. Für die Schelde, dann für 
den Rhein und deffen Nebenflröme, traten noch Bevols | 
mächtigte hinzu von Holland, Baiern, Wirtemberg, 
Baden, HeflenDarmfladt und Naſſau; zulegt auch 
noch von Kurheſſen. In zwölfSigungen, vom a. Febr. 
bis 24. März, vollendete fie ihre eben fo mühfame 
als wichtige Arbeit. 

Eine ſechſte Eommiffion, für eine Beſtim⸗ 
mung des Ranges unter den europäifchen 
Mächten, und für Alles was eine Folge .dies 
von if, ward am 10. December niebergefegt. Sie 
befand aus Bevollmächtigten aller oben genannten 
acht Mächte. Der Bericht diefer Commiſſion, ihre 
Borfchläge zu einem RangReglement enthaltend, ward 
am ı6. Fänner in einer allgemeinen Sigung ber Des 
vollmächtigten der acht Mächte vorgelegt. Nach vers 
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ſchiedenen Erörterungen hierüber, welche in der alfges 
meinen Sitzung vom 9. Febr. flatt hatten, ward die 
Commiſſion veranlaßt, mit Nlickficht auf dieſe Erörs 
terungen, einen Entwurf zu einer Uebereinkunft abzus 
faffen. Hierauf ward, in einer allgemeinen Sigung 
am 19. März, ein vonder Commiſſion abgefaßter Ent; 
wurf zu einer Nebereinkunft vorgelegt und gebilligt, 
betreffend bloß den Rang, welchen die diplomatiſchen 
Agenten ber gefrönten Souveraine (des tötes couron- 
nees) unter ſich zu beobachten hätten. Dem gemäß, ward 
der Haupt Acke des Congreſſes als Beilage ein Regles 
ment beigefügt, über den Rang unterden diploma, 
tifchen Agenten; wovon weiter unten das Rähere. 

Eine fiebente Commiffion, ebenfalls am 10. 
December ernannt, hatte zum Gegenftand , die Erör- 
terung der Anfprüce, welche die Königin Marie 
Louiſe von Etrurien auf Tofcana machte. Sie 
beſtand aus Bevollmächtigten von Oeſtreich, Rußland, 
"England, Frankreich und Spanien. Das Reſultat 
ihrer Bemühungen, liefert der 101. und 102. Artifel 
des Acte du congris. " 

Em achtes Comite ward, in der Sitzung der 
Bevollniachtigten der acht Mächte vom 15. November, 
ermädtigt, mitdem fardinifchen Bevollmächtigten 
und bem Deputirten von Genua über die Mirtel 
zu unterhaudeln, durch telche, bei der Vereinis 
sung Genna’s mit Piemont, dad Intereſſe des 
Königs von "Sardinien mit den Wünfchen und den 
Bedürfniffen der Genueſer zu vereinigen fig, und 
bieranf den Bevollmächtigten der acht Mächte den Ents 
wurf einer Uebereinkunft vorzulegen, enthaltend alle 
befondern Beſtimmungen über dieſen Gegenftand. Bes 
vollmächtigte von Defifeich, England und Frankreich, 
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waren Mitglieder diefed Eomite’d. Seine Bemühuns 
gen entfprachen den Erwartungen der Eommittenten.. 
Eine neunte Eommiffion, wozu Bevollmäch⸗ 
tigte von - Frankreich, Preuffen uud Holland ernannt 
waren, batte ſich mit Erörterung Dee Auſprüche gu 
befhäftigen, weiche auf dad Herzogt hum Douikt 
(on gemadt wurden; auf der einen Seite von einem 
Prinzen von Robans®uecmenene,.auf der andern 
von einem AdoptivSohn des. vorlepten Herzogs von 
Bouillon, Namens Philipp. d’Auvergne Ihr 
Vorfchlag ward genchmigt, und dem Acte du gongres, 
art. 69, einverleibt. 

Eine zehnte Commiffion, .ernaunt in der 
Sitzung der Bevollmächtigten der acht Mächte vom 9. 
Mai, hatte zu unterſuchen, 06 nöthig fey, eine neue 
Erklärung bekannt zu machen, in Beziehung auf 
die feit Bnonaparte's Einfall in: Frankreich zu 
Paris befannt gemachten Yuffäge Über die von den 
acht Mächten am 13. März gegen ihn und feine Anı 
bänger erlaffene Erflärung? Die Eommifflon antwors 
tete, daß ed üderflüffig feyu werde. Ihr Bericht 
ward jedoch, mittelſt eines Auszugs and dem Coufe— 
renz Protocol vom ı0. Mai, öffentlich bekannt gemacht. 

Eine etlfte Commiffion war von den vice 
verbündeten Mächten im April ernannt, mit den Des 
volmädtigtendervereinigten fouserainengirs 
fen und freien Städte. Teutfchlande einen 
Vertrag zuunterbandeln, überden Beitritt derlegten 
zu dem am 25. März unter den erflen abgeſchloſſenen 
Allianz Dertrag wider Buonaparte und deffen Anhän— 
ger. Diefer Beitrittpertragfam am 27. Apr. zu Stande. 

Einer zwölften@Commiffion mar, um die Mifte 
April, von Oeſtreieh, Rugtand und Preuſſen 
Da 
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‚eine Berathung und Unterhandlüng mit den Bevoll⸗ 
wmächtigten deewereinigten fonverainen Fürs 
Ken und freien. Städte Teutſchlands übertragen, 
über die Verpflegung der brei Armcen (vom 
Oberrhein, Niederrhein und ben Nicderlanden) für 
ben Krieg wider Buonaparte, über die Hülfsmittel 
gu ihrer Herbeifchaffung (TrausportMittel), 
und über dad ArmeeHoſpit al⸗ odes Lazarethivefen. - 
Das Reſultat war die Abſchlieſſung eigener Verträge 
und Verabrebungen, welche auf die genannten Gegeti- 
Hände fich beziehen. 

Aufferdem wurden noch verficheneReda etions 
Eommiffionen ernaunt; z. B. in der allgemeinen 
Sigung vom 12. März eine für Abfaffung des Acte du 
vongres, enthaltend dad Gauze der auf dem Congreß 
gemachten Beflimmungen, welche auß einem Bevoll« 
mädhtigten von jeder der acht Mächte, und aus drei 
Redacteurs en chef beſtehen folltez eine andere, in 
der fehlen Sigung der Bevollmächtigten der teutfchen 
Bundesglieder, für Abfaffung der teutfchen 
BundesActe,n.d. m. 

Auch hatte das Eomite welches im Anfang des 
Congreſſes die Bevollmächtigten fünf tentfcher Höfe 
für-die teutſche Bundesangelegenheit bildeten, fich in 
feiner dritten , vierten und dreizehnten Sigung (im 
Dctober und. Nopember) mit dem Plan befchäftigt , 
einen eignen Militär Ausſchuß niederzufegen, 
für Erörterung der künftigen MilitärVerfaſſung in 
Teutſchland. Er Fam nicht zur Ansführung. 

Die Riederfegung eineseigenen Comito's für die Am 
gelegenheiten Italiens überhaupt (comite pour les 
Aaires generales de lItalie) wardam 18. Nov. in einer 
Sigung der Bevollmaͤchtigten der acht Mächte, von dem 
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ſpaniſchen Bevollmaächtigten in Vorſchlas gebracht, 
aber nicht genehmigt. 
Während die neun erſten der oben erwähnten wolt 
Commiſſionen ſich mit Vorarbeiten beſchäftigten, und 
dieſelben zum Theil ſchon vollendet hatten, war man 
mit den definitiven Beſchlüſſen des Congreſſes 
wenig oder gar nicht vorgerückt. Noch immer war der 
Hauptſtein deß Anſtoſſes zu heben, die Beſtimmung det 
Schickſals von Polen und Sachſen. Die ganze 
ſichtbare: Thätigkeit, welche vom October bis in den 
Februar in dieſer Hinſicht ſich entwickelt hatte, war⸗ 
wie oben ſchon erwähnt, ein denkwürdiger Wechſel 
von Noten, die möglichſt geheim gehalten wurden, 
und auſſerdem fehlte es nicht an mündlichen Be— 
ſprechungen und Erflärungen hierüber, theils 
unter den anweſenden Souverainen von Oeſtreich;, 
Rußland und Preuſſen, theils unter ihren und den 
übrigen Bevollmächtigten derjenigen Höfe, welche ſich 
für dieſen Gegenſtand vorzüglich intereſſirten, wie 
England, Frankreich, Sachſen. Der lange Verzug 
und die allenthalben geäuſſerte Sehnſucht nach: ciuem 
emdlichen Reſultat, fiellte Die Geduld aller Haupt⸗ 
und NebenJutereſſenten auf eine berte Jrobe. Der 
Unmuth ließ fh, auf mehreren, Seiten und an 
verfchiedenen Drten, kaum mehr verhelen. Nur die 
Neberzeugung von dem allgemeinen dringenden Wunfch, 
Bedürfniß und Schufucht der. Bölker narh Ruhe, welche 
glüdlichermweife mitten in dieſem Hins und Herſchwan⸗ 
Een, ſelbſt in den höchſten Regionen ber Politik ſichtbar 
vorberrfchte, vermochte die Beforgniß eines endlichen 
unfriedlichen Ausganges zu mindern. 
In dieſer Lage der Dinge, war es ermünfcht, in 
der Sangen Zwifchenzeit der Prüfung und Unentfehlof, 
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fenheit, Gegenſtände zu finden.,: deren. Behandlung bie 
Leere einigermafen nüglich ausfüllte, und dem Congreß 
den duffern Schein von Thätigfeit nicht ganz entzog. 
Borzüglich gehörten dahin , auffer der Bereinigung 
Genua's mir den Staaten des Königs von Sardinien, 
die Befchäftigungen der oben erwähnten Ausfchüffe: 
oder Commiffionen. Indeß hatten auch diefe ihr 
Tagewerk vollbracht, als man über das groffe Hit 
Derniß noch immer nicht im Meinen war, 

Unter den gröfferen Gegenfläuden Eonnte man 
anr einen finden, für melden, ohne bedeutenden 
Widerſtand, einftweilen wenigſtens ein fefler Grund 
zu feiner künftigen Erledigung zu legen war. Geine 
Beftimmung Eonnte fir ein allgeni in merfbareg Lchends 
zeichen des Eongrefied um fo mehr gelten, Da feine 
hohe Wichtigkeit für die ganze gebildete Menfchheit, 
fiih nicht bezweifeln ließ. Es war die Abfchaffung 
des Negerhaudels, dieſes fehändlichen Gewerbes, 
welches ſo lange Zeit Afrika in Trauer verſetzt, Europa 
herabgewürdigt, die Menſchheit mit Kummer erfüllt 
hat. Auf Betrieb Lord Caſtlereagh's, der zu den 
nah bevorſtehenden Sitzungen des engliſchen Parlas 
ments wegeilen mußte *), und in dieſen wenigſtens 
mit einem der großherzigen brittiſchen Nation ange— 
nehmen Merkmal von CongreßThätigkeit auftreten 
wollte, kam am 7. Februar eine Erklärung der acht 
Mächte hierüber zu Stande **). Vermißt man auch 


*) Er verlieg Wien am 15. Kchruar, nahdem, um ihn 
abzulöfen, der Herzog von Wellington ale brittifcher 
Bevollmächtigter (1. Febr.) dafelbft eingecrorfen war; 

*) Man fehe auch des Verfaffers Einleitung gu den 
Verhandlungen des wiener Congreſſes, über Abfıhaffung 
des Negerhandels; in den Acten des wiener Congreſſes, 
Bd. IV. ©. 508 — 533, | 
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in diefer Erklärung noch eine feſte Uebereinkunft über 
ungefäumte allgemeine Abfchaffung des Schavens 
handele, fo wird man doch berechtigt, diefelbe als eine 
gercchte und Beilfame Grundlage einer folchen allges 
meinen, nicht mehr fehr entfernten Abſchaffung zu 
betrachten. 

Einftimmig. erklären darin die Mächte ihren Ab⸗ 
ſcheu gegen das Ungeheuer; erklären in dem Angeſicht 
von Europa deſſen Vertilgung für eine Maasregel, die 
ihrer beſondern Fürſorge würdig iſt; betheuern ihr aufs 
richtiges Verlangen, zu deren ſchleunigſter und wikrſam⸗ 
fer Ausführung alle Mittel anzuwenden, die in ihrer 
Macht ſtehen, und hierin den Eifer und diejenige Bes 
barrlichEeit zu zeigen, welche fie einem fo groffen und 
schönen Gegeuſtaude ſchuldig ſeyen; geben ihr Bedauern 
zu erkennen, daß Rückſichten auf gerechte Schonung 

er Intereffen, der Gewohnheiten und felbft der Bor 
ürtbeile ihrer Unterthanen, nicht fogleich jetzt einen 
beftimmten Zeitpunct für gänzliche allgemeine Ab. 
ſchaffuug dieſes Handels feſtzuſetzen erlauhen, ſondern 
daß ſie die ſes jeder Macht insbeſondere überlaſſen, 
und als einen Gegenſtand der Unterhandlung unter den 
Mächten für jetzt noch ausſetzen müſſen; doch geben ſie 
einander die Verſicherung, daß kein Mittel unverſucht 
bleiben ſolle, welches geeignet ſey, den Gang dieſer 
Unterhandluug zu ſichern nud zu. beſchleunigen, und 
daß diegegenſeitige Vorpflichtung, zu welcher 
fie ſich hiemit bekennen, cher nicht als erfüllt 
angeſehen werden folle, als in dem Augeublich, wo 
ein voliſtändiger Erfolg ihre vereinigten Bemü⸗ 
hungen werde gekrönt haden. — Vernahm man je 
von einem Völker Congreß Worte, bie fo. wie: dieſe von 
Herzen zu Horzen giengen? Möge der heilige Eifer, 
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‚der fie eingab, nie erfalten! Mögen fie in ganz Europa 
immer und immer wiederhallen, bis ihre Verheiffung 
dollkommen erfüllt iſt 9. 

‚Ein anderer Gegenſtand, deffen Erörterung eines . 
fo groffen Völker Congreſſes, eines folchen Orbis chri. 
stiani Senatus — mie einft die franzöſiſchen Gefandten 
zu Münfter, den weftphälifchen Friedens Congreß nann⸗ 
ten — nicht weniger würdig gewefen wäre als die Ab⸗ 
fhaffung des Negerhandels, ift das Unmefen, welches 
die afritanifchen Seerduber aufdem Mittel: 
meer fortwährend treiben. 

Mit brennendem Eifer nahm der englifche Admiral 
Sir Sidney Smith, hauprfächlich defimegen auf 
dem Eongreß anweſend, fich dieſes Gegenftandes an. 
Wer mochte bezweifeln, daß über diefen hochwichtigen 
Gegenftand ein Urtheil dem Mann gebühre, der ihn 
dreiſſig Jahre lang unablaͤſſig verfolgt hatte, auf feine 
See- und Heerfahrten, und während feiner diplomaz 
tiſchen Sendung bei der Pforte, und feines mehrfachen 

. Bufenthaltes in den an das Mittelmeer grenzenden 
Staaten, indbefondere feines Aufenthaltes unter den 
Nationen und Volksftämmen von Aſien und Afrika? 


*) In dem parifer Tractat vom 20. Rob. ıBı5, ers 
lären, in dem Zufadilrrikel Deftreih, Rußland, 
England, Preuffen und Frankreich, fie hätten allerfeits 

- fon: in ihren Staaten, ihren Unterthanen und Eolonien 
ohne alle Einfhränfung verboten, irgend einen Antheil 
an dem Regerhandel zu nehmen, und fie madıten ſich 
verbindlich, ihre Anftrengungen neuerdings dahin zu ders 
einigen, die in der Declavarion vom 4. Febr. 1815 öffents 
lich betannt gemachten Grundſahe zu endlicher Ausübung 
gu bringen, und duch ihre Gelandten an den Nöfen zu 
London und Paris ohne Beitverluft die wirkfamfen 
Mansvegeln verabreden zu Taffen , um dis gänzlice und 
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Er überreichte eine eigene Dentfchrift *) wegen Zers 
flörung diefed graufamen und fchändlichen Gewerbes , 
und der deßhalb zu ergreifenden Maasregeln. Er erbot 
ih zu dem Oberbefehl über eine Laud⸗ und Seemacht, 
beftimmt zur Yusrottung der afrifanifhen Seeräu— 
berei, wozu alle dabei vorzüglich intereffirten europdis 
(hen Mächte Eontingente zu flellen hätten. — Auch 
eine ächt zeitgemäfe, nur etwas zu ausführliche 
Drudfchrift eined ZTeutfchen (Friedr. Herrmann 
über die Seeräuder im Mittelmeer. Lübed 1815. 8.) 
fam in Umlauf, worin Die Bache in gehöriges Licht 
geflellt ward. 

In der zweiten Sitzung (20. Jan.) des Comite’& 
für Abfchaffung des Negerhandes, mufte Lord Cafts 
lereagd den nicht ungerechten Vorwurf hören, daß 

England fi allzu gleichgültig benehme, in Abficht 
auf die Seeräubereien der Babaresken. Höchſtens 
begnüge es ſich Damit, durch Gefchenke Achtung von 
ihnen für die brittifche Flagge zu erwirken. Und doch 
bedürfe es nicht des zehnten Theils der Anflrengungen, 
die man für Abfchaffung des Sclavenhandels anwenbe, 
um jene Seeräußer im Zaum zu halten, die, auffer 
dem Sachen s und Menfchenraub und dem Schreden, 
den fie auf dem Mittelmeer und bdeffen Küften ver: 
breiten, dafelbfi den Bewohnern und Scifffahrern 
vielleicht einft noch die Per mittheilen werden. Ein 
Unlgück, welches Jeden, aus welchem Lande oder von 


definitive Abſchaffung eines fo gehäffigen und den Befegen 

der Religion, fo wie denjenigen der Natur, fo laut 

. widerſprechenden Verkehrs zu bemerkitelligen. 

Acten des wiener Congreſſes, Bd. V, &.528. Schon, unter 

dem Datum, London den 31. Aug. 1814, hatte Sir 

Sidney Smith diefe Denkſchrift an mehrere Höfe ges 
fendet. Journal de Francert 1816, Ri. 23, 
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ſtändigkeit und Leutfche Freiheit begründen 
kann. Dem gemäß begehrten fie geradezu, daß der 
teutfche Eongreß, unter gehöriger Zuziehung aller 
Theile des Fünftigen Ganzen, nunmehr bald i gſt möge 
eröffnet, und auf demfelben die Gegenflände der fünfs 
tigen teutfchen Verfaffung, mittelft freier Berathung 
und Befchlüffe, mögen verhandelt werden. Ihr Bes 
gehren ward von Preuffen und Deftreich mit Beifall 
aufgenommen, auch erfüllt; doch erfi gegen Ende ded 
Eongreffes. 

In der Note vom 16. Mon. hatten diefe Bevoll⸗ 
mächtigten, auffer ihrer unmittelbaren Theilnahme an 
Errichtung und Einrichtung des Bundes, Deftreih® 


und Preuffens Leirumg der Verhandlungen über 


diefen Gegenftand, fodann die Einführung landäns 
difcher Verfaffungen mit wefentlihen Rechten 
in den Bundesflaaten, ein Bırnbeshaupt*) mit 
vollziehender Gewalt, und tabelfreie Bundes Ju⸗ 
ſtiz verlangt; auf eine andere Weife ſtehe Gerechtigs 
keit gegen Alle, Einheit der Nation, Dauerhaftigkeit 
und Stärke nach Auffen und im Innern, in gehöriger 
Vollſtändigkeit zu erreichen. Der hannöveriſche 
erſte Bevollmachtigte, an welchen fie ſich in diefer Abs 
ficht beſonders getsendet hatten, gab über ben Mans 
gel an Ausſicht zu Wiedereinführung der Kaifers 
würde hiflorifchen Auffchluß. Er meldete, Hannos 





) Auch eine Deputation der Gtandesgerren 
Hatte ‚den Kaifer von Oeſtreich, in einer am 22. Oct. 
gehabten Audıenz dringend gebeten, die Leutfhe Kais 
fermwürde wieder zu übernehmen. Acten des wiener 
Congreſſes, Bd, 2, Heft a, &.38. . 
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ver habe für zweckmaͤßig erachtet, Die dormalige teuts 
fe Reichſverfaſſung bei den jegigen Verhandlungen 
zur Grundlage zu nehmen. Es babe im J. 1806 dem 
öſtreichiſchen Hof, auf deffen Anzeige feiner Rieder 
legung der teutfchen Kaiferfrone, eriwiedert, daß es 
diefen Schritt al einen erzwungenen nicht anerkennen 
fönne, und daß es das Meich und deſſen Haupt, als 
den echten nach fortwährend anfehen werde. Es 
babe, feit Oeſtreichs Beitritt zu der großen Allianz, 
alle Mittel der Ucherredung angewendet, Deftreich 
zu bewegen, die te ut ſche Kaiferfrone von 
Neuem anzunchmen. Ueber Wiedereinführung 
der teutfchen Katferwürde, fenen dem 'parifer Frieden 
Unterhandlungen vorbergegangen. Andere Mächte 
Hätten bier auf jene Wiederherſtellung Feine Niückficht 
genommen, und Deftreich habe ſich fiber dieſen Ges 
genfland auf eine Art erklärt, Daß endlich in Dem pas 
rifer Frieden die Beſtimmuig gefommen ſey, »daß 
die unabhängigen Staaten Teutfchlande in ein füdes 
ratives Band vereinigt werden follten.» *) 

Auch wurden in jener langen Zwifchenzeit, vom 
16. Nov. bis a3. Mai, von öſtreichiſcher und 
preuffifcher Seite verfhiedene Entwürfe des 
Grundvertrags des teutſchen Bundes, aus 
führliche und kurze, in Umlauf geſetzt; von öſtrei— 
hifcher Seite zwei, im December und Mai; von 
preuſſiſcher Seite vier, zwei im Februar, einer im Ans 
fang Aprild, und einer im Mat. Ueberhaupt fehlte 
ed auf dem Eongreß ia an Entwürfen dieſer 





°), Diefer NotenWechſel findet 5 in ben m den wiener 
Congreſſes, Bb. 2, Heft 2, G. 1293. 


64 
mädtigten von Deitreich, Rußland, Großbris 
tannien, Frankreich, Preuffen, Spanien, 
Portugal und Schweden*) Ohne Verzug wur 
den die in dieſer Dinficht nöthigen militärifchen 
Maasregeln, zum Theil in Gegenwart der anwes 
fenden Souveraine, verabredet. Bald gleichzeitig, bald 
abwechſelnd, wurden hänfig politifhe, militärifche 
und adminiftrative, Eonfetenzen gehalten. In derſel⸗ 
ben Beziehung, fehloffen Oeſt reich, Rußland, 
Großbritannien und Preuffen, am a5. März, 
einen Allianz Tractat. 

Genehmigt ward diefer Traktat von dem britti⸗ 
fen Eabinet (15. April) mit einer denfwürdigen 
Einfhränfung. «Ge. großbritannifche Majefläte, 
ward hinzugefügt, »gebächten dadurch nicht die Vers 
pflichtung zu übernehmen, daß der Krieg fortzuführen 
fey, mit der Abfiht, Frankreich irgend cine 
befondere Regierung anzumuthen. Wie 
€ fchr auch der Prinz Regent wünſche, Ludwig XVII. 


wieder auf den Thron gefegt zu fehen, und wie fehr 
er 


4) Inhalt und Form dieſer Erklärung, gegen den 
Souperain von Elba undfeine Anhänger, haben 
bie und da Anlaß gegeben zu theoretifchen Erdrterungen. 
Suonapartes Einfall in Frankreich mit Kriegemannfchaft, 
und die Thatſache, dag mit ibm die frangöfiiche Nation, 
befonders feit der napoleoniſchen Rationaldarge auf dem 
Champ-de-mai, durch Wort und That wider ZudwigX VII. 
deffen Familie und die verbünderen Mächte, in die Schrans 
ten getreten, verdiente, in claffifchem Latein, eine völ⸗ 
terrcchtliche Grörterung:: vindiciae jurii ipum po- 
pulorumque Europac adversus Napoleonem Buona. 

arten et Franco-Gallos. Die Actenſtücke welche 
ſich darauf beziehen, findet man in dem K. und VI. 
Bande der Meren des wiener Congreſſes. 
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er auch, in Bereinigung mit feinen Bundesgenoflen, 
fich beſtrebe, zu einem fo vortheilhaften Ereigniß beis 
zutragen, fo halte er fih Doch zu Diefer Erklärung 
verpflichtet, ſowohl in Betracht deffen, was man dem 
Intereſſe Sr. allerriftl. Maj. ſchuldig fey, als auch 
in Gemäßheit der Grundfäge, nach welchen die großs 
britannifche Regierung ihe Benehmen unwandelbar 
beſtimmt babe «*). 

In dem genannten Allianz Bertrag der vier Mächte, 
wurden alle Mächte von Europa eingeladen, foldem 
beizutreten. Der Beitritt erfolgte von fafl allen 
chriſtlichen Mächten Europa’s, auch von allen teutfchen 
Sürften; zuletzt (im Auguſt) von Dänemarf. Mit den 
teurfchen Königen, fouverainen Fürften und freien 
Städten, wurden feit dem Ende Des März, Verbands 
Jungen gepflogen und Verträge gefchloffen , über 
Durhmarfh und Verpflegung der Truppen, über 
Transport: und Lazarethweſen, überdie Einrichtung der ., . 
ArmeeDeconomie, undüber dad Maas und die Art der 
Theilnahme jener teutfhen Staaten au dem Krieg. 

Um ſich Italiens mehr zu verfichern , erflärte 
der Kaifer von Deflreich (7. April) feierlich die Vereis 
nigung Der ihm zugefallenen italiänifchen Staaten mit 
dem öftreichifchen Kaiferflaat, unter dem Namen des 
lombardifch svenetianifchen Königreihe. Er verfügte 
zugleich: iiber die NegierungsBermwaltung diefer Staa⸗ 
ten, und übernahm (2. April) von feiner Tochter, der 
Kaiferin Marie Louife, die proniforifche Verwaltung 
der Staaten von Parma, Piacenza und Guaftalla, in 
eigenem Namen. 

Die Angelegenheiten der fchweizer Eidgenofs 


*) Acten dei wiener Congreſſes, Bd. U., ©. 290, f. 
Klüber's Neberſicht. € 
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ſenſchaft, dieſes für die Nuhe von Europa über 
haupt, und nun befonderd für den bevorfichenden 
Krieg wider Buonaparte fd wichtigen Staatenvereing, 
wurden nun ohne weitern Verzug, am ao. März, 
durch eine. Erflärung derjenigen acht Mächte, 
welche den parifer Frieden unterzeichnet hatten oder 
ihm beigetreten waren, beſtimmt, und der Eidgenoſ⸗ 
ſenſchaft die Anerkennung und Garantie ihrer immers 
währenden Neutralität, zur Bedingung ihrer 

förmlichen Annahme der in jener Erklärung enthaltes 
nen Beſtimmungen gemacht. Hierauf erfolgte von Seite 
der Tagfagung am 27. Mai, die feierlihe Annads 
me Hener Erklärung, mittel einer eigenen Afte. 
Eine nahträglihe Erklärung, betreffend des 
Königs von Sardinien Abtretung etliher Landes; 
Bezirke von Savopen anden Canton Genf, ward 
von ‚den genannten acht Mächten am 29. März an die 
Eidgenofienfchaft erlaffen, und von diefer fpäterhin 
(12, Aug.) ebenfalls angenommen. 

Schr bedeutend find die Bortheile, welche der 
Eidgenoffenfchaft durch die von ihr angenommene Ers 
Härungen der Mächte zu Theil wurden. Die Intes 
grität der nennzehn Kantone, nach dem Bes 
Hand vom 29. Dec. 1815, ward als Grundlage des 
fchweizer Bundesvereins anerfannt. Das Waadts 
land, das Territorium von Genf, und das Fürftens 
thum Neufchatel wurden der Schweiz von Neuem 
einverleibt; fie bilden drei Cantone. Waadt erhielt 
das Dappenthal wieder. Genf empfing von 
Savoyen einen Laudesbezirk mit ungefähr 8ooo 
Einwohnern, worin die StadtCarouge gelegen ifl, und 
von Fraufreih Freiheit der Straffe von Genf 
nah der Schweiz durch das franzöſiſche Gebiet über 
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Derfoir, und von Senf nah Peney *. Eben fo bewil⸗ 
ligte Savoyen die Communication zwifchen Genf und 
Wallis auf der SimplonStraffe, fo wie freien 
Ah für genfer Truppen von dem genfer} Ges 
nach dem Gericht Juſſy. Savopen erhielt das 
gegen Befreyung von Durchgangsßebühren für Waas 
ren und Lebensmittel, weiche aus feinen Staaten auf 
jener Straffe durch Wallis und Genf zichen. 
Deftreich überließ die Fleine Herrſchaft Razuns 
abermalan®raubünden. Das Bisthum Baſel 
nebſt Stadt und Gebiet Biel, warb dem Canton 
Hern zugetheilt **), mit Ausnahme verfchiedener 
Bezirke, welche theild an den Eanton Bafel, theils 
an Reufchatel fielen; Alles diefes unter gewiſſen 
Bekimmungen , in Abficht auf die Mechte der Eins 
wohner, die Aufrechthaltung des Verkaufs der Ratios 
nalgüter und der Aufhebung der Zehnten und Zinſe, 
die Errichtuug der EinverleibungsActen, die Einkünfte, 
die Peibrenten für den chemaligen Bifchof von Baſel 
und die Domherren, die Errichtung cined eigenen 
Bisthums. | 
Die Anfprüche der Kantone Schwig, Uri, Ums 
terwalden, Zug, Glaris, und Innerfihoden 
von Appenzell, wurden getilat durch cine Summe 
Gelded, zahlbar von den Cantonen Aran, Waadt, 
St. Ballen: und Tefin. Die Streitigfeiten über die 


*) Reue, für Senf vortheilhafte Beſtimmungen, enthält 
der-parifer Haupt Tractat vom 20. Nov. 1815, Art. ı, 
Rum. 3 u. 4. 

**) Die Vereinigungs Urkunde gwifchen dem Canton Bern 
und dem ihm zugewieſenen Theil des Biscnums Baſel 
famme Stade und Gebiet Biel, kam zu Baſel zu Stande, 
am 24. Wen, 1815. 

€a 
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von Bern und Zürich in England angelegten 
Geld Capitale, fo wie über die Bezahlung der hel⸗ 
vetifchen Schuld, über die voondernan Waadt 
geforderte Entfchädigung für die aufgehobe 
Lo.ds ober Löbergerechtfame, eine Art von | 
und über Die Leihrentengorderung des Fürft Abts 
von St. Gallen und feiner Beamten, wurden 
ausgeglichen. 

Der Beitritt zu der neuen BundesActe 
vom 31. März 1815, welchen mehrere Eantone feither 
noch verweigert hatten, ward bewirkt, dic fo genannte 
befondere Uebereinkunft vom 16. Ang. ıdıq, 
betreffend Die ſchiedsrichterliche Entfebeidung der Ean, 
tons Zwiſte, ald nunmehr überflüſſig, für nicht ges 
ſchloſſen erklärt, und eine allgemeine Amnefie 
feſtgeſetzt. 

Dagegen wurden die Landſchaft Beltlin und die 
Graffchaften Worms (Bormio) und Eleven (Ehias 
venna) nicht wieder Zugehör von Graubünden, oder 
der Schweiz. Deftreich erhicht folhe ohne daß die 
von ihm an Graubünden wieder abgetretene Herrfchaft 
Raznnd, die ihm auffer etlichen Gerechtſamen einen 
jahrlichen Ertrag von mehr nicht als ungefähr funfzig 
neuen Louisd’or lieferte, als Erfag dafür Eonnte bes 
trachtet werden. 

Don hoher Wichtigkeit für die gefammte Schweiz, 
ift die immermwährende Neutralität und die 
Unverleglichkeit ihre8 Gebiets, nad feinen 
neuen Grenzen. Sie ward ihr bedingungsmweife anges 
boten von den acht Mächten, in der wiener Erflärung 
vom ao. März, förmlich angenommen von der Tags 
fagung, in der Acceptationslirkunde vom 27. Mai, 
und, mittel feierlicher Acte, zu Paris am ao. Nov. 


——— 
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1815 anerkannt und gewährleiftet‘, nicht nur von den 
vier verbündeten Mächten, fondern auch von Frank; 
reih. Sie ward fogar erftrerft auf etliche angrenzende 
oder von fhweizer Gebiet umfchloffene, favoyfche 
Bezirke, die Provinzen Ehablais und Faucigny, und 
das ganze fapoyifche Gebiet nördlich von Uginc*). 
Die Angelegenheiten von Polen und Sachfen, 
welche die Thätigkeit des Congreſſes für andere Gegen— 
fände fo lang gelähmt hatten, erhielten nun endlich ⸗ 
ihre Erledigung. Die Angelegenheit von Polen ward 
beſtimmt durh Verträge, zwifchen Deftreich und 
Rupland, und zwifhen Rußland und Preufs 
fen, beide vom 3. Mai, zum Theil auch durch einen 
AdditionalVertrag diefer drei Mächte von dem; 
felben Tage, in Beziehung auf die Stadt Eracan. 
Die Erörterung über Sachfen, erhielt ihre Er: 
ledigung durch einen Friedensvertrag, welchen der 
König von Sachfen zu Wien am ıd. Mai, mit 
Breuffen, Rußland und Deftreich ſchloß. 
Auch erfolgte, von Seite des Königs von Sachſen, 
gleichfalls am 18. Mai, cine förmliche Erflärung über 
die Rechte der Fürften und Grafen von Schönburg 
in Sachfen. Der König verpflichtet fich darin, den 
Receß vom 4. Mai 1740 pünktlich zu halten, fo wie 
diejenigen Vortheile und Rechte anzuerkennen , welche 
ın dem teutfchen Bunde den gedachten Fürften und 





*) Art. 8 des von dem König von Sardinien mit den vier 
terbündeten Mächten, zu Wien am 20. Mai 1815 
gefchloffenen Bertragsd; Beilage Rum. ı3 zu dem Acte 
final du congres de Vienne. Tractat zwiſchen Frank⸗ 
reich und den verbündeten Mächten , gefchloffen zu Paris 
am 20. Nov. 1815, Art. 3. Bergl. Acten des wiener 
Eongreffes, Bd. V, S. 310, 324, 335 u. 329. 
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Grafen würden zugefichert werden; Doch unbeſchadet der 
Rechte, welche Sachfen über ihre Beigungen ausübt. 

Das Herzogthum Warfhau, mit Ausnah: 
me der nachher benannten Landestheile, ward unter 
dem Titel Königreich Polen, mit Rußland 
vereinigt, deſſen Beberrfcher davon den Titel Czar, 
König von Polen, annahm. Dieſes neue ruſſiſche 
Königreich oder Czaarſtwa, hat eine Bevölferung von 
mehr als dritthalb Milionen, die, nach der Beſchaf⸗ 
fenheit des Landes, eines ſtarken Zuwachſes fähig if. 
Die Vermehrung, welche Rußlands Streitkraft das 
durch erhält, ift bedeutend, nicht blos im Verhältniß 
zu der Pforte. ‘ 

Zugleich ward fefigefegt, daß die Polen insge⸗ 
fammt, Interthanen von Rußland, Oeſtreich und 
Preuffen, eine Repräfentation und nationale 
Einrihtungen erhalten follen, geordnet nach ders 
jenigen Art von politifcher Cxiſtenz, melde diejenige 
Regierung, der fie angehören, ihnen zu bewilligen 
für nüglich und angemeflen halten wird. 

Kaifer Alerander machte, ald König von Pos 
len, den Anfang hiezu. Noch aufdem Congreß errich⸗ 
tete er, unter dem Datum vom 13, (25.) Mai ıdı5, 
in 57 Artikeln gewiffe Grundlagen der Conſtitu⸗ 
tion des Königreichs Polen, welche der neuen 
interimiftifhen Regierung des Landes zu unabänders 
licher Richtſchnur und Befolgung dienen ſollten. Auf 
dieſe Grundlagen ward die neue polniſche Conftis 
tution, befiehend aus 165 Artifeln, errichtet, welche 
der Kaifer zu Warſchan am 27. Nov. 1815, aufdem 
in franzöſiſcher Sprache verfaßten Original, unters 
zeichnete, Diefe VerfaſſungsUrkunde athmet den Geift 
der Weisheit, der Duldung,, der Achtung für die Würde: 
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des Menfchen, und eines, allen Claffen von Unter 
thanen in gleichem Grad gewidmeten Wohlwollens. Der 
Kaifer erklärte darin, fo wie vorher ſchon in den ers 
wähnten Grundlagen (Art. 57), gemäß dem erſten 
Artikel der Congreß HauptActe, daß dad Königreich für 
immer und unauflöslich mit dem ruffifchen Reich. 
(nach dem Recht einer gleichen Realinion) vereinigt 
feyn fol, fomohl in feiner Perſon, als in derjenigen 
aller feiner Nachfolger und Nachkommen. Diefe neue 
polnifche Eonftitution, ward bei der nächften Feier 
des Geburtstages ihres Urhebers (24. Dec. 1815), zu 
Warſchau öffentlich befannt gemacht. 

Ein Theil des Herzogthums Warfchau, ward 
Preuſſen zuriichgegeben, unter dem Titel Grofßberzogs 
thum Poſen. Diefer Theil begreift in fich, Preuſſens 
polnifche Erwerbungen von 1772, die Stadt Theru 
mit einem für Diefelbe neu beflimmten Gebiet, das 
bisherige Departement Pofen, mit Ausnahme eines 
Theils des powigifchen und peyſeriſchen Kreifed, und 
den bis an den Fluß Proszna gelegenen Theil des Fali; 
ſchen Departements, mit Ausfchluß der Stadt und 
des Kreiſes dieſes Namens. Die Grenzen dieſes Groß; 
herzogthums, find in der SchlußActe des Congreſſes 
(Art. 21) genau beitimmt. 

Die Salzwerfe und das Gebiet yon Wieliczfa 
fielen an Deftreich. Rußland gab diefer Macht dir 
polnifchen Provinzen, Theile von OſtGallizien, zurück, 
welche es durch den wiener Frieden 1809 erhalten 
batte. 
Eracau ward für eine freie, unabhängige und 
fireng neutrale Stadt erflärt, mit einer Verfaflungs: 
urfunde, Akademie, Bisthum und Domcapitel; Allee 
unter dem Schug von Rußland, Deftreich und Preuffen. 





Für Podgorze bewilligte Deftreich Die Vorrechte einer 
freien Handelsfladt, wie Brody. — Vollfländige und 
allgemeine Amneflie ward allen und jeden Polen 
zugefichert *). 

Bon dem Königreich Sachfen famen mehr 
als zwei Fünftheile der Volksmenge **), und mehrrals 
die Hälfte des Slächeninhaltes an Preuſſen, unter 
Garantie von Deflreich, Rußland, England und Fran; 
veich. Diefer preuffifche Theil Sachfens, deffen Grenzen 
in der SchlugXcte des Congreſſes, Art. 15, beſtimmt 
find, begreift in ſich: die Niederlaufig, einen Theil 
der Dberlaufig , den Kurfreid mit Barby und Goms 
mern, einen Theildes meißner und des leipziger Kreiſes, 
den größten Theil der Stifte Merfeburg uap Naum⸗ 
burgZeitz, das ſächſiſche Mansfeld, den thüringifchen 
Kreis , das Fürſtenthum Querfurt, den neuflädter 
Kreis, den Eöniglich sfächfifchen Antheil an Henneberg, 
und die vogtländifchen Enchaven in dem reuffifchen Ge: 
biet, nämlich Blankenburg, Sparendberg, Blintens 





*) Aste du congres de Vienne, du 9. juin ı8ı5, art, 
1— 14. 


»e) Von 2,038,049 Einwohnern, welche, nach den Bendls 
kerungsliſten von 1812, das Königreih Sachſen ent: 
hielt, blieben bei dieſem, 1,182,744 Einwohner, und 
kamen an Preuſſen 855,305, oder, wenn man die ſchwarz⸗ 
burgiſchen Aemter Kelbra und Heringen hinzurechnet, 
864, 404. Schwarzburg behauptet jedoch, durch feinen 
Beitritt zu dem rheiniſchen Bund die Souverainität über 
diefe Aemter erlangt zu haben; indeß hat Preuffen davon 
Beſitz genommen. Diefe Aemter, mit 9,099 Einwohnern, 
find in obige Geſammtzahl der Bendlferung von 181% 
nicht eingerechnet. So verlor Sacfen von den fieben 
Kreifen der alten Erblande, Kelbra und. Heringen unge— 


rechnet, 414,669 , und von den Rebenländern 440,636 
Einwohner. 
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dorfund Gefäll; dieſes letzte ein wichtiger Grenzort, weil 
durch ihn Die Haupthandels- und Heerſtraſſe aus dem 
Preuſſiſchen nach Sachfen zieht, insbeſondere nachkeipzig. 

Deftreich verzichtete auf feine böhmifche Kehn: 
berrlichfeit über den preuflifchen Theil der beiden Lau— 
fiten, nur mit Vorbehalt des Rückfalls im Fall der 
Erlöſchung des brandenburgiſchen Hauſes. Auch vers 
zichtete Oeſt reich auf die böhmiſchen, von dem preufs 
ſiſchen Theil der Oberlauſitz eingeſchloſſenen Bezirfe. — 
Breuffen und Sachfen verzichteten wechfelfeitig 
auf jedes Recht oder jeden Anfpruch, welchen fie aufs 
ferhalb ihrer jet befiimmten Grenzen ausgeübt, oder 
auszuüben hätten. — Preuſſen verfprah Ausb: 
wanderungs: und Abzugsgeldfreiheit der Unterthanen 
in den abgetretenen Bezirken, fo wie Behandlung des 
Eigenthums nnd der Intereſſen derſelben nach liberas 
len Srundfägen, befonders in Hinficht auf die, wels 
che in den beiderfeitigen Ländern Güter befigen, auf 
den Seipziger Handel, und auf alle andere Gegenflände 
diefer Art. — Den geiftlicden Eorporationen und den 
Anftalten für öffentliden Unterricht wurden Eigens 
thum und Einfünfte, und deren Selbſtverwaltung ges 
fihert, auch zugefagt, daß fie deßhalb zu Feinen ans 
dern Staatslaften angehalten werden follen, ale fols 
chen, wozu andere Güter oder Einfünfte derfelben Art 
in dem Lande verpflichtet find, — Endlich ward all: 
gemeine Amneflie den Einwohnern und ausmärtigen 
Defigern inländifchen Grundeigenthums oder Einfoms 
mens zugefichert, in Anfehung jeder politifchen oder 
militäriſchen Theilnahme an den Ereigniffen feit Ans 
fang des durch den parifer Frieden geendigten Kriegs.*) 


. 





©) Acte du congres de Vienne, art. 19 — 22. 
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Dreuffenfegte feine fünftigen Territorials 
Verhältniffe, auffer den oben genaunten Verträs 
gen über Polen und Sachfen, noch durch verſchiedene 
andere Verträge fell; mit Hannover, dur Vers 
träge vom 24. Fehr. und 29. Mai; mit Naſſau und 
mir dem König der Niederlande, namentlich wes 
gen Abtrerung feiner naffau soranifchen Befigungen in 
Teutſchland, durch zipei Verträge vom 3ı. Mai; mit 
Sachſen Weimar, durch einen Vertrag vom ı. 
Junins; mit Deftreich, in Beziehung auf Territos 
rialBezirke am Rhein und Main, melde in öftreichi« 
Shen Befig übergehen folten, durch einen Vertrag 
vom 12. Junius. Den Eintauſch ShwedifhPoms 
merns und der Iufel Rügen, gegen Abtretung des 
von Hannover erhaltenen Theild des Herzogthums 
Lauenburg an Dänemark, und eine Summe Geldes, 
brachte Preuſſen zu Stande, Durch Verträge mit 
Dänemark vom 4. und mit Schweden vom 7. 
Juuius.) 

Die Abtretung des Herzogthums Lauenburg 
von Hannover an Preuſſen, veranlaßte eine Rechtes 
verwahrung von Seite des herzoglichen Gefammts 
baufes Anhalt. Dieſes Haus behauptet, daß ihm 
die Nachfolge in jenem Herzogthum gebührt habe, 
als im Jahr 1699 der Herzog Julius Franz zu Sach⸗ 
fengauendurg, der mit ihm von einem gemeinſchaft⸗ 





=) Faf alle obengenannten Verträge erhielten in der 
KHauptsoder SchlugNcte des Congreſſes, vom 9. 
Zun. ı8ı5, Betätigung. Die meilten wurden Dies 
fer Acte ald Beilagen angehängt, und für ergäns 
gende Theile derfelben erkläre (Art. 118). Der preufs 
fifasdänifhe Vertrag vom 4. Jun. ift abgedruckt in 
den Acten dei wiener Tonprefie, Bd. V, 6.50, 
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lichen Stammvater abſtammte, ohne Hinterlaffung 
männlicher Nachkommen geſtorben war. Schon hatte 
es in einer Denkſchrift, welche, mit einer Note vom 
7. Dec. 1814., den verbündeten Mächten war überge— 
Ben worden, feine Anſprüche auf Lauenburg in Anre⸗ 
gung gchracht, und darauf ungetragen,, daß ihm wer 
nigſtens angemeflene Entfchädigung gegeben werde. 
Als naher durch einen Vertrag vom 15. Febr. 1815, 
Hannover den Theil von Lauenburg, welcher auf der 
rechten Seite der Elbe liegt, an Preuſſen abgetreten 
hatte, 'erneuerte Anhalt, durch Noten vom 2. März 
1815, jenen Antrag, und verwahrte zugleich feierlich 
feine Rechte und Anfprüche. 

In Abfiht auf Preuffens TerritorialBer 
land, ward in der HauptActe des Congreſſes Folgens 
des feſtgeſetzt. Don feinen, durch den tilfiter Fries, 
den abgetretenen Provinzen, erhielt es wies 
der: den vorhin befchriebenen Theil des Herzogthums 
Warfhau, unter dem Titel Großherzogthum Pofen ; 
Stadt und Gebiet Danzig, den Eostbufer Kreis; Die 
Altmark; all feine im J. 1806 zwifchen Elbe, Wefer 
und Rhein gehabten Beſitzungen, mit Ausnahme von 
Ansbach und Baireuth; auch den Theil des Herzog: 
thums Kleve anf der linken Rheinſeite; Neufchatel 
und Balengin, nach der neueften Grenzberichtigung ; 
Desgleichen die Oberhoheit und Lehnherrlichkeit iiber 
die Graffhaft Wernigerode, die Schutzgerechtigkeit 
über die Grafſchaft HohenLimburg, und alle andere 
Gerchtfame und Anfprüche, die ihm vor dem tilfiter 
Frieden zugeftanden, und worauf es Durch andere Bers 
träge nicht verzichtet hat (Art. 25). 

Neue Länder und Bezirke erhielt Preufs 
fen, auf beiden Seiten des Rheins. Auf der re ch⸗ 
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ten Nheinfeite: den oben näher angegebenen groffen 
Theil des Konigreichs Sachfen*) mir Ausnahme der 
davon an SachſenWeimar (nad Art. 39) fallenden 
Larfdesbezirfe und Derter; von Hannover den Theil " 
des Herzogthums Lauenburg und die lüneburgifchen 
Aemter auf der rechten Seite der Elbe, fodann die 
Aemter Klöge, Elbingerode und Redeberg, nebſt den 
Dörfern Rüdigershagen und Gänfeteich (Urt.29); das 
bisherige Departement Fulda, nebſt einem Theil des vor. 
malisen buchiſchen Quartiers des Cantons RhönWerra 
(Mansbah, Buchenau, Wehrda, Lengsfeld), doch mit 
Ausnahme der Aemter Hammelburg nebſt Thulba und 
Saleck, Brüdenau nebſt Morfen, Saalmünfter nebſt 
Uerzel und Sannerts, auch eines Theild von dem Amt Bis 
berftein,, fo wie der Domaine Holzkirchen im Wirzburgis 
ſchen (Art. 40); Stadt und Gebiet Weglar (Art.42); das 
Großherzogthum Berg, nebſt den Herrſchaften Hardens 
berg, Broik, Styrum, Schöller und Odenthal; die Bezirs 
fe des Erzbißthums Cöln, welche zuletzt zudem Großher⸗ 
zogthum Berg gehörten; das Herzogthum Weſtphalen; 
die Grafſchaft Dortmund; das Fürſtenthum Corvey; 
verſchiedene ſogenannte mediatiſirte Bezirke **) in dem 





*) Davon wurden für Preuffen (Art. 16) folgende Tis 
tel flipulive: Herzog von Sachſen, Landgraf von Thüs 
ringen, Markgraf der beiden Lauſihen, gefürſteter Graf 
zu Henneberg. — Der König von Sachfen führt 
den Titel Markgraf der Oberlaufig fort; deögleichen we 
gen feiner Succeſſionsrechte auf die Befigungen der erne⸗ 
ſtiniſchen Linie, die Titel Landgraf von Thüringen und 
Graf zu Henneberg. 

©) Rünlic die Befigungen, welche die Fürften von Salıns 
Salm und SalmRyrburg, die Wilds und Mheingrafen, 
und der Herzog von Eroy, durd den Reichsdeputations⸗ 
Hauptſchlus von 1803 erhielten, die Herrſchaften Uns 
Holt und Sehmen, die Befigungen des Merzogs bon Loop 


77 


ehemaligen weflphälifchen Kreis, nach demjenigen Recht; 
verhältnig, welches die teutfche Bundes Acte für Die me⸗ 
diatifirten Länder feflfegt; was Preuffen von den vom 
König der Niederlande abgetreten erhaltenen, vormalis 
gen naſſan diezifchen Befigungen an den Herzog und den 
Fürſten von Raffaugegen andere Befigungen nicht ver: 
taufcht hat, nämlich das Furftenthum Siegen, nebſt 
den Uemtern Burbach und Neufirchen, mit Ausnah— 
me eines an Naſſau überlaffenen Bezirks mit 12,000 
Einwohuern,*) ferner die Aemter Hohenſolms, Greis 
fenflein, Braunfels, Freusberg, Friedewalde, Schüns 
Rein, Schönberg, Altenkirchen, Altenwied, Dierdorf, 
Neuerburg, Ling, Hammerſtein nebſt Engers und 
Hoddersdorf, Stadt und Gemarkung Reumwied, Kirch— 
fpiele Hamm und Horhaufen, und die Theile der Aem— 
ter DBallendar und Ehrenbreitfiein auf der rechten 
Rheinſeite (Art. 24.) 

Auf der linken Niheinfeise erhielt Breuffen 
den in folgende Grenzen eingefchloffenen Bezirf: vom 


x 





Corswaren, fo toeit fie nicht unter Hannover gehören, 
die Grafſchaft Steinfurch des Grafen von Bentheim, 
die Grafſchaft Redlinghaufen des Herzogs von Arenberg, 
die Herrſchaften Rheda, Gütersloh und Gronau bes 
Grafen von BencheimTellenburg, die Grafſchaft Ritt 
berg des Fürſten Kaunig, die Herrſchaften Neuſtadt und 
Giniborn des Grafen Walmoden, die Herrſchaft Kom: 
burg der Fürſten von SaynWittgenſteinBerleburg. 
Auch die Beſitzungen des ehemaligen unmitrelbaren Reichs: 
adeld, welche von prenflifchens Gehiet umgeben find, na⸗ 
mentlid die Herrſchaft Wildenberg ın dem Großherzog: 
thum Berg, und die Herrſchaft Schauen in dem Für⸗ 
ſtenthum Halberſtadt (Are. 43). 

°*) Diefer Bezirk ward von Raffau an Preuſſen wieder über: 
laffen, durch cinen zwifchen beiden gefibleffenen Vertrag 
vem 20, Hug. 1815. 
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Rhein bei Bingen angefangen, längs der Nahe aufs 
waärts bis zu deren Zufammenfluß mit der Glan ; dann 
auf diefer hin bis zu dem Dorf Medart oberhalb Lau⸗ 
terecken; bier von der Glan über Medart, Börſch⸗ 
weiler und Ringenberg bis zu der Grenze des Cantons 
Hermerskeil; von Ringenderg auf den CantonsGren⸗ 
zen hin bis an die Saar, zu dem Punct, wo bie 
Grenze des Cantons Eonz über dic Saar geht; num 
auf der Saar hin bis zu ihrem Einfluß in die Moſel, 
auf diefer hinauf bis zum Einfluß der Sure in dieſelbe; 
ferner auf der Surchinaufbis zuder Mündung der Dur, 
und auf diefer bis zu der Grenze des Ourth Departe⸗ 
ments; die Flüffe felhft gehören beiden GreizStaaten 
gemeinfhaftlih. Hier fallen die Eantone St. Vith, 
Malmedy, Eronendurg, Schleiden und Eupen, mit 
der vorfpeingenden Spige des Cantons Aubel an 
Preuſſen. Auf der Grenze dieſes Cantons hin, bis da 
wo die Departemente der Ourthe, der Niedermaas 
und der Roer zufammenftoffen; von da au den Fluß 
Worm; auf diefem hin bis zu der Grenze der beiden 
legten Departemente;- auf dieſer Bid füdlich von Hils 
lensberg, durch den Canton Sittard, an die alte hols 
ländifche Grenze. Nun anf diefer hin bis da, wo fie 
das chemalige Fürftenthum Geldern bei Rüremonde 
berührte; öftlich an dieſem Gebiet hin, an jenem andern 
Theil des holländifchen Gebiets, worin Venloo fih 
befindet, Doch ohne dieſes einzuſchlieſſen. Von da bie 
zur alten boländifchen ‚Grenze bei Mook unterhalb 
Gennep , am rechten Maasufer bin, doch überall 
wenigſtens Boo rheinländifche Ruthen von ihm entfernt. 
Endlich vom Mook bis an den Rhein, auf der holläns 
difipen Grenze von 1795 hin. Die preuffifchen Pro: 
vinzen anf beiden Mheinufern, bis oberhalb Eöln, 
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dieſes mitbegriffen,, folfen den Namen Großherzog— 
thum NiederRhein führen (Art. 5). 

Hannover wurden folgende Abtretungen von 
Preuſſen zugefihert: Fürſtenthum Hildcdheim , Stadt 
und Gebiet Soslar, Fürſtenthum Oſtfriesland, mit 
dem Darlingerland, nicdere Graffchaft Lingen, und 
der zwifchen diefer und dem hannöverifchen Theil von 
RheinaWolbeck gelegene Theil des Fürſtenthums Mün⸗ 
ſter mit 2,000 Einwohnern. Diefe Länder und Bezirfe 
enthalten zufammen 299,00p Einwohner, auf 137 Qua⸗ 
drat Meilen. Auch verzichtete Prenffen auf. alle Rechte, 
die ed, wegen des Eichsfeldes, aufdas Stift St. Peter zu 
Nörten anfprechen fönnte (Art.27 u.28). Dagegen flipus 
lirte ed ih Handelds und Schiffahrtsrechte 
auf der Ems und in dem Hafen von Emden; wovon 
weiter unten. 

Don höchſter Wichtigkeit für Hannover und Enge 
land if, daß beide Staaten durch Oſtfrießland und 
die Rordfee in unmittelbare Verbindung kommen, nicht 
nur in Abſicht auf Handelsverkehr, fondern auch in 
politifcher und militärifcher Beziehung. Drei Militär 
Straffen wurden bedungen: eine für Hannover, , 
von Osnabrück nach Bentheim tiber Jppenbühren und 
Rheina; die beiden andern für Breuffen, von Halber— 
ſtadt nah Minden durch das NHildesheimifche, und 
auß der Altmark nach Minden, über Gifthorn und 
Neuſtadt (Art. 51). 

Als fo genannte mediatifirte Schicke, mit den Durch 
die teutſche Bundesverfaffung befimmten Rechten, 
folfen zu Hannover gehören: daß herzoglich-aren— “ 
bergifhe Amt Meppen, der Autheil des Herzogs 
von LoozCorswaren an RheinaWolbeck und die Srufs 
fchaft Bentheim; doch follen die haunöveriſchen Pfand⸗ 
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ſchaftrechte auf die letzte, vorerſt fortdanern, bis zu 
ihrer vertragmäſigen Erlöſchung (Art. 32). 

HolfteinDIdenburg erhielt cine Territoriaks 
DVergröfferung mit 25,000 Einwohnern; Bezirke von 
Hannover mit Sooo, von dem SaarDepartement mit 
20,000 Einwohnern (Art.53, 49 u. 50). Die Volkes 
menge der fänmtlihen Staaten des Herzogs, flieg 
hiedurch von 172,000 auf 196,000. 

Bedeutender noch ift Die Vergröfferung, welche 
SachfenBeimar zu Theil ward. Die Zahl-der 
Bewohner feined Landes erhöhete fi dadurd von 
321,000 auf 198,000. Es follte von Preuffen erhals 
ten: Bezirke mit 50,000 Einwohnern, welche an das 
Fürſtenthum Weimar grenzen, oder nah daran liegen; 
ſodann in dem preufüfchen Theil des Fürſtenthums Fule 
da, Bezirke mit 27,000 Einwohnern. Das Rähere follte 
eine befondere Uebereinkunft beſtimmen (Art.37 und 
30). Doc verfprach Preuffen, fofort an Weimar abzus 
treten, die Herrfchaft Blankenhayn, mit Ausnahme 
des Amtes Wandersleben, Die niedere Herrſchaft Kras 
nichfeld , die TeutſchordensCommenden Zwägen, Les 
heſten und Lichfldot, und alle andern Enclaven des 
Amtes Edartöberg in dem weimarifhen Gebiet, das 
Amt Tautenburg mit einigen Ausnahmen, und vers 
ſchiedene Dörfer; welches Alles in oben erwähnte 
50,000 Einwohner eingerechnet werden fol (Art. 39). 
Befondere Verträge wurden hierüber zwifchen beiden 
Theilen abgefchloffen, zu Wien am 1. Junius, und 
zu Paris am 20. Sept. 1816. 

Baiern war der Eoalition gegen Bnonaparte 
beigetreten, durch einen mit Deftreich zu Ried am ü. 
Det. 1813 gefchloffenen Tractat, welchen auch Rußland 
und Preuffen durch ihren Beitritt genehmigten. Darin 

war 
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war ihm, aufler der Souverainetät und dem damas 
ligen Zuftande feiner Befigungen, Entichädigung zuges 
ſichert für den Fall, wenn es Territorial@effionen zu 
machen hätte, namentlich in Beziehung auf eine milis 
särifche Grenze, welche Deftreich zu verſchaffen wäre. 
Die Entfhddigung follte in geographifcher, flatiftifcher 
und finanzicher Dinficht berechnet werden, und dabei 
auch geographifcherZufammenhang inBetracht kommen. 

Ein zweiter Vertrag Baierns mit den verbüns 
beten Mächten, gefchloffen zu Paris am >. Jun. 1814, 
beftimmte die erwähnte militärifche Grenze fo, daß Defts 
reich von Baiern erhalten follte, da® Inn s und Hauss 
ruck Viertel, Tyrol und Vorarlberg. und den Theil von 
Galzburg auf der rechten Seite der Saale und Sal 
jah. Dagegen ward Baiern zugefagt: das Großher- 
zogthum Wirzburg, das Fürſtenthum Afchaffenburg, 
die Städte Mainz und Frankfurt, und no manches 
Andere. In Folge dieſes Tractatd, hatte Oeſtreich 
von Tyrol und Vorarlberg, Baiern hingegen von Wirzs . 
burg und Afchaffenburg , ſchon vor dem wiener Cons 
greß Beſitz genommen. 

Der Gang, welchen die Unterhandlungen auf dem 
Eongreß nahmen, war einer weitern und gänzlichen 
Vollziehung des parifer Vertrags nicht günſtig. Dem 
Intereſſe Baierns, namentlich in ‚Verhältniß zu 
Deftreich,, widerfuhren eben fo langwierige als lebhafte 
Erörterungen. Doch war man, am xı. Upril, von 
öftreichifcher und baierifcher Seite fo weit einverflans 
den, daß Baiern an Oeſtreich abtreten follte, das 
Innviertel, feinen Theil des HausrudDVierteld, das 
Amt Bild, und einen Theil von Salzburg mit 99,112 
Einwohnern. Dagegen erhielt Baiern Zufage, Daß 
ihm das Fürſtenthum Iſenburg unterworfen, auch 

SBber“s Ucberfidt. 


82 


Landesbezirke von Wirtemberg, Baden, Heſſen Darm 
Radt, Hanau und Fulda, nebſt dem böhmifchen Amt 
Redwitz, abgetreten werden follten, deren Beſitzer 
dafür theild Durch andere teutfche Landesbezirke dieſſeit 
des Rheins , theils, und zwar Baden und HeflenDarm, 
ſtadt, auf der linken Rheinſeite zu entfchädigen feyen- 
Diefes öfreichifchsbaierifche Einverftänduiß, welches 
nicht ganz geheim blieb, fand alsbald Ichhaften Wider. 
fpru von Seite derjenigen Souveraine, über deren 
Befigungen verfügt werden folte. Man fand daher 
wenigſtens von der befchloffenen augenblicklichen Bolt: 
zichung deffelben ab. Aber ed kam, zwölf Tagefpäter, 
am 23. April 1815, anf dem Congreß, ein Vertrag 
zu Stande zwifhen Baiern und Deftreich, unter 
ruffifcher und großbritaunifcher Vermittlung, fo wie 
nnter Preuſſens Mitwirkung. Darin diente das gr’ 
meldete Einverfiändniß zur Grundlage. Man kounte 
nunmchr Baiern nicht Alle verſchaffen, was man in 
dem parifer Vertrag ihm zugeftanden hatte. Es mußte 
alfo auch Deftreich fich mit einem weniger ausgedehn: 
ten Loos begnügen. Es befchränkte fih, in diefem 
Vertrag, auf das HausruckViertel, auf einen Theil 
des Innviertels, und einen Theil von Salzburg , nebſt 
dem Amt Bild. Dagegen ward Batern zugefichert: ein 
anfchnlicher Theil des Fürftentbums Fulda , die Stadt 
Hanau nebft acht Aemtern des vormaligen Departe, 
ments diefed Namens, der Rückfall der badifchen 
Rheinpfalz nach Erlöfchung der direeten Linie des jegi, 
gen Regenten, verfchiedene TerritorialBezirfe von Wir: 
tembderg, Baden und Darmfladt. Dadurch hoffte 
Baiern zu derjenigen Abrundung nnd geographifchen 
Eontiguität zu gelangen, welche es bei den Stipula: 
tionen des rieder Tractats beabſichtigt hatte 
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Indeß Fam auch diefer Tractat, obgleich durch 
ruffifche,, großbritannifche und preuffifhe Mitunters 
zeichnung befröftigt, nicht zur Bolljiehung. Die Cons 
greßSchlußActe, welche etliche Wochen fpäter (9. Yun.) 
zu Stande fam, fprach Baiern (Urt. 44.) mehr nicht 
zu, als mad es, in Folge des parifer Tractats, ſchon 
in Beſitz Hatte, das Großherzogthum Würzburg 
und das Fürſtenthum Afchaffenburgs jenes, wie 
ed der Erzherzog Großherzog befeflen , dieſes, wie es 
als Departement zu dem Großherzogthum Frankfurt 
gehört hatte. 

Hiedurc waren die Anſprüche, welche Deflreih 
auf dad HausrufPiertel, das Innviertel, und den 
größten Theil von Salzburg machte, fodann die Ents 
fhädigungen, welche Batern dafür gebühren, noch 
sicht ausgeglichen. In diefer Hinficht Famen bie 
vier verbündeten Mächte, zu Paris am 3 
Nov. 1815, überein, daß Baiern an Deflreich abtres 

"ten folle, das HausruckViertel, das Innviertel, den 
größten Theil von Salzburg mit 168,000 Einwohnern, 
und das tyroler Amt Vils, zufammen 387,031 Eins 
wohner, nebſt dert freien Durchfuhr einer beffimmten 
Dnantitdt Salz und Getreide, auf der Straffe aus 
Tyrol nach Bregenz ; daß dagegen Baiern verfchiedene 
Landesbezirke empfangen fol, welche zufammen 469,634 
Einwohner enthalten (alfo ein Ueberſchuß von 92,608), 
namentlih in den Departementen Donnersberg *), 


*) Bei dem Departement Donnersberg zeigt ſich eine 
RechnungsDifferenz. In den Meren der flatiftifchen 
Congreß Tommiſſien Acten des wiener Eonzr. Bd. V, 
S. 112) berrägt die Volfsmenge in dieſen Deparcement, 
mir Einſchluß des Cantons Dahn, nur 435,161. Run 
follen aber nah dem pariſer Konferenz; Protocoll vom 3, 
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Saar und Niederrhein, worunter die Souverainetät 
über die teutſche Bundesfeflung Landau, nebft dent 
Beſatzungsrecht, Dedgleichen das böhmifche Amt Ned’ 
witz, die großherzoglichsheffiichen Aemter Miltenberg , 
Amorbach, Heubach und Abfenau (mit 24,66: Einw.), 
einen Theil des badifchen Amtes Werthheim (mit 4,927 
Einwohnern) und verfhiedene fuldifche Aemter mit 
26,504 Einwohnern, auch 15 Millionen Franken zu 
Anlegung noch näher zu beflimmender Feftungswerke, 
und eine Militärftraffe von Wirzburg nach Sranfenthal, 
endlich den Rückfall der badiſchen Rheinpfalz, «nach 
Erlöſchung der directen Linie des regierenden Groß— 
herzogs von Baden.» Auch ward zu gleicher Zeit 
feftgefegt , daß man Baiern veranlaflen wolle, mit 
Kurbeflen die Bezirfe von Aufenau, Werl und Höchkt, 
fo wie die Straffe von Saalmünfter , audzutaufchen 
gegen einen angemeflenen Theil des Amtes Lohr: 
baupten. 

Wegen Volfziehung diefer Mebereinfunft der vier 
verbündeten Mächte, mittelft eined mit Baiern 
abzufchlieffenden Traetats, werden in diefem Augen, 
blick (Jänner) Untergandlungen zu München gepflogen. 
Baiern vermißt, in den ihm gemachten Anerbietun: 
gen, hauptfächlih den geographifchen Zuſammenhang 
geiner Staaten, und volle Entfchädigung in Abficht 
anf Staatseinfommen. In der legten Hinficht giebt 
es einen Berlufl an von 5 Mit. 618,667 Franken. Es 
ſchätzt das Staatseinfommen der ihm angebotenen 
Länder auf mehr nicht als 5 Mid. 346,581 Franken, 





November , von dieſem Departement erhalten: Baiern 
= 332,726, Darmftade = 155,083; zuſammen 
477,899. 
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dagegen das Gtaatdeinfommen der Fänder, die es 
abtreten fol, auf 5 Milionen 035,756 Gulden oder 
10,965,265 Franken, worunter nur allein von den Sa; 
Sinenı Mil. 303,789 Gulden. 

Die Stade Franffurt erhielt wieder polis 
tiſche Seibſtſtändigkeit. Sie dankt dieſe Wohlthat dem 
Intereſſe, welches der lebhafte Handelsverkehr einer 
Stadt allgemein einflöſſen muß, die durch ſolchen nicht 
bloß mit Teutſchland, beſonders dem ſüdlichen, ſon— 
dern auch mit faſt allen Staaten von Europa und mit 
Nordamerika, in vielfacher Berührung ſteht; ein Ver— 
kehr, der, zum Wohl Aller, unter geſicherter Staat, 
freiheit am beflen gedeiht. Nach feinem Territoriaf; 
Beftand von 1803 (63 QuadratMeilen mit 43,00 Ein. 
wohnern), fol Sranffurt eine freie Stadt und Mitglied 
des teutfhhen Bundes feyn. Bei den Einrichtungen der 
Stadt fol vollfommene Rechtsgleichheit der verfchies 
denen chriſtlichen Glanbensparteien zur Grundlage 
genommen werden, in Beziehung auf alle bürgerlichen 
und politifchen Nechte. Ueber Streitigkeiten, wegen 
Errichtung oder Handhabung ihrer Verfaffung , foH 
die teutfche Bundesverfammlung zu entfcheiden haben. . 
(Art. 16). Möge es einer folchen Entfcheidung nie 
bedürfen. Dringender noch als in Monarchicen,, ifl 
in Freiſtaaten das. Bedürfniß ungeflörter Eintracht 
zwifchen der Regierung und den Staatsbürgern. 

Dem Großherzogthum Heſſen wurden, als 
Erſatz für das an Preuffen abzutretende Herzogthum 
Weftphalen, beflimmt : auf der linken Mheinfeite in 

dem Departement Donnersberg, ein Bezirfmit 140,000 
Finwöhnern; desgleichen unter preuffifsger Hoheit, 
das Eigenthum des auf der linken Seite der Nabe geles 
genenTheils derSalinen von Kreuznach (Art. g).Nah 


dem oben erwähnten parifer Conferenz Protocoll vom 
3. Nov. 1815, fol der Großherzog von Heſſen, abtres 
ten: an Preuffen das Herzogthum Weftphalen mit 
140,000 Einwohnern; an Baiern 54,661; an Kurheſſen 
34,018; an Heſſen Homburg die Souverainitdt über 
6,366; zufammen 185,045. Dagegen fol cr als Erfag 
erhalten: auf der linken Rheinſeite 155,083; auf der 
rechten Rheinſeite 48,62: , worunter die Souverainität 
über das Fürſtenthum Jfenburg mit 47,457 Einwohnern 
(nebſt Uebernehmug der Hälfte von den Schulden des 
Fürſten von Iſenburg); zufammen 203,704; alfo Mehr. 
empfang, an Bevölkerung, 18,659. 

Der Landgraf von Heffenhomburg ward 
wieder eingefegt in die Befigungen, Rechte, Einkünfte 
und politifchen Rechte, die ihm durch den rheinifchen 
Bund waren entzogen worben (Art. 40). Auch ward 
ihm indem Saar Departement ein Land mit 20,000 Eins 
wohnern beſtimmt (Art. 49). Nach dem parifer Con⸗ 
ferenz;Protocol vom 5. Nov. 1815, foller von Darms 
ſtadt die Souderaiuetät über feine 6366 homburgifche 
Unterthanen erhalten. 

Das Fürſtenthum Jfenburg, bisher ſouverain, 
ward unteröfterreichifche Hoheit geſeht (Art. 50); welche, 
nad dem parifer EonferenzProtocol vom 5. Nov. 1815 
von Defireih auf Darmftadt übergehen fol, nebft der 
Hälfte der Schulden des Zürfen von Menburg. Auch 
wurden für O eſt reich verfchiedene Länder und 
Bezirke auf beiden Seiten des Rhein 8 beſtimmt 
«Art. 51). Hievon unten das Nähere, 

In dem SaarDepartement, an den preuffs 
fen Grenzen, wurden Territorien mit 69,000 Eins 
wohnern für folgende beſtimmt: 20,000 für Sachs 
kenEgpurg; eben fo viel für Oldenburg; 10,000 


. 
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für MedleuburgStrelig; eben fo viel, wie 
ſchon gedacht , für Deffen Homburg; 9,000 ‚unter 
preuffifcher Hoheit, für den Grafen von Pappen⸗ 
heim, ald Schadloshaltung für Anfprüche,, die von 
feinem vormaligen Reichs Erbmarſchallamt herrühren. 

In Anfehung der vier erſten, verſprachen Oeſtreich, 
Rußland, England und Preuſſen ihre guten Dienſte 
anzuwenden, daß ſie, wegen dieſer von ihren andern 
Beſitzungen entfernten Bezirke, durch Tauſch oder auf 
andere Art die ihnen zugedachten Vorteile erlangen. 
Bis dahin follen, für ihre Rechnung, diefe Bezirke 
ſämmtlich unter preuffifcher Verwaltung fichen (Urt. 
49 u. 50). 

Dem Fürſten Primas, gewefenen Großherzog 
von Franffurt, ward als einem geiftlichen Fürften, 
nach der Analogie des Reichſsdeputatious Hauptſchluſſes 
von ıllod, ein Jahrgehalt von 100,000 Qulden aus: 
gefeßt; zu bezahlen, verhältnißmäßig , von den Be; 
ſitzern der verfchiedenen Theile des vormaligen Groß; 
herzogthums Frankfurt. Was cr aus eigenen Mitteln 
der GeneralCaſſe zu Fulda vorgefchoffen, fol ihm ers 
fest, und fein erweisliches Privateigenthum ihm her: 
außgegeben werden. Die Diener des Großher⸗ 
zogthums Frankfurt follen behandelt werden, 
sach dem $. 59. des DeputationsSchluffes (Art. 45). 

Da die Domainen des Fürſtenthums Fulda 
und. der Graffhaft Hanau verkauft worden find, 
ohne daß die Käufer uoch alle Zahlungstermine eins 
gehalten haben, fo foll von den Befigern Diefer Landes⸗ 
theile eine Commiſſion ernannt werden, um diefe Un: 
gelegenheit gleichförmig in Drdnung zu bringen, und 
‚die Zorderungen ber Erwerber zubefeitigen (Art. 41). 

Ueber Die Abtretung Belgiens und des Groß; 


herzogthums Luremburg an den König der 
Niederlande, fowie über Abtretung feines oranien⸗ 
diegifhen THeils der naſſ auiſchen Länder an 
‚Sreuffen, ward, am 31. Mai, ein Vertrag ges 
fchloffen von dem König der Niederlande mit 
SBreuffen, England, Deftreich und Rußland. 

Luxemburg, innerhalb der in der SchlußXcte 
bes Congreſſes (Art. 68) befiimmten Grenzen, erhielt 
die Eigenfchaft eines zu dem teutfchen Bund gehörigen 
Sroßherzogthums, da es ald Entſchädigung für 
die an Preuffen abgetretenen Fürſtenthümer Raffan- 
Dillenburg, Siegen, Hadamar und Diek gegeben 
ward. Die Nachfolge in demfelben, fann der König 
unter feinen Söhnen nad eigenem Ermeſſen beſtim⸗ 
men. Die Stadt Luxemburg fol eine teutſche 

-Bundesfeftung fen. Das Recht und die Ordnung 
der Regierungsfolge , welche in dem naſſauiſchen Erb; 
vergleich von 1783 feftgefegt And, wurden von den abs 
getretenen vier naffauifchen Fürſtenthümern auf Luxem⸗ 
Burg übertragen. . 

Die Souverainität über ben durch den paris 
fer Frieden an Frankreich nicht abgetretenen Theil des 
Herzogthums Bouillon, ward mit Lugems 
Burg vereinigt. Nicht nar eine Billige Entfehädigung 
für die Souverainitäts@infünfte, fondern auch die 
Proprietät, wie folche der letztverſtorbene Herzog von 
Bouillon befaß, fol demjenigen der beiden Prätendens 
ten gegeben werden, welchem ein fchiebsrichterliche® 
Erkenntniß diefelben zuſprechen wird *). 





®) Acte du congrös, Art, 67—71. Der oben angeführte 
Vertrag des Königs der Riederlande, mit Oeſtreich Rufs 
land, Engiand und Preufien, v. 31. Mai ıdıd, alt 
Beilage 30 gu der Gchlugacte des wiener Congreſſes; in 
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Die Provinzen der ehemaligen vereinigten 
Niederlande, nebſt verfehiedenen Dazu gefchlagenen 
Bezirken, und die ehehin belgiſchen Provinzen, 
wurden, nach der in der HauptActe des Eongrefles 
Art. 66. feftgefegten Grenzbeſtimmung, unter dem Ti: 
tel des Königreichs der Nicderlande, erblicdh 
in dem Haufe Dranienfaffau vereinigt*. Hol— 
land erhielt dadurch eine Mafle von Gebiet, welche 
für feinen Wohlſtand und für feine Sicherheit von 
Auffen groffe Hoffnungen erregt. Es ift cin ſſtarkes 
Bollwerk gegen Sranfretch geworden. 

Deftreich erhielt, in der Haupts oder Schluß Xcte 
des Eongreffes, Bewilligungen, die ihm durch ingern 
und Auffern Werth feiner Staaten cine Gröffe von 
Macht und Anfehen fihern, wie es fie feir Earl V. 
nie gehabt hat. In Italien erhielt cd Alles wieder, 
was es durch die Friedensfchlüffe von CampoFormio, 
Lüneville, Presburg und Wien, fo wie durch den Ads 
DitionalBertrag von Fontainebleau von 1807 abgetres 
ten hatte, und aufferdem noch die übrigen ervenetianis 
ſchen Staaten, den Po und das adriarifche Meer, Die 
Landfchaften Beltlin, Bormio und Chiavenna, fo wie 
Die Länder, welche den vormaligen Freiftaat von Ras 
guſa gebilder Hatten. Auch Eroatienauf der rechs 
ten Seite der Sau, Fiume und das ungarifde 
Littorale nebſt dem Bezirk von Caſtua, ferner 
Trieſt, Erain, Dbdberlärntden, Trient, 
Briren, Tyrol und Vorarlberg wurden ihm 
wieder. 


den Herten des wiener Eongreffed, Bd. VI., Heft 21. — 
Bon Bouillon vergl. man ebendaf. Bd. IV, ®.57 ff. 


*) Ebendaſ. Art. 65,66,73u.73. Auch der in voriger Rote 
angef. Vertrag v. 31. Mai 1815. 
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Durd ein Patent vom 7. April 1815 fegte Kaifer 
Franz dem feitherigen propiforifhen Zuſtand feis 
ner italiänifchen Staaten um fo mehr ein Ziel, da eine " 
längere Zortdeuer jenes Zuflanded, in dem neuen 
Krieg wider Murat und Buonaparte, leicht Anlaß zu 
widrigen Ereigniffen hätte geben können. Der Kaifer 
vereinigte feine lombardifchen und venetianie 
fen Provinzen in ihrer ganzen Ausdehnung bis an 
den Lago Maggiore, den Fluß Ticino und den Po, nebft 
dem Theil ded mantuanifchen Gebietes auf der rechten 
Seite des Po, die Landfepaft Veltlin, die Graffchaften 
Eleven und Bormio, als integrirende Theile mit dem 
öftreichifchen Kaiferftaat. Er erhob fic vereinigt zu eis 
uem Königreich unter dem Namen des lombardiſch⸗ 
venetianifhen Königreich 8 (Regno Lombardo- 
Veneto); doch getheilt in zwei Gouvernements, das 
von Mailand und das von Venedig, jenes auf 358, 
dieſes auf 409, alfo beide zufammen auf 787 Quadrat⸗ 
Meilen. 

Auffer diefen Staaten erhielt Deflreich bie 
Salzwerke und das Gebiet von Wieliczka, fo wie 
diejenigen Eandestheile von Oſt Gallizien 
zurück, die ed durch den wiener Frieden an Rußland 
abgetreten hatte. Endlich wurden in Teutſchland 
wit aller Souverainität und Proprietät an Deflreich 
überlaflen, alle Länder und Befigungen, fowohl 
aufder linken Rheinfeite in den bisherigen 
Departementen Saar und Donnersberg, ald auch in 
den vormaligen Departementen Fulda und Frank 
furt,odereingefchloffen in den angrenzenden Ländern *), 





*) Dahin wird vermarhli auch das Fürſtenthum Leyen 
oder Hohen Geroldsece zu rechnen ſeyn, wovon Oeſtreich 
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weiche durch den parifer Frieden zur Derfügung der 
verbündeten Mächte geitellt waren, und tiber melde 
durch Die CongreßActe nicht anf andere Art verfügt 
iſt; endlih die Oberhoheit über das Fürſtenthum 
Iſenburg, deflen Regent fürohin flandesherrliche 
Rechte , wie die teutfche BundesXcte folche beſtimmt, 
genieſſen foll. 
Auch ward noch zu Wien, durch ein befondere® 
EonferenzProtocol vom ı0. Yun. 1815, dem Kaifer 
von Deftreich die Succeſſion in Breisgau und 
in die badifhe Rheinpfalz für den Fall zuge 
ſichert, wenn «die directe Kinie des regierenden Groß, 
herzogs von Baden würde erlofchen feyn.» Die Nachs 
folge in die Rheinpfalz, betrachtete und behandelte 
Defireih als einen CompenſationsGegenſtaud für 
Baiern, wie aus den oben angeführten fpätern Unter: 
bandlımgen hervorgeht. 

- Die Herzogthümer Parma, Piacenza und 
Buaftalla, mit Ausnahme der von den öfreichifchen 
Staaten eingefohloffenen Bezirke auf der linken Seite 
bes Po, wurden der Kaiferin Marie Louife, Buona⸗ 
parte'8 Gemahlin, zuerfannt. Der Vertrag, welchen 
die Verbündeten Mächte zu Fontainebleau am ı1. 
April 1814 fchloffen, fprach dieſe Staaten ber Kaiferin 
zu, ohne die hier gemachte Ausnahme und mit Bebin; 
gung der Nachfolge für ihren Sohn und deflen Nach⸗ 
fommen, der auch fofort den Titel Prinz von Parma, 
Piacenza und Guaſtalla annehmen follte. Auf dem 
wiener Eongreß ward diefe Beſtimmung zu Gunften 





Beſitz nehmen lief. — Dan vergleihe den, noch unge 
druckten, Bertrag gwifhen Oeſtreich und Prenf 
fen, datire Wien den 12. Jun. 1826. 


‘ 
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des Sohnes nicht hinzugefügt, dagegen aber feflge- 
ſeht, Daßüber den Rückfall diefer Staaten, von Deft: 
Teich, Rußland, England, Frankreich, Spanien und 
Preuſſen durch Uebereinfunft verfügt werden ſolle, 
Boch mit Hinficht auf die Rückfalls Anſprüche von Defts 
reich und Sardinien. 

Der Abtretung dieſer Herzogthümer 
an die Kaiferin Marie Louife, arbeiteten auf dem 
Congreß hauptſächlich Frankreich, Spanien und Gicis 
lien entgegen. Frankreich insbefondere beftand darauf, 

daß Buonaparte's Sohn nie Beherrſcher irgend eines 
Landes werde; für Europa Eönne folches dic gefähr: 
fichfien Folgen haben. England und die Mehrzahl der 
Monarchen theilten diefe Meinung Selbſt Kaifer 
Franz erklärte, mit der ihm eigenen Aufpruchlofigfeit 
und Wohlmeinung für das allgemeine Beſte, perfon? 
lie Gefühle unterdrücdend, daß, wenn die Ruhe und 
Das Intereſſe von Europa es erfordere , er nicht wider; 
fireben werde, fondern den Mächten überlaffen wolle, 
den Anfprüchen feiner Tochter Genüge zu leiften. Auch 
gab der Kaifer feinen Bevollmächtigten Befchl, den 
Erörterungen diefer Angelegenheit nicht beizuwohnen, 
weil er die Entfcheidung derfelben den verbündeten 
Mächten überlaffen babe. — Es war in Vorfchlag 
sefommen, der Kaiferin Marie Louife und ihrem 
Sohn die Privartgüter zu überlafen, welche der Groß 
herzog don Zofcana in Böhmen befigt, und welche 
einen jährlichen Ertrag von ungefähr 400, quo Gulden 
liefern,. den Großherzog dafür mit Lucca zu entſchädi⸗ 
gen, und Parma, Piacenza und Guaſtalla an die vors 
malige Königin von Hetrurien zu geben. Man vereis 
nigte ich aber endlich auf Die oben angezeigte Art. 
Bei dem bevorſtehenden Krieg wider Buonaparte, 
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war es fur die Verbündeten Mächte wichtig, fich der 
Streitfräfte aud der Staaten von Parma, Piacenza 
und Suaftalla zu verfichern. Daher ward die Kaiferin 
Marie Lonife vermocht, die prodiforifhe Ber 
waltung derfelben, ihrem Herren Vater, dem Kaifer 
Franz, zu übertragen. Sie that folched durch ein 
Barent vom Iı. März, mit der Beflimmung, daß der 
Kaifer jene Verwaltung in Seinem Namen führen 
fole. Der Kaifer nahm Beſitz davon, durch eine 
Kundmachung vom 2. April. 

Toſcana mit Zugehör, wie es vor dem lüneviller 
Frieden war, erbicht der Erzherzog Ferdinand zurüd. 
Dazu wurden ihm noch gegeben: der Staco degli Pre- 
sidii, mit ungefähr 4200 Einwohnern; der Theil der 
Inſel Elba mit Zugehör, welcher vor 1803 unter 
neapolitanifcher Hoheit fand; die vormaligen römifch s 
taiferlihen Lehen Berino, Montanto und 
Monte, Santa Moria, im tofcanifchen Gebiet; die 
Oberhoheit und Oberlehnherrlichkeit über 
das Zürftenthum Piombino nebſt Zugehör, fo dag 
der Prinz Ludovifi Buoncompagui, für fih 
und feine Nachfommen, ale Eigenthumsrechte 
behält, welche feine Familie in diefem Fürſtenthum 
und auf der Inſel Elba nebſt Zugehör im J. 1799 des 
faß, nebſt der Fifcherei, den Salz⸗, Berg; und Haus 
merwerfen, auch gänzlicher Abgabenfreiheit für Die 
Ausfuhr von feinen Salz s, Bergs und Dammerwers 
fen und Domainen, fo wie für die Einfuhr des Hol⸗ 
je® und anderer zu dem Bergbau nöthiger Gegenflände, 
desgleichen Entfehädigung für alle Einkünfte, welche 
feine Familie vor 1801 von den Negalien 308. 

Das Fürftenthbum En c.ca erhielt, als ſouveraines 
Herzogthum, die Zufantin Marie Louiſe (Königin von 
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Hetrurien) für ſich und ihre Rachfommen, und zwar 
nach der Eonfitution von 2805, unp mit dem Rück⸗ 
fall an den Großherzog von Tofcana, der jedoch in fols 
dem Fall gewiffe sofcanifche und luccheſiſche Bezirke 
an den Herzog von Modena abzutreten hat. Die Uns 
terhandlung über diefen Gegenfland hatte ſtatt gehabt, 
zwiſchen Deftreih und Spanien, unter rufffcher, eng: 
liſcher und franzöffcder Vermittlung. Der fpanis 
ſche Gefandte begehrte für den Sohn der Infans 
tin, den gewefenen König von Detrurien, die Zurück 
gabe Toſcana's, und für den Fall, wenn diefe nicht 

. Katt haben follte, die Zurücgabe der Herzogthümer 
VParma, Pincenza und Guaftalla Da er me 
der bad eine noch das andere erwirfen konnte, fondern 
ſtatt deſſen Lucka der Infantin angewiefen ward, 
fo erklarte er, durch zwei Noten vom 3. April und 5. 
Junius, daß er, vermöge feiner Verhaltungsbefehle, 
einer Uebereinkunft diefer Art nicht beitreten, und aus 
diefem und andern Gründen die CongreßActe nicht 
unterzeichnen Eünne. 

Die Herzogthümer Modena, Reggio und 
Miranda, wie fie vor dem Frieden von CampoßFor⸗ 
mio waren, murden dem Erzherzog Franz von Eſte, 
das Herzogthum Maffa und das Fürſtenthum Cars 
rara, fo wie die vormaligen romifch Faiferlichen 
Lehen in der Lunigiana, der Erjherjogin Marie 
Beatrix von Eſte, erblich zugetbeilt; Aues mit Vor⸗ 
behalt der in den Linien der Erzherzoge von Deftreich 
üblicgen Succeffiond s und Rückfallsrechte. 

Genua war im April a8ı4 von dem brittifchen 
Dber®eneral Lord Bentint, der e8 gegen Frankreich 
erobert hatte, als ein Staat behandelt worden, der 
wieder zu feiner politifchen Selbſtſtandigkeit gelangt 
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fey. Diefer Feldherr Hatte daſelbſt (26. April) eine 
proviforifche Regierung niedergefegt und Durch öffent: 
fihe Kundmachung erklärt, daß die genuefifche oder 
ligurifche Eonflitution von 1797 wicder bergeftcht fcy; 
nur mit Modificationen, wie fie der allgemeine Wunfch, 
das gemeine Beſte, und dee Geift der Urverfaflung 
von 1596, zu fordern fchienen. 

Groß war die Freude der Genucfer; nur von 
ſehr Eurzer Dauer. Etliche Wochen fpäter, ward in 
dem zweiten gcheimen Artikel des parifer Friedens 
feſtgeſezt: «daß der König von Sardinien einch 
Zuwachs an Land durch den Staat von Genua er: 
halten, daß der Hafen von Genua ein Freihafen bleis 
ben folle, und daß die Mächte ſich vorbehalten, mit 
dem König von Sardinien in diefer Hinficht eine Leber: 
einfunft zu treffen.» Dem zufolge wurden auf dem 
Eongreß die Staaten von Genua, mit Einfchlug 
der Inſel Capraja und der mit der ehemaligen figu: 
rifchen Republif vereinigten Feudi imperiali, an den 
König von Sardinien gegeben, als ein erbliches 
Herzogthum, und mit echten und Privilegien für die 
Einwohner, welche bedingungsweife als Grundlage 
der Bereinigung diefer Staaten mit denen des Königs, 
durch eine eigene Acte fefigefegt wurden. 

. Auf dem Eongreß war diefer Segenfland einer der 
erfien , der erörtert und erledigt ward. Schon in der 
Sitzung der Bevollmächtigten der acht Mächte vom 13. 
Nov. begann die Erörterung. Der fpanifche Gas 
fandte meinte, der geheime Artikel des parifer Fries 
dens fey nicht völlig Elar ; er fey wohl nur zu verfichen 
von einem Erfaß, der aus den Staaten von Genua 
an Sardinien zu geben fey, für den Verluft, den es 
durch Abtretung eines Theild von Savopen an Frauk⸗ 
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reich erlitten babe; es bedürfe alfo Feiner Verfügung 
über denganizen Staatvon Genua. Dagegen flimmten 
alle andere Bevollmächtigten Darin überein, Daß wenige 
ſtens der Sinn des geheimen Artikel über den 
Grundfaß, daß der ganze genuefifhe Staat mit 
Piemont zu vereinigen ſey, auffer Zweifel ruhe, und 
Daß jegt nur von Vollziehung Diefes Artikels die 
Rede feyn könne, anf eine Art, welche dem Intereſſe 
Genua's am annemeffenfien fey. Demnach ward bes 
- fchloffen , dem fardinifchen Gefandten und dem Deputirs 
ten von Senna hievon Nachricht zu geben ‚dem legten 
mit der Verficherung , daß die Mächte nur unter den 
liberalften Bedingungen die Vereinigung bewirken 
würden. Zur Unterhandlung zwifchen diefem Depus 
tirten unddem fardinifchen Sefandten, über die Bedin« 
gungen, ward zugleich ein eigenes Comite ernannt, 
beftebend aus Bevollmächtigten von Deftreich, England 
und Frankreich. j 
Bon den beſten Hoffnungen belebt, geſtützt auf 
die Erflärungen und Einrichtungen des brittifchen Ober; 
Generals Bentinf, war der genuefifche Deputirte, 
Marquis von Brignoles, auf den Eongreß gefommen. 
Wie groß war fein Staunen ob diefer Borfchaft! Er 
fäumte nicht, für feinen Freiflaat eine feierliche 
Nechtsverwahrung zu überreichen. Vergebens! 
Ihm blich nichts übrig, als fih herbeizulaſſen zu der 
Unterhandlung. Diefe hatte verfchiedene Berichte der 
Eommiffarien zur Folge, melche in der Sigung der 
Devollmächtigten der acht Mächte vom 9. Dec. vor⸗ 
gelegt , in derjenigen vom 10. Dec. erörtert, und 
worauf in dieſer und in der folgenden Sigung vom 
14. Dec. verfchiedene Befchlüffe gefaßt wurden, die 
im Wefentlichen dahin giengen, daß wenn der fardis 
aiſche Sefandte feine Vollmacht und. eine fürmliche 
Di 
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Beitritt s Acte feines Hofes einreichen würde, in 

Beziehung auf die Eripulation des parifer Friedens 

und Die jegt feſtgeſetzten Bedingungen und Vorbehal— 

-te*), Sardinien fofort in Beng Der Staatenvon 
Genua gefißt werden folle. | 

Die AdhaſtonsActe, datirt vom 17. December, 
erfolgte. Kaum hatte die proviforifche Negierung von 
Genua zuverläffige Nachricht von dieſen Ereigniſſen 
erhalten, fo Iofete fie ſich, obne weitere Eröffnungen 
oder fremde Eommiffarien abzuwarten, formlich auf. 
Sie erflärte .dieied in einer rührenden Kundmachung 
vom 26. December ; entfchloffen, wie fie fich ausdruckte, 
auf der einen Seite unverjährbare Rechte nicht zu vers 
letzen, und auf der andern von Mitteln feinen Ges 
brauch zu machen, welche den gemwünfchten Erfolg nicht 
erwarten lieffen. Der brittifche Kriegsbefehlshaber in 
den Staaten von Genua, Obriſt Dalrymple, übers 
nahm hierauf einftweilen die oderfie Verwaltung, bis 
am 7. Jänner ein Commiſſarius ded Königs von Gars 
dinien zu Senna feierlich Befig nahm von diefen Stans 
ten, und ein aus Turin vom 30. Dec. datirtes Patent 
des Königs bekannt machte, worin Diefer den Genues 
fern die ihnen zu Wien bedungenen Privilegien förmlich 
zuſicherte. 

So verſchwand auch dieſer einſt ſo berühmte, reich⸗ 
und angeſehene Staat abermal aus der Reihe vormali— 
ger italiäniſcher Freiſtaaten, von welchen nur noch das 
Republikchen San Marino, ohne Glanz und ohne 
Neid, auf ſeiner Berghöhe unverſehrt fortbeſteht. 





*) Die definitive Abtretung der Feudiimperiali ward vor⸗ 
erit noch ausgeſetzt. Sic erfolgte aber ſpäterhin ebenfalls, 
in dein Acte du congres vom 9. Junius 1816. 


Klüber's Ueberficht. G 
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Lord Caſtlereagh ſendete dem geweſenen Freiſtaat, 
in einem Schreiben nach Genua an den Obriſten Dal— 
rymple, folgendes Sit Tibi terra levis nach. «Es 
befümmert mich nicht weniger, als die übrigen Minis. 
fier, den Genuefern nicht eine unabhängige Eriften;z 
erhalten, und fo ihr lebhafteſtes Verlangen erfüllen zu 
können, ohne Daß man beforgen müßte, dadurch das 
für Stalten angenommene Syſtem zu ſchwächen und 
deffen Sicherheit zu gefährden. Indeß find wir über; 
zeugt, daß der gefaßte Beſchluß die Fünftige Ruhe und 
den Handelsflor der Genuefer auf eine weit wirffamere 
Urt fihern werde. Die edlen Sefinnungen des Könige 
von Sardinien, die, um allen Forderungen der Genus 
fer fo viel möglich Genüge zu leiften in den Unterhand— 
Sungen viel weiter gegangen find, als die verbündeten 
Mächte erwartet hatten, And für den Staat von Genua 
ein ſicheres Pfand, daß, unter dem Schuß einer väter: 
kichen Regierung, er nach feften und liberalen Grund; 
fäßen werde regiert werden.» In dem englifchen Yarlas 
lament erklärte derfclbe Lord: Genua fey, zufolge feis 
ner age, einer der wichtigſten Poften in dem nördlichen 
Italien, und c8 würde uupolitifch geweſen feyn, die 
Mertheidigung deſſelben einem Handelsſtaat zu über: 
laffen, welcher ſchon fo lange feine Selbſtſtändigkeit 
verloren hatte. Es ſey rathſam gewefen, eine flarfe 
Scheidewand zmwifchen Franfreid und Stalien durch 
Bergröfferang von Piemont zu bilden. Das allgemeine 
Beſte von Europa habe es gefordert. 

Aufferdem ward noch dem König von Sardinien 
ein unbeſchränktes Befefligungsrecht zugefichert „ 
wie es in dem dritten Artikel des parifer Fricdeng für 
beffen Theilhaber feftgefegt if; desgleichen Theilnahme 
an der ſchweizer Neutralität, für die Landesbezirke 
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Chablais und FZaucigny, und Alles, was nörd; 
Ich von Ugine zu Savoyen gehört. Endlich wurden 
auch Die Grenzen der Staaten ded Könige beffimmt, 
auf der Seite von Frankreich *), der Schweiz, der 
öftreichifchen Staaten, von Parma und Piacenza, von 
Tofcana und von Maſſa. — Für fo groffe Vortheile 
Eonute Sardinien leicht Die Bezirke von Savoyen ver; 
ſchmerzen, welche es an Genf abtreten mußte, und 
die, welche vermöge des parifer Friedens bei Franfı 
reich geblieben waren. 

Dem Pabſt wurden Die Marken nebfl Camerino 
und deren Zugehör zurückgegeben; desgleichen das Ders 
zogthum Benevent und das Fürſtenthum Ponte 
Corvdo. Auch gelangte er wieder zu dem Beſitz der Les 
gationen von Ravenna, Bologna uud Ferrara; doch 
mit Ausnahme des Theils von Ferrara auf dem lins 
ken Ufer des Po. DieſenTheil, fo wie das Befagungss 
recht in Ferrara und Commacchio erhielt Oeſt— 
reich. Die in dem 16, Artikel des parifer Friedens fes 
gefegte Amneflie, ward auf die Bewohner der unter 
die Oberherrſchaft des heiligen Stuhls zurüdgefoms 
menen Länder erſtreckt. Die von Privatperfonen ges 
machten Erwerbungen, gültig nach gleichzeitig beflehens 
den Gefegen, wurden aufrecht erhalten. Eine befons 
dere Uebereinkunft zwifhen Deflreich und dem Papſt, 
fol über: Sicherflelung der öffentlichen Schuld und 
ber Jahrgebalte verfügen. 

Der heilige Vater war nicht durchaus zufrtes 
den mit diefen Verfügungen. Sein Legat mußte noch 





°) Eine abermalige Grengbeftimmung, auf des Scite von 
Frankreich, enchält ber parifer Zricde vom 22. Nov. 1825, 
Art 1.,/ Num. 4. 
Ba ._ 
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zu Wien, unter dem 14. Junius feierlich prote ſt i⸗ 
ten, de .er, daß nicht auch die Zurückgabe der 
Graffcehaften Avignon und VBenaiffin, und des 
dm lin ken Polfer liegenden Theils von Ferrara ver: 
fügt, daß nicht einmahl Entfhädigung dafür geger 
ben, und daß Deftreich dad Befagungsrect in Fers 
rara und Commacchio bedungen worden fey. In einer 
Rede, welche der Papft am 4. Sept. 1815 in dem 
geheimen Eonfiftorium der Eardinäle hielt, gab er 
diefer Nechtöverwahrung feine vollkommene Beftätis 
gung, als ob eine apoftolifche Bulle darüber wäre ers 
laffen worden. Damit ift auch diefer Gegenftand für 
erledigt zu achten. . 

Die Forderungen und Entwürfe, welche der Heilige 
Baterfür Teut ſchland machte, ſowohl in Hierarcis 
fer Hinſicht, als auch mwegen Zurüdgabe ber 
fecularifirten geiſtlichen Güter, wurden von 
dem Eongreß nicht beachtet. Auch damider ließ er 
förmlich protefliren. Das Nähere hievon enthält 
ein anderer Bericht, welcher unten folgt. 

Bon ganz eigener Art war der Gang, welchen die 
Sade von Neapel feit dem Anfang des Jahre 1814 
genommen hatte. Man muß folche in ihrem Zuſammen⸗ 
hang betrachten, um die Eongreßverhandlungen und 
das EndXefultat derſelben, in politifcher und völker⸗ 
‚rechtlicher Hinfiht, beurtheilen zu können. 

Dem König Joahim (Mürat) war ed, nach 
dem Fall feiner Schwäger in Frankreich, Spanien und 
Weſtphalen, gelungen, fich anf dem Thron von Nea: 
pel noch zu erhalten *), ungeachtet er von Eugland 

*) Ausden vufifhen Feldzug war er unzufrieden nah Nea⸗ 


pel zurückgetehrt. Bald naher harte Napoleon ihn ger 
tränte, dadurch dag er in einem Bulletin ibn für wenis 
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förmlich nicht anerkannt war, und alfe bourbonifchen 
Höfe feinen Befisfland widerfpraden. Es war ihm 
gelungen, am 11. Jän. 1814 zu Neapelmit Deftreich 
einen Friedens-und Allianz Bertraggzufchlieffen, 
durch welchen !diefe Macht ihm und feinen Nachfolaern 
Ben Thron von Neapel gewährleiftete, auch ihre Ders 
mittlung bei ihren Verbündeten fur eine gleiche Ges 
währleiftung zuficherte. Der König verfprach 3o,ono _ 
Mann wider Frankreich in das Feld zu flellen. Im 
geheimen Artifeln, follen dem Kontg die päpftlichen 
Marken zugedacht, auch von Eutſchädigung des Königs 
Serdinand, um ihn zu einer Verzichtleiftung auf Neas 
pel zu bewegen, die Rede gewefen feyn. Ehe der Kais 
fer von Deftreich diefen Tractat genchmigte,, fragte 
er an bei feinen Bundesgenoſſen. Rußland, Breuf; 
fen und Großbritannien gaben ihre Zuftimmung, 
jedoch mit etlichen Mopdificationen, welche Lord Caſtle⸗ 
reagh. vorgefchlagen hatte. Nämlich Joachim follte 
allen Anſprüchen auf Sicilien entfagen, und zu einer 
Entfhädigung Serdinands IV. für Neapel mitwirken; 
ferner, folle der Territorialgumanhg fürNleapel in einem 
Landesbezirk mit 400,000 Einwohnern beflehen, und 
ans den päpftlichen Staaten genommen werden. Joa—⸗ 
-him nahm diefe Veränderungen an, und ratificirte 





ger fähig zu großer Geſchäftführung erklärte, als den 

ViceKonig. Bon dem März bis in den Zulius 1813 

unterhandelte er mit Deftreich, doch ohne Erfolg. 

Auf Napoleons Einladung gieng er im Auguſt wieder 

nun dieſem nach Dresden, fehrre aber nad der Schlacht 

von Leipzig nah Neapel zurück. Hier erließ er am 

11. Nov, eine. Verordnung zu Gunften des engliſchen 

Handels, und fohite nah Sicilien an Lord Bentinf, 

um Unterhbandlungen mit England anzufnüpfen ; 
aber vergebens. 
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den Vertrag fogleich. Daffelbe that Deftreich, doch 
fpäter, fo daß Joachim deſſen Ratification erfi am 
4. März erhielt. Unterdeffen hatte Lord Bentinf, ale 
beittifcher Kriegsbefehlshaber, zu Neapel am 3. Febr. 
Waffenſtillſtaud gefchloffen mit dem dortigen Dis 
nifter der auswärtigen Angelegenheiten; worin zugleich 
feſtgeſetzt war , Daß die Handelsverhältniſſe wieder bers 
geſtellt feyn, und Daß dıe Oberbefehlshaber der öftreichis 
ſchen, engliſchen und neapolitaniſchen Armeen gemein⸗ 
ſchaftlich einen Operationsplau für den Feldzug in Ita⸗ 
lien wider Fraukreich entwerfen ſollten. 

Joachim ſelbſt erklärte, in einer Kundmachung 
vom 17. Jänner, er babe eine Allianz mit den 
fremden Mächten wider Frankreich gefucht, und ſey fo 
glücklich gewefen fie zu erlangen. Er habe die drei 
Sufeln Neapel gegenüber, und feine ganze Flotte abge, 
treten; die Mächte hätten ihm dafür angemeflene Ent 
chädigung verſprochen. Im Namen der verbündes 
ten Mächte, werde er Beſitz nehmen von dem mittägs 
lichen Theil Jtaliens, bi8 an den Bo. Dem zufolge, 
lich er am 19. Jänner die franzöflfchen Departemente 
Kom und Trafimene durch feine Truppen befegen , und 
erlich am 30. Jan. aus Bologna wider Napoleon 
eine Proclamation an feine Armee. 

Dennoch fanden fich fohriftliche Beweiſe *), daB 
er mit Rapoleon in geheimen Verbindun— 
gen geblieben war, fo daß zweifelhaft blieb, ob feine 
Streitkräfte in der Wagfchale des einen, oder des ans 
dern Theile lagen. Auch war es ſichtbar, daß er mit 


°, Namentlich Briefe von ihım ſelbſt, von feiner Gemahlin, 
von Buonaparte , von dem ViccKönig, von Fouché, von 
der Prinzeſſin Borghefe, von dem franzöfifher Eonful 
gu Ancona, u. a. 


— 
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feinem Heer, wider den ihm gegenüber ſtehenden Vice— 
König, nicht mit gehörigem Eifer zu Werke gegangen 
war. Der öftreichifche General Nugent verficherte dem 
Lord Caſtlereagh, Joachim fey nicht blos unthätig 
geblieben, er habe fich fogar beeifert, Durch treulofe 
Bewegungen den Operationen entgegen zu arbeiten. 
Lord Bentin? behauptete, er babe Jeden zu hintergehen 
gefucht, und die Wage in der Hand gehalten, um fie 
im ſchicklichen Augenblick auf Die Seite finfen zu laffen, 
wo er den meiften Bortheil fiir fich hoffen durfte. 
Inzwiſchen entfchieden die Siege der Verbündeten, 
in dem Innern von Frankreich, die Rolle des Königs, 
und die verbündeten Mächte waren geneigt, ihn’ auf 
dem Thron von Neapel zu erhaltene In den Eonfes 
reuzen von Chatillon (März ı8ı4) erklärten ihre 
Minifter, in einer von ihnen unterzeichneten Note, 
auf ein von dem franzöfifchen Gefandten vorgelcgtes 
Project über Italien: «fie hätten befchloffen, in Italien 
die vorigen Souveraine in ihre Staaten wieder eins 
zufegen ; ausgenommen in Neapel, mo fie den König 
Joachim anerfannt hätten, durch einen von Defls 
reich mit ihm gefchloffenen Tractat» *). Bald nachher 
erklärte Lord Bentind, in einer Note aus Bologna 
vom ı. April 18124, dem nenpolitanifchen Minifter- 
Herzog von Sallo: wer fey ermächtigt, amflich zu erflds 
ren, daß England den von der Regierung vou 


2) Joachim rühmte ih, Rußland habe ihm im April 
einen Sefandten gefickt, um einen AlltanzBertrag mit 
ihm gu unterhandeln. Diefer fey nicht zu Stande gekom⸗ 
men, weil unterdeffen die Nachricht von der Einnahme 
von Paris, eingelaufen fey. Gewiß ift, daß nah Been⸗ 
digung des Kriegs wider Öupnaparte, eine Allianz mit 
Joachim für Rupland minder wichtig foyn mußte 
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Neapel mit Deftreich geſchleſſenen Tractat durchaus 
bilige, auch in die darin bedungene Territorial Ser— 
mebrung mwillige, jedoch unter ver ſtipulirten Bedin— 
gung einer thärigen und unmittelbaren Mitwirkung 
der neapoliranifchen Armee; der Unterzeichnung eines 
Definitiv Tractats weigere ſich England bloß. aus 
Enr- uud Zartgefühl, nach weichem es die Erbſtaaten 
ſeines alten Bundesgenoſſen (Ferdinands IV.) ungern 
ohne Entſchädigung weggegeben ſehe; Die neapolita— 
niſche Regierung möge für Erlangung dieſes Ge 
genftandes die größten Anftrengungen machen.» 

So erklärt e8 ih, warım in den großbritannis 
(her Ertläänngen nie noch von Der Perfon des 
Königs Joachtm „fondern immer nur von der «ncapos 
Sitanifyen Regierung» Die Rede war, und warum 
Lord Caſtlereagh noch am legten Fun. 1814 indem 
Parlament verjichern Fonnte: «Die englifche Regierung 
babe feine Verpflichtung eingegangen mit der Perfon, 
welche an der Spige dieſes Staates (Neapel) ſtehe; 
nur Waffenrube ſey gefchloffen worden. » 

König Ferdinand IV., von dem Tractat mit 
Deftreich und von einer ihm zugedachten Entfchädigung 
(man naunte die joniſchen Juſeln) unterrichtet, protes 
ſtirte feierlich durch eine Kundmachung and Palermo 
vom 24. April datirt. Seinen Bundesgenoſſen, ſagte 
er darin, allen Nationen, und beſonders den Völkern 
von Neapel, ertläre er, daß er feſt entſchloſſen ſey, 
feinen unbeſtreitbaren Rechten auf das Königreich 
Neapel zu keiner Zeit zu entſagen; auch habe er den 
feſten und unveränderlichen Willen, keinem Vorſchlag 
wegen einer Entichadigung Gehor zu geben, oder irgend 
einen Eirfag fiir Neapel anzunehmen. 

Der Vertrag von Fontainebleau, vom 11. Aprü 
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1814, hatte den Krieg gegen Napoleon geendigt. Der 
parifer Friede (30. Mai) war gefchloffen. Alle Kriegsr 
beere traten den Rückzug an. Die neapolitanifchen 
zogen fich in die päpſtlichen Marken, aufmwelche König 
Joachim, in Folge des Tractatd vom 11. Jänner, 
Anfpruch zu machen hatte. Im Anguſt hatte Defts 
reich mit Mürat Unterhandlungen angeknüpft , um 
ihn zur Abtretung Neapels, gegen Erfag, zu bewegen. 
Gegen den Monat October fihien es gewiß, daß er 
ſich Dazu nicht verfiehen werde. Die Mächte waren 
gefonnen, ihm Neapel zu laffen, und für Ferdinand IV. 
eine Entfhädigung auszumitteln. 

So fand der wiener Congreß die Lage des 
Königs Joachim. Hier erklärten fichb die bourbonis 
fchen Höfe förmlich gegen die Anerfenuung deſſelben. 
Fürſt Talleyrand begehrte, in einem Schreiben, 
welches er zu Wien unter dem 13. December an Ford 
Eaftlercagh erließ, daB der Congreß den König 
Serdinand IV. für den rechtmäßigen. König von, 
Neapel förmlich anerfenne. Er wiederholte diefes 
Begehren gelegenbeitlich in einem an Ebendenfelben 
erlaſſenen Schreiben vom 86. December, Sachfens Vers 
einigung mit Preuffen betreffend. Lord Caſtlereagh 
erklärte dem neapolitanifchen Gefandten, Herzog von 
CampocChiaro, zweimal, daß zweitemal fogar in einer 
Note, die englifche Regierung halte fich überzeugt, 
daß Joachim die Stipulationen feines Tractatd mit 
Deftreich nicht erfüllt habe, und daß daher der Com 
greß, in der Frage über Neapel, nur allein das allge⸗ 

‚meine Intereſſe uud die Politik von Europa in Erwä— 
gung zu ziehen habe. Daß die Stimmung auch der 
übrigen verbünderen Mächte in Abficht auf den 
König Mürat nicht günflig ſey, war eben (o glaunık 
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ald bemerkbar; das Letzte ohne: Zweifel auch für des 
Königs EongreßMinifter , den Herzog von Campo⸗ 
Chiaro und den Prinzen Cariatt. | 

Mohl war England einer ausdrüdliden und 
definitiven Anerkennung des Königs Joachim ſtets mit 
Vorſicht ausgewichen. Aber Deftreich hatte durch 
Mertrag ihn förmlich anerkannt, ihm feine Staaten 
garantirt, und fih in Kriegsbündniß mit ihm einge 
laffen. Ed war nit an dem, was Talleyrand in 
dem oben gedachten Schreiben willen wollte, daß Oeſt⸗ 
reich feine Scwäbrleiftung auf den Fall eingefchräntt 
babe, wenn Joachim von der Landfieite werde anges 
griffen werden; weßhalb diefer Minifter als Cautel 
vorfchlug, es möchten die Eongreg Mächte ihrer Aners 
tennung Ferdinands IV. als Königs von Neapel die 
Elaufel beifegen, daß die Truppen, welche die mit 
ihm verbiindeten nichtitaliänifhen Mächte für feine 
Sache in Bewegung fegen würden, nicht durch 
Stalien ziehen dürften. Gewiß iſt, daß die Mis 
nifter der verbündeten Mächte fämmtlich , Die Angeles 
genheit von Neapel als fehr fchwierig und verwidelt 
betrachteten. Daber ftimmten Ale darin überein, daß 
ſolche aufdie legten Gigungen des Congreſſes 
zu verfchieben ſey. In der That war auch noch 
gar Nichts darüber entfchieden , als der Konig von 
Meapel die Zeindfeligkeiten anfleng. 

In diefer Lage der Dinge, fehien König Joachim, 
mitten im Laufe Des Eongrefles, feine Hoffnung wieder 
auf Buonaparte zu fegen, und, von deflen Ent: 
würfen unterrichtet, auf Schritte zu denken, wie er 
ſolche wefentlich befördern könne. Es erſchien, unter 
dem Datum von Neapel den 27. December in öffent: 
Sichen Blättern, eine Art von Denkſchrift, beſtimmt, 
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fein Betragen gegen die Verbündeten Mächte feit feiner 
Rückkehr aus dem ruffifchen Feldzug zu rechtfertigen. 
Ihr folgten, gleihfalls in Tagblättern, Nachträge, 
unter dem Datum Neapel den 8. Jänner und Wien 
den 14. Februar *). Er machte militärifche Rü—⸗ 
ungen, auffer allem Verhältniß mit der Einwohners 
zahl und den übrigen Kräften feines Landed. Er 
eröffnete, im Sebruar, dem öftreichifchen Eabinet feine, 
Abſicht, eine Armee von Bo,ouo Wann nach Frank 
reich zu fchicfen, und verlangte mehr nicht ale den 
Durchzug dur Ober- und MittelStalien, 
um, tore er fi ausdrücte, Neapel an Frankreich zu 
rächen. Deftreich erflärte, am 25. und 26. Fchr. 
ihm und Sranfreich, ed werde in keinem Fall geftatten, 
daß die Ruhe von Dber: und Mittelftalien durch 
den Einmarfch oder Durchzug fremder Truppen gefährs 
det werde. Frankreich antwortete, es hege Feine 
ſolche Abſicht. Joachim blich die Antwort fchuldig. 

Um 5. März erhielt König Jaachim in Neapel die 
Machricht von Buonaparte's Entweichung, von Elba. 
Sogleich erklärt er Selbſt dem öftreichifchen Gefandten, 
daß er unverändert dem Syſtem der Allianz 
treu ſey und bleiben werde. Diefelbe Erklärung 
läßt er dem öftreichifchen und dem englifchen Eabinet 
in Wien erneuern. Zugleich ſchickt er einen Adjutanten: 
ab, um Buonaparte aufzufuchen und diefem feine 
Unterkügung zuzufichern. Am ı3. März en 





9%), Man finder diefe Auffäge, unter Andern, in den Jours 
nal de Francfort ı8ı5, Nr. 24, 36 u. 53. Damit 
verdiene verglichen zu werben, Lord Eaftlevsagh'& 
Rede, in dem englifhen Parlament aus 2. Mai 1816 
gehalten. Ebendaf. Num. 138. 140. 143. 144. Herner! 

die Erklärung des wiener Hoft, ebendaſ. Ram. 209 
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⸗ 
klärt er in bem Moniteur von Neapel, er ſey mit 
allen Mächten in Frieden, und wenn etliche 
Truppen an die Grenzen vorgerückt ſeyen, ſo habe 
dieſe durch die Vorſicht gebotene Maasregel Nichts, 
was irgend eine Art von Feindſeligkeit dürfe beſorgen 
laſſen. Kaum hat er in Neapel die Nachricht erhalten 
von Buonaparte's Einrücken in Lyon, als er ſchon 
Den Zunamen Napoleon wieder annimmt, Buona— 
parte's Proclamationen in feiner Armee verbreiten, 
und dem Papſt erklären läßt, «daß er die Sache 
Napoleons wie die ſeinige betrachte, und 
nun beweiſen werde, daß fie ihm nie fremd geweſen 
fey» Ernimmt eigenmädtig den Durchzug Durch das 
römifche Gebiet (a2. März). Seine Truppen begehen 
am3.. März Feindfeligfeiten gegen die öfreichis 
fchen Woften bei Ceſena. Der öftreichifehe General 
Bianchi ſchlägt fie am 4. April bei Panaro. Am 8, 
April läßt Joachim, durch feine Geſandten, in Wien 
dem Kaiſer feine freundfchaftliche®Gefinnung, 
feinen unverbrüchlichen Willen , ſich nie von Deftreich 
zu trennen , verfichern , und anzeigen, daß er fi 
genöthigt fehe, ebenfalls eine ausgedehntere Aufftelung 
feiner Streitfräfte zu nehmen. 

Run erflärt Deftreich (10. u. 13. Apr.), daß es 
den Kriegsftand mit Neapel als eingetreten bes. 
trachte. Am ı9. April kommt Joachim zu feiner Ars 
mee bei Ancona. Am a2. läßt er Waffenſtillſtand ver, 
langen, unter dem DVorgeben, Anfang und Fortfegung 
der Feindfeligkeiten berubeten auf bloffem Mifvers 
fand Am 20. Mai räume fohon fein Feldberr, 
durch eine Militärgonvention, der öfreichifchen Ars 
mee das Königreich Reapel ein, welche am 22. 
in der Dauptfiadt ihren Einzug hält. Joachim war 
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am ı9. nach Iſchia entwichen, von da nach Frankreich, 
um, nach Buonaparte’s abermaligem Fall, über 
Eorfifa in das Königreich Neapel zurückzufchren, und 
daſelbſt (13. Oct. 1815) den Tod eines Milferhäters zu 
finden. 

Mürats Feindfeligkeiten verhalfen dem König 
Ferdinand IV. wieder zu einer geficherten po— 
litifhen Fage. Die verhinderten Mächte fchloffen 4 
mit ihm, zu Wien gegen das Ende Aprils, eine Off— 
und Defenfivfillianz Oeſtreich indbefondere er; 
theilte ihm, durch einen um dicfelbe Zeit gefchloffenen 
Bertrag, die Zuficherung, daß er in dag Königreich 
Neapel wieder eingefegt werden folle. Es 
fügte nur fur fich die Bedingnug hinzu, daß ihm der 
König, fir die Kriegskoften, eine Summe Geldes zu 
bezahlen habe. 

Der Congreß war noch verfammelt, als dieſes 
vorgieng. Die Mächte hielten nun allerſeits fich fiir 
berechtigt, den König Joahim des Throne 
von Neapel ſtillſchweigend für verfluftig 

. zu erflären, und den König Ferdinand wie; 
der auf folhen zu ſetzen. Dem zufolge, ward 
der CongreßActe die Erklärung einverleibt, König 
FerdinandlV. fey, für ihn, feine Erben und Nach. 
fommen, wieder auf den Thron von Neapel 
gefegt, und von den Mächten ald König ded Kö— 
nigreich8 beider Sicilien anerfannt. 

Den Prinzen Eugen waren durch den Fall fei: 
nes Stief:s und AdoptivVaters vernichtet, feine Stelfe 
als ViceKönig von Italien, feine Dotationen in Ita— 
lien, angeblich mit einem jährlichen Einfommen von 
80o0,uvo Franken, Die von Buonaparte in dem Jahre 
ıBı0 ihm dekrenirte erbliche Nachfolge in das Großher⸗ 
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zogthum Frankfurt, und überdem glänzende Ausfich« 
ten für feine zahlreiche Nachkommenſchaft. Buona⸗ 
parte ließ, in dem Tractat von Fontainebleau vom 
11. April 1814, Art.8. fich verfprechen, daß demſelben 
sein anſtändiges Etabliffement aufferhalb Frankreich 
folle gegeben werden.» Lord Caſtlereagh hatte damals 
ſchon erklärt, daß England in Anfehung diefer, fo 
wie verfihiedener andern Beflimmungen des Tractate, 
als dazwiſchen fommender Theil (partie intervenante) 
nicht zu betrachten fey. Auf den Eongreg war Prinz 
Eugen mit Hoffnungen gefommen, die auf eine anges 
meſſene Verforgung , namentlich in Teutfchland , ge 
sichtet waren. Auch follen ihm vortheilhafte Ausſich⸗ 
ten, befonder von einer Geite, gemacht worden 
ſeyn. Gewiß iſt, daß dieſe verfchwanden, uud jene 
vereitelt wurden. Baiern hatte, in einem mit 
Oeſtreich zu Wien am 23. April 1815 gefchloffenen Ver⸗ 
trag, fich für Diefen Prinzen verfprechen laſſen, daß 
ihm der Genuß feiner Güter in Italien und aufferdem 
noch ein angemeflened TerritorialEtabliffement ver: 
ſchafft werde. Bis jegt iſt diefed nicht zur Ausführung 
gekommen; der Sequefter, welcher auf feine Güter 
gelegt ward, dauert noch fort. Nach Buouaparte's 
Wortbrüchigfeit und abermaliger Bedrohung Euro 
pa's, hatten fich die Ausfichten des Prinzen Fugen 
fehr geändert. 

Mehr begründet waren, aber nicht weniger vers 
eitelt wurden die Heffnungen und Anfprüche,, welche 
der maltefer Drden dem Kongreß vortragen 
ließ; in Abſicht auf feine Wicderherfiellung, mittelft 
eined angemeſſenen Erfages für die ihm entzogene 
Souverainitdt, Länder, Güter und Einkünfte, und 
Einräumung feiner vormaligen politifchen echte und 
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Privilegien. In Franfreich und auf dem feflen Lande 
son Stalien, hatte die Revolution ihn beraubt, in 
Baiern, zum Theil auch in Spanien, hatte er feine 
Güter verloren, Buonaparte hatte ihm, auf feinem 
Zuge nach Egypten, Malta, den Hauptfiß des Drs 
dens, in Teutſchland das Fürſtenthum Heitersheim 
und alle andern Befigungen und Einfünfte, gewaltfans 
entriffen. | 

Die Wortführer des Ordens des heiligen Johan, 
nes von Sjerufalem, der Bailli Miari und der Coms 
mandeuer DBerlingbieri*), fäumten nicht, dem 
Congreß die fiebenhundertjährige Gefchichte, Ver—⸗ 
dienſte und Zwede dieſes geiftlichen Nitterordeng ans 
jurühmen, die Kranfenpflege, die Kriegsdienfte gegen 
die Ungläubigen, feinen hohen Werth für den ordens— 
fähigen Adel, feine vollkommene Meutralität gegen 
alle Ehriften; Thaten und Gruudfäge, wodurch er fich 
zu einem hoben Grad von Anfchen, Glanz, und felbfl 
zu verbältnißmäßiger Macht empor geſchwungen habe. 
Zudem fünne man ihn als eine Schule für Schiffahrt 
und Tapferkeit betrachten. 

Wohl einfehend, daß Malta, jegt im Bells 
von England und von groffer Wichtigkeit für diefe 
Macht, fo wie das Ganze der andern dem Drden ents 
siffenen Beſitzungen, unter den jegigen Verhältniſſen 


2) Auſſer ihnen trat noch der Kommandeur Bie von Ce⸗ 
farini, in einer eignen Dentfchrife und durch munds 
liche Vorstellungen, lebhaft für den Drden auf. — 
Auch betrieben die Abgeordneten des ehemaligen Unmit⸗ 
telbaren Reichsadels, die Wicderheritellung des 
Johanniter Ordens, fo wie des teutſchen Ordens. Auf 
diefe Orden, erklärten fie, ſiehe der Kirche und dem ges 
sannten Adel «ein unbeſtreitbares Eigenthumsrecht v zu. 


— 
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sicht wieder zu erlangen ſeyen, befchranften ich die 
Wortführer auf den befcheidenen Antrag, daß man 
dem Orden einen angemeffenen Gig anmweifen, Daß 
man ibm denjenigen Theil feiner Güter, der wieder 
zu haben fey, zurüdgeben, und ihn, wenigſtens in 
den erften Jahren, mit denjenigen Mitteln unterflügen 
möge, welche nöthig feyen zu Beftreitung der Koften 
feiner Einrichtung und zu dem Wiederanfang feiner 
Kreuzfahrten gegen die Sceräuber. 

Sn Sicilien uud Sardinien, indem Groß: 
priorat von Böhmen befige der Drden fein Eigens 
thum uoch unverfehrt. In dem Priorat von Kom, 
in Parma und Piacenza babe man ihm fat Alles 
zurückgegeben. Daffelbe ſey zu hoffen, in den erves 
netianifhhen Staaten, iu der Lombardei, und 
in dem Priorat von Pifa. Ju Spanien hätten 
während des Kriegs verfchiedene Commanderien viel 
gelitten, aber noch eriftirten fe alle, und von dem 
jegigen Monarchen fey ihre gänzliche Zurückgabe zu 
hoffen. Daffelbe laffe ich in Bortugal Hoffen. Was 
dürfe der Orden nicht erwarten von der Großmuth 
Alexanders, der brittifhen Nation, und 
Ludwigs XVIIL*! Baiern, fo wie Breuffen 
und andere Mächte, ermuntert durch fo ſchöne 
Beifpiele, würden nicht verſchmähen, jegt , wie vors 
mals, zu Wicderherfichung und Unterflügung des 
Drdens beizutragen. Schweden und Dänemart 
hätten ehehin beträchtliche Subfidien angeboten, wenn 
der Drden in dem Mittelmeer ihre Kauffahrteifchiffe 

Begleis 





°) In Frankreich machte der Orden unlängft, in einer 
eigenen Denffchrift, den Antrag, auf Zurüdfgabe aller 
noch unveräuſſerten ehemaligen Drdensgüter, namentlich 
der in das StaatsBudget aufgenommenen Waldeinkünfte. 


begleiten, und ihren Handel befchüsen molle; Die 
Unterhandfung mit ihnen fünne man wieder anfnüs 
pfen, und fie werde ebenfalld zu einem Mittel verhel— 
fen, die Beftimmung des Ordens zu erfüllen. 

Gewiß werde auch der Hauptfig, den man 
dem Drden anweifen werde, und der unbedingt feiner 
Herrfhuft und Benugung zu überlaffen fen, mehr 
oder weniger Einfommen liefern. Die Wahl biefes 
Hauptfiged möge der Weisheit und Güte der Monars 
ben überlaffen feyn. Die Erforderniffe feyen: 
nicht zu groffe Entfernung von dem Mittelpunct des 
Mittelmeeres, ein Hafen, fiber und zureichend für 
jede Art von Schiffen nicht nur des Ordens, fondern 
auch der befreundeten Mächte und ihrer Unterthanen, 
angemefiene Pläge und Gebäude für Zeughaus, Lazas 
reth, Kirche, Wohnung der Ordensangehörigen; 
endlich Hinlängliche Sicherheit gegen Anfälle. Grofs 
fe 8 verlange der Orden nicht; nur müfle er nicht 
nöthig haben, den Grundftein zu legen. Wefente 
lich fen, daß der Hauptfig frei und unabhängig ſey, 
wie ebehin; daß der Orden dafeldft alle Rechte und 
Borrechte der Sonverainetät, und alle feine vormalis 
gen Privilegien genieſſe; daß er dafeldft feine römifch“ 
katholifche Religion ausüben könne; daß er Gefandte 
und Agenten von jedem Rang an Mächte fenden ‚und 
mit diefen politifche und commerzielle Verdtndungen 
unterhalten dürfe; daß er, zu Handhabung feiner vers 
faffungsmafigen Neutralität, dic Gefege und Bors 
fihriften dürfe beobachten laffen, welche er feit mehre, 
een Jahrhunderten befolgt Habe , in Abficht auf Zus 
laffung der bewaffneten Fahrzeuge der verfchiedenen 
in Krieg oder Frieden fich befindenden Nationen, in 
feinen Häfen ; endlich daß der Orden in feinem Haupt⸗ 

Klüber's Weberficht. 
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fiß fich zu Feiner Zeit anders befinde, als unter Bebin 
gungen, welche ehrenvoll und der Natur eines fon’ 
verainen Staated angemeflen find, wie er es ſtets 
gewefen fey, zu Rhodus wie zu Malta. 

Fu Abficht auf die Zurücgabe der Ordensgüter 
komme in Erwägung, daß derjenige Theil derfelben, 
"welcher in jedem der verſchiedenen Staaten gelegen 
ift, von fehr geringer Bedentung fey , und eben fo der 
geringe Beitrag, welchen die verfchiedenen Comman— 
deure von ihrem Einfommen, zu Unterhaltung der 
Drdengregierung in den Ordensſchatz entrichten, fo daß 
faft der ganze Ertrag der Ordensgüter für die Nachge— 
bohrnen adelicher Familien eine Hülfquelle, eine Be; 
lohnung ſry, melde fie in den Stand feße, ihrem 
Souverain deſto nüglicher zu dienen. 

Endlich fey, in dem Fall der Wiederherfichhung 
des Ordens, FZürfprache der Mächte bei dem heili, 
gen Vater zu wünfhen, daß derfelbe, als Dber: 
haupt aller geiſtlichen Orden (doch nur für dießmal, 
und ohne Nachtheil der Rechte und Privilegien des 
Drdens) einen Großmetfler ernenne, damit die 
ſtatutenmäſige Wiedereinrichtung des Ordens ohne 
Berzug ſtatt haben könne; denn bei der jeßigen Tren: 
nung der Zungen und der Zerfireuung der Ritter, 
feyen Diejenigen Ordensglieder, welche fich jegt in dem 
DrdensConvent zu Catanea in Sicilien befinden, 
weder zahlreich genug noch befugt, zu gefegmäflger 
Wahl cities Großmeifter® zu fchreiten. 

Es war vorauszufehen, dag diefe Wünſche unb 
Anſprüche des JohanniterOrdens uner 
füllt bleiben würden; auf einem Congreß, der ſich 
in der Nothwendigkeit befand, ſo viele Wünſche und 
Auſprüche der Mächtigen unbefriedigt zu laſſen; unter 
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politifchen Verhältniffen, welche den Mächten ſelbſt 
zede Befisung, befonderd in dem Mittelmeer, für 
ihren Selbſtzweck wichtig machten; in einem Zeitpunet, 
wo in dem Mittelmeer Fein fefter Puuct frei von Derrs 
fhaft eined Mächtigen war; und in einer Zeit, mo 
jede Macht diejenigen Zwecke des Ordens, welche für 
Menfchheit und Staaten wahrhaft erfprießlich find, 
fich ſelbſt, fo weit cd ihr möglich if, vorfegen zu 
müffen glaubt, und wo dem Ritterthum faſt nur noch 
in der Jdee und in romaAnhafter Erinnerung, einiger 
Werth eingeräumt zu werden pflegt, 

Wichtig, befonders für Oberftalien und einen 
Theil von MittelItalien, war noch eine Beſtimmung 
in der CongreßActe, betreffend das unter dem Namen 
Monte-Napoledne bekannte Inſtitut zu Mailand. 
Die Mittel deffelden, welche zu Erfüllung feiner Bers 
pflichtungen gegen feine Gläubiger nöthig find, follen 
ihm erhalten werden, fein Grundeigenthum und feine 
übrigen Immobilien, fo wie feine ActivCapitale, in 
den verfehiedenen Ländern, Die zu dem Königreich 
Stalien gehörten, Unter diefe Länder follen auch die 
Schulden des Inſtituts vertheilt werden, nach Vers 
hältniß idrer Volksmenge und Einkünfte, 

Porsigal hatte, in dem Frieden von Badajoz 
vom 6. Jun. 1801, Art, 3, die von Spanien eroberte 
Seftung Olivenza, mit deren Gebiet, und mit den 
an der Guadiana gelegenen feften Plätzen, zufammen 
ungefähr zwei Quadrat Meilen „ an dieſe Macht abtr 
ten müſſen, ſo daß die Guadiäna die Grenze zwiſchen 
beiden Königreichen auf diefer Seite machte. Der 
Brinz Regent von Portugal und Brafllien forderte auf 
dem Congreß diefe Landesbezirke zuriick. Die Mächte 
betrachteten die Zurückgabe als eine von denjenigen 
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Maasregeln, welche geeignet feyen, zwiſchen beiden 
Reichen der Halbinfel diejenige beſtändige und vos 
fländige Harmonie zu fihern, deren Bewahrung in 
alten Theilen von Europa ‚aufdem Eongreß das unvers 
rückte Ziel ihrer Beflimmüngen gemwefen ſey. Sie 
übernahmen daher in der CongreßActe förmlich die 
Verpflihtung, auf dem Wege gütlicher Bereinigung 
ihre wirffamflen Bemühungen anzuwenden, daß die 
Zurückgabe diefer Bezirke an Portugal bewirkt werde. 
Zugleich erklärten fie, fovielvoneiner jeden von ihnen 
abhängt , ihre Abficht, daß dieſe Uebereinkunft bald; . 
möglichtt flatt Haben möge. — Dem fpanifchen 
Gefandten mißfiel dieſe Abrede. Durch eine Note vom 
5. Junius erklärte er, dag er die Entfcheitung feinem 
Hofe überlaſſen müfle, und vis dahin die Congreß— 
Acte nicht unterzeichnen könne. 

Zwifhen Portugal und Frankreich battefih 
ein Zwiſt erhoben, über das franzöfifche Guiana, 
das franzöfifhe SüdAmerika, welches Portugal im 
Jahr ı80g erobert hatte. In dem parifer Frie, 
Den von 1814, rt. 10, wurde deffen Zurückgabe an 
Sranfreich bedungen, fo wie ed am ı. Jänner 1790 
war , und Daß die in dieſem Zeitpunct its gehabten 
Grenzflreitigfeiten *), unter englifcher Vermittlung 
ſollten auögeglihen werden. Der PrinzRegent von 
Portugal und Brafilien hattedeßwegen Anftand genom, 
men, dem parifer Frieden feine Genehmigung zu ertheis 
n. In der CongreßActe ward hierauf feſtgeſetzt, daß 
jener Artikel des parifer Sriedend, fo wie alle Beſtim⸗ 





*) Der gu Madrid zwifhen Portugal und Frankreich ges 
ſchloſſene Friede vom 29. Sept. 1801, Art. 4, enchäle 
eine Beitimmung der Örengen. 
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mungen welche darauf Beziehung. haben könnten, 
ohne Wirfung bleiben, und dagegen, einverſtan— 
den mit allen Mächten, nachfolgende, allein gültige, 
Beflimmungen an deren Stelle geſetzt feyn 
folten , Doch unbefchadet der Verbindlichkeit aller übri- 
gen Elaufeln des parifer Friedens für beide Mächte: 
« Der PrinzRegent von Portugal und Brafilten vers 
pflichtet ih an Frankreich zurüdzugeben), das 
franzöfifhe Suiana bis an den Fluß Dyapod, 
defien Mündung zwiſchen dem fünften und fechften: 
Grad nördlicher Breite fih befindet ; eine Grenze⸗ 
weiche Portugal fletd als. die durch den ntrechter Fries 
Den feſtgeſetzte betrachtet hat. Der Zeitpunct def 
Zurückgabe diefer Colonie an Frankreich, fol, fos 
bald es die Umſtände geftatten werden, durch befondere 
Uebereinkunft zwifchen den beiden Höfen feftgefegt wer: 
den; und wird im Weg der Güte, fo bald möglich, zu 
definitiver Feftfegung der Grenzen zwifchen dem 
franzöfifchen und dem portugieſiſchen Guiana fchreiten, 
genau nach Dem Sinn des achten Artikels des Tractats 
von Utredt». 

Wichtige Beflimmungen wurden von den auf dem 
Eongreß verfammelten Mächten feftgefegt , in Anfehung 
der Schiffahrt auf ſolchen Flüffen, welche ver 
fhiedene Staaten trennen oder durchflieſ— 
fen, und wegen des Handelsverkehrs auf dies 
fen Flüſſen. Zu deren Vorbereitung war eine eigene, 
oben ſchon befchriebene Eommiffion niedergefegt. 
In der SchlußActe des Congreſſes verpflichteten ſich 
die Beherrfcher jener Staaten, Alles gemeinfchaftlid 
feftzufegen, was die Schiffahrt auf ſolchen Flüſſen bes 
trifft. Zu dem Ende follen innerhalb ſechs Monaten 
Eommiffarien fich verfammeln, welche nachfolgende. 
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Grundſaͤtze als Grundlage ihrer Arbeiten anzunehmen 
baden. Schiffahrt auf jenen Flüffen, in ihrem 
ganzen Lauf, fol durchaus frei, nnd, in Hinſicht 
auf den Handel, Riemand unterfagt feyn; 
jedoch unter Beobachtung der Vorſchriften für Die 
Schiffahrt Polizei , welche errichtet werden follen „uber; 
einftimmend für Alle, und für den Handel aller Nas 
tionen fo günftig wie möglich, 

Das Syftem der Erhebung der Abgaben und 
Handhabung der Polizei, fol, fo viel möglich 
Daffelbe feyn für denganzen Lauf des Flufles; 
auch fol es fich, fofern nicht befondere Umſtände wıders 
‚Rreiten , auf Diejenigen Arme und Zufammenfluffe, 

welche, in ihrem fehiffbaren Lauf, verfchiedene Staaten 
trennen oder Durchflieffen, erfirecken, Zurdie Ybgaben 
aufdie Schiffahrt, uud deren Betrag, fo wie gegen ihre 
Erhöhung oder Vervielfältigung, desgleichen 
in Abſicht auf Zahl uud Unveränderfichkeit der Erbes 
bungsBüreaug, find Grundfäge aufgeficht, welche 
Beförderung des Dandeld durch Erleichterung der 
Schiffahrt zum Zweck haben, Die Unterhaltung der 
Leinpfapde oder Treppelmwege, und die Beforsung 
der fiir ungebinderte Schiffahrt in dem Flußbett 
nöthigen Arbeiten, liegt jeder Uferberrfchaft ob: 
für den Fall, wenn die einander gegenüberftichenden 
Ufer verfehiedene Landesherrfchaften zuſtehen, foll dre 
Fünftige Schiffahrt Ordnung das Nöthige beflimmen, 

Rirgend fol Stapelrecht, auch fein gezwun— 
sener Umſchlag oder Stationenrecht , eingeführt 
werden; und die ſchon beſtehenden follen nur fo weit 
fortdauern, als die NferStaaten, ohne Rückſicht auf 
Sintereffe des Orts oder bed Landes, folche für Die 
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Schiffahrt oder den Handel im Allgemeinen für noths 
wendig oder nüglich erachten werden. Die Zölle der 
UferStaaten follen Nichts gemein haben mit den Schifi 
fahre Abgaben. Durch BVBerordnungen fol verhindert 
werden, daß die Schiffahrt durch Zollamts Verrich— 
Fungen wicht gehindert werde; Doc fol auch durch 
genaue Polizei an dem Ufer, Zollunterfchleifen der Eins 
wohner mit Hilfe der Schiffleute eutgegengearbeitet 
werden. Ueber diefed Alles, und was fonft nöthig 
feyn möchte, fol eine gemeinfchaftliche Vor— 
fchrift errichtet werden. 

Für die Schiffahrt aufden Flüſſen Rhein, Neckar, 
Main, Moſel, Maas und Schelde, find beſonde— 
re Vorſchriften dieſer Art ſchon errichtet, und der Schluß 
Acte des Congreſſes als Beilage beigefügt. In dieſer 
Acte des Congreſſes wurden (Art. 96) für den Po 
obige allgemeine Beſtimmungen ausdrücklich angenom— 
men; es ward (Art. 14) für den ganzen Umfang des 
ehemaligen Polens, in Anſehung der freien Schif— 
fahrt auf Flüſſen und Canälen, ſo wie des Gebrauchs 
der Häfen, der Circulation der Erzeugniſſe des Bodens 
und des Gewerbfleiſſes unter den verſchiedenen polni— 
ſchen Provinzen, und des Tranſithandels, unwan— 
delbare Beobachtung derjenigen Grundſätze wiederholt 
feſtgeſetzt, welche in dem ruſſiſch-öſtreichiſchen und in 
dem rufjifch : prenffifchen SeparatBertrag deßhalb ent; 
balten find; es mwurden (Art. 30) zwifchen Preuffen- 
und Hannover, zu Beförderung des Handels preuffis 
ſcher Unterthanuen mittelft der Em 8 und des Hafens von 
Emden, fo wie der Unterthanen in dem Herzogthum 
gauenburg mittelft des Canals der Ste Enig, genaue 
Beftimmungen errichtet. Endlih wurden noch in Dem 
von Preuffen, Deftreich und Rußland mit dem König 





120 


son Sacfen am 18. Mai 1824 gefchloffenen Frieden, 
Art. ı7, die oben erwähnten allgemeinen Grundfäge 
von der Freiheit der Flußſchiffahrt, auıh auf die Fluß— 
und SchiffahreBerhältniffe zwifchen Prenſſen und 
Sachſen für anwendbar erflärt,; namentlich auf Die 
Elbe, und fo viel das Flöffen ſowohl des verbundenen, 
als auch des lofen Holzes betrifft, auf die Gewäſſer, 
welche die Namen Elfterwerdaer:Floßgraben, 
Schwarze und WeiſſeElſter führen, fo wie auf 
den Sloßgraben, der aus der legten abgeleitet iſt. 


Endlih Fam es auch zu den letzten und entfcheie 
Denden Verhandlungen über den teutfhen Bund. 
Was zunächſt vorausgegangen war, mas auf dem 
Congreß in Erwägung kommen kounte, oder follte, 
was wirklich in Betrachtung Fam, was durch einen 
Grundvertrag fefigefigt, was in folhem der Zufunft 
vorbehalten ward , darf bier, wo eine neue Epoche in 
der Gefchichte der Teutſchen beginnt, und wo ein 
Zeuticher zu Teutſchen ſpricht, nicht unberührt bleiben. 

Das taufendjährige Reich der Teutſchen hatte 
1806 fein Bernichtungslirtheil erhalten, durch Napo— 
leons Stiftung des fo genannten rheinifchen Bundes *), 





*) Früher fhon (19. März 1806) hatte Napoleon zu 
München, nah verfhiedenen daſelbſt zu gleichem 
Zweck, unter dem Borfig feines Geſandten -Drro, 
fruchtloß gehaltenen Konferenzen, den Bevollmächtigten 
von Baiern, Wirtemberg und Baden den Ent; 
wurf eines Staatsvertrags dieſer drei Hofe, 
aus 49 Artikeln befichend, zur Annahme vorlegen laffen, 
den Beftimmungen der rheinifhen BundesAcre vielfach 
ahnlich. Seine Abfiche dabei war, unverfennbar, dab 
ſüdliche Teutſchland von Oeſtreichs policifihen, und des 
teutſchen Kaiſers und Reichs ſtaatsrechtlichem Einfluß mög⸗ 
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dieſes ſchmähliche Denkmal der Unterjochung, nicht bloß 
eines Theils teutfcher reichsftändifcher Landesherren 
und Städte unter etliche andere Landesherren derfel 
ben Art, fondern aller mit Titularlinabhängigkeit von 
dem WeltTyrannen ausgeflatteten teutfchen Könige 
und Fürften unter Ihn. Sieben Jahre lang hatte 
dieſer Scheinbund gedauert, und eben fo lang hatte 
der Eroberer fich der Bundesform als eines Vorwandes 
bedient, die Streitfräfte der verbündeten Staaten für @ 
feine nie endenden Kriege, die ganze StaatenWaffe 
für fein abentheuerliches ContinentalSpftem , und 
jeden einzelnen Staat im Junern für feine fultanifchen 
Launen zu benugen. Unmwiderftchlich waren feine Macht: 
gebote gewefen, befonder® feitdem er auch Preuſſen 
und den größten Theil Polens, durch die tilfiter Fries 
deusſchluſſe, feinem launenhaft gehietenden Einfluß 
unterworfen, und Oeſtreichs Macht durch einen dris 
ten Krieg und den wiener Frieden abermal bedeutend 
gefchwächt hatte. Schon verzweifchten die Meiften an 
der Möglichkeit, die Dauer der ZwingHerrfchaft des 
felbftfiichtigen Gebieters zu überleben, der die Macht . 
der Fürſten Teutſchlands, wie ihre Unterthanen,, in - 





Tchft frei gu machen, und unter den feinigen zu ftellen, 
Die Einwendungen , welche einzelnen Beftimmungen dieſes 
Entwurfs , befondere von Wirtemberg, entgegengefcgt 
wurden, beftimmten ihn, die Unterhandlungen abzubves 
hen. Bier Monate fpäter, fhuf er den rheiniſchen 
Bund. Durch diefen bewirkte ev für Teutſchland im 
Maſſe, was er durch den gebietend vorgelegten Entwurf 
sines Staatsvertrags der drei Möfe, vorerſt theilweiſe zu 
Stande zu bringen getrachtet harte. Indeß war jener 
franzöfifche Entwurf, die Wiege des rheiniſchen Bundes. 
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feinen Seffeln hielt. Do, in Rußland ward feine 
Macht gebrochen.‘ 


Mais un Roi l’attendait au bout de l’Univers, 
Par qui le monde entier a vu briser ses fers. 
ALEXANDRE, tragedie par ARacınz. 


Preuffen trat auf die Seite Rußlands. Beide 
Mächte erfiärten zu Kalifh, am 25. (15.) März 
1833, den rheinifchen Bund fir aufgelöfet, zugleich 
ihren feſten und unveränderlichen Entſchluß, den 
teutſcheu Fürften zu Wiedererlangung ihrer Freiheit 
und Unabhängigkeit behülflich zu feyn. Eine Völker 
ſchlacht (16. — 19. Dctober 18135) verjagte die Macht 
des Tyrannen aus den Staaten der Bundesfürften. 
Jeder diefer Fürften entfaate nun, durch feierliche 
Acte, dem rheinitchen Bund. Diefe Entfagung, und 
mit ihr die ganzliche Vernichtung des despotiſch ers 
zwungenen,, tidernatürlichen Bundes, erhielt ihre 
unmwiederrufliche Beftätigung , durch die Damit übers 
einfimmende Erklärung der vier verbindeten Mächte 
(Deftreih,, Rußland, England und Preuſſen), welche 
zu Wicdereroberung und Erhaltung der Freiheit von 
Europa, mit feltener Eintracht und aufrichtigem , 
feſtem Willen, fib das Wort gegeben hatten. Ends 
lih ward in Dem: parifer Frieden vom do. Mai 
3814, Art. 6, diefe Erklärung , welcher fonach auch 
Sranfreich beitrat , ſtillſchweigend wiederholt, 
durch die Stipulation *: 





*) Zufolge einer Congreß Note des ruffifchen Bevoll⸗ 
mächtigten, Herrn Grafen von Neffelrode, datirt Wien 
den 11. November 1814, wäre daſſelbe ſchon in dem 
AllianzBertrag von Chaumont, vom ı. März 
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adaß die Staaten Teutſchlands unabhäns 
«gig, und durch ein Föderativ Band vers 


« einigt ſeyn follen ». 

Mir dieſer Beſtimmung war zugleich ausgeſpro⸗ 
chen, daß eine Wirderberfichung des teutſchen 
Reichs und der Kaiferwurde, felbft mit verbef; 
ferter Grundverfaſſung, nicht fiatt haben fole. Bei 
den Interhandlungen , Die dem Frieden vorausgien—⸗ 
gen, war dieſe Wiederherfielung zur Sprache gefoms a 
men, Allein weder Deftreich noch die meiften ubri 
Mächte harten folche für vereinbar schalten, theils 
mit ihrer eigenen Politik, theils mit der feit ı806 
wefentlich veränderten Lage Teutſchlands. Dan wollte 
auch nicht eine neue Reichs Verbindung, der 
vorigen ähnlich ; überhaupt, unter keinerlei Form, 
eine Bereinigung tentſcher Staaten unter reinem, 
wenn gleich eingefchränften, Oberhaupt; Feine 
Oberhoheit (Supremat), welcher die fänntlichen 
Staaten, mit Beibehaltung eines beflimmten Maaſes 
von Landes s oder untergeordneter Staat8Hoheit, als 
fo genannte halbfouperaine Staaten untergeben feyen ; 
feinen Bundesflaat; feine Schupverbindung 
gegen einen oder mehrere Mächtigen. 

Demnach follten die jetzt unabhängigen Staaten 
Teutſchlands, nachdem fie vor Auflofung der Reichs 
Verbindung Theile eines Staatsförperd gewefen 
waren, nach ihrer Erlöfung von fremdem Sjoche wies 
der zu einer gewiffen Geſammtheit, zu einem 
politifhen Ganzen, fo feft wie- möglich, vereinigt 


1814, feftgefeßt, (Acten des wiener Gongreflee, 
Bd. I, Heft I., ©. 63.) Da diefes in den offenen 
Arrifeln des Tractats nicht ficht, fo muß es in einem 
geheimen borfonmen. 
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werden. Nur fo Eonnte feſte Haltung und Beſtändig— 
keit erlangen, was, einzeln, im Innern und gegen 
Auffen füch ſelbſt zu fchirmen zu ſchwach war, und uns 
vermeidlich erft ein Spielball, dann die Beute fremder 
Macht geworden wäre. In Abficht auf die Form dies 
fer Bereinigung, ward feftgefegt, daß fie föderativ, 
mithin völferrechtlich , ſeyn folle ; ein Staatenbund, 
Es follte ein Staasenbund ſeyn. Es konnte in Frage 
tommen , ob nicht die geographifch spolitifche Lage 
bes teutfchen Staaten, fie zu zwei Staatenöpftemen 
beſtimmen? Etwa zu einem füdteutfchen und einem 
nordteutfchen , beide getrennt und unabhängig von 
einander, und von jeder fremden Macht. Selbſt für 
den Fall, wenn Deflrcich und Preuſſen mit ihren teuts 
ſchen Staaten dem Bunde beitreten. würden , war 
Diefe Frage wichtig. In dem einen wie in dem andern 
Fall, eröffttete ſich die Ausficht auf pofitifche Einwir⸗ 
kung der Mächtigen, im Frieden wie im Kriege; einer 
Einwirfung, deren Fleine und mittlere Staaten fi 
nie ganz entäuffern können. Dachte man fich vollends 
einen Krieg diefer Mächtigen unter fich, der, wenn 
auch auf lange Zeit nicht mwahrfcheinlich, Doch immer 
möglich blieb, fo mußte in folchem die augenblickliche 
Trennung eines Staatenbundes, welcher alle Eleis 
nen und mittleren teutſchen Staaten umfaßt, obne 
MWiderrede mehr als möglich erfcheinen ; gleichviel ob 
jene Mächtigen felbft, mit einem Theil ihrer Staaten 
dem Bunde angehörten, oder nicht. In dem Kriege 
reißt die Gewalt unaufhaltfam Alles mit ich fort, 
was durch angemeflene Gewalt nicht vertheidigt wird. 

Mußte die Erwägung eines Kriegs der genannten 
Urt, auf die dee von alddann , felbft bei voraus 
bedungener Neutralität, kaum vermeidlicher Trennung 
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eines, alle teutfchen Staaten, mit Einfchluß der den 
Mächtigen angehörenden, umfaffenden Bundes leiten, 
fo durfte man immerhin bedachtfam fich Die Frage vor; 
Segen, ob nicht politifch beffer ſey, zwei tentfche 
Staatenvereine, mit oder ohne Ausſchluß der Staaten 
der Mächtigen, zu bilden, als cinen? Dean —* 
ſich hier zwei Staatenvereine denken, welche die geos 
graphifch spolitifche Lage ihrer Beſtandtheile, in dem 
auswärtigen Verhältnig fortwährend beſtimmte, den 
einen diefem , den andern jenem der beiden Mächtigen 
anzuhänaen. Dran fonnte fih forar hinzudenken, daß 
eine Pflicht zus folcher Anhänglichkeit, ſich vertragmäſig 
feftfegen laffe, fo fern man nicht cine Neutralität beis 
der Staatenvereine — denen dann feiner der Mäch— 
tigen als Pundesgenoß angehören dürfte — vertrag: 
mäfig, begründen , und gehörig fihern wollte. So mußte 
zur Frage fommen, ob die Bildung zweier GStaatens 
vereine, für ihr Fortbeftchen eine fiherere Bürgſchaft 
verheiffe, ald die Gründung eines einzigen? Der 
pariſer Friede entfchied für die letzte. 

Ein Staatenbund, ein einziger, follte die 
nnabhängisen Staaten Teutſchlands zu einer völfers 
rechtlichen Geſellſchaft vereinigen, für gemeinfchaftliche 
Zwecke. Es follte ein Staatenbund ſeyn, wie ihn die 
Geſchichte, von dem achäiſchen Bunde big auf die 
Sieben ‘infelfepublif und diejenige der ficben Verein: 
flaaten von DBenezuela , noch nicht (der rheinifche " 
Scheinbund war ein Werk weder des freien Willens, 
noch der Dauerhaftigkeit) aufzumeifen hatte; denn er 
follte , mit wenigen Ausnahmen , zufammengefegt ſeyn 
ans Staaten von monarchifcher Staatsform. Ges 
wiß war dem Scharfblick der Urheber jener Stipulas 
fiou, die Wahrnehmung nicht entgangen, daß in Dem: 
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politiſchen Wirken ſolcher Staaten, die von einem 
phyſiſchen Individunm beherrſcht werden, ungleich 
mehr Beweglichkeit ſich zeige, als in demjenigen ſolcher 
Staaten, die von einer moraliſchen Perſon, einer po— 
litiſchen Gemeinheit, regiert werden, in Hinſicht auf 
Neigung und Intereſſe, auf Denk⸗ und Haudlungss 
mweife, auf Willensbeffimmung des regierenden Sub— 
jectes; daß den Staaten der erfien Art ein Familien— 
Intereſſe des Regentenhauſes ansſchlieſſend eigen fey, 
deſſen Einfluß auf ihr politiſches Syſtem von der Ers 
fahrung nicht weniger beflätige wird, als feine Wans 
delbarkeit; daß gleichwohl das Princip der Einheit, 
der Eintracht , und des Fefihaltend an dem einmal 
angenommenen BundesSyſtem, die Grundlage eince 
ächten Staatenbunde® fey. 

Man fand, bei jener Beſtimmung des parifer 
Sriedend , feinen politiſchen Widerfprud darin, daß 
das foderative Band eine Maſſe von Staaten ums: 
ſchlingen follte, unter welchen Ertreme fi berühren, 
in einem Flächeninhalt von 100 bis 3000, und von 
23 bid 25 Quadrat Meilen, von einer Bevdlferung 
zwiſchen 170,000 bis 8,000,000 und 4,500 bis 70,000 
Staaten , auffallend verfchieden in Jutereſſe, in Vers 
faffung und Negierungsgruudfägen, in Wacht, Kang 
and Anfehen. Man fchien nicht darauf zu achten, daß, 
odgleich urfprünglich vereinigte nach dem echt einer 
" gleichen Gefellfchaft, jene Verfchiedenheiten doch 
eine fehr widrige, factifch eingleichheit in bemäuffern 
und intern Bundesverhältniß zur Folge haben könnten. 
Man fehien nicht zu beforgen, daß im Innern ver: 
einigt , und von Affen in Berührung mit Gebieten 
mächtigerer Nachbarn der erften und zweiten enropdi: 
fhen Gröſſe, der Bund in die Länge vielleicht nur 





durch wechfelfeitigen Neid folcher Gtlicder und Nachbarn, 
bloß durch die Macht der Mißgunft (puissance d’envie) 
beftehen könne; bis etwa einſt im Kriege unter ihnen, 
die Macht oder das Glück des Einen den Neid und die 
Kraft des Andern überwöge, uud den politifch ſchwachen 
Gegenſtand des Meides, ganz oder zum Theil, feiner 
Botmäſigkeit unterwürfe. Man fehien nicht in Rech— 
nung nehmen zu wollen, daß ſelbſt in friedlichen Vers 
hältniſſen, die groffe Verfchiedenheit des Intereſſes 
und der geographifchen Lage, fo wie Die biedurch und 
durch vichhache andere Ausfichten beſtimmte Art und 
Kraft ihres Bundesfinnes, vorzüglich die unvermeid; 
liche Einwirkung der Mäctigeren, — unter diefen 
Sranfreich auch jetzt nicht ausgefchloffen — bei fo 
mancherlei unabhängigen Staaten der Fleinften und 
fleineren Art, ſehr leicht eine Irennungs Politik ers 
zeugen könne. 

Der parifer Friede war fichen geblieben bei dern eins 
fachen: Foedus civitatum germanicarum esto! Der 
geograpbifche Umfang und die Yırsbildung 
des teutfchen Staatenvereindgs hren groffe Aufgaben, 
deren Löſung (Art. 3a) dem wither Congreß vorbehalten 
ward, Hier mußte nothwendig die Frage entftehen, 
welche teutfche Staaten für den teutſchen Bund 
beffimmt feyen? Ob nur die, welche zu Dem rheinifchen 
Bund gehörten? Dder die, welche in dem Augenblick 
der Auflöfung der teutfchen Reichsverbindung, noch 
in diefe verflochten waren? Dder die, welche zu der 
Zeit, als der legte Reichsfrieg mit Franfreich ansbrach, 
Beftandeheile des teutſchen Neichs ansmachten, fo weit 
ie von Frankreichs Oberherrſchaft Durch den parifer 
Frieden wieder waren befreit worden? Oder welche von 
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biefen? Namentlich, ob und welche teutfche Staaten 
Oeſtreichs, Preuſſens, Dänemarks, des Könige der 
Niederlande, und auf der linken Rheinfeite zu den Buns 
Desfiaaten gehören follten? Ob und wie weit folche 
ehemalige reichsſtändiſche Territorien, welche Napolcon 
der Dberboheit rheinifcher Bundesfürften untergeordnet 
hatte, nunmche unmittelbare Beſtandtheile des teuts 
ſchen Bundes feyn follten? Oder, ob und wie Diefelben, 
wenn auch Andern fortwährend untergeordnet, Doch 
mit gewifler Auszeichnung dem Bunde angehören, und 
ſich feines befondern Schutzes erfreuen follten ? 

Es mußte ferner auf dem Eongreß zuvörderſt in 
Betracht Eommen: der Zweck und die Urt des Ber 
eins, dem die teutſchen Staaten fih zu fügen hätten; 
fodanndie Art unddas Maas politiſcher Selbſi— 
ſtändigkeit, welches jedem der Bundesflaaten zu 
laſſen und zu fihern fey. 

Als Zweck des Bundes Eonnte man fih faum 
etwas Anderes denken, als den innern und duffern 
Frieden des Ganzen und feiner Theile, verbunden mit 
den übrigen Element des innern Landeswohls. 

In Abfiht auf Art des Staatenvercing, 
konnte man die Frage aufiwerfen: ob er, um ibm Ein; 
heit, Eintracht und Dauer deſto mehr zu fichern, 
eines Bundeshauptes bedürfe? Eined Mächtigen, 
welcher die linverlegbarfeit der innern Bundess und 
Staatöverhältniffe zu bewahren, den Buud und feine 





Geuoſſen in ihren Aufferen Verbältniffen zu leiten und 


zu vertreten , befonders fie gegen Angriffe und Arrons 
Birungstuft kühner Nachbarn, wo nicht gar eigener 
Bundesgenoſſen, zu fhügen, Recht, Pflicht und 
Macht habe. Ein folched Bundeshaupt müßte, mächs 
tiger ald Ale zufammengenommen, das Anfchen und 

das 
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das Mechtverhalten der Einzelnen und des Ganzen 
bewachen. 

Auf der andern Seite konnte man in Betrachtung 
ziehen, ob der Verein nicht unter einem Bundeshaupe 
fiehen, fondern ein Staatenbund in dem bisheri, 
gen Sinn, feyn follte, wie er feither nur unter Sreis 
flaaten vorgefommen war; eine Vereinigung ganz 
fouverainer Etaaten, nach Art und Mecht einer gleis 
hen Geſellſchaft; allenfalls verflärft Durch Gewährs 
leiſtung von Seite ciner oder mehrerer von Europa’ 
gröfleren Mächten. 

Hichei konnte, in Hinficht auf die Sonverainetät 
ber Bundesflaaten, in Erwägung kommen: ob und 
wie weit ihr Einfhränfungen zu feßen feyen, wie . 
fie Das wahre, richtig verftandene Intereſſe Des Gans 
zen und jedes Einzelnen fordert? Namentlich in Ans 
fehung gewiſſer Gegenftände , die fih auf den allges 
meinen Verkehr bezichen,, in Hinficht auf Militär— 
Gewalt, die überall leicht zu Meit getrieben wird, 
und in dem Verhältniß nach Auſſen, welches für 
Eeinere Staaten, zumal wenn jie einem Staatenbund 
angehören, vielfach bedenklich if, und leicht zu uns 
verhältnigmäßigem Aufwand verleitet. Iſt die Etaatds 
gemalt fchon ihrer Ratur nach nicht uneingefchränft, 
nicht abhängig von Kloffer Willführ, fo darf fie noch 
viel weniger unbefchränft und willkührlich feyn in 
Staaten, deren mefentliche® Antereffe fie ſelbſt 
einem beſtimmten Schuß : und Bundesverein zus 
oder unterordnnet. Hier gebietet der Zweck des Der 

- eins, auffer jenen natürlichen, noch gewiffe pofitive 
Schranken der Stagatsgewalt, gemeinfchaftlich für 
alle Bundesftaaten. Andere pofitive, ſtaatsrechtliche 
Beftimmungen , Eönuen bedingt werden durch indink 

Klüber's Ueberficht. 3 | 
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duelles Jutereſſe einzelner von jenen Staaten, das 
mit dem innern Flor und dem Fortgang vieles Gus 
ten durch Eigenmacht nicht gefchadet Werde. Don 
feib führte dieſes auf die Frage: ob nicht jedem 
Bundesflaat eine, durch Gemwährleiftung geficherte, 
Eonflitution, mit einer Bolfsvertretung durch 
Landftände, gebühre? Ein Staatsgrundvertrag wi; 
der den Mißbrauch der Staatsgewalt, und für den 
Schug der natürlichen und wohlerworbenen Rechte des 
Megenten und der Unterthanen ; eine Nichtfehuur, 
durch welche in dem Lauf der Jahre beiden Theilen 
zur Gewohnheit wird, nichts Unrechtliches zu wollen. 

Da auch Freiheit und Sicherheit des 
nüslihen Verkehrs, innerhalb and auſſerhalb 
des Staatögebieted, zu den erflen Elementen des 
Staatenwohld gehören , fo Fonnte noch manches Ans 
dere, welches Noth thut, für die ganze Geſammt— 
beit der Bundesflaaten, zur Erörterung fommen. 
Wie Einheit des Kricgsftaates, mit Entbaltung von 
allem militärifchen Ueberfluß, alfo konnten auch ge; 
wiſſe allgemeine , in einander greifende innere Si; 
cherheits Anſtalten in Vorſchlag gebracht werden *). 


*) Doc ohne, theils zweckloſe theild zweckwidrige, wohl 
gar lächerliche, Strenge in der Fremden Polizei. Solche 
Strenge ift, laut der Erfahrung, cine gehäffige Plage 
der ehrlichen, ein felten fehlfchlagendes Schugmirtel der 
unchrlichen Leute; ein Erzeugniß bald des böfen Gewiſſens, 
oder der klatſchhaften Neugier eines Machthabers, bald 
eine? kleinlichten Hanges zu Vielregieren, bald cine Ins 
wiffenheit in der Regierungstunft, auf jeden Fall eine 
grobe Berfundigung an der teutſchen Rechtliebe, Ehrs 
lichkeit und Gaſifreundlichkeit. Diefe will jeden uns 
firäflihen Fremden geehrt, geachtet, befördert wiffen, 
während jene Polizei jeden Fremden als einen Verdächti— 
gen fo lang behandelt und verfolge, biß er, nach einer 
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Es Fonnten in Frage kommen: Einheit der bürs 
gerlichen und peinlichen Gefege , teutfch , angemeflen 
dem Geift der Zeit und ded Volkes; Gleichförmig— 
feit in dem bürgerlichen und peinlichen Rechtsverfah⸗ 
ven; vernünftige Preßfreiheit; Billigkeit und Gleich» 
förmigfeit in der Ausübung des CommerzRegals, nas 
mentlich in AUbficht auf Auſs⸗, Eins und Durchfuhr, 
Zoll⸗ und Acciſeweſen, und gleiched Verhältniß in 
Münze, Maas und Gewicht ; Nechtlichkeit und Eins 
beit der Poſtanſtalt, wenigſtens Einförmiafelt in der 
Verwaltungsart fämmtlicher Landes Poftanftalten, ins; 
befondere in Abdficht auf Unverleglichkeit des Briefge— 
beimniffes, anf fogenannte Combinirung, Influenz 
und Tarif, u.d.m. 

Solche und andere Betrachtungen waren e8, welche 
auf dem Congreß Aufmerkſamkeit erregen, fie fchärfen 
und unterhalten fonuten. Was wirklich gefhah, fol. 
nun, cben fo treu als kurz, berichtet werden. 

Wie Anfangs blos die Bevollmächtigten fünf teuts 
fher Höfe, einen Ausſchuß für Worberathfchlagung 
über Rechte und Verfaffung des teutfchen Bundes bildes 
ten, der unverrichteter Dinge fich trennte; wie dann 
in den unmittelbaren Verhandlungen über den teutfchen 
Bund, ein langer Stiliftand eintrat; wie, während 
deffelben , die Bevollmächtigten der vereinigten Fürften 
und freien Städte, mit wahrhaft teutfhem Sinn, 
den Geiſt wohlthätiger, zeit: und vechtgemäfer Thdtigs 
keit zu werfen fich beſtrebten; wie, von preuflifcher und 
Öftreichifceher Seite, nach und nad eine Neihe von 





Arc von peinlihem Berhör , einen fireng juriſtiſchen Bes 
weis feiner äuffern Ehrlichkeit, nicht ſelten durch falſche 
Urtunden, geführt hat. 

Ya 
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erfchienen fie daher in ſolchen, und unterfchrieben auch 


fo die Bundes Acte. 
Allgemein ward von den Anmwefenden die Rede— 


und Stimmfreibeit geruhmt, welche in den Beratbs 
ſchlagungen fiatt hatte, das allfeitige Beftrchen , die 
Abficht, den Geiſt und Umfang der gefchebenen Ans 
träge und Vorſchläge zu erforfehen, zu eutwideln und 
zu prüfen, über Berfchiedenheit der Anfichten fich zu 
verfländigen, mangelhafte Stellen zu vervollkommnen, 
oder zu berichtigen, Zweifel zu löfen, Auftände und 
Schwierigkeiten zu heben, unüberwindlichen Hinders 
niffen auszumeichen. 

Die Umflände drangten. Seitdem Buonaparte's 
unvermutheter Einfall in Frankreich , in fa allen Eon: 
greß Verhandlungen zu einem fchleunigeren Gang ges 
nöthigt hatte, mußte man auch diefen Verhandlungen 
ein kürzeres chronologifcheg Ziel ſtecken. Man mußte 
fire die BundesActe, vorerfi wenigſtens, mit einem mins 
dern Grad von Bolfommendeit, oder, nach dem Aus— 
druck des Fürften Metternich, mit «Grundzügen 
der politifchen Föderation *) » fich begnügen, und die 
Zortfegung und weitere Ausbildung der fünftigen Bun—⸗ 
desverſammlung überlaffen. Man mußte an manchen 
Haupt Puncten vorbeicilen, und andere unvollendet 
laffen , weil es bald an Zeit, bald an Hoffnung ges. 
brach, für jegt Schwierigkeiten zu befiegen, auf die 
mon gefaßt fenn mußte, oder ſchon gefloffen war. Mit 
feihem Sinn erreichte man, zu gefeßter Zeit, Doch 
einigermaßen dad Ziel. — Noch am Morgen des legten, 
den Berathfchlagungen gewidmeten Tages (8. Jun.), 
hielten Die öfreichifehen und preufifhen Bevollmäch— 





9 Acten, dei wiener Congreſſes, Bd. IL, G. 341. 
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tigten mit dem baierifch.eneine Separat Conferenz. — 
Es wurden darin die von Baiern zulegt noch begehrs 
ten Aenderungen und Beſchränkungen des revidirten 
Entwurfs der Bundes Acte, in Vorberathſchlagung 
genommen *), Diefe Zufammenfunft veranlaßte noch 
einiges Nachgeben gegen Baiern, und beförderte, in fo 
weit, wenigſtens den Abfchluß des Grundvertrags — 
Vorläufig unterzeichnet wurden hierauf, Die zwanzig 
Artikel der Bundes Acte einzeln am achten, förmlich 
unterfchrieben und beſiegelt das Ganze am zehnten Ju: 
nius, von den Bepollmärhtigten für fech 8 und Dreifß; 
fig Bundesgenoffen. 

Wirtemberg und Baden vermißt man in den 
Unterfchriften. Fur Baden war, während der legten 
entfcheidenden Verhandlungen uber den Grundvertrag 
bes teutfchen Bundes, fein EongreßBevollmächtigter 
mehr anmwefend, Für Wirtemberg waren zwei Des 
vollmächtigte noch gegenwärtig, aber ohne in den Con— 
ferenzen zu erfcheinen und Theil zu nehmen an den Ber; 
handlungen, Ganz zulegt noch erboten fich diefe, für 
Die eilf erſten Artikel der BundesActe zu unterfchreis« 
ben, Da man aber ganze Bundesgenoflenfchaft for: 
berte, und fie ich dazu nicht verflanden , blieb ihnen 
der Zutritt zu dem Bunde verfagt; Doch ward unbes 
dingter Beitritt zu dem Ganzen, für eine beſtimmte 
Friſt noch frei gelaſſen, der aber innerhalb diefer eben 
fo wenig erfolgte *). Wenn nun gleth Wirtem⸗ 
berg und Baden, als urfprüngliche MitPacifcenten 


>= 





*) Hcten bed wiener Eongreffes, Bd. II, S. 531 f. 


ee ſ. man in den angef. Acten, Bd. IL. 
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bei Errichtung des teutfchen Bundes nicht erfcheinen,, 
ſo it Doch vorläufig in der BundesActe derjenigen 
Stimmen ausdrüflic fchon erwähnt, welche ihnen, 
in dem Fall ihrer nachfolgenden Aufnahme in den 
Bund, in der Bundesverfammlung zuflchen follen. 
Es iſt nicht unwahrſcheinlich, daß auffer Wirtems . 
berg und Baden auch noch der Landgraf von Heſſen, 
Homburg die Aufnahme in den teutfchen Bund 
erlangen werde. Richt nur ift ihm in der Schluß Xcte 
des Eongreffed, Art. 49, ein Land in dem Saardes 
partement mit 10,000 Einwohnern, beflimmt,fondern es 
haben ihm auch die vier verbündeten Mächte , in ihrem 
parifer Conferenz Protocol! vom 3. Nov. 1815 uud deffen 
Beilage B. die bisher von großherzoglich s heffifcher 
Seite ausgeübte Souverainetät, über feine 6,566 hom⸗ 
burgifche Unterthanen , zugedacht. 
Dagegen entgieng verfchicdenen Andern, welche 
feither, oder noch vor furzem die Souverainetät genoſſen 
hatten , die Ehre der Buudesgenoffenfchaft. 
Schon unter dem Datum deffelben Tages, an 
welhem die Bundes Acte feierlich war unterfchrieben 
morden, meldeten fih zu der Ehre der Bundesgenof: 
fenfchaft, der Fürft von Iſenburg und der Graf 
von Bentinck; diefer ald DBefiger der fouverainen 
Herrlichkeit Inn s und Knipphaufen. Beide erflärten 
fchriftfich ihren Beitritt zu dem Bund und zu dem 
Grundvertrag deffelben *). In gleicher Abficht, hatten 
: fie, fo wie auch der Fürſt von der Leyen, früher 
fchon nachgefucht um Zulaſſung ihrer Bevollmächtigten, 
, in den Berfammilungen und Beratbfchlagungen der Be; 


*) Acten deb wiener Eongrefles, Bd. II, ©. 577 u. 58ı. 
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vollmächtigten der vereinigen teutſchen Fürſten und 
freien Städte *). Beidemal blieben ihre Anträge ohne 
den gewünfchten Erfolg. Der 52. Artifcl der Schluß; 
Acte des Congreſſes, vom 9. Junius, fprach Deftreich 
Die Souverainetärüber das Fürftenthum Jfenburg 
ausdrücklich zu; wie dDaffelbe, in Anfehung des Fürs: 
ſtenthums Leyen oder Hohengerolddck, in dem Sn 
Artikel, Rilifchweigend gefchehen war **). 

Ucher die Souverainetät der gräflichs s benrindkis 
(hen Herrlichkeit Yuns und Anipphaufen, eine 
yubliciftifche Merkwürdigkeit ſchon zur Zeit der Reichs. 
verbindung , war zwar auf dem Congreß nicht verfügt 
worden. Diefelbe ward aber Doch, nebſt den Domainen 
und der Patrimonialherrlichkeit, der Widerfprüche 
des Grafen ungeachtet, von HolſteinOldenburg forts 
während unter vorforglicher Verwaltung gehalten. Diefe 
Verwaltung war cine Fortfegung theils des von französ 
firhen Behörden (Jul. 14:5) darauf gelegten Seques 
ſters, theils der von einem ruffifhen Kriegsbefehls— 
Bader (Nov. 1813) verfügten proviforifchen Beſitz⸗ 
nahme, welche nach einer Erflärnug des Hrn. Staates 
minifters Srörn. von Stein, aus Mißverfiand und 
Unkenntniß der wahren Lage der Sache flatt gchabt 
hatte ***), Oldenburg ſchien zu bezweifeln, daß es 
Wille der verbündeten Mächte fey , in feiner Nähe 
und an der Gränze von Teutfehland, eine Souverainctät 
von fo geringem Territorialllmfang fernerbin beſtehen 





®) Aeten des wiener Congreffes, Bd. IL, &. 579 f. 35. I, 
Heft &, ©. 4. 


) Ebendaſ. Bd. II, &. 709 f. 


vr) Ausführlich Hievon, in den Weten des wiener Eons 
greſſes, Bd. III, ©. 553 if. 
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zu laffen. Als Nachbar, und nach feinen übrigen 
politifchen Verhältniffen ‚ glaubte es vor Andern zu er 
Hoffnung berechtigt zu feyn, Daß ſolche ihm werde 
untergeordniet werden. Schon haben öffentliche Blätter 
verfündigt, daß Unterhandlungen zwifchen Oldenburg 
und dem Grafen Bentincdf*ringeleitet feyen „ über 
freiwillige Abtretung dieſer Herrlichkeit. 

Nie Hatte noch ein Staatenbund eine fo groffe 
Anzahl von Staaten umfaßt, wie jegt der teutfche. 
Es find acht nnd dDreiffig Bundesſtaaten, Wir 
temberg und Baden mitgezählt ; groffe, mittlere und 
kleine, monarchiſch und republikaniſch geformte, in, , 
geſammt für gewiffe gemeinfchaftliche Zwecke vereinigt, 
doch noch nicht, wie die Bereinötaaten in dem gcpries 
fenen alten Griechenland, unter cinem gemeinfchafts 
lichen Gericht von Amphiftyonen. Die Volksmenge 
aller Bundesftaaten, fhägt man vorläufig auf unges 
fähr s6 Millionen. Die Bewohner Teutfchlandeg können 
nun, der politifchen Unterabtbeilung in fo viele und 
verfchiedenartig geflaltere Staaten ungeachtet, durch 
den Bundesverein fich zufammen wicder ald Erin Bolt 
betrachten. Diefed Volk bilder, mit den aufler dem 
teutfchen Bund Ichenden Teutfchen, die teutfche 
Ration, deren Glieder ein Sinn belcht, der Sinn 
für teutfchen Gemeingeifi, teutfche Art, 
Sprache und Bildung. 

Umfang Zweck und Berfaffung des Bundes, au 
Manches in Abficht auf die Verfaſſung und den innern 
Rechtdzuftand der Bundesflaaten, fo wie die befondern 
Rechte und Verhältniffe der jegt untergeordneten, 
ehemaligen reichsftändifchen Landesherren , und gemiffe 
Hechte der Unterthanen fiberhaupt, find in der Bun— 
des Acte feſtgeſetzt. Diefe Arte erflärt den Verein 
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für einen Gtaatenbund in dem gewöhnlichen Sinn; 
ale Mitglieder Haben, als folche, gleiche Nechte, 
fo wie gleiche Bundespflichten. Deftreich und Breuf: 
fen traten dem Bunde bei, Doch nur für ihre vormals 
zu dem teutfchen Neich gehörigen Befigungen, aber 
auch für alle dieſe, fo Daß Preuffen fogar die Abficht 
erklärte, auch mit GSchlefien beizutreten, deffen Ber; 
Bindung mit dem teutfchen Reich in der neuern Zeit 
von ihm nicht anerkannt, und felbft theoretifch zwei: 
felhaft geworden war. Danemarf trat bei für Hols 
‚Rein, der König der Niederlande für das Großs 
herzogthum Luremburg *). 

Der Zweck des teutfchen Bundes fol feyn, Er: 
haltung theils der äuffern und innern Sicherheit Teutſch⸗ 
landes, theild der Unabhängigkeit und Unverlegbarfeis 
Ber einzelnen Bundesftaaten. Alle Bundesglicder vers 
forechen einander, Schuß für ganz Teutfchland, und 
für jeden einzelnen Bundesftaat, gegen jeden Angriff, 
fo wie SGemwährleiftung für alle ihre, unter dem 
Bunde begriffenen Befigungen. Doch fehließt diefes 
Schugbündnig gewiſſe gemeinfchaftliche Einrichtungen 
und Dorfchriften nicht aus, welche abzwecken auf Bes 
förderung des inneren Wohle der Bundesftaaten. 

Für Beforgung der Bundesangelegenheiten, iſt 
eine beiländige Bundesverfammlung zu Frank. 
furt am Main angeordnet, bei welcher alle Bundes: 





e) Lüttich gehört nicht zu den Bundesftaaten. Acten ic. 
3). 1, S. 5355. Bon Preuffifch®eldern, ebnd. 
&.469. Bon Schlefien, ebendaf. ©. 106 u. 413. 
Bon®elfchTnrol und Kärnthen,cbendaf. ©. 106. 
Man vergl. aud ebendaf. S. 123, ı3ı, 344, 380, 
403, 429, Bd. I, Heft 15 ©. 45. 
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glieder berechtigt find durch Bevollmächtigte zu erſchel⸗ 
nen. Den Borfig darin führt Deftreich ; aber jedes 
Bundesglicd kann Vorſchläge machen, und in Vortrag 
bringen, welche nachher der Borfigende, in siner zu 
beflimmenden Zeitfrift der Berathung zu übergeben 
hat. Die Bundesverfammlung theilt Kch in das Ple⸗ 
num, und in die engere VBerfammiung. Die 
legte ift die Regel, dag erfle Die Ausnahme. 

In dem Plenum find feine Geſammtſtimmen. 
Jedes Mitglied hat darin allein und für ſich Sig und 
Stimme; aber manche Bundesglieder haben mehr 
als eine Stimme, : Ed find darin neun und fechzig 
VirilStimmen, , mit Rüdjicht auf das allfeitige Terri⸗ 
torial Verhältniß, unter die 98 Bundesglieder fo vers 
theilt, daß ſechs Bundesglieder (Deftreih, Preuſſen, 
Sachſen, Baiern, Hannover und Wirtemberg) jedes 
mit vier, fünf (Baden, Kurheflen, Großherzog von 
Heflen, Holſtein, Luxemburg) jeded mit Drei, und 
drei (Braunfchweig, Medlenburgöchwerin und Rafan) 
jedes mit zwei BirilStimmen, die übrigen 24 Bun’ 
desglieder jedes nur mit einer Stimme bedacht And’ 

Dagegen find in der engern Berfammlung nur 
ſieben zehn Stimmen. Die erfien eilf von diefen, 
find VirilStimmen, die übrigen ſechs find Euriats 
Stimmen. An diefen Gefammtfiimmen haben Theil, 
an der erften fünf Bunbesglieder, Sachfen Weimar, - 
Gotha, Eoburg, Meinungen, Hildburghaufen; an 
der andern zwei, Braunſchweig und Naffau; an ber 
dritten zwei, MecklenburgSchwerin und Gtrelig; 
an der vierten ſechs, HolſteinOldenburg, Anhalt 
Deffau, Bernburg und Cöthen, SchwarzburgSon⸗ 
dershauſen und Rudolſtadt; an der "fünften acht, 
Hohenzollern Hechingen und Sigmaringen, Lichtenflein, 
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Neuß, ältere und jüngere Linie, Schaumburgkippe, 
Lippe, und Walde; ander fechflen vier, die freien 
Städte, Lübeck, Frankfurt, Bremen und Hamburg. 
Ob den fo genannten mediatifirten , vormaligen Neich6s 
Bänden, auch etliche EuriatStimmen' in dem Plenum 
einzuräumen ſeyen, fol die Bundesverfammlung ents 
ſcheiden. 

Die Ordnung der Stimmen, ſoll erſt nach Ab, 
faſſung der EinrichtungsGeſetze für immer feſtgeſetzt 
werden, aber auch dann auf den Rang derBundesglieder 
überhaupt, und auf ihren Vortritt auſſer den Verhält⸗ 
niſſen der Bundesverſammlung, keinen Einfluß haben. 

Bor das Plenum gehören diejenigen Gegen: 
Kände, wobei ed anfommt auf Abfaſſung und Abs 
änderung Der Grundgeſetze Des Bundes , auf Befchlüffe, 
welche die BundesActe ſelbſt betreffen, auf Bundess 
einrihtungen und gemeinnügige Anordnungen fonfti? 
ger Art. Wiefern ein Gegenftand diefer Art für das 
Plenum geeignet fey , entfcheidet die engere Berfamm; 
fung. Auch bereitet dieſe die ber Eutfcheidung des 
Pleni zu unterziebenden BeſchlußEntwürfe vor, bie fie 
zeif find, um über ihre Annahme oder Verwerfung zu 
entfeheiden. Es entfcheiden , in der engern Verſamm⸗ 
lung die Mehrheit, in dem Plenum zwei Drittheile dee 
Stimmen , bei Gleichheit der Stimmen, in der enges 


: ren Verſammlung, der Vorfisende., In beiden if 


die Stimmenmehrheit unwirffam, menn es anfommt 
auf Annahme oder Abänderung der Grundgefege, oder 
auf Einrichtungen des Bundes, auf jura singulorum 
oder Nelisionsangelegenheiten *). Das erfie Ge, 

°) Von einer genaueren Beſtimmung diefer Regel, handelt 


eine Anmerkung ded Verfaſſers, in den Acten des w. 
€. Bd. IL, ©, 497. 
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fh äft der Bundesverfammiung fol ſeyn, bie Abfafı 
fung der Grundgefege ded Bundes, und deflen Einrichs 
tung, in Abficht auf feine auswärtigen und inneren 
Berbältniffe, auch die militärifchen. 

An Bundesfriegen find einfeitige Unterdands 
lungen, Waffenſtillſtand und Friedensfchluß der Bun, 
desgenoſſen nicht erlaubt. Ihr Bündnißrecht if 
in fo fern eingeſchränkt, als es gegen die Sicherheit 
des Bundes oder einzelner Bundesanflalten ausgeübt 
würde. Krieg unter ihnen, ift nicht erlaube. Ihre 
Streitigfeiten unter fi, hat die Bundesvers 
ſammlung durch einen Ausſchuß zu vermitteln, oder, 
wenn dieſes mißlingt, Durch eine wohlgeordnete Auſträ— 
galfInſtanz vichterfich entfcheiden zu laſſen, Deren 
Ausſpruch die flreitenden Theile fich fofort zu unters 
werfen babe *). 

«In allen Bundesflaaten wird eine landflänbte 
fche Verfaſſung flatt finden» **) Bundesflaaten von 
nicht 300,000 Einwohnern, follen mit andern, mit 
welchen fie wenigftend cine ſolche Volkszahl erreichen, 
einen gemeinfchaftlichen oberſten Gerichtähof errichten 
Solche ſchon jegt beſtehende Gerichte dritter Fufkanz, 
in Bundesflaaten von wenigſtens 150,000 Einwoh—⸗ 
nern, werden beibehalten. Auch die vier freien Städte 
find berechtigt , ſich über Errichtung eines gemeinfchafe‘ 
lichen oberſten Gerichtöhofes zu vereinigen. Bei den 
gemeinfchaftlihen oberflen Gerichten Fann, zu Abfafs 
fung des Endurtheild, jede Partei auf Actenverfendung 
antragen. 





*) Hievon unten, in einem eigenen Bericht. 
**) Hievon unten sin eigener Bericht. 
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Auch beffimmt die Bundes Acte, den Rechtszuſtand 
der, im J. ı806 und ſeitdem, der Staatshoheit teut— 
(cher Bundesfürften unterworfenen, chemaligen 
reihsftändifhen Landesherren *, und des 
ebemaligen reihsunmittelbaren Adels. Sie 
beſtimmt ferner die Fortdauer der auf dem Rheins 
ſchiffahrts-⸗Octroi gelegten Renten, fo wie der 
Borfchriften des Reichsdeputations Hauptſchluſſes von 
1803 über Schuldenweſen und Penſionen; 
ferner das echt der Mitglieder der chemaligen Doms 
und freien Reich sſtifte, auf unbeſchräukten Genuß 
ihrer Denfionen **); das Recht der Mitglieder des 
Teutſchen Drdens auf Venfionen; und die Beras 
thung über Regulirung der SuſtentationsCaſſe und 
der Penfionen, für die überrheinifchen Bifchöfe und 
Beinfihen. | 

Es ward feflgefegt, daß die Religionsverſchie— 
denheit keinen Einfluß haben ſoll, auf den Genuß 
der bürgerlichen und politiſchen Rechte; auch, daß die 
Bundesverſammlung berathſchlagen ſoll, über die bür— 
gerliche Verbeſſerung der Juden, namentlich wie und 
unter welchen Bedingungen ihnen der Genuß der bür— 
gerlichen Rechte gleichförmig in den Bundesſtaaten 
verſchafft und geſichert werden koͤnne. Der fürftlichtari: 
fhen Poſtanſtalt ward ihr Befisftand gefichert, 
wie folcher beſtimmt ift Durch den Reichsdeputations— 
Schluß von 1805, oder durch fpätere Verträge; auf 
jeden Fall foll fie angemeffene Entſchädigung erhalten, 
auch da, mo fie , ohne folhe, gegen den Inhalt 
des DeputationsScluffes verdrängt ift. 





*) Dat Nähere unten, in einem befondern Bericht, 
9°) Mehr hievon in einem befondern Bericht. 
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Endlih wurden auch’ den Untertdanen ber 
Bundesftaaten überhaupt, gewifle Nechte zugefichert , 
in Abficht auf Erwerb und Befig ausländifchen Grund, 
eigenthums, freien Wegzug, Eintritt in fremde Civil— 
und MilitärDienfte, Befreiung von Nachſteuer und 
Abzugsgeld. Mit Abfaſſung gleichförmiger Verfüguns 
gen über Preßfreiheit, wider den Büchernach— 
druck, über Handel, Verkehr und Schiffahrt, 
ſoll ſich die Buundesverſammlung beſchaͤftigen. 

Dieſe BundesActe iſt, wie ſebr auch die Macht 
der Umſtände drängte, doch nur durch gütliche Ver— 
einbarung entſtanden. Sie iſt ein Vertrag, kein 
Geſetz eines oder mehrerer Oberherren. Sie iſt nicht 
aufgedrungen von einem Machthaber oder Gebieter. 
Sie iſt der Grundvertrag nicht eines Staates, fons 
dern eines Staatenbundeß. 

Die eilf erften ‚Artikel wurden der Haupts oder 
Schluß Acte des Eongrefles einverleibt, unddie 
ganze Urfunde als Beilage Hinzugefügt, mit der 
Erfiärung , daß fie ald integrirender Theil derfelben 
anzufeben ſey. Dadurch ward fie, fo wie der Bund 
ſelbſt, nach der eigenen Erklärung des öftreichifchen 
erfien Bevollmächtigten in der neunten Sigung ‚ unter 
den Schuß derjenigen europäifchen Mächte gefteht, 
welche jene Acte unterzeichnet haben. Ä 

Es fpringt in Die Augen, daß der Bund cin Si⸗ 
berheitsbund if. Was war cd auch anders, als 
allgemeine Beforgniß vor einer Wiederkehr buonaparr 
tifcher Zwingherrfchaft, das ihm noch in den legten 

Tagen des Eongreffes zum Daſeyn verhalf? Man 
mußte fich der Streitkräfte aller teutfchen Staaten 
verfichern; auch, fo viel möglich, des guten Willend 
ihrer Bewohner. Man mußte ſich und andern fagen 
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tönnen, die Stipulationen des fechflen Artikels bes 
parifer Friedens ſeyen erfüllt. Eigentliche Ausbildung 
- tonnte und mußte Daher , für den Augenblick, auch 
nur das erhalten, waß für den Sicherheitszweck uner, 
Iäßliche Bedingung war, oder doch ihm zunachfl lag. 
Alles Uebrige galt für Gegenflände des zweiten oder 
dritten Ranges. Diefe wurden entweder minder volls 
kommen befiimmt, oder nur angedeutet, und für nä— 
here Beflimmung derfelben, Anmweifung gegeben auf 
Die Fünftige Bundesverſammlung. 

Die BundesActe war ein Werf augenblicklicher 
Moth, folglich der Eile *). In folder fann, muß, 
man Vieles nicht bloß fchen , fondern überfehen. Auch 
erflärt fih hieraus die Nachgiebigkeit, felbft der 
mächtigfien Staaten, gegen mande Widerſprüche, 
Anträge und Forderungen Einzelner, Die offenbar 
weder in dem Intereſſe, noch in dem Willen der 
Mehrheit lagen. Eichen Wochen vor dem Anfang der 
eigentlihen Eonferenzen, batten ſchon PBreuffen 
und Deftreich, beide mit denfelben Worten, nur 
son der augenblidlihen Nothiwendigfeit gefprochen, 
den teutfchen Bund fogleich jegt wirflich zu fchlieffen , 
und daß fie für den Augenblick fih mit feinen wefents 
lichen Grundlagen begnügen wollten, Deren nähere 
Ausführung ruhigeren Zeiten vorbehalten bleiben 
müfle **). 

Als 


*) Vorträge des Fürſten von Metter nich, in der erſten 
und ncunten- Sigung. Acten ı. Bd. IL &. 340 f. 
und 5ı2. 

⸗20) Preuſſiſche Note vom 29. und öſtreichiſche vom 3a, 
März 18153 in den Acten des w. & Bd. 1.9.4. 

, ©. Bo. Bi. Il. &. 303. 
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Als nachher dad Werk zu Stande gebracht war, 
wurden fogar feierlihe Geſtändniſſe, in Abficht 
auf die Unvollkommenheit der Bundes⸗Acte, und dag 
fie die Erwartungen der teutfchen Nation nur zum 
Theil erfüllen könne, indeß es wünfchendiwerther ges 
wefen ſey, einen unvollkommenen Bund, als gar feis 
nen, zu fehlieffen, aber auch Hoffnungen zu Verbeſſe— 
zung der Mängel, zu Modificationen und Ergänzuns 
den, förmlich in das Protocol niedergelegt, von den 
Bevollmächtigten von Hannover, Preuffen, Lurems 
burg, Naffau, und den beiden mecklenburgiſchen Haus 
fern *). 

Solche Geftändniffe und Erklärungen, und eine 
ernfie Betrachtung der Umflände, unter welchen das 
Merk doch noch zu Stande fam, haben die Critik 
nicht allenthalben fo weit entwaffnet, ald man zu 
boffen fich fir berechtigt hielt. Indeß follte man nie 
vergeflen, daß es nur Die Grundlage eined Bundes 
ft, und ſeyn follte, der, auf dem Congreß ſelbſt, 
für nothmwendig erachtet ward, chen fo wohl zu Vers 
vollſtändigung und Befefligung des politifchen Syſtems 
von Europa , als zu Beförderung des Auffern und 
innern Wohls der teutfhen Staaten. Die Hoffnung 
auf das verheiffene Vollfommnere, muß jedes tentfche 
Gemüth beleben, ohne darum treue Darflellungen 
der Thatfachen, befcheidene Wünfche und Aeufferungen 
zu unterdrüden. Ein Fräftiger Keim zu etwas Beſſe— 
rem, iſt gelegt. Mit weifer Befonnenheit, mit Wohls 
wollen und Uneigennügigfeit, werde .er gepflegt und 
zu höherer Vollkommenheit ausgebildet. Dann mögen 


°) Herten w Bd. II, ©. 834 f. 556, 513, 614, 546 
und 550, 


Slüber’s UNeberſicht. & 
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teutfche Kraft und Treue ihn bewachen. Möge diefem 
Schugbündniß nicht bloß Lebensfähigkeit, fondern ein 
eben fo Eräftiged und wohlthätiges ald langes Leben 
verliehen feyn! 

Der Eindrud, welchen die BundesActe fogleich 
bei ihrer Erfeheinung auf denn Eongreß, auf die Meis 
fien machte, war fehr verfchieden. Am meiften 
ſchienen zu befriedigen , der geographifch » politifche 
Umfang , den man dem Bunde gegeben, der Zwed, 
den man ihm vorgefegt hatte, und die Fürforge für 
die Rechte der Unterthanen (Art. 18), fo wie für uns 
parteyifche Nechtspflege durh Anordnung gemeins 
feaftlicher oberfter Gerichtähöfe für Bundesflaaten von 
weniger ald 300,000 Einwohnern; am wenigften, 
die Beſtimmungen über die, flatt eines förmlichen 
Bundesgerichtes, feſtgeſetzte swohlgeordnete Auiträs 
galfinftanz» für Streitigfeiten der Bundesgenoflen 
unter fh, und über Einführung landfländifcher Ber 
faflungen. 

Man bemerkte, daß in den fieben Artikeln, welche 
der Bundesverfammlung gewidmet find, unter Anderm 
jwar über den VBorfig in folcher verfügt fey, daß 
aber eine Beftimmung fehle über da Directorium 
in dieſer Verfammlung, fo wie über Canzlei, Archiv 
und Regiſtratur des Bundes. Ein früherer Entwurf 
der BundesActe enthält ausdrücklich den Vorfchlag, 
den Vorfig Oeſtreich, das Directorium Deftreich und 
Preuſſen gemeinfchaftlih zu geben *). Aber in den 





*) Acten x. Bbd.I, Heft ı® S. 50. — Wan vergl. au 
ebendaf. Bd. I, Heft ı, 8.59. Bd. IH, ©. a, aı, 
23, 25, 3ı0, 316 u. 481. — Vorſchläge wegen der 
Bundes Canzlei und dee Archivs, ebend. Bd. II, 
©. 37 u. 3ıo. 
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Mrotocollen liber Errichtung des Bundes, ward die 
Stage von dem Directorinm, wohl nicht ohne Abſicht, 
mit Stillſchweigen übergangen, und vielleicht mehrfach 
zu derjenigen Einrichtung gerechnet, welche, nad 
Art. 10, das erſte Gefchäft der Bundesverfammlung 
ſeyn ſoll. 

Man vermißte noch eine Matrikel für Mann— 
fehaftfielung der Bundesgenoflen zu Bundesfriegen, 
fo wie fiir Geldbeiträge zu den ordentlichen und auffers 
ordentlichen Ausgaben des Bundes. Der Ichte Punct 
war in einem preuffifchen Entwurf der Bundesicte*), 
vom Februar in Erinnerung gebracht, er blieb aber 
nachher umerörtert. Für den bevorfiehenden Krieg 
mit Franfreich, wurden in den Allianz AcceffionsBers 
trägen , welche die vier verbündeten Mächte mit den 
teutfchen Königen, Fürften und freien Städten fchlofs 
fen, die TruppenContingente befonders bedungen **), 
Demnach wird die Errichtung einer Matrifel, eineg 
der erfien Gcfchäfte der Bundesverfammlung ſeyn 
müffen. 

Manche wünfchten auch, daß die Fragen: ob und 
wie weit Geſandte ausmwärtiger Mächte bei 
der Bundesverfammilung zuläffig feyen ?fodann, 
wie fern dieſe Berfammlung Sefandte an fremde Mächte 
zu Fenden habe? fogleich in Wien wären entfchieden 
worden. Bon preuffifcher Seite war ſchon im 
Schruar, in einem Entwurf der BundesActe, der * 
Vorſchlag geſchehen, daß, der Regel nach, kein« 
auswärtigen Geſandten bei der Bundesverſammlung 


*) Acten ꝛc, Bd. II, ©. 49. 


“.) Acten x. Bd. II, S. 280 u. 287; Bd. IV, &.3894 
43), 439 u. 435. 
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zuzulaffen feyen; doch fen ihr das echt zu geben, 
aufferordentliche Gefandte vor Auswärtigen 
anzunehmen. Eben fo habe auch der Bund bei aus 
wärtigen Staaten feine Gefandten zu unterhalten, 
wohl aber fey die Bundesverfammlung zu ermächtigen, 
zu einzelnen Unterhandlungen Bevollmächtigte an die; 
ſelben abzufenden *). 

.. 8 ward ferner die Bemerkung gemacht, daß, 
durch den ſiebenzehnten Artifelnach Recht und Billig: 
keit, für Abwendung weitern Schadens von dem fürft: 
lihen Haufe Taxis geſorgt, und Anweifung gegeben 
fey auf einigen Erfag für erfittenen. Doch werde dad 
Publicum wenig Nugen Davon zichen: die Wurzel des 
Uebels liege tiefer. Ju der That ift es leicht, die 
Wahrnehmung zu machen, Daß es wenig Gegenſtände 
gebe, bei welchen für das Befferwerden Wünſche und 
Hoffnungen fo allgemein, und mit folden Recht gehegt 
werden, als bei dem Poſtweſen in Teutfchland. Ge: 
wiß vergebens, fo lang fein Zuſtand nicht noch ſchlim— 
mer wird. ;E8 ift ein eigenes Loos der Menfchheit , 
daß, wie über gewifle phyſiſche Gebrechen die Natur , 
alfo über gewiſſe fittliche und politifche Die Vernunft 
eher nicht Meifter wird, als bis das Uebel zn einer 
Höhe getrieben ift, auf welcher es in Die Länge nicht 

danern kann. Unterdeſſen kann man ed nicht lant 
und nicht oft genug fagen, Daß alle groffen Eulturs 
Mittel, dag Schreibfuuft, Buchdrucderfunft, Geld, 
Poſt, der Staat felbft , nicht um der Finanzkammern 
willen, auch nicht für Willkühr irgend eines Machts 
habers, da find, daß fie vielmehr Gemeingut find, 
und den Staatsregierungen nur das Recht gegeben ift, 





*) Acten ge. Bd. 0, ©. 33. 
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gegen Mißbrauch zu wachen. Schon haben groffvg Un; 
glück und groffe Gefahren, beide oft wiederholt, jenen 
Kammern endlich die Fehre gegeben, daß ed nur ein 
Geld giebt, welches gilt, Metallgeld, ohne merk— 
liche Erhöhung des äuſſern Werthes über den innern, 
unddaß Fein StaatsCredit, ſondern nur PrivatCredit, 
felbft diefer nur in beſchränktem Kreife, ſolches erfegen 
kann. Eben fo gicht es auch nur eine wahre Vol 
Diefe kennt man, in Teutfchlaud, aus der Gefchichte 
der Vorzeit. Die Sinnbilder der Treue, der Vers 
ſchwiegenheit, der Nechtlichfeit, der Billigkeit, der 
Geſchwindigkeit, find auch die ihrigen, und die einzigen. 
Der vierzehnte Artifel veranlaßte eine formliche 
Kechtsvermwahrung. Ein eigenes Comité, unter 
dem Borfig eines ihrer Genoffen, des Fürften von 
Metternich (Vaters des CongreßPräſidenten), bildeten, 
feit dem Ende Jänners, vier anmwefende, und vier 
Bevollmächtigte abmwefende Strandesherren, durch 
Verwechslung publiciflifcher Begriffe jest oft Media: 
tifirte genannt ; ehemalige teutſche reichsftändifche 
Landesherren von fürftlichem oder graflichem Stande, 
welche Buonaparte , bei Stiftung des rheinifchen Bun— 
des, andern vormaligen reichsftäudifchen Landesherren 
und nachherigen rheinifchen Bundes Souverainen uns 
tergeordnnet hätte. Ohne ihre Schuld, waren ihnen 
alle wefentlichen Hobeitsrechte , fogar manche Eigen; 
thumsrechte, entweder ganz entzogen, oder fehr bes 
fchranft worden , theils Durch die rheiniſche Bundese 
Acte, theils durch fpätere Verfügungen einzelner Sous 
veraine. Selbſt ihre perfönliche Freiheit, mar manchen 
drückenden Einfhranfungen nicht entgangen. Sie for: 
derten Wicdereinfegung in ihren vorigen Rechts- und 
Beſitzſtand. 
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ihre Erwartungen bisher unerfüllt geblieben feyen, und 
auf ihre Borflelungen bei dem Eongreß weder Ants 
wort noch beruhigende Beſtimmung erfolgt fey, woll— 
ten fie fih der Ungewißheit, ob und was auf dem 
Eongreß über ihr Schickſal noch könnte befchloffen wer⸗ 
den, nicht länger überlaffen. Entfchloffen , in ihrer 
bisherigen Unterordnung unter einen mindermächtigen 
Bürften länger nicht zu verweilen, erklärten fie, gegen 
das Ende des Aprils und im Anfang des Mai's, ihren 
Rechtszuſtand von 1806 als von felbft wieder berges 
fielt, und unterwarfen fich freiwillig, unter ges 
wiffen Bedingungen, dem Schug und der Hoheit 
Sr. Majeſtät des Königs von Preuffen. Diefes 
tbaten die Fürften von SaynWittgenflein und 
von Wied, die Fürften und Grafen von Solms, 
der Graf von BeutheimRheda. 

Baiern mwünfchte einen Artikel in der Bundes: 
Acte, worin alle Bundesgenoffen feierlich Verzicht 
leifteten anf ale AUnfprüche, die einer an die Län’ 
der des andern, auß irgend einem Rechtsgrund haben 
und machen Eönnte, fo wie auf die Hoheitsrechte, 
Lehnherrlichkeit und Staatsdienftbarfeiten, 
welche vormals oder bisher ein Bundesglied in den 
Ländern des andern ausübte, oder ausüben zu können 
behauptete; nur die Rechte der Regierungs- und Erbs 
folge feyen den Bundesgenoflen gesenfeitig für ben 
Fall vorzubehalten, wenn ein Haus in dem Mannſtamm 
ausſterben würde. 

Der großherzoglich s Heffifche Bevollmächtigte 
erklärte, er fen angemwiefen, diefen Antrag zu unters 
fügen. Der anhaltifche Hingegen äufferte, dag 
er den Artikel, fo wie er da liege, nicht annehmen _ 
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könne *). Andere fchlugen vor, die nähere Faſſung 
dieſes Artifeld an die Bundesoerfammlung zu ver, 
weiſſen; dann erbelle wenisfiens die ernſte Abſicht, 
hierüber eine Bereinigung zu Stande zu bringen. Ein 
fefter Befchluß hierüber, Fam indeß nicht zu Stande **). 
Obwohl die von Baiern vorgefchlagene Formel ungleich 
beſtimmter ift, als eine ähnliche welche die rheinifche 
Bundes Acte (Art. 34) enthält, fo ift doch diefelbe, bet 
der hohen Wichtigkeit des Gegenſtandes einer firengen 
Prüfung gewiß nicht unmwerth ***). 

In dem ganzen Lauf des Eougreffes war die Er 
wartung gefpanut gewefen, auf eine Beflimmung in 
ber BundesXcte, wegen der Angelegenheiten der rt ös 
miſchekatholiſchen Kirche in Teutfchland. Gie 
ward nicht erfüllt. Nicht bloß der päpftliche Legat, 
Cardinal Eonfalvi, hatte diefer Sache eine fortwähs 
rende angefirengte Aufmerkſamkeit gewidmet; cd mas 
ren auch, mehrfach, eigene Wortführer für die Fathe, 
liſche Kirche Teutſchlands aufgetreten, welche folche 
mit Eifer betrieben, zum Theil in Einverftändniß mit 
Dem Legaten. In den Eonferenzen über den teutfchen 
Bund, waren Alle einverflanden gewefen, daß der 
Bundes Acte ein Artikel einzurüden ſey, dieſes Inhal⸗ 
tes. «Die katholiſche Kirche in den teutſchen 
Bundesſtaaten, wird eine ihre Rechte und Dotationen 
ſichernde Verfaſſung erhalten. Eben ſo werden die 





°) Bekanntlich macht Anhalt, ſchon ſeit 1689, Anſpruch 
auf dns Herzogthum SachſenkLauenburg. 
o) Acten des wiener Congreſſes, Bd. IE, ©. 502 f. 
509 und 513. 
o ) Man vergl. des Verf, Staaatsrecht des Rheinbundes, 
6.89 — 92. 
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Rechte der Evangeliſchen, in jeden Bundesflaat, 
in Gemäßheit der Sriedendfchlüffe, Grundgefeße ‚oder 
anderer gültigen Berträge,, aufrecht erbaften. » Selbſt 
der Cardinal fohten bei Diefer Beſtimmung vorläufig 
ſich zu beruhigen; er lich bloß feinen Wunfch zu erfens 
nen geben, daß flatt « Rerfaffung » das Wort «Eins 
richtunge, oder ein anderes paſſendes, möge gewählt 
werden. 

Dennoch ſchien, einen oder zwei Tage fpäter , dem 
Eardinal, fo wie etlichen der oben gedachten Wortfühs 
rer, die Stelle bedenklich zu feyn ; vielleicht wegen der 
damit in Verbindung gefcgten Anerkennung der Rechte 
der Evangeliſchen, deren die römiſche Eurie feit der 
wider den weſtphäliſchen Frieden eingelegten Proteſta— 
tion ſich ſtets geweigert hatte. Die Wortführer betrie- 
ben die Weglaſſung des Artikels, und erwirkten ſolche. 
Auf Baierns Vorſchlag, ward noch an demſelben 
Tage, wo die Unterhandlungen Über die BundesActe 
sefchloffen wurden (8. Jun.) ‚deffeh Auslaſſung, welche 
aht Tage früher, auf oftreihifhen Antrag, ſchon 
einmal war Befchloffen geweſen, beliebt , weil «dieſer 
Artikel, fo wie er da liege, ſchwer zu faffen ſey, in 

- nähere Beflimmungen hineinzugcehen, aber manche 
Bedenklichkeiten habe.» Das Mähere wird unten in 
einem eigenen Bericht vorfommen. 

Eine durchgreifende Beflimmung wider den Büs 
chernachdruck, in der BundesActe, war, während 
des ganzen Congreſſes, von einem groffen Theil der 
teutfchen Buchhändler, durch eigene Abgeordnete mit 
Nachdruck betrieben worden. Uber fie ward, gleich 
den inallen Theilen Teutſchlands ſehnlichſt gewünfchten 
Beftimmungen über Erleichterung ded Handels und 
Berkchre jwifchen den Bundesſtaaten, desgleichen 
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über Preßfreiheit, verwiefen an die Bundesver— 
Sammlung, bei ihrer erſtenZuſammenkunft. Wiewohldie 
Mehrzahl der Herren Bevollmächtigten, im Allgemei— 
nen, fich wider den Büchernachdruck erklärten: fo fchien 
Doch den Meiften diefer Gegenfland, theils für den 
Grundvertrag des Bundes nicht paſſend genug , theils 
mit einem andern, nicht minder wichtigen Segenftand 
in fo engem Zufammenhang zu flehben, daß den einen 
ohne den andern zu erortern und zu beflimmen, nicht 
ratbfam fen. Diefer andere betrifft cine zweckmäſige 
Vorſchrift über Herfielung billiger Bücherpreife. 
Schon in den Kaiferlichen Wahlcapitulationen von 
1790 und 1798 , ward folche befchloffen, aber noch 
immer beruht fie auf näherer Erörterung. 

Die Bemühungen wider den Büchernachdruck 
veranlaßten eine Anzahl öftreichifeher Buchhändler, 
mit einer gedruckten Schugfchrift für ſolchen, auf dem 
Eongreß hervorzutreten. Dagegen ward in der wiener 
Literaturgeitung nachgewiefen, daß, ungeachtet das 
teutfche Rachdrudergewerbe feinen Hauptfig in den 
öftreichifchen Staaten habe (und die BücherEinfuhr 
daſelbſt manchen erfrhwerenden Einrichtungen unters 
liegt), dennoch die Bilanz des Buchhandels bedeutend 
zum Nachtheil diefer Staaten ftehe. 

Bei allen diefen Erörterungen ſteht noch zur Frage, 
ob es nicht ein vertragmäfiges Schugmittel wider den 
Büchernachdruck gebe, und dieſes den Vorzug vers 
diene Hor pofitiven gefeglichen Befimmungen? Es 
müßte folche®, gegründet auf das allgemeine Brivats 
recht, fofern nicht pofitive Gefege geradezu entgegens 
Reben, allgemein, das beift vor jedem Gerich ts— 
of, wirkfam, und von jedem Verfaſſer und Verle⸗ 
ger eines Buches ohne bedeutende Mühe und Koften 
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zu erlangen feyn. Ein Schugmittel diefer Art, iſt von 
dem Verfaſſer anderswo *) in Vorſchlag gebracht worden. 
Für den Bundeszweck war es wichtig, die Bun— 
desſtaaten, vorzüglich gegen Welten, zu fibern. 
Zu dem Ende war man, unter Underem, auf eigene 
Bundesfeſtungen bedacht. Zwar nicht in der 
BundesXcte **), aber doch in der SchlußActe des Com: 
grefles, ward Luremburg für eine teutfche Bundes; 
feftung erflärt. In den Ichten Verhandlungen über 
den teutfchen Bund, erfolgte fogar von großherzoglich; 
Iugemburgifcher Seite ausdrüdlich der Antrag, daß 
die Gefammtheit des teutſchen Bundes dafeldft mit 
der Befagung wechsle, und daß zur MWertheidigung 
von Allen mitgewirtt werde ***); cin Antrag, auf 
welchen in Wien noch Fein Beſchluß folgte. 
Pedeutenden Zuwachs erhielt fpäterhin, das 
Vertheidigungs Syſtem dei Bundes.. Zu 
Paris festen, im November 1815 F), die verbündeten 
Mächte feft, daß nicht nur Luxemburg, fondern auch 
Mainzrr) und Landau Bundesfeflungen ſeyn fols 


*) Acten ꝛc. Bd. IV, ©, 24 ff. 


»e) Wohl in einem frühern Entwurf. Acten ꝛc. Bd. I, 
Heft 1, S. 55 f. 


**8) Acten ꝛ⁊c. Bd. II, ©. 546 f. 


+) Protocoll der Bevollmächtigten der bier berbüns 
deten Mächte, datirt Paris den 3. Nov. 1816, Urt. 10. 


+) In einem Entwurf von Artikeln, welhen der vuffis 
fche Bevollmächtigte, Kr. Graf von Neſſelrode ‚ mit 
einer Note vom 31. Dec. ıBı4 , den Bevollmächtigten 
der übrigen verbünderen Mächte zu Wien überfendete, 
ward Mainz fhon au einer Bundetfeſtung ba 
ſtimmt. 
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Sen; jedoch ale drei, im Webrigen unbefchadet der 
Sonverainetät ihrer Beherrfcher. In Abficht auf die 
Befagung, verfprachen Deftreih, Rußland und Engs 
land, mitzuwirken, daß Preuſſen das Kecht erhalte, 
nebſt dem König der Nicderfande, in Luremburg Gars 
mifon zu haben, und das Gouvernement diefer Feſtung 
zu befegen. Landau foll in Friedengzeiten bloß baieris 
ſche Befagung haben; in Kricgszeiten ſoll Baden den 
dritten Theil der Garniſon fielen. Wegen der Garni» 
fon in Mainz, fol ed, vor der Hand, bei dem der: 
malisen Befisftand bleiben. Nach ſolchem, ift dieſe 
Feſtung von öftreichifchen und preuffifchen Truppen 
beſetzt, unter einem öftreichifchen Gonverneur und 
einem preuffifhden Eommandanten. Auch follen von 
dem , zu Verſtärkung der Bertheidigungstinie der an 
Srankreich grengenden Länder, beflimmten Theil der 
durch den parifer Tractat vom 20. Nov. 1815 ſtipulir⸗ 
ten frangöfifehen Kriegs Contribution, für das Vertheis 
digungsSyſtem Teutſchlands 60 Millionen Sranfen 
verwendet werden, Davon find beſtimmt: für Preuſ— 
fen, zu Befeflligung des Oberrheins, zo Mill. 
Sr. ; zu Erbauung einer vierten Bundesfeflung 
am Oberrhein, 20 Mill.; für Baiern, oder einen ans 
dern Beherrfcher der an Frankreich grenzenden Fänder, 
zwifchen dem Rhein und den preuffifhen Stans 
ten, »5 Mill.; zu Bollendung der Seftungswerfe von 
Mainz, Millionen. Alle diefe Summen find zu vers 
wenden, in Gemäßheit der Plane und Vorfchriften, 
welche allgemein werden feſtgeſetzt werden. 

Einige Beſorgniß fchien bei vVerfchiedenen Bevolls 
märhtigten zu erregen, daß Deflreich und Preuffen, 
in dem erfien Artikel der Bunde8Xcte,, bei Benennung 
der in den Bund tretenden Fürſten, Das Beiwort 
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«fouserain, für überflüffig erklärten. Doch ward 
folhe8 nachher aufgenommen , auf befoudered Ber: 
langen der Bevollmärhtigten von Baiern, GSachfen 
(König), Kurbeffen, HeffenDarmitadt und Naffau *). 
Eine Beforgniß ähnlicher Art war früher, in den Der 
ratbfchlagungen des Comites der fünf teutfchen Souve⸗ 
Taine, bei Wirtemderg entflanden,, als Deflreich, 
Dreuffen, Baiern und Hannover dem Wort «RMegie— 
rungsrechte, für die Bundesllcte deu Vorzug gaben 
vor dem auslandifchen »Souverainetätsrechte, **). 

Der Einflus der Dacht bewährt füch, laut der 
Weirgefchichte, überall und zu jeder Zeit in den politis 
fchen Berhältniffen der Staaten. Siud Mäflgung und 
Billigkeit, und eine gewiffe Schonung der Formen, in 
feinem Gefolge, werden vertragmäfige Mechte in rubis 
gen Zeiten geachtet, und in anfferordentlichen Fällen 
ohne dringende Noth nicht bei Seite gefegt ; fo find 
gewöhnlich, wenn auch nicht immer die Wünfche, doch 
die Erwartungen der Mindermächtigen erfüllt. Dicfe 
bringen dann der Macht der Umſtände ein williges 
Dpfer, und miffen ſolches von den firengen Forde: 
rungen des Völkerrechtes und der VBölfermoral zu ums 
terfcheiden,, wie die Ausnahme von der Regel. 

Seit geraumer Zeit waren Deftreich und Preuß: 
fen Diejenigen Mitglieder des teutſchen Staatsver— 
bindung, welchen ein politifche® Uebergewicht verlies 
ben war. Dazu gefellse ſich meift eine gewiſſe Eifer 
fucht , nicht bloß zwifchen beiden, fondern auch zwi— 
fchen denen teutſchen Staaten der gröfferen, mittleren 


*, Acten des wiener Eongr. Bd. II, &, fon, 45$, 
459, 493 f. 
+, Ebeundaſ. 8. 8o u. 108 f. 
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‚über Tentfchland auszuüben berufen fenen „. — Endlich 
erklärt der Fürſt von Hardenberg, in einer Gr. 
Maj. dem Kaifer von Rußland überreichten Note vom 
36. Dec. ıBı4.: in Abſicht auf die Feſtſetzung der Ters 
ritorialBerhältniffe von Teutfchland, "nehme Deftreich 
zur Grundlage das vollfländigfie Gleichgewicht 
jwifchen dem Einfluß, welchen Deftreich und Preufs 
fen über Teutſchland auszuüben fich würden berufen 
finden, fo daß ihre beiderfeitigen VertheidigungsSy— 
ſteme einander nicht geradezu im Wege fichen dürften, 
indem fonft die Gleichheit der Prosectionen 
und des Einfluffes der beiden teutſchen Mächte zu 
feyn aufhören werde. In dieſer Hinſicht theile Preuſ— 
fen vollftändig alle Anfichten und Grundfäge Oeſtreichs,. 

Was Anderes bleibt, bei fo geflalten Dingen, den 
Teutfchen zu wünfchen übrig, als daß der Einfluß 
der beiden mächtigen Bundesgenoſſen, dDiefen Aeuffes 
rungen und Verheiffungen ſtets treu bleiben möge, — 
einmütbig und wohlthätig! — 


- Zu den Merkwürdigkeiten des Congreffes gehört 
noch, daß, In dem Laufe deffedben,, verfchiedene Gous 
veratne höhere Zitel erhielten. Der Kurfürft von 
Hannover oder Braunfchweigtüneburg nahm (26. 
Det.) den Königs Titel an, nachdem Eur; vorher der 

‚ König von Wirtemberg ihm den Vorrang flreitig ges 
macht hatte *). — Der ſouveraine Fürft der Ries 
derlande, Prinz von DranienNaffau , legte fich 
(16. März) ebenfalls den Königs Zitel bei. Seine 
Miniſter auf dem Eongreß, erklärten bei dieſer Gele— 
gendeit, Daß eine weife und gemäfigte Freiheit vos 

kom⸗ 


®) Acten des wiener Congreſſee, Bd. 1, S. 76 f. Bd. 1 
Heft ı, ©. 64. ff. 


4 
| 16£ 
kommen vereinbar fey mit monarchiſchen Fermen *) 
Die Königswürden von Hannover und den Niederlan— 
Den, wurden in der EongreßXcte förmlich anerkannt. . 
Die großberzogliche Würde erhielt ver Konig 
der Niederlande wegen Luremburg, das mi dem 
Königreich der Niederlande nur in perfönlicher Vers 
einigung ficht, und von dem König auf Nachgebohrne 
feines Hauſes übergehen fann. — Auch der Heizig von 
SachſenWeimar nahm (6. Aprü) die Würde eines 
Großherzogs an, mit Beifall und Unterfiugung von 
Deftreich, Rußland, Franfreich , Großbritannien und 
Przuſſen **). Der Herzog von Braunfhweig 
ließ bei diefer Gelegenheit erklären, er fey zwar bis 
jegt nicht gemeint , feinen uralten Familien: und Re— 
gentenTitel zu ändern, mülle ſich aber jede Befugniß 
für den Fall vorbehalten, wenn mit dergleichen Ans 
nchmung höherer Zitel, die etwa auch noch von Geite 
anderer teutfcher Zürften erfolgen könnten, wefents 
liche Vorrechte verbunden werden follten ***). 

Der Kurfürft von Heffen ließ (28. April) auf 
dem Congreß erklären, daß er, jedes Andenken der 
alten Verfaſſung des groffen teutfchen Baterlaudes 
ſchätzend, entfchloffen fey,, den kurfürſtlichen Titel 
beizubehalten; er wolle aber mit folchem für die 
Zukunft das Prädicat Fönigliche Hoheit verbins 
den, um jeder Mißdeutung zuvorzufommen , welche 
den bisherigen Föniglihen Ehren des Kurhaufıs 
narhtbeilig feyn Fonne. Hierzu finde cr fih um fo 
mehr veranlaßt, als vor dreizehn Jahren ein Ery 





*) Acten des wiener Congreffes Bd. I, Heft 4, ©. 61 — 66, 
»*) Chendaf. Bd. II. ©. 198 — 201, 

*) Ebendaſ. Bd. II, ©, 200. 

Klüber's Ueberſicht. e 
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berzog von Deflreich die, Tentfchland damals ganz 
fremde , großherzogliche Würde (von Tofcana) gegen 
eine teutfche Kur vertaufcht habe. Deftreich, Rußland, 
Sranfreih, Großbritannien und Preuffen hätten Diefen 
feinen Entſchluß mit Beifall aufgenommen *). In 
der EongreßActe (Art. 41) ward das von dem Kurs 
fürften augenommene Prädicat flillfehweigend auer⸗ 
Eannt. 

Als der Kurfürft den vonihm eingetaufchten preufs 
ſiſchen Antheil des vormaligen Departementd Fulda 
in Befig nahm , erklärte er, durch cin Patent vom 
31. San. 1816, daß er folchen unter dem Titelaund 
Namen des Großherzogthums Fulda mit feinen 
Staaten vereinige. In feinem Etaatstitel nannte er 
id von nın an: Kurfürft und fouverainer 
Landgraf von Heflen, Großherzog von Fulda. 

Sn der EongreßXcte erhielten vier Derzoge die 
sroßherzogliche Würde: Die Hergoge von Hol— 
ſteinOldenburg, von MecklenburgSchwerin 
und von MecklenburgStrelitz, ſo wie Sachſen 
Wieimar, wiewohl dieſes feinen Entſchluß, wie ges 
dacht ‚fchon früher Fund gemacht hatte. Oldenburg hat, 
bis jeht, von dem ihm zugedachten großherzoglichen 
Titel feinen Gebrauh gemacht. Auch PBreuffen 
nahnı die großherzoglide Würde zweifach in feinen 
Titel auf, für Pofen und Niederrhein. Der bisherige 
Großherzog von Wirzburg entfagte. der Regierung in 
dem Großherzogthum Wirzburg, und übernahm das 
gegen mit der Megierung in Toſcana, auch ivieder die 
großherzogliche Würde wegen diefes Staates. 


®) Acten des wiener Eongreffes, Bd. II, ©. 201 f. 
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Teutfchland zählt demnach unter feinen fouverais 
nen Fürſten, auffer Deftreich und Preuffen, 
vier Könige (Baiern, Sachfen, Hannover, Wir: 
temberg) ; wie urfprünglich fieben Kurfürften,, alfe 
jest, wenn man Oldenburg hinzurechnet, fieben 
Großherzoge (Baden, Heffen, Sahfen®eimar, 
MedlendburgSchwerin, MedlenburgStrelig Holſtein 
Didenburg, Luremburg); einen Kurfürften (Hefs 
fen), deffen Würde und Titel den großherzoglichen 
gleichfichen zz chn Herzöge (Braunfchmweig, Holftein, 
SachſenGotha, Meinungen, Hildburghaufen und Eos 
burg, Naſſau, AnhaltDeffau, Eöthen und Bernburg); 
neun Fürſten (Schwarzburgßondershaufen und 
Rudolſtadt, Lippe, Schaumburg, NaſſauWeilburg, 
welcher jedoch in Gemeinfchaft mit dem Herzog von 
Naſſan regiert und aufdem teutfchen Bundestage figt 
und ſtimmt, HohenzollernSigmaringen und Hechingen, 
Walde, Lichtenftein). Auſſer diefen gehören zu dem 
teutfchen Bunde noch vier freie Städte, die Hans 
ſeſtädte Hamburg, Lübeck und Bremen , und die Stadt 
Sranffurt. Sie verdanken allerfeits die Wiedererlans 
gung ihrer Freiheit, der Vernichtung der buonapars 
tifchen Oberherrſchaft und der Gerechtigfeitsliebe der 
verbündeten Mächte. 


Wohl auf Eeinem Congreß der brei legten Jahr⸗ 
hunderte, empfieng die Göttin de8 Ceremoniels 
und der Etiquette fo wenig Huldigungen, ald auf 
dem wiener. Sich einzig an die Sache haltend, ſchien 
ein Geift faft alle Gefandten,, wie durch flillffehweis 
gende Webereinkunft, zu beleben, wenn es darauf 
antam, jedem Zwang und jeder Forderung auszuwei— 
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fammlung, und ihren Rang auffer derfelben, mel: 
cher in dem vierten Artikel der BundesAete ausdrüuch 
lich vorbehalten ward. 

Selbſt der Verhütung Fünftiger Ceremoniech 
Streitigfeiten, unter di plomatiſchen Agenten 
gefrönter Häupter, ward eine befondere Fürs 
forge gewidmet. Nach verfchiedenen Erörterungen 
fam , faft durchaus übereinffimmend mit dem Gnutach— 
ten einer hiezu niedergefegten Commiſſion, am 9. 
März 1815 eine eigene Nebereinkunft hierüber zu 
Stande, weiche die acht Mächte, die den parifer 
Frieden unterzeichnet hatten, errichteten, mit Einlas 
dung an alle gefrönten Häupter, derfelben bei— 
zutreten. 

Eine reiche Duelle von EeremonielStreitigfeiten , 
war, feit dem Ausgang des funfzchiten Jahrhun— 
derts, die Unbeſtimmtheit in den Grenzlinicn gewes 
fen, welche zwifchen den verſchiedenen Rangclaf 
fen der viplomatifchen Agenten flatt gefunden 
hatte. Schärfer wie bisher, begrenzt die genannte 
Uchereinfunft die, fchon feit dem Anfang des achtı 
zehnten Jahrhunderts üblich geweienen, drei Elafs 
feu. Zu der erfien rechner fie, die Botfchafter (am- 
bassadeurs) und die päpfllichen Legaten oder (und) 
Nuncien; zu der zweiten, die Envoyds, die Minis 
fler oder (und) übrigen Accreditirten bei Souverainen; 
zu der Dritten, die Geſchäftsträger (Charges-d’af- 
faires) , welche bei Miniftern der auswärtigen Anges 
Segenheiten accreditirt find. 

Auffer dieſem ward noch Folgendes feſtgeſetzt. 
« Den (perfönlich) darftellenden Charakter, follen nur 
die Borfchafter, die Legaten oder (und) Nuntien bar 
ben. Einem diplomatifchen Agenten giebt feine auffer 
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ordentliche Sendung, anfih, feinen Vorrang. Der 
Hang der diplomatifchen Agenten unter fi, wird, in 
jeder Claſſe, beſtimmt durch die Zeit der amtlichen Bes 
kanntmachung ihrer Ankunft. Diefe Hebereinfunft bes 
wirkt Eeine Neuerung in Abficht auf die Repräſentan— 
ten des Pabſtes. Ueber den Empfang der diplomatis 
fchen Agenten jeder Elaffe, fol in jedem Staat cine 
gleichförmige Vorſchrift errichtet werden. Bande der 
Derwandtfchaft, der Familien®erbindung, der Bunzs 
desgenoſſenſchaft, geben den Gefandten folcher Höfe 
feinen Vorrang. In Urkunden oder Verträgen zwis 
fhen mehreren Mächten, unter welchen Abwechs— 
fung («Alternat») gilt, fol das Loos unter den 
Geſandten über die Ordnung entfcheiden, welche in. 
den Unterzeichnungen zu befolgen fey. » 

Zu Erläuterung diefer legten Beſtimmung, dient 
Solgended. In Staatsverträgen pflegen die gröfferen 
Mächte, und fo auch unter fih die minder groffen, zu 
Behauptung ihrer Nanggleichbeit, fowohl bei Benens 
nung der Pacifcenten, in dem Eingang und inhalt, 
als auch in der Unterfehrift, zu wechfeln (dad« Alter- 
nat»); fo, Daß jedevon ihnen in demjenigen Eremplar, 
welches für fie beſtimmt, und in ihrer Canzlei aus; 
gefertigt ift, den erfien Plag einnimmt. Kontrahiren 
und unterzeichnen mehr als zwei folcher Mächte, 
unter welchen diefe Abwechslung gilt, fo find über die 
Drdnung, in welcher fie in den verfchiedenen Erems 
plaren zu benennen find, und zu unterzeichnen haben, 
bisweilen Zweifel und Streitigkeiten entflanden. Auf 
den Eongreffen von Utrecht und Machen (17135 und 1748) 
wählte man als Auskunftmittel, daß jeder Theil einem. 
jeden der übrigen Pacifcenten,, eine von ibm allein 
unterzeichnete Urkunde zuftellte. Für denfelben Fall 
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ift nun, in der wiener Webereinkunft, dem Loos die 
Entfcheidung übertragen, in Abficht auf die Ordnung, 
welche in der Unterfchrift der verfchiedenen Mächte zu 
beobachten if. Dos ift damit der Gebrauch nicht aufs 
gehoben, daß jeder Theil, in dem von ihm felbft außs 
gefertigten Eremplaren, fich ſelbſt zuerft nennt, 
und auch zuerſt unterzeichnet. Nur für die Unterzeichs 
nungen der übrigen Theile, in jenen Eremplaren, 
und in folden Fällen, wo nur eine Urkunde (docu- 
mentum unicum) von mehreren Mächten gemeinfchafte 
lich ausgefertigt wird, foll das Loos die Ordnung bev 
fimmen. 

Iſt gleich, vielleicht nicht ohne Abficht, in obiger 
Rangvorſchrift die Vorſicht nicht fo weit getrieben, 
daß durch fie alle, oder die meiften Fälle beſtimmt 
würden, welche eine forgfame Forfhung in der Ges 
fhichte der enropäifchen Diplomatie darbietet, fo if 
doch gewiß fo viel bewirkt, daß ein zweiter Lünig oder 
Nonffet fortan ungleich weniger flrcitigen Stoff zu eis 
nen neuen CeremonielTheater finden wird, al& feine 
Vorgänger. 

In der That giengen auch fomohl der Vorſchlag 
als die Aufgabe, für die in der Sitzung der Bevolk 
mächtigten der acht Mächte vom 10. Dec. ernannte 
Eommilfion, weiter, als das Refultat. Das Protos 
coll vom 10. Dec. fpricht von einer „Beſtimmung des 
Ranges unter den europäifhen Mächten, 
und Alle 8 deffen, was eine Folge hievon if». 
Das Reglement hingegen, welches der SchlußActe des 
Congreſſes als legte Beilage beigefügt if, befchränft 
fh auf den Rang, welchen die dDiplomatifhen 
Agenten, und zwar der gefrönten Häupter, 
unter fich zu beobachten hätten. 
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Die Commiſſion hatte, eingedenk des erhaltenen 
Auftrags, ihrem Entwurf einen Artikel einverleibt, 
welcher eine Elaffififation der Mächte enthielt, 
in Beziehung auf den Rang ihrer Geſandten. 
Sie hatte drei Elaffen aufgeſtellt. 

Die Meinungen über diefe Rangabtheilung der 
Mächte ſelbſt, waren getheilt. In der Sigung der 
Bevollmächtigten der acht Mächte vom 9. Februar, 
mißbilligte Ford Caſtlereagh überhaupt den Grunds 
fa& der Llafjififation. Er glaubte überzeugt zu ſeyn, 
dag ſolcher, anjtatt, wie man beabfichtigte, Schwies 
rigkeiten zu befeitigen, nur die Entflehung neuer vers 
anlaffen werde; doch fügte er fih der Meinung der 
Mehrheit. Die Bevollmächtigten von Spanien und 
Portugal wollten, daß man nur zwei Claffen annehs 
me. Für drei Elaffen flimmte die Mehrheit, die Bes 
vollmächtigten von Deflreich „ Rußland, Frankreich, 
Schweden und Preuffen. Nur konnten auch dieſe füch 
sicht vereinigen über die Claffe, in welche Die großen 
Republiken zu feßen feyen? 

In diefer Verfehiedenheit fcheint der Grund zu 
biegen, warum man die Frage von einer Rangabtheis 

fung der Mächte, auf fih beruhen ließ, und fich be; 
ſchräukte auf eine Abtheilung der Gefandten, nad 
drei Rangclaffen, und zwar nur der Gefandten ber ges 
frönten Häupter (« têtes couronndes»). 

Merkfwürdig bleibt immer, daß die Erörterung 
und Feflfegung dieſes Gegenflandes, von Geite eines 
Hofes *) in Vorfchlag gebracht ward, welcher von jeher 
in Rangfachen fir fich Die größten Anfprüche gemacht 


*% Bon dem Böniglih s frangöfifhen erſten Bevoll⸗ 
mächtigten, Fürſien Talleyrand. 
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Batte; eines Hofes, auf deffen Befehl, noch vor 75 
Sahren, der Kouffetifhen Sammlung uber dag diplo— 
matifche Ceremoniel, in allen nach Franfreich gebrach: 
ten Exemplaren die Erklärung vorausgefchickt werden 
mußte, «der erfle Fehler in diefem Buche fen, daß 
darinden römifchen Kaifern und Königen überhaupt der 
Rang vor dem König von Sranfreich und allen 
andern Königen zugefchrieben werde. 

Es iſt leicht zu erachten, daß von der großen Uns 
zahl Wünfche, Bitten, Befchwerden und Forderungen, 

welche auf dem Congreß, nicht bloß von Souverainen 
und öffentlichen Behörden, fondern auch von Privat; 
perfonen, moralifden und phnfifchen, vorgelegt wur— 
den, nicht wenige ganz oder zum Theil unerledigt bleis 
ben mußten. Manche wurden ganz mit Stilffehweigen 
übergangen, andere wurden an andere Behörden, nas 
mentlich an den teutfchen Bundestag, vermwiefen, noch 
andere entweder ſchlechthin, oder Doch als hieher nicht 
schörig zurückgewieſen. 

Am g. Junius wurden die ı2ı Artifel, ans wels 
chen die fehon erwähnte Haupt: oder SchlußXcte 
des Congreſſes befteht, einzeln unterzeichnet oder para; 
phirt, von den Bevollmächtigten derjenigen Mächte, 
welche auch den parifer Frieden unterzeichnet hatten; 
nur mit Ausnahme des fpanifchen, welcher, aus den 
fhon angegebenen Urfachen , feine Unterfchrift vermweis 
gerte. Mit diefer Acte ſchlieſſen fich Die eigentlichen 
Congreßverhandlungen, wiewohl in den nächfifolgen: 
den Tagen noch etliche Verträge gefchloffen wurden. 

Die Souveraine hatten früher ſchon — die Mor 
narchen von Rußland und Preuſſen am 26. Mai, der 
Kaifer von Deftreich etliche Tage fpäter — den Gone 
greß verlaffen, und ihre Bevollmächtigten entfernten 

Kluber’s Ueberſicht. M 
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ſich ebenfalls nach gefchehener Unterzeichnung ber Eons 
greßActe. Verſchiedene Bevollmächtigte, warteten Die 
feierliche Unterzeichnung diefer Acte nicht ab, fondern 
verlieſſen Wien fonleich nach gefchehener Paraphirung 
der einzelnen Artikel. 


Ideale bat diefer Eongreß nicht erreicht, auch weit 
nicht alle Erwartungen befriedigt, aber Doch, nach 
Maasgabe der odgewalteten Umſtände, weit mehr ges 
leiftet, als Viele glauben, oder zu glauben fcheinen. 
Bei einem billigen, ſelbſt bei einem gerechten Urtbeil, 
bleiben die drobenden Begebenheiten nicht unbeachtet, 
welche während der legten Monate in feine Wirkſamkeit 
eingriffen. Durch ihn und die parifer Staatsverträge 
vom 20. Nov. 1815, ift Europa zu einem beilfamen, 
und, wie man hoffen darf, dauerhaften Friedensftand 
zurücgefchrt, der Congreß hat die Machthaber mit 
Kenntniffen und Erfahrungen bereichert, welche, wenn 
man nicht gegen die Vernunft annchmen mill, daß 
jede erhaltene Lehre vergebens fey , Früchte tragen 
müſſen. 

Der Gründung und Befeſtigung eines allgemei— 
nen Ruheſtandes, find große Anſtrengungen, eifris 
‚ge Wünſche und Nückfichten, viele Forderungen der 
Eigenliebe und des Eigennuges, zum Dpfer gebracht 
worden. Dan hat groffe Schwierigkeiten überwunden, 
fehr verwickelte Fragen befeitigt,, gefährliche Klippen, 
an denen die ganze VBerfammlung hätte fcheitern kön— 
son, glücklich vermieden, und durch cin Meer von 
Wüuufhen, Zumuthungen, Anfprüchen und Fordes 
rungen, eine Bahn fih geebnet. Fürften und Bes 
vollmächtigte haben große Proben abgelegt, von Ges 
duld, Nachſicht, Ausdauer und Eintracht , von Fries 
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densliebe und Meufchlichfeit. Schon war große Hoff 
nung gegeben, zu Gründung eines eben fo feften und 
geficherten,, als umfaflenden politifchen Syſtems für 
Europa, als ein feindliche Geſchick, den Congreß 
überrafchend, gebieterifch nöthigte, fih für dießmal 
mit Stückwerk zu begnügen. | | 

Dennoch liegt in den Verhandlungen und Nefultas 
ten des Congreſſes, eine Eräftige Vorbereitung zn Er: 

füllung jener, Hoffnungen. Die Monarchen haben, im 
Angefiht von Europa, mit willtgem Herzen fich bes 
fannt , nicht blos zu argenfeitiger Achtung, fondern 
auch zu Achtung und Werthſchätzung der Rechte ihrer 
Völker. In einem groffen Theil von Europa, hat fich 
ein Gemeingeift für öffentliche Augelegenheiten gebildet, 
oder befeftigt, welcher Achtung gebietet, weil er, aus— 
gehend von dem Bewußtſeyn der eigenen Rechte und 
des eigenen Werthes, die Rechte Aller geſchont willen, 
aber auch nicht zugeben will, Daß man unausführbas 
ren idealifchen Entwürfen undbefonnen und ungeſtüm 
nachjage. Durch diefen Gemeingeifl, die Frucht 
fhmerzhafter Erfahrungen, ift manchem lebel ber 
Zwietracht und der unmeifen Berbefferungsfucht,, ein 
Damın entgegengefeßt, flärker und mächtiger, als 
Gebote der Dbern. 

Grofſes ift noch zu voflbringen übrig. Laßt es 
uns, für die nahe Folgezeit hoffen von der Wohlmeis 
nung und Weisheit der Herrſcher, von der Pflicht und 
Einficht ihrer oberften Staatsdiener, von Dem Gcmeins 
geift und Pflichtgefühl der Volker ! 
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Hı erſte Abtheilung diefer Ueberſicht, ift den 
diplomatifchen Verhandlungen ded mwiener Songrefs 
feö überhaupt gewidmet: dieſe zweite, fo mie bie 
dritte, den Verhandlungen über wichtige Angeles 
genheiten des teutfchen Bundes und der Bunde _ 
ſtaaten. 

Auch dem aufmerkſamſten Leſer der von dem 
Verfaſſer herausgegebenen Acten des wiener Con⸗ 
greſſes, beſonders dem, welcher für die Bundesver⸗ 
fammlung, für landftändifche Verfaſſung, und für vers 
ſchiedene andere auf dem wiener Congreß zur Sprache 
gefommene Gegenſtände, forthin zu arbeiten hat, 
wird vielleicht nicht unangenehm feyn, bie Congreß⸗ 
Verhandlungen über mehrere wichtige Angelegens 
heiten des teutfehen Bundes und der Bunbdedftaaten, 
welche in den Acten an vielen Orten zerftreut fi - 
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befinden, und daher nicht ohne groffe Mühe aufzus 
ſuchen und zu vergleichen find, hier in zweckmaͤſiger 
Ordnung beifammen zu finden, und fich Diefelben 
leidyt und glaubhaft vergegenwärtigen zu Fönnen, 
Aber vorzüglich möchte wohl die groffe Anzahl derer, 
welchen das Metenfefen befchiverlich fallt, an den 
Herausgeber der Congreß Acten bie Forderung mas 
hen, daß ihnen zufammenhängender "Bericht geges 
‚Ben werde, von dem Gang und Inhalt der Vers 
bandlungen über gewifle teutſche Gegeuflände von 
entichiedener, hoher und aligemeinee Wichtigkeit. 
Der Verfaſſer glaubte jich verpflichtet, den Lefern 
Der einen und der andern Art millfähriq zu ſeyn. 
Anzichende Bemerfungen, find nicht felten.burch 
den Inhalt der Verhandlungen, oder durch deren 
zwecfmäfige Zujammenftellung, dem aufmerfjamen 
Lefer to nahe aclegt, daß eine austrüdliche Andeu⸗ 
tung überflüflig gemefen wäre. Hin und wieder find 
noch beſondere Winfe dazu gegeben, und oft wird 
man weder dad ciaene Urtheil des Verfaſſers, noch 
ihm eigene, mehr oder meniger ausführliche, Bes 
merfungen urd Forſchungen vermiffen, Alle! wollte 
und konnte er nicht fagen: aber Alles, was cr fagte, 
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wollte er mit Wahrheit und Recht fagen. Konnte 
er dieſes nicht, fo gehört der Mangel auf Rechnung 
feiner Einſicht. Was Biejenigen Stellen betrifft, 
welche Auszüge aus Congreß Verhandlungen, mieiſt 
gedrängte, enthalten, fo darf man, in fo wichtigen 
MationalAngelegenheiten ald hier in Frage ftehen, 
zu jedem gebildeten teutfchen Gemüth wohl vers 
trauen, daß ed durch fcheinbare Trockenheit, von 
ernfter Betrachtung fich nicht werde abhalten laffen. 

Die, in der Vorrede zu der erften Abtheilung, 
nach vorgelegten Gründen geäufferte Erwartung, 
daß Feine Partei den Verfaſſer ald den Ihrigen zu 
betrachten ſich berechtigt halten, aber auch nicht fich 
anmaffen follte, ihn wegen folcher Sefinnung anzus 
feinden, ift — wie, nach dem ©. 50 gelegenheitlich 
angeführten Erfahrungsfaß, faft vorauszufehen war 
— nicht ganz erfüllt worden. Muß man nicht das 
felbe von der zweiten und dritten Abtheilung, nad) 
der Natur ihres Inhaltes, faft noch mehr beſorgen? 

Dennoch konnte der Verfaſſer, durch Beſorg⸗ 
niſſe dieſer Art, ſich nicht für entbunden halten von 
der Pflicht, auf dem einmal betretenen Wege feſt 
und ruhig fortzuwandeln. Dieſer Pflicht würde er 
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auch dann eingebenf geweſen ſeyn, wenn ein widri⸗ 
ger Verſuch, während er am Strand der Newa 
weilte, ohne irgend fein Zuthun, bloß durch das 
gefunde Urtheil des Höheren, nicht völlig mißluns 
gen wäre; wiewohl er ſelbſt, in diefem befondern . 
Fall, für feine Mittheilungen und Acufferungen 
Gründe anzuführen vermöchte, welche die Gegner 
ſchwerlich ahnen, und doch höchſtwahrſcheinlich ges 
nöthigt feyn würden, wider fich gelten zu faffen. 

Mit volfommener Unbefangenheit und anftans 
biger Offenheit, ift ein gewiſſes politifches Zartger 
fühl vereinbar, von welchen Eingeweihte, und 
auffer ihnen noch Mancher von denen, für ivelche 
auch ungefchriebene Buchflaben lesbar find, viel 
leicht ſchon in der erften Abtheilung mehr denn eine 
Probe wahrgenommen haben. Der Berfaffer ehre 
und achtet die Meinungen und Ueberzeugungen Ans 
derer. Möge man die feinigen wenigftens dulden, 
und fid) befchränfen auf Widerlegung oder Berichz 
tigung derfelben, wo es möglich, und nüßlich oder 
nothwendig ſcheint! 

Zu Erläuterung und Bekräftigung bed in der 
Vorrede zu der erften Abtheilung enthaltenen Ges 


vu 
fländniffes, fcheint hier noch ein zweites nicht 
überflüſſig zu feyn. Ganz aus eigenem Antrieb und 
ald Privarmann, hat der Berfafler, mit Erlaubniß 
feined Souverains , dem mwiener Congreß während 
feiner ganzen Dauer beigemohnt. Durch eigene 
Amtöverhältniffe, ift er weder zu den hier mitges 
theilten Notizen, noch zu dem Beſitz irgend eines 
von denjenigen Actenſtücken gelangt, welche in den 
bis jetzt erſchienenen drei und zwanzig Heften der 
von ihm herausgegebenen “Acten des wiener 


Congreſſes, enthalten ſind. 
Geſchrieben am 18. Juli 1816. 
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Ueber 
Errichtung und Wirkſamkeit 
cined 
Bundesgerichtes 
für den teutſchen Bund. | 





Mas von den denfenden Köpfen. aller Staaten als 
richtig und zweckmäſig anerkannt ift, nimmt auch der, 
Teutſche in Unfpruch. So die Gewiſſensfreiheit, eigene 
zeitgemäffe Geſetzgebung, befonnene Staatswirthfchaft, 
Beförderung ber Gewerbe, der Vichzucht, des Acker⸗ 
bares, der Volksbildung, der Künfte und Wiffenfchafe 
ten, gleiche Befleuerung, allgemeine Pflicht zu dem 
Landwehrſtand, Vertretung des Volkes bei der Staats 
regierung Durch Landſtände, milde Formen bei dem 
peinlihen Verfahren, unparteyifche,, unverzögerte 
Mechtöpflege gegen Sjeden, auch den Hoͤchſten und 
Keichſten. 

Darum war in den wiener CongreßVerhandlun⸗ 
gen über Errichtung und Verfaſſung des teutſchen 
Bundes, eine der allerwichtigſten Aufgaben, die Bes 
antwortung der Frage: 

ſoll ein Bundesgericht, ein beſtändiges 

(permanentes) Bundesgericht, und mit welchem 

Umfang feiner Compete nz, errichtet werden? 
Flüber's Ueberſicht. IL. N 
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Selbſt auf dem Eongreß, ſchien nur Wenigen die 
Bemerkung zu entgehen, daß die Erwartung der ges 
fammten teutfhen Ration auf Nichts fo fehr geſpannt 
fey, als auf die Löfung Diefer Aufgabe *), fo wie auf 
eine fefte Beflimmung über die Nothwendigkeit einer 
Sandfändifhen VBerfaffung, und über eine ans 
gemeflene Wirffamkeit der Landflände, in allen Buns 
desftaaten. 

Die Dppofltion, in Abſicht auf Errichtung eines 
beffändigen Bundesgerichte8 von umfaffender 
Wirkſamkeit, bildeten, feit Dem Anfang der Unterhands 
Jungen, Baiern und Wirtemberg, denen gegen 
das Ende (5. u.8. Jun. 1815) auh Neffen Darm; 
ſtadt beitrat. 

Der Widerfpruch zeigte ch fchon in den Protocol⸗ 
len des Comitoͤs für die teutfchen Angelegenheiten, bes 
ſtehend aus Bevollmächtigten fünf teutfcher Höfe 
(Deftreih, Preuffen, Baiern, Hannover, Wirtems 
berg), im October 1814. Baiern wollte nicht, daß 
eine Berufung von feinem oberfien Gerichtshof an 
einen Bundesrath flatt Haben folle **). Der Unter 
than werde nur dann erfl an das Bundesgericht 
ih wenden können, wenn er zuvor bei den Gerichten 
feines Landesheren Klage geführt, und ihm allda fein 
Recht verweigert worden fen; das Bundesgericht 
müfle mehr dazu beſtellt ſeyn, über das Mein und Dein 
der Rechte zwifchen den Staaten, als in Streitigfeis 





°) Man vergl. F. 8%. v. Berlepfch über die Nothwendigkeit 
der Anordnung eines kräftigen teutſchen Bundess oder 
Reichsgerichtes. Caſſel 1815. 8. 

9°) Acten des wiener Eongreffes, Bd. II, &. gı, Num. 
20.35; ©. 94, Run: 20. 
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gen zwifchen Privaten zu enticheiden *). Doch meinte 
Baiern Damals noch, daß zu Beurtheilung der Ders 
Icgungen wider die allgemeine Eonftitution (des 
Bundes), nicht aber für Klagen oder Befchwerben 
über Verlegung einer befondern Landes Conſtitu— 
tion, ein Bundesgericht, sauffer dem Auflrä 
gal Gericht⸗, nöthig fey, über deſſen Zuläffigs 
keit es ſich jedoch erſt dann zu erklären im Stande ſey, 
wenn die Form deſſelben näher entwickelt ſeyn werde **). 
In Abfiht auf das Aufträgal Gericht, gieng fpäter« 
bin feine Willendmeinung dahin, daß die Bundesglies 
der die unter ihnen obmwaltenden Streitigkeiten, beider 
Bundesverfammliung anzubringen hätten. Dies 
fer bleibe dann vorbehalten, Auſträgal Inſtanzen, 
oder diejenigen Mittel vorzufchlagen, die fie geeigs 
net finden werde, vorkommende Nechtöverlegungen in 
erledigen ***). 

Als in der vierten Sißung (30. Mai 1815) alte 
Unmefenden für Erwähnung eines Bundesgerich—⸗ 
zes in der BundesActe Kimmten, erklärte Batern, 
Daß es noch zur Zeit einer folchen ausdrüdlichen Ers 
wähnung nicht beiſtimmen könne ****), Es wiederholte 
diefes in der achten Sitzung (3. Jun.), mit dem Zu— 
ſatz, daß, da ſchon gefagt worden, daß die Streitigs 
keiten an die Bundesverfammlung gebracht wers 
den follten, man nicht ſehe, wozu ed noch eines Bun⸗ 
Desgerichtes bedürfe P. Da endlich in der zehn— 


®) Acten d. w. €. 38. II, ©. 108. 
+) Ebendaf. Bd. II, ©. 169. 
*") Hd. II, ©. 357 u. 384. 
va.) Eomdaf, De. Ur S. 434. 


Na 


176 


ten Sigung (8. Yun.) Deflreih, Preuffen, und fafl 
alle Andern, ausdrücklich den Wunfch dufferten, (wes 
nigſtens) für die Streitigkeiten der Bundesglieder uns 
tereinander, den Ausdruf Bundesgericht indie 
Bundes Acte aufzunehmen, fo widerfegte fih Batern; 
und es genehmigte chen fo wenig die hierauf fofort in 
Vorſchlag gebrachten Ausdrücke «Snflanz» oder «per⸗ 
manente Inſtanzse; welchem endlich die Nebrigen, 
“zu Demwirfung einer Vereinigung», nachgaben, ins 
dem ve fich den von Baiern in Vorſchlag gebrachten 
Ausdruck <wohlgeordnete Auſträgal Inſtanz⸗ 
gefallen liefen *). 
:  Wırtemberg erklärte die Errichtung eines Tri: 
bunals, eines Bundesgerichtes, für «unguläffig». 
Ein ſolches müfle, unter anderem Namen , den Reichs: 
bofrquh oder das Neichdfammergericht wieder berbeis 
führen ; ein Gericht, dem fich die Kronen zu unters 
werfen hätten, fen nicht ohne Bedenklichkeit. Ein Aus 
ſträgal Gericht für die Streitigkeiten der Bundes; 
glieder unter einander, deffen Erkenntniſſe die (das 
mals vorgefchlagenen) Kreisdirectoren zu vollziehen häts 
sen, wolle es fich gefallen laffen **). — Noch am Tage 
der feierlichen Unterzeichnung ber Bundesllcte (10. Jun. 
3815), don deren Unterhbandlung die wirtembergifchen 
Herren Bevollmächtigten fi ausgefchleffen hatten, ers 
tlärte Wirtemberg ſchriftlich ſein Beharren bei dieſen 
Ideen ***). 
Erſt gegen das Ende der Unterhandlungen (3. u. 


*) Acten d. w. €. Bd. II, &. 5332. 

”),3.1, S. 101 f., Rum. 10; S. ı55f., Num. 11; 
S. 107 f.; ©. 176 fi Run. ı. 

o ) Bd. 1, © . 566. 
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8. Yun. 1815), ſchloß ſich auch der großbergoglich sh ef 
ſiſche Dof dem Widerfpruch und den Ideen des Fünig 
Kchsbaierifhen an, nachdem früher, in der zweis 
ten Sigung, deſſen Bevollmächtigter erklärt hatte, 
«daß fein Hof der Errichtung eined Bundesgerichte® . 
nit entgegen feyn werde» *. Ohne — — fo lautete 
dießmal feine Erflärung — durch zu voreilige Des. 
ſtellung eines Bundesgerichtes, die Unabhängig: . 
feit der gröfferen Staaten beunrubigen zu wollen, - 
erwarte er, zu Erledigung folder Rechtsverletzun⸗ 
gen unter den Bundesgliedern ſelbſt, die den 
Ruheſtand des Bundes flören könnten, Auſträgal Ju⸗— 
ſtanzen und Compromiſſe — von der reiferen 
Erwägung der nächſten Bundesverſammlung. In ſei⸗ 
nen Staaten habe Heſſen, durch ganz unabhängige und 
kraftvolle Rechtspflege, und da es das eigene Intereſſe 
ſeines Fiſcus den Ausſprüchen der Gerichte unbedingt 
unterworfen habe, für Alle, die feiner Staatsge⸗— 
Walt untergeordnet find, den Wunfch aller weitern 
DBerufnng befeitigt **). 

Dagegen flimmten ausdrücklich für Errichtung 
eines Bundesgerichtes, — alle Andern. Doch hatte . 
Baden ſich (ausdrüdlich) weder für noch wider erflärt. 
Dei den legten allgemeinen Eonferenzen über die teute - 
fche Bundesangelegenheit, war von feiner Seite fein 
Bevollmächtigter erfihienen ***). 

Am beſtimmteſten, nachdrücklichſten, häufigſten 
und beharrlichſten, drang Preuſſen auf Errichtung 
eines Bundesgerichtes, und auf einen angemeſſenen 





*) Acten d. w. C. Bd. IL, G. 357 f. 
+) Bd. II, S. 500 u. 543. 
”.) Man vergl. Bd. II, ©. 570. 
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Wirkungsfreid deffelben. Bei der teutfhen Berfafs 
fung - 10 äufferten fich ferne Bevollmächtigten — gebe 
ed nur Drei Puncte, von denen man, nach ihrer 
innerflen Ueberzeugung, nicht abgeben fünne , ohne 
der Erreichung des gemeinfchaftlichen Endzwecks den 
wefentlichften Nachtheil zugufügen : eine kraftvolle 
Kriegsgewalt, ein Bundesgericht, und lands 
Räudifche, durch den Bundesvertrag geficherte Ders 
faffungen. Unläugbar fey ed, daß wenn ed der Fünfs 
tigen Berfaffung an einem Bundesgericht fehle, 
man nie werde Die Heberzeugung aufheben Eönnen, daß 
Dem Rechtsgebäude in Teutfchland der legte und 
nothbwendigfte Schlußftein mangle, und fie, die 
Bevollmächtigten, theilten ſelbſt vollkommen diefe Ue⸗ 
berzeugung *). 

Dieſen Grundfägen gemäß, trug Preuſſen (Sept. 
18:4) gleich in feinem erften Entwurf der Grundlage 
ber teutfchen Bundesverfaffung , darauf an, daß ein 
eigened Bundesgericht, deffen Mitglieder von den 
Bundesfländen zu präfentiren feyen, angeordnet wers 
de, mit einem Senat zur Inſtruction, und mit einem 
zum Spruch in erfter Inſtanz, in Streitfachen der Fürs 
fen und Stände unter ſich; doc follten auch ehema⸗ 
lige, jet untergeordnete, reichsſſtändiſche Landesher⸗ 
ren von fürſtlichem oder gräflihem Stände, valgo M es 
Diatifirte, vor Diefem Bundesgericht zu Mecht fies 
Ben, in perfönliden Sachen , und in folchen , die aus 
Verletzung des Bundesvertrags entfiehen **). 

Bald nachher (Det. 1814) machte Preuſſen — 
in den mit Deftreich und Hannover verabredeten 





*) Acten d. w. €. Bd. II, &. 16 u. ı7. 
BL. 1, Heft ı, ©. 53. 
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zwölf Artikeln, welche bei den Eonferenzen ber fünf tense 
ſchen Mächte zur Grundlage dienten — den Antrag, 
daß die Bundesglieder ihre Streitigkeiten (doch nur 
fofern fie ich nicht dur Auſträgal Iuſtanz abmas 
chen laflen) einer rihterlichen Entfcheidung unters 
werfen follten, welche zugleich von dem Rath der 
Kreisoberflen und einem Bundesgericht zu er— 
laffen fey. Dieſes Bundesgericht müſſe jedoch auch über 
Klagen ſprechen, die wegen Verlegung bes Bunbess 
vertrags in einzelnen Ländern, bei demſelben erhas 
ben würden *). 

Die Idee von einer vorläufigen Auflrägak 
Inſtanz, entwidelte Preuſſen, im folgenden Monat 
November, etwas näher. Es that den Vorfchlag, ba 
bei Streitigkeiten der Bundesglieder unter ich, von 
jeder Seite drei Schiedsrichter erwählt werden 
follten,, Denen der erfie Bundesrath , mit Ausfchluß 
ber Betheilisten, einen Obmann zugefellen folle. 
Diefe AuſträgalfInſtanz entfcheide die Sache zuerfl. 
Beruhigten ich die Parteien hiebei nicht, fo flebe ihnen 
Die Berufung anden erſten Kath frei, der fodann, 
mit Zuziehung des Bundesgerichtes, das End⸗ 
urtheil fpreche **). 

Etliche Tage fpäter, in der Sigung vom 7. Ron. 
2814, fügte Preuffen folgende drei Hauptfäge 
hinzu: 2) Für Streitigkeiten der Bundesglieder un. 
ter fich, liege die Nothwendigkeit einer richterlichen 
Entfcheidung,, die man dem ungemwiflen Ausgang eines 
YufträgalGerichted allein nicht überlaffen Eönne, 
durchaus in der Natur des zu fchliefenden Bundes. 


*) Acten d. w. C. Bd. I, Heft ı, ©. 60 f. 
*) Bd. II, ©. 160. 
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2) In Faͤllen, welche Ach zu einer Verlegung’ ber 
Berfaffung (des Bundes) eigenfchaften, fen nichts 
angemeflener, als daß der Bundesrath die end 
lihe Entfheidung der Sache habe, und entweder 
‚allein, oder wenn er es für nöthig finde, zu Erörtes 
rung der eintretenden Rechtsfragen, mit Zuziehung 
von Mitgliedern des Bundesgerichtes, die Ent; 
fheidung übernehme. Es fen aber auch 5) nicht mins 
Der nöthig, daß in Fällen, wo ein Individuum (ein 
einzelner Unterthan), oder mindeſtens die Stände 
eines Landes, Befchwerde über eine von dem Landes 
herrnbegangene Berlegung der in der allgemeinen 
Bundes Conſtitution feflgefegten Grundfäge, zu 
führen Haben, dieſe Beſchwerde der Erörterung und 
Entfcheidung eines Bundesgerichtes übergehen 
werde *). ö 

Am ausführlichften entwickelte Preuſſen feine 
Ideen von dem Bundesgericht und von der Auflrägals 
Inſtanz, in feinen beiden Entwürfen der Bundesvers 
faſſung vom Febr. 1815 **) Mach diefen fol ein bes 
fländige® Bundesgericht feyn, in bderfelben 
Stadt, wo der Bundesrath feinen Sig hat. Es ſoll 
aus einem Bundesrichter und einer beftimmten Anzahl 
von Beifigern beſtehen. Jenen wählt ber erſte Bundes; 
rath'2c. Diefe werden abwerhfelnd ernannt von den 
Bundesmitgliedern nach gewiffer Ordnung, und von 
dem Gericht ſelbſt, aus zwei von den dazu berechtigten 
Bundesmitgliedern vorgefchlagenen Perfonen ; alle müf:- 
fen einer, Prüfung firh unterwerfen. Nur durch einen 
Urthetlsfpruch des Gerichtes ſelbſt, kann ein Deitglied 





*) Acten d. w. €. 3b. II, &. 168. 
*., Bd. I, E. 47 — 55 u. E. 62 — 64. 
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des Gerichtes feiner Stelle verluſtig gehen. Das Buns 
Desgericht if competent, ») in Streitigkeiten der 
unmittelbaren DBundesglieder unter ſich; 2) bei 
Klagen mittelbarer Berfonen gegen unmittelbare 
Bundesglieder,, wegen a) Verlegung der innern ans 
desverfaſſung, und b) folcher in Derfelben gegründeten 
einzelnen Rechte, welche Durch den Bundess oder einen 
andern Staatsvertrag ausdrüdlich zugefichert And. 
Für Rum. ı giebt es zwei Inſtanzen: die der Yu 
träge, und die ded erfien Bundesraths und des 
Bundesgerichtes, jedes einzeln, oder beide vers 
Kunden ; doch findet Verzicht beider Theile auf eine Dies 
fer beiden Inſtanzen flatt. Ueber Vorfchlagung und 
Erwählung der Aufträgalftichter , über Verweifung der 
Sachen an das Bundesgericht, über Entſcheidung durch 
den erften Bundesrath , allenfalls mit Zuziehung eines 
Theils des zweiten und der Mitglieder ded Bundedges - 
sichte8, über die Rechtskraft der Urtheile, wurden bes” 
ſtimmte Vorfchriften in Antrag gebracht. — Klagen 
in dem Fall von Rum. 2 finden nur dann flatt, wenn 
in dem einzelnen Staat, gegen welchen geklagt wird, 
das Recht verweigert, verzögert, oder in feinen gefeßs 
mäfigen mwefentlichen Formen verlegt worden, und die 
Rechtshülfe beidem Landesherrn felbft vergebens gefucht 
worden ift. Klagen diefer Art können erhoben werben, 
a) vonden Pandftänden , b) vonden mittelbar gemortenen 
ehemaligen Reichsſtänden, gemeinfchaftlich oder einzeln, 
ec) von einzelnen Unterthanen. — Zur Vollſtreckung, 
überſchickt das Bundesgericht feine Erfenntniffe dem 
erfien Bundesrath, welcher diefelbe nicht zu verwei⸗ 
gern noch aufzufchieben befugt iſt. Beſchwerden gegen 
das Bundesgericht felbft, Eünnen bei dem erſten Rath 
angebracht werben, dem auch die GerichtsQiftation 
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zuſteht ꝛc. — Perſoͤnliche Klagen gegen die Mitglieder 
bes Bundesgerichtes, gehören vor dieſes. — Eine Buns 
desgerichts Ordnung iſt zu errichten, und Grundfäße 
find feftzufegen , nach welchen auffer den Samiliens und 
audern Verträgen, und den allgemeinen ſtaats- und 
Bölferrechtlichen Grundfägen, auch noch Die ehem ali⸗ 
gen Reichsgeſetze zur Richtſchnur bei Entfcheidbung 
der Streitigkeiten unmittelbarer Bundesglieder dienen 
ſollen. 

Dieſen Grundſätzen blieb Preuſſen größtentheils 
auch noch in demjenigen Entwurf eines Bundesvertrags 
treu, welchen es im Anfang des Aprils 1815 vorlegen 
Heß. Alle Mitglieder des Bundes — fü lautete der 
Antrag — follten fich verpflichten, einander unter Eeis 
nerlei Vorwand zu befriegen, fondern bie Entfcheis 
bung ihrer Streitigfeiten, mit Berzichtleiftung 
auf alle Selbſthülfe, einer zweckmäſig einzurichtenden 
AuſträgalJuſtanz, und in fofern biefelben durch 
Biefe nicht beigelegt würden, dem Bunde anheimzus 
ſtellen. Für dieſe Fälle, fo wie für jede andere 
nerfaffungsmäfige Beſchwerdeführung bei 
dem Bunde, folle Diefer ih ein Bundesgericht bei- 
ordnen, an deſſen Befegung alle Ditglicder verbältniß: 
mäfigen Theil zu nehmen hätten *). 

.  Rur bemerkt man hier, daß die beiden legten 
der oben (aus dem Protocol der Sigung vom 7. Nov.) 
erwähnten Drei Hauptfäge, dießmal einer allgemeis 
nen Formel einverleibt wurden, Deren nähere Beſtim⸗ 
mung der mündlichen Berathfchlagung in den bevorſte⸗ 
henden Sitzungen und der Zeit zu überlaflen, wahrs 
ſcheinlich die Klugheit in einem Augenblick angeratbhen 





*) Acten d. mw. C. Bd. I, Heft 4, ©. 108 
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hatte, wo man, wegen bed naben Heerzugs gegen Buos 
saparte und deffen Anhang, mit der Errichtung des 
teutfchen Bundes Eilchatte, und bewegen räthlich fand, 
gewifle Gegenſtände, bei welchen von Geite etlicher teut⸗ 
fen Höfe der mittleren Claſſe beharrlicher Widerfiand 
zu beforgen war, fo zu berühren, Daß deren zurcichende 
Beſtimmung in der Bundes Acte zwar noch geſchehen, 
auflerdem aber an die nächfte Bundesverfammiuug (ad 
proxima conggia) verwiefen werden fonnte. 

Etwas beffimmter, zum Theil auch etwas anders, 
entwickelte Preuffen bald nachher diefe Ideen, in fe 
nem im Mai 1815 vorgelegten Entwurf eines Grunds 
vertrags des teutſchen Bundes. Die Mitglieder bes 
Bundes, meinte es, follten einander nicht befriegen,, 
fondern die Entfcheidung ihrer Streitigkeiten, mis 
Berzichtleiftung auf Selbfihülfe, einer zweckmäſig eins 
gurichtenden Auſträgal Inſtanz, und in fofern dies 
felben Durch dieſe nicht beigelegt würden, dem Bunde 
dergeftalt anheimfellen, daß die Bermittelung dei 
Bundesraths, die Ergreifung der (fo eben genannten) 
AufträgalSinftanz, und die Berufung an das 
Bundesgericht, drei aufeinander folgende Stufen, 
Die Uebereinkunft oder Entfcheidung bilden. Dem Bus 
desrath fey ein unter feiner Aufficht fichendes Buns 
desgericht beizuordnen; an deffen Veſetzung ſollten 
alle Bundesglieder, durch Wechfel oder Geſammt⸗ 
ſtimmen, verhältnißmäfig heil nehmen, und bei der 
Befegung ſey gehörige Rückſicht zu nehmen aufdas Vers 
hältniß der drei chrifllichen NeligionsParteien. Das 
Bundesgericht müſſe competent ſeyn: ı) in Streitigfeis 
ten der Bundesglicder,, auf vorhin angegebene Weile; 
2) über Verlegung der Bundesverfafiung, oder aus 
derſelben berflieffenden Rechte, jedoch nur dann, wenn 
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die in der beſtehenden Verfaſſung jedes Staates liegen 
den Mittel, zu gerechter Entfcheidung zu gelangen, ere 
ſchöpft And. Die Vollziehung feiner Urtheilfprüche 
müffe durch den Bundesrath gefcheben, und das Ges 
richt für fich weder obrigfeitlihe Gewalt, noch foges. 
nannte freiwillige Gerichtbarkeit befigen *). — Wegen 
der hier bemerfbaren Auslaffungen , in Beziehung auf 
frühere preuffifche Entwürfe, erklärten dießmal die Ders 
ven Bevollmächtigten ausdrücklich, es Feng folche « nur 
auf die Rothwendigkeit einer kurzen, und leichter zum 
Siel führenden Unterhandlung berechnet» **)., 

Auch während der Ichten Eonferenzen,, im Mai und 
Sun. 1816, bethätigte Preuſſen bei jeder Gclegens 
heit feinen Eifer für Errichtung eines Bundesgerichtes 
mit angemefflenem Wirfungsfreis; fowohl in dem am 
23. Mai von Deftreich, im Einverfländnig mit Preuſſen, 
vorgelegten Entwurf einer Bundes Acte, ald auch in 
den EonferenzProtocollen, namentlich in dem vierten 
und zehnten ***). 

Wie Preuffen, fo Kimmte auch Deftreich für ein 
Bundesgericht. Zuerſt gefchab Diefes im Dctober 1814, 
in den oben ſchon angeführten zwölf Artikeln, welche 
es mit Preuffen und Hannover verabredet hatte. Eben 
fo flimmte e8, in der Sigung vom 7. Nov. ıBı4, dem 
von Preuſſen gefchehenen Vorfchlag bei, daß die Strei⸗ 
tigkeiten der Bundesglieder Durch ein Aufträgal®ericht 
zu entfcheiden feyen, wozu jeder Theil drei Schieds⸗ 
fichter, und der erfle Bundesrath einen Obmann zu _ 
ernennen habe, und von deffen Spruch die Berufung 


2) Acten d. w. €. Bd. IT, ©. 303 f. 
0) Ebendaf. &. 299. 
“s) Ebendaſ. S. 317; Bd. II, ©. 423 f. u, 533 f. 
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an den erfien Rath ſtatt finde, der mit Zuziehung eines 
Bundesgerichtes dag Urtheil fpreche *). Es fünte bins 
zu: «daß in denen Fällen, wo die politifche Exiſtenz 
:eined Individuums wider den Bundesvertrag 
ober die Eonflitution gefränft, und felbige in dem 
Rechten der Teutfchheit gefährdet werde, dem 
Bunde das Necht zufiehen müſſe, dieſe Verlegungen 
abzuftellen; und nur von Diefen Befchwerden über 
die Verlegung der allgemeinen Conſtitution, fey bei 
dem Bundesgericht die Rede» **). . Auch trat Oeſt⸗ 
reich der hannöveriſchen Erklärung bei: «daß Land; 
ſtänden der Recurs an den Bund offen ſtehen müfs 
fe, wenn fie gegen den Mißbrauch ber Souveraines 
tätsrechte der Fürften Elagen wollten» **). 

Bald nachher erflärte ein öſtreichiſcher Herr 
Minifter, in einem im December vorgelegten Entwurf 
einerGrundlage der teutfchen Bundesverfaflung: «Streis 
tigkeiten zweier Bundesglieder ſeyen vor den Bun⸗ 
desrath zu bringen. Die näheren Anordnungen über 
die Art ihrer Beilegung , feyen der definitiven DBerfafs 
fung des Bundes vorzubehalten» ****). — Beflimmter 
lautete der Antrag in dem öſtreich iſchen Entwurf 
einer Bundes Acte vom Mai ıBıd. An Rreitigen Fällen 
über ſtaatsrechtliche Verhältniffe, hieß es, fowohl der ein. 
zelnen Mitglieder zum ganzen Bunde, als der vers 
fhiedenen Bundesſtaaten un ter ſich, habe die Bundess 
verfammlung zu entfcheiden. Nähere Anordnungen hier. 
über und über Errichtung eines Bundesgerichte, 





*) Acten d. w. C. Bd. II, S. 166, verglihen mit S. 160. 
“) Ebendaſ. ©. 169. 
s») Ehendaf. ©. 108, verglihen mie Bd. I, Heft ı, 


S. zı. 
r) Bd. II, ©. 3. 
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feyen in der nächſten Bundesverſammlung zu berichti⸗ 
gen *). Daffeibe wiederholte Deftreich in feinem, 
in Einverſtändniß mit Preuſſen, in der erfien Sigung 
vom 23. Mai 1815 vorgelegten Entwurf einer Bundes; 
UNete; worin es überdem noch allen Bundesgliedern 
verhaͤltnißmäſigen Antheil an Befegung des Bundes 
gerichteß, und nähere Bellimmung des Umfanges 
feiner Wirkfamfeit vorbehielt **). Endlich beſtrebte es 
ſich auch noch, in dem vierten und zchnten Eonferenzs 
Protocoll, gegen Baiernd Widerfpruch, ein Bundesges 
richt mit angemeffenem Wirkungskreis zu erringen ***). 
Dem Beifpiel der beiden mächtigen Mitglieder 
des Bundes, folgten Hannover, Sachfen (König), 
Holfiein, und die fämmtlichen vereinigten Fürs 
Ken und freien Städte, unter welchen jedoch Hefs 
fenDarmfadt nicht begriffen war. Mit Eifer fprach 
Hannover für Errichtung eines Bundesgerichtes; 
nicht nur in den oben ſchon erwähnten zwölf Artikeln, 
Die Deftreich und Preuffen mit ihm verabredet hatten, 
und in der Sigung vom 7. Nov. 1814 ****), fondern 
auch in feinem Botum vom 22. Det. ıBı4, worin es 
namentlich deu Landfländen den Recurs an den 
Bund offen behielt, wider Mißbrauch der Souve, 
zainetätsrerchte der Fürften F); fo wie in dem vier: 
ten und zehnten Conferenz Protocol vom 30. Mai und 
B. Sun. 1815, und in einer fohriftlichen Erklärung zu 
dem neunten Protocol TF). 





*) Acten d. w. €. Bd. II, ©. 311. 

es) Ebendaſ. ©. 317; vergl. mit ©. 424 u. 485 f. 
... Ebendaſ. S. 423 f. u. 53a f. 

-.., Bd. I, Heft ı, ©. 60 f.; Bd. II, ©. 169. 
+) Bd. L, Heft ı, ©. 71. 
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Auch der kösniglich-ſächſiſche Hof trat deng 
Vorſchlag zu Errichtung eines Bundesgerichte® aus⸗ 
drücklich bei *). Daffelbe that Holfkein; nur drang 
es. auf Erläuterung der in Vorfchlag gelommenen Bes 
Kimmung , daß die Bundesverfammlung über ſtaat s: 
rechtliche VBerhältniffe der Bundesglieder zu entfcheis 
den babe **). — Nicht weniger bemühten fich für Es 
richtung eines Bundesgerichtes, die vereinigten 
Fürſten und freien Städte. In ihren Roten vom 
26. Nov. und ao. Der. 1814 drangen fie im Allgemeinen 
auf eine oberfirihterlihe Behörde und auf 
Bundes Juſtiz, welcherein gemeinfamss Oberhaupt 
ſchnelle und vollkommene Folge verſchaffen ſolle *93 
und noch in der zehnten Sitzung ſuchten fie, insbeſon⸗ 
dere Kurheffen, Mecklenburg, HolſteinOl⸗ 
denburg, die fämmtlihen fähfifhen Häufer 
und die freie Hanfeftadt Lübeck, wenigftens den Aus—⸗ 
Druck «Bundesgericht» zu retten "FR, 

Durch diefe Berbandlungen war es endlich fo weit 
gekommen, daß in der fiebenten Eonferenz; (2. Yun. 
1815) die für eine abgeänderte oder revidirte Abfaſſung 
ber BundesXcte ernannte Commiſſion, nach dem Willen 
fat aller Anwefenden, folgende Stelle in dem 11. 
Artikel vorlegen Eonnte. 

«Die Bundesglieder machen fiih verbindlich, 
« einander unter Feinerlei Vorwand zu befries 
«gen, oder ihre Streitigkeiten durch Gewalt 
«zu behaupten, fondern fie bei der Bundes 


*) Acten d. w. C. Bd. II, &. 454, 460 u. 532 f. 
») Bd. II, ©. 358, 

»2) Bd. I, Heft ı, S. 75, 78 u. ga. 
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‚sverfammlung anzubringen. Diefe ordnet 
<fih ein Bundesgericht bei, an deffen Bes 
«fegung alle feine Mitglieder verbäftnigmäfg 
« Antheil nehmen. Die für daſſelbe gehörenden 
«Segenflände und den Umfang deſſelben, 
«beflimmen die Grundgefege des Bundes » *). 
Damit wäre vorerfi das große Wort : foederis 
tribunal perpetuum esto! feierlid) ausgefprochen ges 
weien. Nur die Beflimmung des Umfanges, welcher 
der Eompetenz dieſes Bundesgerichtes zukommen 
ſolle, wäre ad proxima comitia verwieſen worden. 
Dafür Hatte indeß Breuffen fchon Fräftigen Saamen 
ausgeſtreut, der bei einiger Pflege in fruchtbarer Erde 
noch keimen, und auf den nahen Bundestage heilfame 
Srüchte liefern konnte. 
Das Schidfal ſchien dieſes für jegt nicht zu wollen. 
Sn der Sigung des folgenden Tages, verwarf Baiern 
Die Errichtung eines Bundesgerichtes, und Defr. 
fenDarmfiadt trat ihm bei **) Noch in der vors 
Testen Sißung (der zehnten, vom 8. Jun.) wo bie 
Bundes Acte geſchloſſen, und die einzelnen Artikel 
berfelben von allen anwefenden Bevollmächtigten paras 
phirt (vorläufig unterzeichnet) wurden, handelte man 
Bin und ber. Deflreich und Preuffen, und viele 
andere Mitglieder, insbefondere Sachſen, Hannos 
ver, Kurbeffen, Medlenburg, Didenburg, 
die ſämmtlichen ſächſiſchen Häufer und Lübeck, 
beſtrebten ſich, wie ſchon erwähnt, wenigſtens den kräf— 
tigen Ausdruck «Bundesgericht» zu retten. Den 
gebens. Baiern erklärte fein Dißfallen. 


°) Acten des w. €. Bd. II, ©. 485 f. 
“) Ebendaſ. &. 499 f. 
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Nun handelte man um das Wort, «Aufträgaliin- 
Kanz», welches Taiermnorgefchlagen hatte. Manbot - 
Dagegen, um endlih Handels einig zu werden, oder, 
wie ed hieß, «zu Bewirfung einiger Vereinigung», 
das Wort « Fnftanz» (ſchlechtweg), oder «perma 
nente Inſtanz». Auch das wollte Baiern nicht. 
Man gab nach, und bemwilligte dem von dieſem ſchon 
in den Sigungen vom 7. Nov. ı8ı4 und 26. Mai 1816 
dargebotenen Wort «Auffrdägaliinflanz» die Ans 
nehmung an Kindesftatt, nachdem es noch in der jegis 
gen Sigung mit dem Beiwort « wohlgeordnete », ebens 
fa#8 von Baiern, war ausgeflattet worden; Doc 
meinte Luxemburg, diefe Ausſtattung laffe Eeinen 
Gewinn hoffen, da nun «Die fohleunige Hülfe des Mans 
datproceſſes fehlen werde» *). 

Sp eutſchloſſen ich denn erft in derfelben Sigung, 
wo die BundesActe zum Abſchluß kam, ſämmt—⸗ 
Liche anweſende Bevollmärhtigte, die von Baierm 
erklärte Willensmeinung goch anzunehmen, und fidh 
mit diefem auf folgende Säge, welche dem eilften 
Artikel der BundesActe einverleibt wurden, u vers 
gleichen. 

1) Bundesglieder dürfen einander unter keinerlei 
Vorwand bekriegen, noch ihre Streitigkeiten 
mit Gewalt verfolgen. Sondern 

2) fie müſſen diefelben bei der Bundesverfamm 
bung anbringen. 

5) Diefer liegt dann ob, 

a) zuvörderſt die Vermittlung derfelben Durch 
einen Ausſchuß zu verfuchen; und wenn 
diefer Sühneverfuch fehl Schlagen follte, und 





| >) Acten des wiener Congreſſes Bd. HI, ©. 533. 
Klüber's Neberſicht. II 
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b) eine richterliche Entfcheidung noths 
wendig würde, foßihe durch eine wohlge: 
ordnete Auſträgal Inſtanz zu bewirken. - 

4) Dem Ausfpruch diefer Inſtanz, haben Die flreis 
tenden Theile ih fofort zu unterwerfen. 

Wie mühfam diefe Stelle in der zehnten Sigung, 
unter vielem Zmwifchenreden — dndernd, vermehrend, 
binweeftreichend , beflernd, verwerfend, wiedexherſtel⸗ 
Send — zufammengefeßt worden fiy, Davon zeugt, auf 
dem Concept, der mit Neißblei in der genannten Sits . 
zung ftarkbefchriebene Rand des eilften Artifeld der ſo⸗ 
genannten abgeänderten oder repidirten BundesActe. 
Vieleicht ein Vorbild der manichfaltigen Betrachtun⸗ 
gen, welche fi über den Gang diefer Verhandlungen 
den meiften Lefern darbieten werden! 

. Ohne hierin vorgreifen zu wollen, darf man zum: 
mwenigften bei dem errungenen Ausdrud awmohlgeords 
nete Auſträgal Inſtanz» vorausfegen, ed werde 
fchwerlich Jemand in Abrede ſtellen, Daß folcher , auffer 
der zweckmäſigen Befegung und Einrichtung diefer Bes 
börde, auch aufden Begriff von Permanenz oder Be⸗ 
ffändigfeit derfelben, einigermafen mit hinzudeuten 
fheine, ohne folchen jedoch beſtimmt genug zu bezeich- 
nen. Aber vollen Erfag für den in Vorfchlag geweſe⸗ 
nen Ausdruf «»«Inſtanz⸗ oder «permanenten: 
Ranz», und zwar mit Weglaffung der Aufträgals 
Eigenfchaft, wird man darin um fo Weniger finden, ° 
als diefe zwei Ausdrücde. ungeachtet Deftreih und 
Preufen und viele andere Bundesglicder auf deren Aus 
nahme befanden, auf Baierns Betrieb in der zehns 
ten Sigung ausdrücklich verworfen wurden. 

Fehlt es demnach auf der einen Seite nicht an 
Grund, an der Beſtändigkeit der wohlgeordneten 
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AnſtrãgalInſtanz zur Zeit noch zu zweifeln, fo iſt auf 
der andern Seite deſto gewifler, daß fein Bundes 
gericht, fondern bloffe Auſträgal Inſtanz gemeint, 
und diefe jegt wenigftend noch befchränft ſey auf 
Streitigfeiten der Bundesglieder unter fich; fers 
ner, daß eine nähere Beſtimmung der für dieſe Inſtanz 
gehörenden P®Segenfiände», und der «Umfang» (die 
Eompetenz) derfelben Inflanz, der Bundesverſamm⸗ 
Jung nicht vorbehalten worden ſey, wie doch fechd Tage 
vorher, in der revidirten Abfaſſung der Bundes Acte, noch 
geſchehen war. Eben fo gewiß iſt, daß dieſe Auſträ— 
galfInſtanz feiner von denjenigen Forderungen Genüge 
leifte, welche in den von Preuffen aufgeflellten drei 
Hauptfägen (f. oben ©. 179) enthalten find, und ohne 
deren Bewilligung, nah Breuffens Ausdruck, dem 
Mechtögebäude inTeutfchland der legre und nothwendigfte 
Schlußſtein mangelt. 

So wenig fih nun auch die Nichtigkeit diefer Bes 
merfung im Allgemeinen in Abrede ſtellen läßt; fo for 
dert Doch auf der andern Geite die Billigfeit, die Gründe 
nicht auffer Acht zu laſſen, welche für die Anfiht Bais 
erns ſprechen, und welche zugleich die endliche Nach» 
giebigfeit der nubrigen Bundesgenoffen rechtfertigen 
Eöunten, wenn es auch nicht um die « Bewirfung einiger 
Bereinigung » zu thun gewefen wäre. 

Es ift befannt, wie verfchieden die erfien Entwürfe 
einer ſteutſchen Bundesverfaffung, von dem wirkli— 
hen Refultatder wiener Verhandlungen find. Anfangs 
Hlanbte man einen Bundesflaat errichten zu Fönnen, 
mit einer concentrirten Regierung in den Händen 
der mächtigften Bundesglieder, und da war auh Bai⸗ 
ern’ einem Bundesgericht nicht entgegen, welchem 
es nicht nur die Entſcheidung der Streitigfeiten der 
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‚Bundesgenoffen- unter fih, und die Beurtheilung ber 
Verlegungen der Bundesverfaffung, fondern auch das 
Erfenntniß über Befchwerden wegen verzögerter Juſtiz, 
gegen die höchſten Gerichtshöfe der verbiindeten Staa⸗ 
ten, einräumen wollte (f. oben ©. 174). Daß hiedurch 
den Befchwerden über Rechtsverlegungen durch die 
böchfte Gewalt, ein Weg an das Bundesgkekicht eröffnet 
worden wäre, läßt fih wohl nicht verfennen. Auf diefe 
Weife wären aber, auch nach der Anficht von Baiern, 

die Forderungen Breuffens größtentheild befriedigt 
worden. Einen Appellationshof für die einzelnen Staa. 
ten, wollte man aus dem Bundesgericht ohnehin nicht 
machen. 

Statt des Bundesflaats, wurde ein einfacher 
Staatenbund errichtet, mit deffen Begriff die Idee 
einee Bundes Gerichtbarkeit, eines Gerichts; 
zwanges, nicht für vereinbar gehalten wurde. Man 
Harte vielleicht nicht unrecht, fi) um fo weniger verges 
ben zu wollen, je weniger der Bund ſelbſt noch zur Zeit 
zu verfprechen ſchien. Allerdings aber war die Abficht 
derer, welche deffenungeachtet ein Bundesgericht wol; 
ten, mwohlthätiger fürd Gange, nicht allein, weil es 
gleich anfangs das allgemeine Vertrauen zu der neuen 
politifchen Schöpfung erhöhet und befekiget haben wür., 
De, fondern auch, weil eine fo wichtige Anſtalt ſelbſt 
eine Richtung des Bundes angedeutet hätte, welche für 
feine weitere Ausbildung nicht anders als vortheilhaft 
feyn konnte. Daß die Bundesglieder, wenn fie iG 
freiwillig und vertragmäfig den Entfcheidungen eines 
von ihnen gemeinfchaftlich angeordneten und beftellten 
Gerichte unterwarfen , Dadurch dem Bunde feine Ges 
zichtbarfeit über ſich einräumten, fondern daß die Voll, 
warht des Gerichtes, ale auf einem ewigen Compromiß 


/ 193 


der Bundesgenoſſen beruhend, angefehen werben fonts 
te, leidet wohl feinen Zweifel. Im rheiniſchen Bunb, 
follte die Bundesverfammlung die Streitigkeiten der 
vVerbündeten Souveraine fehlichten. Es ift damals von 
mehreren Schriftftellern gründlich dargethan worden, 
daß es doch zweckmäſig feyn werde, ein fürmliches Buns 
Deögericht anzuordnen, und daß die Competenz deſſel⸗ 
ben, auch in Streitigkeiten zwiſchen dem Souverain 
und ſeinen Unterthanen, mit der vollſten Souveraine⸗ 
tät vereinbar ſey. Daſſelbe müßte doch wohl auch in 
dem teutſchen Bunde gelten. 

Wenn nun dieſer jetzt nur eine *wohlgeordnete 
Auſträgal Inſtanz» für Streitigkeiten der Bundes⸗ 
genoſſen unter ſich haben ſoll; ſo geht doch die teutſche 
BundesActe fhon weiter, als die rheinifche, weliche vor⸗ 
erfi in der That nurgin politifche 8 Tribunal für folche 
Streitigkeiten anmwieß. Eine wohlgeordnete Aus 
ſträgal Inſtanz, läßt mit Recht alle gerichtlichen Formen 
erwarten, welche zur Sicherung eines rechtlich en Ers 
Eenntniffes nothwendig find. Die Gewähr, welche bee 
Bundin Anfehung der verfchiedenen, in der Bundes Acte 
enthaltenen Stipulationen zu leiſten verbunden if, kann 
in der Folge gar wohl auf das Bedürfniß rechtlicheg 
Erörterung führen, und Zeit und Erfahrung Fünnen, 
aus einem — wenn gleich geringen Anfang, eine Rechts⸗ 
anftalt bilden, wie fie, jegt noch vieleicht zu früh, ges 
wünfcht wird. Dazu gehört freilich, Daß der Bund fi 
confolidire, und feine Verfaſſung unter günfligen Um⸗ 
fländen fich entwickle! 
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A uſſer einem Bundesgericht von umfaſſender Wirkung, 
ſchienen die Teutſchen Nichts fo allgemein und fo zuver⸗ 
fihtlich von dem Kongreß zu erwarten, als eine fefte 
Beflimmung über die Nothwendigfeit einer lands 
ſtändiſchen Verfaffung, und über eine angemefs 
fene Wirkſamkeit der Landſtände, in allen teut« 
(hen Bundesftaaten, unter Gewährleiftung des 
Bundes. 

Landſtände, diefe allgemein ſchon in dem Geiſte 
ber teutfchen TerritorialVerfaffung des Mittelalters 
liegende Staatsanftalt, meinten fie, follten noch jegt 
in feiner Grundverfaffung teutfeher Staaten fehlen. 
Aber Landflände in dem ächten teutfhen Sinn des 
Wortes, das heißt, phufifche oder moralifhe Perſonen, 
die als Grundeigenthümer, oder ald Gewerbtreibende, 
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wohl auch bloß als Männer von bewährter Einficht, 
durch die Gtaatsverfaffung zur Stellvertretung des 
Volkes bei dem Regenten dergeftalt berufen find, dag 
diefer nicht nur ihre Befchwerden und Wünfihe anzuhös 
ven, und darauf zu beſchließen, fondern auch, in beftimins 
ten Staatsangelegenheiten, zu Einholung ihrer Einwils 
ligung oder ihres Rathes verpflichtet ifl. 

Die Teutſchen wollten eine Landſchaft, wie fle 
fehr bedeutfam das Corpus der Landflände nennen. 
Denn nicht einzelne Claſſen oder Stände von Staats— 
bürgern, follte diefes Corpus vertreten, fondern daß 
sanze Land, das heißt, alle freien flimmfähigen Lans 
deseinwohner. Gie forderten ein RepraͤſentationsSy⸗ 
ſtem ohne Standesvorrechte. Eine ſolche Landſchaft, 
eine allgemeine landſtändiſche Corporation, noch jetzt in 
verſchiedenen teutſchen Ländern ein Hauptbeſtandtheil 
der Staatsverfaſſung, ausgehend von dem Grundfag 
allgemeiner Volksvertretung, erböhe, fagten fie, als 
wahrer Landesvertreter an der Seite des Fürſten, als 
Wächter ded Regenten, feiner gefeßgcebenden und voll⸗ 
ziehbenden Macht, und befonders der Finanzgewalt, das 
Glück des Regenten und der Nation. In Form und 
Handlung trage fie das Gepräge des allgemeinen Wils 
lens, und fey, indem fie nicht bloß einen Theil dee 
Staatsbürger vertrete, Fein Deckmantel zu Anhäufung 
und Bewahrung ſtaatszweckwidriger Auszeichnung und 
Vorrechte. Denn ungerecht wäre eine Capitulation 
des Fürften mit einer Elaffe von Unterthanen, mos 
Durch die andern Claffen und das Wohl des Ganzen ber 
einträchtigt würden. 

Landſtände mit wefentliden Rechten molltcı 
fie , feine müflige Berfammlunmg von SJaherren, nur 
geſtimmt für Willen oder Laune eines Einzigen oder Wer 





196 


niger. Keine Verſammlung, welche, unter dem Bor 
ſaunenſchall abgenöthigter Rhetorik, dem Volke drüs 
ckende Gefege, bei gehörigem Stagtshaushalt vermeid⸗ 
Siche neue Auflagen, oder Erhöhung der alten, und Mens 
fhenausfchreibung zu übermäfigen ſtehenden, oder durch 
fremde für den Staat zwedlofe Kriege erfchöpften Hee⸗ 
ren, als erhabene, weiſe ugd wohlthätige Einrichtuns 
gen anfündigt. Nicht Kumme Schöffen oder ſchwei⸗ 
gende Schultheiffen, nicht Figuranten aufeinem Staats⸗ 
theater , auch nıcht bloß lebendige Berichte, welche die 
Regierung einfordert. Sondern ſolche Landflände, des 
ren entfcheidendes Stimmrecht, deren Stimm; und 
Medefreiheit, das Wohl des Landes und der fürfllichen 
Familie in bedenklichen Zeitläuften,, laut der teutfchen 
Gefchichte, fchon oft gerettet habe; Vertreter der Ges 
fammtbeit der Unterthanen bei der Landesregierung , 
deren Beſtellung und Erhaltung das eigene, mwohlvers 
ſtandene Intereſſe der Fürſten, und der vernünftige 
Zeitgeiſt gebiete. 2 
Wer fein Jahrhundert nicht verfieht, oder nicht 
verfichen will, der lege nicht feine ungeweihte Hand an 
dieſes Heilige Werf. Er denkt ſich im Jahr 1815 nicht 
ben freien, waffengeübten,, fireitfertigen Landwehr; 
mann, feiner Kraft fi bewußt, feiner Rechte und 
ber neueften Zeitgefchichte fattfam kundig, fähig und 
geübt, Trug und Schein von Wahrheit und Wirklichkeit 
zu unterfcheiden, und einem bloffen politifchen Blend⸗ 
werk, wäre ed auch die Schöpfung mazarinifcher Kunſt, 
bei fi den Eingang zu verfagen, mit einem Grad von 
geiſtiger und politifcher Bildung, den ihm feine Titas 
nenGewalt zu entwinden vermöchte. Er denkt fich nicht 
‚ eine Ständeverfammlung als den Sig der Einfiht,, der 
Gerechtigkeit, der Tugend, der Daterlandsliebe, 
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Befeelt von reinem Pflichtgefühl für Sürft und Vater⸗ 
land. 

Er denft ich das unmündige Bolt von Anno 
1315, ohne fittliche, religiöfe und politifche Aufklä— 
sung, ohne Schießgemwehr,, in Warfen ungeübt, ohne 
gedruckte Bücher, politifche Tagblätter und Publicitär, 
Schreibens und Lefens unerfahren, zum größten Theil 
bofhörig oder wachszinſig. Er denkt fich dieſes arme 
Wolf, wie es unter täglichen Frohndienſt, faſt ohne 
Huhn im eigenen Topf, die Leibs und Bukenhennen 
pflegt und füttert, um fie gegen Faſtnacht dem Hof—⸗ 
berrn zu entrichten, oder davon die Dftereier zu lies 
fern; wie es die Kuh melft, um dem Junker die Pfingfls 
Täfe zu bringen, die Lämmer mäſtet, daß er zur gefeßs 
ten Zeit mit fetten Lammbäuchen den eigenen Bauch 
fülle,, die Gänſe flopft, Damit er der Martinsluft fein 
genichle, ihm das reichlihe Dienftforn, den Kirchens 
Dienern und Klofterherren den ſchweren, vielfachen Des 
cem entrichtet, dem Herrn um Weihnachten fogar feine 
Dienftfähigen Kinder zum Auslefen auf dem Hof vors 
führt, feinen Laub zur Heurath nur gegen ſchwere Abs 
gabe, den Bedemund, erwirken fanı, und nach jedem 
arbeitfchiweren Tage am Abend fih fagen muß, wie das 
mit fauerem Schweiß Erfoberte hHauptfächlich nur dazu 
diene, daß einft von feinem Nachlaß der Herr einen 
defto reichlicheren Todtenfall, fowohl Beſthaupt ale Ges 
wandtheil, hinwegnehme. 

Diefen «armen Mannen» — wie der CanzleiStyl 
Ainnfchwer fie nannte — gegenüber, follte er ſich aber 
auch denfen, den veften, flartlichen , wohlbegtiterten, 
gut genährten, wenn gleich Leſens und Schreibeng chen, 
mäfig unerfahrnen, doch allein waffengeüßten und waf—⸗ 
fenberechtigten Ritters mann, Witter oder Knap 
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pen, ausgeflattet mit, wenn gleich unweiſen und unge⸗ 
rechten, doch anerfannten Vorrechten, fa immer ohne 
Widerftand auftretend mit noch gröfferen Anfprüchen 
und Anmaffungen, mit Ausfchlieffung aller Andern am 
fürſtlichen Hofe zugelaffen, wohl gar erblich zu Hofäm⸗ 
tern berufen, ſonach nur allein der Hofguuft fähig, uns 
ter dem Schuge des Fauſt- und Kolbenrechtes für fich 
ſelbſt fogar zu offener Fehde berechtigt, für einen Theil 
feiner Söhne und Töchter mit ſicherer Ausſicht zu fetten 
Kirchenpfründen,, und, in folder Lage der Dinge, mit 
Trog fih bewußt, daß von dem Volk, wohl gar von 
dem Fürften, er wie cin Wefen höherer Art, wenn auch 
nicht geachtet, Doch gefürchtet fey. . 

Aber nicht mehr findet er jenen armen Dann und 
Biefen Rittersmann. Was dieſem einſt, in finfterer 
Zeit, wo es auflerhalb der Städte nur Herren und 
Knechte gab, die öffentliche Meinung gegeben, das hat 
fe ihm, im helleren Lichte ded Tages, wieder genoms 
men; das Wichtigſte, was nicht bloß eingebildeten 
Werth verlich, Haben ihm die Fürften felbfl genommen. 
Gegen feine Altvordern ficht er, al8 Caſtenmenſch wie 
ein Luftgebilde ohne feften Boden, und in fo fern von 
Standesgenoffen mehr ale von Ungenoſſen beachtet, 
Fein Gegenftand des Neides, eine Schaar von Reulin, 
gen zur Seite, die durch andere als die althergebrachs 
ten Mittel groffen Familien Eigenthums und ritterlicher 
Lebensweiſe, in feine Standesclaſſe vorgerüct find. 

Dagegen hat der arme Mann» fi) in den ges 
achteten, freien, rechts, pflicht- und gefchichtfundis 
gen Landwehrmann verwandelt, der nicht begreis 
fen kann noch will, daß an die Stelle der aufgehobe: 
nen PDatrimonialkeibeigenfchaft eine Art von Staats: 
teibeigenfchaft dürfe geſetzt werden; in feiner Gefammts 
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heit su verfiändig,uns Die ſich etwa vetirrenbegefeßgebende 
und vollziehende Gewalt, befonders die Finanzgewalt; 
anders ald mit Rechtlichkeit und ohne Verlegung der 
ihr gebührenden Ehrfurcht, auf den Pfad der Pflicht 
und des Rechtes zurüdleiten zu wollen, der eben Darum 
eine verfaffungsmäfige Volksvertretung bei 
der Staatsregierung, gemährleiftet von der Ge 
fammtbeit der teutfchen Bundesftaaten, für Bedürfs 
niß, und ohrie fie die weiſe dee von Verantwortliche 
keit der Miniſter, für leeren Wortſchall achtet. 

Es war unlängft eine Zeit, wo in Zeurfchland uns 
ter dem eifernen Foch des fremden Tyrannen das Voll; 
in dumpfes Hinbrüten verfunfen , ſich dem Mißbrauch 
für fremde Zwecke und dem Uebermuth des Siegers 
zwar mit Murren, aber doch geduldig hingab. Die 
fen Zeitpunct ift vor kurzem ein anderer gefolgt, wo 
eben diefes Volk, von dem fremden Joch losgebunden, 
eine Begeiflerung ergriff, die es in den meiflen teut 
ſchen Staaten feinem Fürften näher geftellt hat, in einis 
gen zufällig, in andern als Folge alter Anhänglichkeit. 

Der Rauſch der Begeifterung ift vorübergehend. 
Bei fortwährender Ruhe von Auffen, wird die Zeit 
nicht fern ſeyn, wo Alles in die gewöhnlichen Schrans 
Een des bürgerlichen Denfens und Handelns zurücktritt. 
Bei jetzt allgemein verbreiteter Aufklärung uber Die mes 
fentlichen Zwecke bürgerlicher Vereine, und über das 
wahre VBerhältniß zwifchen Fürft und Wolf, wird Die 
fe8 Volk — daß erlittene, zum Theil unvermeidlich noch 
fortdauernde Ungemach in frifhem Gedächtniß — fich 
einem ernften Nachfinnen überlaffen, über jene Zwecke 
und dieſes Verhältniß. Es wird fich verlieren in Ders 
gleihungen der Wirkiichkeit mit der Theorie, mit fei- 
nen Anfprüchen „_ Bedürfniffen und Wünfchen, in Des 
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teachtungen über das, was war, ift, und ſeyn könnte, 
oder follte. Es wird fich feiner Erwartungen von dem 
wiener Eongreß, und auch deſſen erinnern, was er in 
Diefer Hinficht geleiftet hat. — 

Will man diefen bedeutfamen Zeitpunct abwarten ? 
Dder will man mit Entfchloffenheit und Beſonnenheit, 
mit Treue, Wohlmeinung und Offenheit, Gröfferes 
und Beſſeres in das politifche Leben der teutſchen Staa⸗ 
ten ohne längern Verzug hervorrufen? jeht, wo jene 
Begeifterung noch nicht ganz erlofhen, und Die Zeit 
dieſer Betrachtungen noch nicht eingetreten iſt, aber mit 

ſtarken Schritten berannaht. Wil man die Gewähr: 
leiſtung für den wohlthätigen Zuſtand bürgerlicher Sreis 
heit und Ruhe, und für die Dauer einer gerechten, 
geit; und-zwedgemäfen, auf Drönung gegründeten 
Verwaltung, in den Zufall guter perfönlichen Eigen: 
fehaften des jedesmaligen Regenten *) und feiner Eins 
tracht mit dem Volke fegen? Oder fol die Nation ein 
Dfand erhalten, welches, möglichfi unabhängig von 
- Einwirkungen des Zufall, der Rachlommenfchaft forte 


°) Karfer Alexander fagte im 3. 18123 zu Petersburg gu 
Zrau von Stael: «Le servage blesse encore vos re- 
gards dans ce pays-ci. Ce n'est pas ma faute: j'ai 
donne l’exemple, il n’y a plus un seul serf sur mes 
domaines. Mais je ne puis user d’autorite; je dois 
respecter les droits, comme si nous avions une con- 
stitution, qui malheureusement n’existe pas.» — Frau 
von Stael antwortete fehr fein: «Sire, votre caractdre 
est une constitwtion.» Der Autokrator erwiederte: «Si 
vousne vous trompez pas dans labonne opinion que vous 
avez demoi, Madame, je n’en plains ma patrie que 
plus vivement. Je ne suis donc qu'un heureux acci. 
dentpourelle.» — Friedrich der Broffe fhrieb: «les 
bons rois meurent: lcs bonnes lois (constitutions) 
subsistent ». 
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während treu und nothwendig die Ausübung ber Grund⸗ 
füge fichert, auf welchen allein das Wohl und die Sichers 
heit des Ganzen und der Einzelnen Dauerhaft ruht? 


Was geſchah, in Abficht auf dieſen hochwichtigen 
Gegenftand, anf dem wiener CEongreß? 

Alle unterhbandelnden Staaten Teutfchlands theils 
ten ſich, in dem Punct der Sandfländifchen Verfaffung, 
fihtbar, in zwei HauptClaſſen. Auf einer Seite flans 
den Baiern und DBirtemberg: diefen gegenüber 
alle Andern. 

Auch Hier , wie bei der Frage von dem Bundesger 
richt, entwicfelte Preuffen die erfie, meifte und bes 
harrlichſte Thätigkeit. Seine Bevollmächtigten erklärs 
ten: es gebe bei der teutfchen Berfaffung nur drei 
Puncte, von denen man, nach ihrer innerfien Nebers 
zeugung, nicht abgehen könne, ohne der Erreichung 
bed gemeinfchaftlichen Endzwecks den empfindlichſten 
Nachtheil zuzufügen: eine Eraftvolle Kriegsgewalt, ein 
Bundesgericht, und landfländifche, dursh den Buns 
Desvertrag geficherte Verfaflungen *). 

Diefer Srundäufferung gemäß, that Preuffen gleich 
in feinem erſten Entwurf der Bundesverfaffung , übers 
geben am 33. Sept. 1814, folgenden Vorſchlag. In 
jedem Bundesflaat foll eine ſtändiſche Berfaffung eins 
geführt, oder aufrecht erhalten werden. Für das Mi— 
nimum der Rechte der Landflände, find allgemeine 
Grundfäge feftzufegen; z. B. beſtimmter Antheil an der 
Geſetzgebung, Bewilligung der Landesabgaben, Vers 
tretung der DBerfaflung bei dem Landesheren und dem 





») Acten d. w. C., Bd. II, S. 16. 
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Bunde. . Die Landkände follen beſtehen aus erblichen 
und erwählten Ständen. Erbliche find die Häupter 
der ſtandesherrlichen, und der ehehin unmittelbaren 
und übrigen adelihen (landfländifch begüterten) Fami— 
lien *). ® 
Bald nachher fchlug Breuffen, in den mit Ein; 
verftändniß der Höfe von Wien und Hannover in 
der Eonferenz; vom 16. Det. 1814 vorgelegten zwölf Ars 
tifeln, vor: Daß der Bundesvertiag die Rothwens 
Digreit einer landfländifchen Verfaffung in jedem 
Bundesftant feſtſetzen, daß er aa Minimum der fläns 
Difchen Rechte beſtimmen, daß er auflerdem den Buns 
Desfürften überlaffen folle , ihren Landfländen nicht nur 
ein Mehreres einzurdumen, fondern auch eine Eins 
richtung zu geben, welche der Landesart, dem Eharaf. 
ter der Einwohner, und dem Herfommen gemäß fey **). 
In einem Entwurf der teutfchen Bundesverfaffung, 
welchen Preuffen am ı0. Febr. 18515 Deflreich über; 
feichen ließ ***), ward die Nothwendigkeit einer land—⸗ 
Kändifchen Verfaffung in jedem Bundesflaat, das all: 
gemeine Minimum der landftändifchen Gerechtfame, 
und der Vorbehalt gemwiffer befondern Einrichtungen in 
einzelnen Ländern, nach den Local®erhältniffen und 
nach der bisherigen Landesverfaflung, wiederholt, aber 
mit folgendem wichtigen Zufag: «Daß die eingerichtete 
landfländifhe Verfaſſung eines jeden Bundesflaates 
‘dem Bunde vorzulegenfey, und fih,, fo wie die; 
fe geſchehen, unter dem Schuge deſſelben befinde, 
auch nicht, ohne Zuſtimmung der Landflände und neue 





*) Acten d. w. C. Bd. 1, Hıftı, ©. 47 fl. 
*5) Ebendaſelbſt, ©. 61. 
+) Bd. II, ©. 43 ff. 
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Mittheilung an den Bund, abgeändert, oder aufs 
gehoben werden könne; daffelbe gelte auch von allen, 
nachher zwifchen den Landesherren und Landfländen 
gefhloffenen Berträgen». 

- Das Minimum von Rechten, welcheß alle teuts 
fchen Landſtände «unabhängig von der Verfchier 
denheit Iandflandifcher Berfaffungen in den einzelnen 
Ländern», haben müßten, ward nun von Preuffen 
näher auffolgende Art beſtimmt: a) das Recht der Mit—⸗ 
beratbung, bei Ertheilung neuer, allgemeiner, Die 
perfönlichen und Eigenthumsrechte der Staatsbürger 
betreffenden Gefege; b) dad Recht der Bewilligung 
Bei Einführung neuer Steuern, oder bei Erd 
Hung der fhon vorhandenen; c) das Mecht der Des 
fhwerdeführung über Mißbräuche oder Mäns 
gel in der Landesverwaltung, worauf ihnen die Res 
gierung die nöthtge Erklärung darüber nicht verweigern 
bürfe; d) das Recht der Shügung und Vertre—⸗ 
tung der eingeführten Berfaffung, und der durch 
Diefelbe und den Bundesvertrag gefiherten Rechte der 
Einzelnen, bei den Landesherren und dem Bunde. 

Vorſtehendes wiederholte Preuffen auszugswei— 
fe, inzmwei fpäteren Entwürfen eines Bundesvertragg, 
welche e8 im Anfang des April und im Mai 1815 auf 
dem Congreß dorlegte *). In dem legten findet fich 
noch der merfwürdige Zufag:” die landftändifche Vers 
faffung fen in jedem Bundesſtaat fo zu organifiren, daß 
alle Elaffen der Staatsbürger daran Theil nehmen. 
Endlich, ald man vor dem Anfang der legten Conferen⸗ 
gen, indem Mai und Juni 1816, mit Errichtung des 


°) Acten d. w. €. Bd. I, Heft 4, ©. 109, Bd. II, ©. 
304 f. | 


204. 


Bundes, wegen des Feldzugs gegen Buonaparte. und 
deſſen Anhang eilen zu müffen glaubte, und verzögernde 
Schwierigfeiten auch in Anſehung dieſes Punctes von 
Seite etlicher teutfehen Höfe fat mit Gemwißheit vors 
ausſah, glaubte Preuffen mit Oeſtreich auf Dad We 
nigfte eine klare Beflimmung in der Bundes Acte for 
dern zu Dürfen, daß in jedem Bundesſtaat eine lands 
fläudifche Verfaſſung beſtehen müffe *). 

Deftreich theilte groſſentheils Preuſſens Gens 
nungen. Es erflärte, daß die zwölf Artikel, worin 
Die oben angeführte Stelle vorkommt, zwifchen ihm 
und Preuſſen concertirtfenen. **) In einem, im Decem⸗ 
ber 1814 vorgelegten Entwurf ***), fchlug es folgende 
‚Stelle vor: « In allen teutfhen Staaten werden Lands 
fände binnen Jahr und Tag eingeführt, welchen, in 
Hinficht der Steuern und allgemeinen Landes 
anftalten, befondere Rechte eingeräumt werden. Yes 
doch bleibt jedem einzelnen Staat überlaffen, den Stäns 
ben eine der Landesart, dem Charakter der Einwohner, 
und dem Herkommen gemäffe Einrichtung zu geben. — 
Meniger befagte der Vorſchlag in dem öftreichifchen Ent, 
wurf vom Mai 1815. «Ju allen teutfchen Staaten», 
heißt e8 darin, «wird die beſtehende landkändifche 
Berfaffung und perfönliche Freiheit aufrecht erhalten, 
oder, wenn fie dermalen nicht vorhanden iſt, jegt eins 
geführt, und unter Echug und Garantie des Buns 
De geftellt» ****). Endlich verlangte der öftreichifche 
Hof, in Einverſtändniß mit Preuſſen, in. dem am 23, 


*) Acten d. w. €. Bb. II, &. 318. 
»2) Ebendaf. &. 79. 

+) Ehendaf. ©, 3. 

... Ebendaſ. ©. 3ıı f. 
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Mat ıBı5, in der erflen Conferenz vorgelegten Ent 
wurf, (wenigſtens) folgende Beſtimmung: 
»In allen teutfhen Staaten folf eine Sands 
«ſtändiſche Berfaffung beflehben» *. 
Hannover hatte gleich Anfangs zu der oben ans 
geführten Stelle in den zwolf Artikeln, feine Einwillts 
gung gegeben, fowie auch Rußland denfelben Plan fraß 
tig unterffügte **). Als Baiern und Wirtemberg, 
in der Sißung vom 20. Det. ı8ır, Widerfprüche dage⸗ 
gen geäuffere hatten, hielt Hannover fih hiedurd 
verpflichtet, feine Grundfäße in einem fchriftlichen Vo⸗ 
tum vom 21. Dct. 1814 ***) beflimme auszufprechen, 
Ein RepräſentativSyſtem, erklärte es, ſey in Teutſch⸗ 
land von den älteſten Zeiten her Rechtens geweſen. In 
vielen Staaten, hätten deſſen nähere Beſtimmungen auf 
förmlichen Vertrag zwiſchen dem Landesherrn und den 
Unterthanen beruht, und ſelbſt in denen Ländern, wo 
keine ſtändiſchen Verfaſſungen erhalten waren, hätten 
die Unterthanen gewiſſe und wichtige Rechte gehabt, 
welche die Reichsgeſetze nicht allein beſtimmt dargelegt, 
foudern auch gefchügt hätten. Der Verfall der teutfchen 
Reichsverfaſſung habe, im rechtlichen Sinn, nicht auch 
den Umſturz der TerritorialVerfaffung teutfcher Stans 
ten nach fich gezogen. Hannover müfle darauf beſte⸗ 
ben, daß 1) ausgefprochen werde, daß die auf Geſetze 
oder Berträge berubende Territorialerfaffung, 
unter Vorbehalt der nöthig werdenden Modificationen, 
beftehben folle; a) daß da, wo Feine fländifche Vers 
faffung gemwefen, auch aufden Fall, daß Deflreich, 





®) Acten des wiener Congreffes, Bd. II, ©. 318. 
) Bd. 1, Heft ı, ©. bı fl. 
-) Ebendaſelbſt, ©. 68. 
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Nreuffen, Baiern und MWirtemberg, entiveder wegen 
ihrer befondern Verhäftniffe, oder auf Die angeführten 
Tractaten geftügt, ſich davon ausfchlieffen follten, für 
die Ständey die fich zur Unterwerfung unter alle, für 
Teutſchlands Wohl nöthige Mansregeln verftanden has 
ben, für die Folge ald Gefeg erklärt werde, daß bie 
Einwilligung der Stände a) zu den aufzulegens 
den Steuern erforderlich ſey, b) daß fie ein Stims . 
menrecht bei den neu zu verfaffenden Gefegen, c) 
"die Mitaufftcht über die Berwendung der Steuern 
haben folleu, d) daß fie berechtigt ſeyen, im Fall der 
Malverfation, die Beſtrafung fchuldiger Staats; 
Biener zu begehren. 

Noch hielten die edlen Männer, welche für Hanı 
’ nover das Wort führten, fir nöthig, zugleich dem 
Mahn zu twiderfprechen, daß Ständeverfaffung den 
Thron gefährde. Der König von Großbritannien, 
fagten fie, ift unläugbar cben fo fouverain, als jeder 
andere Fürft in Europa; die Freiheiten feines Volkes, 
weit entfernt feinen Thron zu untergrabeu, befefligen 
Hn vielmehr. 

An demfelben Tage, wo Hannover biefe vielſa— 
gende Erflärung gab, traten mit einer ähnlichen auch 
die vereinigten Fürften und freien Städte 
bervor, unter welchen damals fchen die beiden heſſi— 
fen, die naffanifchen und die herzoglich sfächfifchen 
und meclenburgifchen Häufer, fo wie Braunſchweig 
(nicht aber noch Baden und HolſteinOldenburg) bes 
griffen waren. Sie feyen, fo lautete ihre Aeufferung »), 
damit einverftanden, daß aller und jeder Willkühr, 
wie im Ganzen durch die Bundesverfaffune, fo im Ein. 





*) Acten d. w. C. BT, Heft 2, © ri. ” 
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zelnen in allen tentfchen Staaten, durch Einflibrung 
Sandfländifher VBerfaffungen, wo diefelben 
noch nicht beftchen,, vorgebeugt, und den Ständen fol 
gende Rechte gegeben werden: ı) dad Recht der Bers 
willigung und Regulirung fämmtlicher, zur 
GStaatsvermwältung nöthiger Abgaben; 2) dad Recht 
der Einwilligung bei neu zu erlaffenden allgemeis 
nen Landesgeſetzen; 3) das Recht der Mitaufs 
ficht, über Die Berwendung der Steuern zu ads 
gemeinen Staatszwecken; 4) das Recht der Befchwers 
deführung, insbefondere in Fällen der Malverfas 
tion der Stnatsdiener, und bei fich ergebenden 
Mißbräuchen jeder Art. Wobei übrigend den eins 
zelnen Staaten die angemeflene Einrichtung der ſtändi⸗ 
ſchen Verfaffung, nach dem Eharafter der Einwohner, 
nach den Focalitäten und dem Herkommen, überlaffen 
bleibe. Eden diefe Fürſten und Städte drangen noch in 
der zweiten Eonferenz, vom 26. Mai 1814, darauf, daB . 
das Wichtigfte vorfichender Erklärung ber Bundes Acte 
einverleibt werde *). 
Baden, welches am g. Dec. 1814 dem Verein ber 
genannten Fürſten und Städte beitrat,, hatte ſchon vor⸗ 
ber, in einer Note vom ı. December, erklärt, daß 
Se. königliche Hoheit der Großherzog Sich entfchloffen 
hätten, als dem Geiſt des Zeitalter d angemeffen, 
eine fländifche Berfaffung einzuführen, und Ihren Uns 
tertbanen die Bewilligung der directen ſowohl 
als indirecten Steuern, die Mitaufficht auf 
deren Berwendung, die Theilnabme an der des 
fesgebung, und dad Recht der Befchwerdeführung 
bei eintretender Malverfation der Staatsdie— 


*) Acınd.w. 6. Bd. II, &. 359, 378. 
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ner, zu geflatten. Um hierin Feine Zeit zu verlieren, 
"hätten Se. fönigliche Hoheit bereits eine Commiſſion 
ernannt, welche die auf jeden Fall den LocalBerhälts 
‚niffen anpaffenden Modalitäten in Vorſchlag bringen 
ſolle. 
Dagegen gieng das Beſtreben der königlichen Höfe 
von Baiern und Wirtemberg dahin, jeder Art 
von allgemein verbindender Beſtimmung landfländis 
ſcher Rechte in der BundesActe, ihre Einwilligung 
"gu verfagen. Baiern erflärte zu dem Eude, in der 
‚Gigung vom 20. Det. ı814 *): «Ge. Maj. der König 
Hätten fchon früher befchloffen, Ihren Staaten eine Ih⸗ 
ser Würde, Ihren Auffernundinnern Verhält: 
niffen angemeffene und geeignete Verfaſſung zu 
"geben, bielten ed daher nicht für zweckmäſig, über das 
Marimum oder Winimum der, einem oder dem an—⸗ 
dern Stande zu ertbeilenden Rechte, den Fünftigen Bun⸗ 
desrath ausfprechen zulaffen». An der Eonferenz vom 
26. Mai 1815 gab daher Baiern dem Vorſchlag, in die 
Bundes Acte Art. vo fchlechtweg zu fegen: «in allen teut: 
ſchen Staaten wird eine landfländifche Verfaffuug be; 
Reden», feine Zufimmung, und dufferte ganz kurz: 
«Se. königl. Maj. haben fie für Ihre Länder bereits 
Befchloffen » **). 
' Wie Baiern, fo beſtand auh Wirtemberg auf 
"Undefchränftheit eines jeden Landesherrn in Beftims 
mung Sandfländifcher Rechte. «Wenn», fo erklärte es 
in der Sitzung vom 2o Det. ıdı4 ***), «die allge 
meine Verbindlichkeit, jedem Staate des Bun: 





Acten d. w. C. Bd. II, E. 9;- 
v) Ehendaf. S. 358 u. 384. 
”), Ebendaſ. ©. 102. 
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des eine ſtändiſche Verfaſſung zu geben, anerkannt wer. 
den dürfte, fo könne doch die Beſtimmung eines Mini—⸗ 
mums, als die Rechte einesjcdenLkandedherrn 
kränkend, unmöglich zugelaſſen werden, ſondern 
müſſe nothwendig die Einleitung und Ausfühe 
rung jedem Staate ſelbſt überlaffen werden" 
Bald nachher, in der Sigung vom 3. Nov. 1814 *),- 

begehrte Wirtemberg über Diefen Gegenftand folgende. 
Beſtimmung in der BundesActe. « Die einzelnen Glies 
Der des Bundes nehmen die Verbindlichkeit auf ich, 
ihren untergeordneten Staaten eine landfländifche Der, 
faflung zu geben; welche der Landesart, der Localitat 
und den Bedürfniffen derſelben angemeſſen iſt⸗ — An 
den Conferenzen, welche im Mai und Junius 1819 
über die Errihtung des Bundes gehalten wurden, nahm 
Wirtemberg Eeinen Theil. | 

Merkwürdig ift noch eine wichtige Nenderung 
in den Worten des Artikels, die Ständeverfafung bes 
treffend. 

In dem Entwurf, den man in den Eonferengen 
vom Mai und Junius zum Grund legte, und noch in 
dem Protocol der zweiten Eonferenz, lautete der 10, 
Artikel fo: «In allen teutſchen Staaten foll cine lands 
fändifche Verfaſſung befiehen» **). In dem zweis 
ten Conferenz; Protocol ***) heißt es: «Baiern tritt 
Bei; auch Sachſen und Heffen Darmfladt». Ser 
ner: «tugemburg und Holftcin haben wider den 
Entwurf Nichts erinnert». — Bon Baiern if dieſes 
sicht ganz fo. Denn dieſes hatte in feinem, in derfels 


*) Acten d. w. C. Bd. II, &, 156. 
e»*) Ebendaſ. ©. 318 u. 358. 
») Ebendaſ. ©. 424- 
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‚ ben Stigung übergebenen, ſchriftlichen Votum das «Toll» 
in «wird» verandert, und daher den Artikel fo gcbils 
Det: « In allen teutfchen Staaten wird eine landftäns 
Bifche Berfaffung befteben» *). 

Luremburg äufferte in der vierten Sigung: «dies 
fer Artikel fcy zu nackt und unbefriedigend ge— 
faßt». Es verlangte, daß den Ständen ausdrücklich 
sdice Mitberathung bei allgemeinen gefeglichen Verfü— 
gungen, die Bewilligung der Steuern, und das Recht 
gemeinfchaftlicher Befchwerdeführung bei dem Landes: 
herrn, zugeftanden werde» **), 

In eben diefer vierten Konferenz ***), ward der Ars 

- titel von Nenem erörtert. Man erwog den oben ſchon 
angeführten Zufag, weldendie vereinigten Fürſten 
und freien Städte in Antrag gebracht hatten, auch 
Das fo eben gemeldete lugemburgifche Votum, und 
— befchloß: «in Betracht der Schwierigkeit, ſchon 
jetzt in das Detailder, vonden Localitäten zum Theil 
abbangenden, Beflimmungen der einzelnen Vor— 
rechte der Stände hineinzugehen, Sorerfl, und bie 
man fich über eine we fmäfigere Redaction vergleis 
hen könne, den Art. 10 ganz kurz, und nur mit 
Diefen Worten zu fallen»: «« In allen teutfchen Staas 
gen wird eine Jandfländifhe Verfaſſung ſtatt fin - 
Den»» 

Demnach ward daß gebietende Soll, tn ein bloß 
verkündigendes Wird, das Fategorifche Beſtehen, 
in ein bloß zulaffende® Statt finden, verwandelt. 

In der fünften Conferenz vom 3ı. Mai, ward dies 


‚ ®) Heten d. wm. C. Bd. II, S. 384. 
o) Ebendaſ. S. 43a. 
*.., Ebendaſ. S. 424. 
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der Punct abermal erörtert, aber ohne Erfolge. Sum 
marifch ward hievon in das Protocol Folgendes aufge« 
nommen *. «Adart. 10 ward von Reuem die Unzu 
JänglichEeit feiner Faſſung bemerft, und zwar in 
Propofition gebracht, Demfelben hinzuzufügen: daß die 
nothbwendigen weitern Verhandlungen über dies 
fen Punct, den Berathungen der Bundesverfammlung 
überlaffen werden. Da jedoch auch dieſes nicht ges 
nügend fchien, wurde Die Redaction dieſes Artikels 
bis zur Icgten Sitzung ajeurnirt». 

Unterdeffen hatte die in Der ſechſten Sigung ernannte 
RedactionsCommiſſion, in der ficbenten ihre «Neue 
oder revidirte Adfaffung der Leutfchen Bundesifcte » 
übergeben, und in diefer lautete der 15. Artikel fo: « In 
allen Bundesftaaten wird cine landftändifche Verfafs 
fung fiatt finden» **); gemäß dem in der vierten 
Eouferenz gefaßten Befchluß. 

In dem achten CouferenzProtocoll heißt es hie, 
von ***): «Adart. 13 ward Nichts erinnert». Aber 
in dem folgenden, dem neunten, machte Meclens 
burg den, in der zehnten Sigung wiederholten, Au⸗ 
trag ****): den 13. Art. cine weitere und befrie di— 
gendere Ausdehnung zu geben, und zwar die, 
welche die vereinigten Fürſten und freien Städte vorges 
fchlaaen hätten; aufferdem möge man mindeſtens in 
Der Bundes Acte ausdrüdlih erwähnen «der Erhal⸗ 
sung der althergebrachten landſtändiſchen Ges 
rechtfame in denen teutſchen Staaten, wo ſolche annoch 





*, Acten d. w. C. 38. II, &. 433. 

*s) Ebendaf. ©. 486. 

e20) Shendaf. ©. 500. .. 

ser») Ebendaſ. ©. 516, Bag f. n. 551 





/ 


‘ 


812 


Befteben,, nnd ber Einführung ähnlicher, auf die 
urfprüngliche Einrichtung der Landſtände begründeter 
Berfaffungen, innerhalb Jahresfriſt, da wo zur 
Brit feine landftandifchen Berfaflungen vorhanden Rud ». 
Kurheſſen und Sachfen Weimar traten Dicfens 
Vorſchlag fofort ausdrücklich bei *). — In dem zehnten 
Eonferen;Protocoll , vom 8. Jun. 1815, ward endlich 
«ad art. 15 belicht, die Faſſung (dieſes Artikels), fo 
unvolltommen fie auch fey, dennoch in diefer 
allgemeinen Grundlage eines Bundesgeſetzes, fo 
wic fie entworfen worden, beizubehalten» **). 

Alfo geſchah es, daß der Artikel von der landſtän— 
Bifchen Verfaſſung fo zufammen fchrumpfte, und fo mes 
nig fagt wie fein anderer in der BuudesXcte. Den—⸗ 
noch Fann man es als cine Art von Sieg des vernünfs 
tigen Zeitgeiftes betrachten, daß gegen die Frage: ob 
Landflände einzuführen, oder zu erhalten ſeyen? auf 
dem Congreß auch nicht Eine Stimme lant und geras 
dezu ſich erhob. — Nurüber die Fragen: mit welchem 
Umfaugvon Rechten? undob hierüber in der Bun— 
des Acte Erwas und Was feftzufegen fey? waren die 
Stimmen öfientlich getbeilt. 

Ale, bis auf Wenige, däufferten die Meinung, 

‘es ſey in der BundesActe ein abfoluted Minimum 
landſtändiſcher Rechte, mit genauer Augabe feis 
ner Teftandtheile, feſtzuſetzen, Die Bewilligung eines 
Mehreren aber, dem freien Ermeflen eines jeden Bunte 
desfürften zu überlaffen. Bun Preuffen, von Hans 
nover, von den vereinigten Fürſten und freien 
Städten, bald nachher auch von Baden, und ſpä—⸗ 


*), Acten d. w. C. Bd. II, ©. 516 u. 347 f. 
s., Ebendaſ. ©. 233 f. 
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terhin befonder® noch von Luxemburg, war jench 
Minimum fogar in einer beſtimmten Formel ſchon außs 
gefprochen. Nun ward über Frage und Antwort bie 
und her gehandelt, fo lang gehandelt, bis man auf 
das Reſultat fam, es follten dem 13. Artikel der Dam 
des Acte bloß die Worte einverfeibt werden. 

«In allen Bundesftaaten wird eine Iandfländifge 
Verfaſſung ſtatt finden». 


Erwägt man, daß dieſe Stelle unmittelbar vorher, 
in dem Entwurf der BundesActe worüber man zuletzt 
handelte, noch wefentlich anders, nämlich fo lautete: 
«In allen teutfchen Staaten ſoll eine landfländifche 
Berfaffung bBeftehenr; fo — fünnte man fi) für be 
rechtigt halten, in dem 13. Artikel Feinen audern Sinn 
zu finden, als dieſen: in allen Bundesftaaten ka un oder. 
Darf eine Jandfländifche BerfaffunglWeftepen. Denn 
wozu ſonſt die, doch wohl abſichtliche, Verwandlung 
des kategoriſchen «Soll» und »Beſtehen⸗, in das 
verkündigende «Wird» und zulaffende «Statt fin 
Den»? | 

Und doch wünſchen, ohne Widerrede, die Aller⸗ 
wmeiften in dem 13. Artikel, fo Bein er auch ifl, etwas 
Mehr zu finden, als eine Eutrapelie, oder eine ſtaaté— 
rechtliche Wahrheit, welche noch nie ein Teutfcher, mau 
könnte fagen ein Sterblicher, bezweifelt hat. Mit Recht 
werden fie Daher zu der Weisheit der Urheber dieſer 
Worte vertrauen, daß damit Et was gefagt fey; denn 
— verba cum eflectu sunt accipienda, werden aus Ul⸗ 
pians Munde ſelbſt die Romaniſten entgegenrufen. 

Wenn endlich, noch in der legten Sigung, die Bel 
behaltung obiger Stelle, fogar ausdrüdlic mit dee 
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Entſchuldigung «fo nnvollkommen fie auch fep», 
beſchloſſen, wenn fie in der vierten für nicht zweckmä— 
fig genug, nud in der fünften für ungulänglich ers 
Härt: ward, und hieraus nur defto Dentlicher hervorgeht, 
daß man damit Etwas gewollt Habe, was die Worte ges 
rade nich? ſagen; fo möchte wohl diefelbe gu denjenigen 
Unvollkommenheiten der Bunde8Acte gehören , worüber 
befondere Hannover, Preuſſen, Eugemburg 
und Naffau ein lautes Klagelicd anftimmiten *), und 
ein zweiter Gottfried Daniel Hoffmann, in feiner 
consideratio eorum, quae in conventu Vindobonensi 
expediri nequiverant, ad proxima comitis remisso- 
sum, wiirde dieſe Stelle in fein Verzeichnig um fo lies 
ber aufnehmen, weil er hiebei des Beifalls feiner Zeite 
genofien, mit fehr wenigen Ausnahmen, gewiß wäre. 
Wie wenig aber auch die Stelle ſelbſt ſagt, fo if 
doch in der vorausgegangenen Vorbereitung und 
Beratbfhlafıng, von dem allergrößten Theil der 
Bundesgenoſſen, man Fann fagen, von faftallen, ein 
fo Eräftiger Saame ausgeſtreut worden, daß heilfas 
me Früchte nicht ausbleiben können. Preuſſen, 
Hannover, Baden, und die ganze chrwürdige 
Schaar der vereinigten. Fürſten und freien 
Städte, fo wie größtentheild auch DeRreich, haben 
laut und mit klaren Worten ihre fee Ueberzeugung 
dahin ausgefprochen: 
in allen Bundesflaaten muß eine landſt ändi— 
fche Berfaffung fenn; dad Minimum der 
Rechte der landfländifchen Corporation, muß 
Beftchen: in Mitwirkung beider Geſetzgebung; 
in der Nothwendigkeit ihrer Einwilligung zu Feſt— 





2) Acten d. w. C. Bd. II, ©. 534,556, 513, 5ı4u.546. - 
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fegung öffentlihder Abgaben, verbunden 
mit der bievon untrennbaren Mitauffiht auf des 
ren Verwendnng, wenigftens Kenntniß der ged 
fhehenen oder bevorfehenden Verwendung; 
in Dem echte der Befhmwerdeführung-über 
Mißbränche oder Mängel in der Landesverwal⸗ 
tung , insbefondere in dem Rechte die geſetzmät 
fiie Beftrafung fehuldiger Staatsdie— 

ner zu fordern. 

So beſtimmt und zugleich fo heilſam, wie bier, 
war noch nie von teutfchen Regenten die Beranks 
wortlidhfeit der Minifter ausgefprocden; einer 
Sapung, deren Trefflichfeit die Geſchichte Großbri— 
tanniens fo vielfach und fo auffallend bewährt. Die 
oberften , die Staatögefchäfte unmittelbar unter Dem 
Kegenten leitenden Staatsbeamten fellen, nicht nur 
dem Regenten, fondern auch den Landfländen, gefcß 
mäfig verantwortlich ſeyn, für Zweckmäſigkeit und Ues 
bereinftimmung der Regentenhandlungen, ſowohl Bes 
gehungs- als Unterlaffungshandkungen, mit der den ' 
faffung und den Gefegen des Staates. 

So können, fo müflen jene oberfien Staatsdiener 
verantwortlich feyn, wenn die Staatsgrumdverfaffung 
Die Gültigkeit der Regentenhandlungen abhängig macht 
von der Unterschrift beſtimmter Staatsdiener, und die⸗ 
fen pfichtwidrige Unterlaffungshandlungen zurechnet, 
feloft Fremde alsdann, wenn es in ihrer Macht fland 
folche zu verhüten, oder fic ſich deßßalb Durch angemefs 
fene Borftelung und Anzeige gegen eigene Verantiwors 
tung nicht ficher flelten. Das Grundgefeg, welches 
Diefe Verantwortlichkeit befichlt, hat zugleich dig heiks 
fame Folge, daß, mie in England, auf dem Poſten 
eines oberſten Staatsdieners hinfort Fein Mann zn ſte⸗ 
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hen mehr fähig if, dem nicht perfönlihe Würdig— 
keit Fug und Macht dazu giebt, und daß die Heiligs 
Ceit der Perfon des Regenten defto fiherer ficht. 


Noch iſt in dieſem Bericht zu bemerken, daß auf 
dem Eongreß der Herr General Vicar des Tisthums Cons 
flanz, Freiherr von Weffenberg, dreimal *) fchrifts 
lich, aber vergebens, den Antrag zu einer eigenen Bes 
“ Rimmung der Bundesicte gemacht habe, durch weiche 
Die teutfchen Bifchöfe und Domcapitel mit liegens 
den Gründen ausgeflattet, und in allen Staaten des 
teutſchen Bundes als die erfien Laudſtände aners 
Faunt würden. Nur Deffen Darmftadt limmte das 
für, daß den Fatholifchen Bisthümern « Theilnahme an 
der landftändifchen Corporation » eingeräumt werde **). 
Glücklicher waren die (landtagsfähig) Begüterten 
aus dem chemaligen unmittelbaren Reichsadel. 
Ahnen ward in der Bundesacte (Art 14), Antheil an 
der Landftandfchaft ausdrücklich zugefichert. 





*) Denkſchrift vom 27. Nov. 1814, und zwei Roten, bie 

eine o2ne Darum, die andere vom B. Yun. 1816. Acten 

des wiener Songreffes, Bd. IV, ©. 304, 306 u. 308. 
0) Acten d. w. C. Bd. II, &. 366. 





III. 
Leber 
Errihtung, Wiedereinführung, 
oder 


Berändberung 


der 


landftändifhben Verfaſſung 
in teutfhen Staaten 
unmittelbar vor dem wiener Eongreß, 
ober während deſſelben. 


U TU] 


Unmittelbar vor dem wiener Eongreß, oder im Laufe 
deſſelben, haben in verfchiedenen teutfchen Staaten, 
in Abſicht auf Errichtung, Wiedereinführung, oder 
Veränderung der landſtändiſchen Berfaffung, 
Ercignjffe flatt gehabt, welche nicht ohne Beziehung 
auf die erwarteten oder eingetretenen Congreß Ver—⸗ 
Handlungen find, oder zu feyn fehienen. In dDiefer 
Hinficht möchte eine kurze Angabe derfelben, neben vors 
fichendem Bericht, hier nicht am unrechten Ort fichen. 

Kurheſſen hatte fhon am 29. Aug. 1814 die Wies 
derherſtellung der in dem antenapoleonifchen Zeitraum 
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beſtandenen landfiäubdifchen Verfaſſung, durch ein Mes 
gierungsAusſchreiben öffentlich angekündigt. Während 
des wicner Congreſſes, im Der. 1814, ließ der Regent 
verfündigen, daß am ı. März ı81ı5 der engere *) Lands 
tag fich verfammeln folle. Es ward hinzugefügt, daß 
auch die Bauern aus den fünf Yandesabtheilungen 
kundige Deputirte Dazu fenden follten, weil bei den vers 
änderten Zeitumfländen die Gründe wegfielen, welche 
in vorigen Jahrhunderten die Banern als Leibeigene 
von Inndfehaftlichen Verhandlungen ausfchloffen. Der 

Landtag, welcher feit 1798 nicht flatt gehabt hatte, 

ward an bem beflimmten Tage wirklich eröffnet. In der 

bei diefer Gelegenheit gehaltenen Rede, verlangte der 

Kurfürft ausdrücklich, daß feine Tlaffe der Laudſtände 

EPrälaten, NRitterfchaft, Städte und Bauern) Etwas 

Begehren werde, was mit dem allgemeinen Wohl, oder 

mit demjenigen einer andern Elaffe feiner Mitſtände 

unvereinbar fey. Dem Vernehmen nach berrfchte in 

Kurbeffen über die landſtaͤndiſche Verfaffung noch nicht 

volle Ucbereinfiimmung zwifchen der Landesherrfchaft 
und den Landſtänden, und diefe waren gefonnen bei 
dem Bundestage deßhalb Schritte zu thun. 

Naffau, der Herzog und der Fürſt, fam den 
KEongreßverhandlungen ebenfalls zuvor. Nachdem Nafe 
ſauWeilburg früher, in den ibm als Entſchädigung zus 
gefallenen Reſten des vormaligen Eurtrierifchen Landes 
auf der rechten Nheinfeite, die landſtändiſche Verfaſ⸗ 


*%) So heißt die kurheſſiſche Landtagsverfanmlung, im 
Gegenſatz des allgemeinen Landtags, der ehehin für 
die Länder von HeffenCaffel und HeſſenDarmſtadt zuſam⸗ 
men ftare harte, weil die Landftände beider Linder Ein 
Korpus bildeten. J 
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fung für aufgehoben erflärt hatte, mif der Berfiches 

rung, Daß der Fürft «feine neuen, fo. wie feine alten 
Lande, nach vernünftiger und guter Landesherren und 
nach reichsftändifchen Grundfägen, zu regieren entfchloß 
fen fey» *%), — erklärten jegt beide naffauifche Negens 
ten durch ein Patent vom ı. und 2. Sept. 1814 **), 
dag fie für ihre gefammten Staaten eine landftändifche 
Berfaffung einführen wollten. Die naffauifchen Lauds 
fände ſollten zuſammengeſetzt feyn aus Mitgliedern der 
Herrenbanf, und aus 22 Landes Deputirten. 
Die erften follten von dem Landesherrn ernannt wer 
den, entweder erblich , oder anf Lebenszeit. Die Lanz 
des Deputirten follten erwählt werden, von den Vorſte, 
bern der höheren Geiftlichfeit und der höheren Lehrans 
falten, von den begüterteften Landeigenthümern, und 
von den Inhabern gröflerer Gewerbe. Das Verhält— 
niß zmwifchen dem Regenten und den Landflärk 
den, und die nähere Beſtimmung der landſtändi— 
fhen Rechte, hänge mehr oder weniger ab von den 
Grundfägen, nach welchen die bevorſtehende teutfche 
Bundesverfaffung errichtet werde. Borläufig, undohne 
Dem vorzugreifen, was die über Teutſchlands Schickſal 
entfcheidenden Mächte nächftend beflimmen würden, 
verpflichteten fich beide Negenten, das Eigenthbum 
und die perſönliche Freiheit aller Unterthanen 
unter die mitwirfende Garantie der Landflände zu flels 
len; namentlich hätten Diefe wider Juſtizmißbräuch« 


*) Matent v. 6. Zebr. 1805. Reichskaumergerichtliche Nis⸗ 
cellen, Bd. I, Heft 6. 

*, In dem naffauifcen Verordnungsblatt v. 1814, in der 
Allgem. Zeitung v. 1814, Rum. 254 bis 258, und in €. 
D. Voß Zeiten, 1815, St. ı, ©. 70 ff. , 
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zu wachen. Nachſtdem ſollten ihnen die Rechte ber 
Steuerbewilligung, der Beſchwerdeführung 
und der Petitionen, und eine gewiſſe Mitwirkung 
bei der Geſetzgebung, namentlich auch der finans 
‚stellen, eingeräumt werden. Regelmäſig in jeden 
Jahre follten Re zufammenberufen werden, und zwar 
zum erfieumal noch im Laufe des Jahres »Bı9. 

Diefe Einrichtung blieb nicht ohne Widerfprucdh 
und Einwiürfe, tbeild von Seite der, der naffauifchen 
Souverainetät unterworfenen chemaligen reichsſtändi⸗ 
ſchen Landesherren, theild in einer Zeitfchrift *). Der 
fegten ward eine eigene Widerlegung gewidmet **). 
Diele Widerfprüche , die Verhandlungen des Congreſſes, 
und der neue Krieg mit Frankreich, fcheinen dem Forts 

- gang und der näheren Ausbildung der Sandfländifchen 
Berfaffung, in den naffauifchen Staaten biß jegt hins 
Derlich geweſen zu feyn. 

Wie in Kurbefien, fo ward auch in dem Königs 
reich Hannover die laudftändifche Berfaffung wicder 
hergeſtellt. Schon während des Eongreffed., am ı5. Dec. 
2814, ward die Berfammlung der Landflände zu Haus: 
nover eröffnet. Die Zahl der Abgeordneten war 85; von 
Den Stiften 10 (mworunter 5 Adeliche), von der Rits 
terfchaft 435, von den Städten und Flecken 32. Alfe 
gählte unter den Abgeordneten der Adel 46, der Nichts 
adel 359 Stimmen; curienweife hingegen ber Adel eine. 
Stimme, der Nichtadel zwei. Die Propoſitionen betra⸗ 


*) Borwort und Banerfungen, in Voß Zeiten, a. a. D. 

**) Kritifhe Beleuchtung des Vorworts fanıme Bemerkun⸗ 

PFogen, womit das naſſauiſche Edict, die Errichtung der Lands 
Rände betreffend, im JanuarHeft der Zeiten von Bo bes 
gleiset worden ifl. Zrantf. 1815.-8. 
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fen hauptſaͤchlich dag Staatsſchuldenweſen ‚die Feſt⸗ 
ſetzung eines AbgabenSyſtems, die Fragen: ob und 
wie weit die bisherigen Exemten zu Staatsabgaben, 
insbefondere zu den MilitärKoften, beizutragen pflichtig 
feyn follen? wie die Juſtiz- und PolizeiVerwaltung 
der PatrimonialGerichtsherren in Berhältniß zu dem 
Inndesherrlichen Behörden dieſer Art zu beffimmen, 
und diejenigen Gerechtfame, deren Ausübung allzu—⸗ 
groffe Inconventenzen veranlaßte, zu modiflciren feyen? 
wie die Drganifarion der höheren Ge: ichtehofe zu vers 
vollkommnen fiy? Verhandlungen des Landtags ers 
fhienen gedruckt. 


In dem Herzogthum Hrau uſchweig wurden, | 
ebenfalls im Laufe des Congreſſes, im December 1814, 
einfiweilendie Shagräthe (Deputirte der Laudſchaft) 
verſammelt, mit der Erklärung von Seite Des Regen 
ten, daß man, durchneue Drganifirungderfands 
ſtände, den wahrſcheinlich zu erwartenden Beſtim— 
mungen des wiener Congreſſes nicht vorgreifen wolle. 


In den däniſchen Herzogthümern Holſtein und 
Schleswig, war ſeit Auflöſung der teutſchen Reiches 
verbindung Feine Landtagsverſammlung gehalten wor—⸗ 
den. Es hatte vielmehr der König, durch eine Verords 
nung vom 9. Sept. 1809, dad Herzogthum Holftein, 
die Herrfchaft Pinneberg, die Sraffchaft Rauzau und 
die Stadt Altona, unter der gemeinfamen Benennung 
des Herzogthums Holſtein, der däniſchen Monarchie 
einverleibt, als einen in jeder Beziehung vollig nuges 
trennten Theil derfelden. Das Herzogthum Holftein 
war bis in das Jahr. 1806 ein Beſtandtheil des teuts 
fhen Reichs geweſen. Doch war der Adel in dem Here 
zogthum Schleswig feit Jahrhunderten genan vers 

Klüber's Ueberſicht. IT. N 
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bunden gemwefen mit dem hboffleinifchen "Adel *%)5 er 
batte, auch nach der däniſchen Souverainetäts Acte von 
1661, Sig; und Stimmrecht auf den holfteinifchen 
Nittertagen zu Kick, Die noch in Den neueren Zeiten für 
Frälaten und Ritterſchaft (nicht auch für Die Städte) 
ſtatt Hatten, und auf den bolfleinifchen Landtagen ber 
halten, welche letzte der Landesherr bis 1713 von Zeit 
zu Zeit augfchrieb. Befonders der Holfteinifche Adel 
war während des wiener Congreſſes, auf welchem er 
fein Intercffe bewachen ließ, und für welchen er eigene 
Deputirte ernannt hatte, bemüht, dem Herzogthum. 





*) Noch heute behauptet die ſchleſswigiſche Nitterfchaft, daß 
.. Schleswig dem dinifhen Königsgefep (Kongelob, lex 
regia) nicht unterworfen ſey. Durch die waldemarifche 
Conftiturion von 1326, die freilich nur in Beflätigungen 
auf und gelange iſt, ſey Schleswigs Abfonderung von Däs 
nemark feftaefegt worden. Bei Wiedervereinigung des her⸗ 
goglichen mit dein königlichen Antheil von Schleswig, fey 
des fegten befondere Verfaſſung unumwunden anerkannt 
"worden, durd Urkunden von 1713 und ı731. SHolfteine 
Beitritt zu dem teutfhen Bund, babe, fo wenig wie defr 
fen frühere, viel eingreifendere Beziehung zu dem teutfchen 
Reich, die rechtlich begründete, durd) den nexus socialip 
der beiderfeitigen Ritterſchaft bis auf die neueſte Zeit fort 
beftandene Verbindung der Herzogthümer Holſtein und. 
Schleswig, trennen können. — Der gewöhnliche Erbhuls 
digungseid der ſchleswigiſchen Ritterſchaft, enthält das 
Berfprechen: «dem König und feinen ErbSucccfforen (,) 
seccundum tenorem legis regiae (,) treu, hold und ges 
wärtig zu fern». Wohin das Komma gehöre, iſt fmeitig- 
- Die dänifhe Partei fepe cd vor «secundum», und will 
damit beweiſen, daß auch in Schleswig des Königs WillcGcfeg 
fen. Die fchleswigifche, welche das Gegentheil behauptet, 
ſetzt es, mir Beziehung auf Abfıhrifeen, Landes Verträge, 
und die Natur der Sache, nach «regiaen. Manf. Das 
Herzogthum Scleewia, in feinem gegenwärtigen Vers 
hältniſſe zu dem Königreich Dänemark und zu dem Herzog⸗ 
thum Molftein; von D. NR. Falck. Kiel 1816. 8. 
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Holftein feine vormalige Derfaffung zu verfchaffen. 
Eeit dem ad. Jan. 1815 ward diefer Adcl vorläufig 
beruhigt, durch eine amtliche Erklärung des dänischen 
Herra Staatsminiftere von Roſencranz, nach weicher 
Der König der Wiederherſtellung der Landſtände nicht 
entgegen ſeyn, und geflatten wollte, Daß ihre Verſamm— 
lung zu Kiel wieder ftatt habe. 

Preuſſen hatte, in mehreren feiner Staaten, 
fon früher Laudflände gehabt. Es hatte in der neueſten 
Zeit Nationalfepräfentauten zu Berlin verfammelt, 
und auf Dim Cougreß die Einführung landſtändiſcher 
Verfaſſungen, mit wefentlichen Rechten der Landſtände, 
auf das nachdrücklichſte betrieben. Als ed bemerkte, 
daß daſelbſt eine fefte und umfaſſende Beſtimmung für 
ale Bundesflaaten , fhwerlihd zu Stande kommen 
werde , late es unverweilt für ſich allein, vorberels 
tend,, Hand an dad Werk. Es wollte der fhonen Eins 
tracht zwifchen Fürſt und Volk, die für jegt der gleiche 
Drang äuſſerer Nothwendigkeit mit fetten Banden 
umfchlungen hat, auch für die Zukunft eine Stüge 
fihern. Es beſchloß eine Stellvertretung des 
Volks, durch eine Ständeverfaffung if allen Theilen 
feiner Monarchie. Durch eine Verordnung des Könige, 
datirt aus Wien vom 22. Mai ıdıd*), ward Folgendes 
feſtgeſetzt. Es foll eine Repräfentation des Volks 
gebildet werden. Zudem Ende ſollen a) die Brovinziak 
Ständeda, wofle mit mehr oder weniger Wirkfamfeit 
noch vorhanden find, Hergeflellt und zeitgemäß 
eingerichtet werden; b) wo gegenwärtig feine 
BrovinzialStände find, follen fie angeordnet wers 
den. Aus den BrovinzialStänden wird Die Verſamm— 


*) Polit. Zournal, 38:15, ©. 91, ©. 673 f. 
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fung der LandesRepräſentanten gewählt, die 
in Berlin ihren Sig haben fol. Die Wirkſamkeit 
der LandesRepräfentanten erſtreckt fih auf die Bera— 

thung über die perſonlichen und Eigenthumsrechte der 
Staatsbürger, mit Einſchluß der Beſteuerung. Einer 
Commiſſion, Die ſich am ı. Sept. 1815 zu Berlin vers 
ſammeln, und aus Staatsbeamten und Eingeſeſſenen 
der Provinzen beſtehen ſollte, ward aufgetragen, ſich 
zu beſchäftigen mit der Organiſation der Provinzials 
Stände nnd der Landesftepräfentanten, und mit der 
Ausarbeitung einer VerfaſſungsUrkunde nach den aufs 
geftellten Grundfägen. Durch den Krieg und durch die 
‚ vorerft für nöthig erachteten BrovinzialOrganifationen, 
ward die Ausführung Diefes Planes verzögert. 
. Baden, welches Landflände in der Marfgraffchaft 

nie gehabt , in dem neu erworbenen Breisgau 1806 
. abgefchafft hatte, erklärte, wie in dem nächfiporberges 
henden Bericht gemeldet ift, am ı. Dec. ı8ı4 auf dem 
Cougreß fich bereit zu Einführung einer Ständeverfafs 
fung. Es ward auch einige Zeit nachher zu Carlsruhe 
. eine Commiffion niedergefegt, welche, nach einer 
. {hr ertheilten Snftruction, ein Gutachten verfalfen und 
‚ einreichen ſollte, über die bei dieſer nenen Einrichtung 
. angunehmenden Grundfäße und Modalitäten. Nefuls 
, tate diefer EommiffionsBerhandlung find Bis jegt öf— 
fentlich nicht bekaunt worden. 

Baiern hatte auf dem Congreß zweimal (ao. 

. Det. 2814 u. 26. Mai 1815) 'erflärt , daß es bereits 
Befchloffen babe , feinen Staaten eine landfländifche 
‚ Berfaffung zu geben. Man erfuhr auch auß ficherer 
Qucite, daß deßhalb, noch während des Congreſſes, 
eine eioene Commiffion zu München nicdergefegt 
worden fey. - Ein Erfolg diefer Commiſſions Verhand— 
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lungen, iſt jedoch auch bier bis jegt zu Öffentlicher Kunde 

nicht gelangt. Man weiß indeß, daß in dem Königreich 
Baiern noch bis in das Jahr ıdoB landſtändiſche 
Berfaffung in den Provinzen Baiern, Neuburg, Vor— 
arlderg und Tyrol befland, Doch fo, daß man die bes 
fondern landſtändiſchen StenerCaffen aufgehoben batte; 
daß aber auch dieſer Reſt Iandfchaftliher Verfaſſung 
durch eine VBerorduung vom 2. Mai 1808 aufgehoben 
ward *). Dagegen ward an demſelben Tage, in der 
Eonflitution für das Königreich Bairın-*), eine baics 
rifche Nationalfepräfentation verordnet, nach 
ähnlichen Örundfägen wie in dem damaligen Königreich 
Meftphalen. In jedem Kreife follten aus denjenigen 
200 Landeigenthümern, Kaufleuten oder Fabrikanten 
des Bezirks, welche die höchſte Grundſtener bezahlen, 
von den Wahlmännern ficben Mitglieder ale Deputirte 
zu der Steichöverfammiung auf © Jahre gewählt wer. 
den; Doch wurden in der Folge (durch cin Edict vom 
22. Dec. ıdır) die Majoratherren und adelichen Lehn— 
befiger für gebohrne Repräfentanten der baierifhen 
Nation erklärt. Die Deputirten fellten fich , auf Eönigs 
liche Zufammenberufing, wenigflend einmal im Jahr 
verfammeln,, und unter fich vier Commiſſionen von 3 
bis 4 Mitgliedern wählen, welche über Entwürfe der 
Gefege und HauptReglements ſowohl, als deu jährs 
lichen SinanzEtat, berathſchlagen folten, «fo oft 
es die Negieruug von ihnen verlangt». Ueber die 
fo vorbereiteten Gefege , follte die Reichsverſammlung 
ffimmen, durch den Weg des geheimen Scrutiniumg, 
nach abfoluter Stimmenmehrheit. (Bon der Fonigkis 


*) Der Rheinifche Bund, Heft XVII, ©. 408. 
”., Ebendaf. Heft XIX, ©. ıı f. 
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hen Genehmigung, oder deren Verſagung, ſchweigt 
die Eonftitution.) Niemand fol berugt ſeyn das Wort 
zu führen, als die königlichen Commiffarien und bie 
Glieder der betreffenden Commiſſion. Zufammenberus 
fung, Eroffnung, Schlieffung, Vertagung und Auflöfung 
ber Reichsverſammlung, ſollte dem König zufteben. 
— Diefer Titel der Eonftitution des Königreichs Baiern 
von 48 ift bis jegt nicht zur Vollziehung gekommen. 
Wirtenberg hatte auf dem Eongreß (20. Det. 
und 3. Rov. 1814) fich dazu verfianden, daß jeder 
Fundesfürft die Verbindlichkeit übernehme , feinen 
Staar eine Ständeverfaffung zu geben, nicht aber, 
DaB auf dem Congreß ein Minimum landfländifcher 
Mechte feftgefegt werde. Diefem Grundfagtreu, erflärte 
Se. Majeſtät der König von Wirtemberg , bald nach 
Seiner Rückkehr von dem Congreß, durch ein Patent 
dom 15. Zan. 1815, daß Er nun endlich, nach geho⸗ 
Benen manuichfaltigen Hinderniffen,, ch im Stande 
fehe , deu fchon im Jahr 1846 gefaßten feften Entfchluß, 
feinem Königreich eine angemeflene Staats Conſtitu— 
tion und eine landſtändiſche VBerfaffung zu 
geden, wozu Ihn jegt weder Auffere Nothwendigkeit 
noch Uebereinkunft mit audern Mächten beflimme; am 
»5. März werde Er die Stände verſammeln, ihnen 
Die Eouftirution vorlegen, und dieſe fofort zur Voll 
ziehung bringen. Die Eonflitution*) Datirt vom 
15, März, ward an Diefem Tage von dem Konig Selbſt 
den Landſtänden übergeben. Ge. Majeſtät erklärte in 
einer Rede, daß Er damit den Schlußflein zu dem Ge 
Bäude des Staates lege; die perfönliche Freiheit und 








®) Sie fteht in dem Wirtemb. Staats⸗- und Regierungsbfatt 
v. 30. Röryaßıb. | 
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die bürgerlichen Nechte der Einzelnen feyen darin gefls 
chert, und die Nation werde durch Etellvertreter berus 
fen, fib mit dem Staatsoberhaupt zu Ausübung der 
bedeutenden Rechte der Regierungsgewalt zu verei⸗ 
nigen. . 

Die einderufene Ständeverfammlung ver 
fagte dDiefer Eonflitution, und der darin fertgefegten 
landſtändiſchen Verfaffung , ihre Annahme. An deren 
Errichtung, fagten die Mitglieder derfelben, hätten 
die Nepräfentanten des Volkes nicht den allergerings 
fen Theil gehabt; alle Grundgeſetze Wirtembergs bes 
ruhten anf einem freien Vertrag; fie feyen von ihr 
ren Committenten dazu beauftragt, daß die altwir« 
tembergifche Verfaſſung, im altverfaffungsmäfigen 
Weyer auf das ganze Reich ausgedehnt, und 
daß diejenisen neuen Befimmungen, welche der 
Geiſt der Zeit und Die veränderten inneren und äuffes 
ren Berhältniffe erfordern, nach der forgfältigfien Prü⸗ 
fung, durch gemeinfhaftlihe Uebereinfunft feſt— 
gefegt würden. Ohne auf eine vollfländige Prüfung 
dieſer Conſtitutien einzugehen, erklärten fie fermerr 
Diefe Urkunde enthalte feine Garantie der Freis 
heit der Unterthanen und des öffentlichen Wohls, Feine 
Garantie der fHändifchen Wirkſamkeit, und auch feine 
Garantie ihrer eigenen Erhaltung, da fie nur ald ein. 
Ausfluß der gefeggebenden Gewalt zu betrachten fey, 
indem weder die Mepräfentanten des Volks, noch auch 
nur der unmittelbare Thronfolger, irgend Theil daran 
genommen hätten. Cie berühre Nichts davon, daß 
die Unterthanen Blog zu verfaffungsmäfigem Gchorfam 
verpflichtet feyen; Nichts von Mitwirfung der Stän⸗ 
de bei MilitärAushebungen; Nichts von Nechten 
der Amtsverfamminngen; Nichts von einer ſtändi— 
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ſchen Eaffe, der einzigen Garantie ber fländifchen 
Wirffamfeit und des StaatdEreditd; Nichts von Wies 
derherſtellung der CollegialVerfaſſung; Nichts von 
. Yufhebung der fo drückenden Verwaltung der piorum 
errporum; Nichts von den Verhältniffen der hohen 
Agnaten; Nichts Bon dem FamilienFideicommiß ; 
Michts von Aufhebung der Monopolien; und daß ſelbſt 
Die früher beſtandene Preßfreiheit aufgehoben feyn 
fole, fey nur zu fehr zu befürchten, nach der Beftims 
mung der Art der Communication der Repräfentanten 
mit ihren Committenten. Nach dieſer Conſtitution, 
feyen etliche Stände entweder gar nicht, oder doch 
sicht fo repräfentirt, mie fie ed erwarten köunten; 
Die Repräfentanten feyen nicht nur an eine Inſtruction 
ihrer ECommittenten nicht gebunden, fondern dieſe 
Dürften nicht einmal eine folche ertbeilen, und dag 
Petitionsrecht der legten, ja fogar die Communication 
mit ihren Stellvertretern, ſey äufferft befchränft. Das 
Mitwirfungsrecht der Stände bei der Befleurung , ſey 
befihränft anf ihre Einwilligung zu Erhöhung der 
jegt befichenden Steuern; es babe alfo in der That 
gar Feine Nealität, denn der jegige erhöhete Steuer; 
“Etat ſey fo drüdend, die überall verbreitete Armuth 
und das Elend fo unbeſchreiblich, daß diefer Zuftand 
nicht lang fortdauern könne. Die Mitwirfung der 
Stände bei der Gefeggebung, werde befchränft auf 
neuc, die perfönliche Freiheit und das Eigenthum 
oder die Verfaſſung betreffende allgemeine Gefege ; 
Diefe Befchränfung mülfe ein Gegenftand neuer Unruhe 
ſeyn, wenn man an die groffe Zahl der in der neuern 
Zeit erlafenen Verordnungen denke, welche Leben, 
Steiheit, Eigenthum und die öffentliche Wohlfahrt ges 
fährdeten. Das fländifhe Petitionsrecht fey nicht ges 
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fihert, und nicht gefahrlos für die Repräfentanten. 
Die ansgefprochene Garantie der. Staatsfchulden dureh 
den gefammten Staat, fey unwirkſam, denn es fehle 
an einer Beflimmung, unter welden Bedingungen 
Staatsfchulden contrahirt werden dürften, und die 
Stände könnten, ohne eine unter ihrer Bermwaltung 
ſtehende Caſſe, ihrer Garantie feinen Nachdrucf ges 
ben. Die Verwaltung des altwirtembergifchen Kies 
chenguts, fey wieder adzufondern von der Verwaltung 
des Staatseigenthums. Das frühere Auswanderungs— 
recht fey wieder herzuftellen. Die groffe, kaum zu ers 
tragende Bedrückung durch Fagdfrohnen, fey ein Ges 
genſtaud allgemeiner Klage, Leben, Freiheit und Ehre 
der Unterthanen, feyen wieder, wie in den altiwirtems 
bergifchen Grundgefegen, in Schuß zu nehmen; Fein 
angefchuldigter Unterthan dürfe fernerhin feinem 085 
deutlichen Richter entzogen, und unter eine aufferobs 
dentliche Commiſſion geflellt werden. Die Jnamovibis 
lität auch der RegininalBcamten, fey außzufprechenz 
denn nie babe die Depravation fo allgemein, nie dag 
Elend fo groß werden fönnen, wenn nicht die Exiſtenz 
der Staardbeamten neuerlich fo precär geworden 
wärc*) 
Der König verweigerte beharrfich die modificiete 
Wiedereinführung der altwirtembergifchen Verfaſſung, 


») Verhandlungen in der Verfammlung der Landftände 
des Königreichs Würtemberg im Sahr 1815. Erſte Ab⸗ 
cheilung. (Im März 1815., ohne Drudort, gr. 8.) 
©. 8ı —85. Darftellung did Berragend der würs 
tembergiſchen Landſtände feır dem 15. Mürg bis zum 18. 
Mai 1815. zweite Auflage, ſammt erſter Fortſetzung, 
die Befchwerden des Landes; und zweite Fortſetzung, 
das Betragen bis zur Vertagung der Stände. 1815. gr. 8» 





— 


230 


und ihre Erſtreckung auf die neuen Lande. Nach viers 
wwonatlicher fruchtloſer Unterhandlung, befchloß Er, 
Die VBertagung der Ständeverfammlung (Reſcripte vom 


‘21. und 25. Jul). Er entwidelte die Gründe feines 
Benehmens und ſeiner Mißbilligung degjenigen Der&tän» 


deverfammlung, und beharrte bei jenem Entfohluß, 
mit der Verſicherung, daß feine Gefinnungen gegen 
fein Volk und feine getreuen Unterthanen, unverän— 


. Bert bleiben würden, und daß Er die in feiner Conſti— 


tutionsllrfunde vom 15. März ihnen bewilligten Rechte, 
Greiheiten und Bortheile vom Neuem beflätige. *) 

Hierauf erfolgte, nach einem Wechfel von Noten 
und Refolutionen, am Ende des Auguſtes, die wirfs 
liche Auflöfung der Ständeverſammlung. 
Nicht nur erlich dieſe noch vorher eine feierliche Rechtes 
Verwahrung an den König, fondern fic hatte ſich auch 
Thon früher, durch ein ausführliches Schreiben vom 
£6. Junius, an die Mintfter der drei Mächte (Dänes 
mark, Breuffen und Hannover), welche, bei 
©elegenheit des Erbvergleichs von 1770, die altwirs 
tembergifche Verfaffung garantirt haben, mit der 
Bitte gewendet, fie in Zurüdforderung dieſer Verfafs 
fung und des antenapolconifchen Nechtszuftandes zu 


x 





9) Reſcript vom 5. Auguft 1815, in dem Regierungsblatt 
vom 7. Auguſt. Auch erfchien eine Rechtfertigung des 
Könige unter folgendem Titel: Bemerkungen über 
eine Wiederherſtellung der landſtändiſchen Verfaffung des 
Herzogthums Würremberg, in Beziehung auf die Ders 
bandlungen der Ständeverſammlung des Königreihe Würs 
temberg, und insbefondere in Hinſicht auf die von derfchs 

ben verlange Einfſührung einer Tandftindıfchen Caſſe. 
Geſchrieben im Junius, Stuttgart 1815., 176 ©, gr. 8. 
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unterftügen.*) Unterdeffen hat feitdem der König , ni 
einem Patent vom 5. Sept. 1815, gelegenheittich fein 
Entfchluß «zu Wiederverfammlung der Landflände und 
zu Unterhandlungen mit denfelben zur allgemeinen 
Woplfaprev zu erkennen gegeben. Diefe Wiedervers 
ſammlung ifl erfolgt, und während derfeiben , befons 
ders feit zwei königlichen Nefcripten, vom ı3. und 15. 
Nov. 1815, und der hierauf erfolgten Antwort der 
Stände, fehienen beide Theile fich einander zu nähern, 
und zu gütlicher Vereinigung die Hände zu bieten. Nie 
wird Dicke fo bald erfolgen, als das Wohl des Lande® 
es fordert. 


licher den bier in Betracht kommenden Zeitraum 
hinaus, reichen: Die weitern Verhandlungen der wire 
tembergifhen StändeBerfammlung; die großhers 
zoglich⸗-ſachſenweimar⸗-eiſenachiſche Berords 
uung don So. Yan. 1816, betreffend die Bildung und 
Zufammenberufung einer fländifchen Berathungsvers 
ſammlung zu Entwerfung der Landesverfaffuugslles 
Funde, und die hierauf zu Weimar am 7. April 1816, 
wirklich erfolgte Eröffnung der fländifchen Berathungs— 
Berfaminlung, nebfl der landesherrlicden Verficheruug, 
daß die Verfaſſung des Großherzogthums unter die 
Garantie des teutfhen Bundes folle geſtellt 
werden, endlich dad Grundgefeg über Die Iandftändifche 
Verfaſſung vom 5. Mat 1815; die Einführung Iandfläus 
Difcher Verfaſſung indem Fürſtenthum Shaumburgs 
Lippe, mittelſt Berordnung vom ı5. Jänner 1815. **), 


— — — — — — — 





%) Dieſes Schreiben ſteht in den deutſchen Blättern 
vom 31. Aug. 1815, und in der Allgem. Zeitung, 
Beilage Rum. 111. 

9) In meinem Staatsarchiv dei teutſchen Bundes, 
Heft 1, ©. 67. f. 
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d die Eröffnung des erfien Landtags daſelbſt, am 4. 

ärz 1816 *); der Eurheffifche Landtag, big in die 
Mitte Maid 1816; die großherzoglich:badifhe Ans 
kündigung der Eröffnung der Stäudeverfammlung auf 
den ı. Auguſt 1816, u.a. m. 

Wenn bi8 jegt hie und da noch, in Einrichtung 
Sandftändifcher Verfaffung, und in unverzagter Ans 
greifung des groffen Werfed, die That hinter den cchs 
ten Grundfägen und dem guten Willen, wie überall 
die Wirklichkeit hinter der Idee zurückgeblichen ift, fo 
Darf dieſes nicht auf Rechnung der guten Sache ges 
fegt werden. Es müffe vielmehr ſtärken in dem Beftres 
ben, das groffe Ziel nie aus den Augen zu verlieren, 
fondern ihm mit Weisheit, Mäfigung und Standhaf— 
tigfeit ohne Unterlaß entgegen zu gehen. In diefer 
Abſicht müffe man nie ermüden, auf Entfernung aller 
Hinderniffe binzuarbeiten, welche der beilbringenden 
Sache, in ihrem Anfang und Fortgang, in dem Wege 
fichen, oder fiehen Fonnten. Ein Hinderniß diefer Art, 
ninmt eine nähere Betrachtung auch hier in Anſpruch, 
weil es theilmweife noch in die Zeit des Congreſſes fällt. 

Um Ddiefelbe Zeit, wo in mehreren Ländern die 
Rede war von DBorbereitung zu Errichtung oder Um— 
formung Sandftändifcher Verfaſſung, verbreiteten fich 
bin und wieder Gerichte, von einem wirflichen, oder 
zu beforacnden Widerftreit zwifchen dem Adel, 
hauptſächlich wohl den landtagsfähig begüterten Adeli— 
hen und ihren Familiengfiedern, einer Seitd, und eis 
sem Theil des Nicht adels, namentlich des zu Lande 
flandfchaft wirklich oder muthmaßlich berufenen Theile 


*) In menem Staatsarchiv des Leutfhen Bundes, 
Heft I, ©. 118 ff. 
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deſſelben, wohl felbft der Staatsregierung, andes 
rer Eeitd. Diefe Gerüchte gewannen an Ausdehnung 
und fcheinbarer Wichtigfeit, durch die Entdeckung eis 
ned, von dem wiener Eongreß aus der erften Hälfte 
des Jänners 1815 datirten, noch ungedructen, außs 
führlichen Plans zu Gründung eines neuen allgemeks 
nen Adelsvereiuns durch ganz Teutfehland. ' 
Wären diefe Gerüchte mehr oder meniger gegrüns 
det, fo iff bei der auf beiden Seiten in der Mehr⸗ 
zahl mit Gemwißheit vorauszufegenden höheren Eins 
fiht, und der aus der neueren Zeitgefchichte vıhaltes 
nen vielfachen Belehrung, Faum glanblich, daß ein 
folcher Widerftreit bedeutende Folgen haben fönnte. 
| Der eine Theil würde billige und gerechte Ans 
ſprüche, melde durch gröfferen und ausgezeichneten 
| Gzutsbeſitz begründet ſind, nicht mißkennen, und um 
bloſſe Scheinvorzüge nicht hadern wollen. Er würde; 
was den Plan zu einem allgemeinen Adelsverein be— 
trifft, ſich dabei beruhigen können, daß dieſer Plan, 
wie leicht vorauszuſehen war, Feine Folge gehabt hat, 
und daß ernſtlichere Verſuche ihn auszuführen, auf 
jeden Fall in den jetzt beſtehenden Staatsregierungen 
die entſchiedenſten Gegggr würden gefunden haben. 
Er würde eine mächtige Stütze in der feſten Ueberzen⸗ 
gung diefer Ichten gefunden haben, daß bei allen wah⸗ 
ren RationalAngelegenheiten, in dem Staat nur ein 
Stand in Betracht Fommen Mune, derjenige Der 
Stadtsbürger; denn mag e Geſammtheit der 
Staatsbürger recht und gut ift, muß cd auch für jeden 
befondern Staud ſeyn, und umgefehrt. Er würde uns 
mweifen Neid unterdrücdt haben, bei der Erinnerung, 
Bag ſchon mancher Denfer aus privilegirter Elaffe, 
laut feines eignen Geftändniffes,, feld wenn cr in 
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langer Geſchlechtsreihe Durch Beſitzthum und Verdienfl 
ausgezeichnete Altvordern zählt, ſich Die Frage vorge; 
legt Habe, ob in dieſer Zeit, jener Claſſe anzugehös 
ven, noch von bedeutendem Werth feyn, wohl gar, 
unter gewiſſen Umſtänden, gefahrlos feyn könne? 

Der an dere Theil würde die Folgerungen beachten, 
welche ſeine nicht privilegirten Mitbürger aus von ihm 
gemachten unbilligen, ungerechten, oder übertriebenen 
UAnſprüchen, aus den Gründen und Abſichten derfck« 
ben, zu ziehen eben fowohl veranlaßt als berechtigt 
würden. Würden fich dieſe überreden, daß ſolche Ans 
fprüche den Bortheil. ded Staates und des Volkes ber 
zweden? Würden fie, aus der Vorzeit genug beichrt, 
Gh täuſchen laſſen durch die Vorſtellung, man ge 
denke das Hefondere Intereſſe des Standes mit dem 
allgemeinen des Staates, nicht bloß dem Scheine nach 
zu vereinigen? Würden fie fich der Beſorgniß ents 
äuffern,, daß in allgemeinen Landesangelegenheis 
ten eine, wenn auch nicht ausfchlieflende, Doch vors 
zügliche Berathung und. Verhandlung der Regierung 
mit einer verbältnißmäfig wenig zahlreichen Claſſe von 
Staatsbürgern, zu einfeitigen und die groffe Mehr⸗ 
heit benuruhigenden Refultggen führen fönne? Je 
mehr, und mit je gröfferem Erfolg, der andere Theil 
6% folhen Betrachtungen überlicfle, deflo mehr würde 
‘ee fhonender Rückſichten ſich erfreuen Eönnen. Mit 
Befounener Entfchlo eit würde er dann Dpfer vers 
ſchmerzen, welche — — — — erweiterte Eins 
ſicht, und ein höheres allgemeines Intereſſe auch ihm, 
befonder® dem chehin reichdunmittelbaren, geboten, 
und deflo eher würde e8 ihm gelingen , aus dem Schiffs 
bruch von früheren Gerechtſamen noch Einiges zus rets 
ten. Auch würde Das gercchte Urtheil, daß der Vers 
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luſt fo mancher Vorzüge und Gerechtfame, nicht ohne 
fehmerzhafte Gefühle zu ertragen, und darum Maus 
ches mit Schonung und Billigfeit zu behandeln ſey, 
nur allgemeiner werden. 

Nicht nur die angeführten Gerüchte, fondern auch 
gleichzeitig in verſchiedenen Ländern angeftelite Berath— 
fhlagungen, brachten einen Gegenſtand zur Sprade,. 
weichem hohe Wichtigkeit nicht abgefprecheu werden 
Tann, in Abſicht auf die Einrichtung laudſtändiſcher 
Derfaffungen, und auf nügliche Wirkſamkeit derfelden, 
mithin auf das wahre Landeswohl. Es ift dic Frager 
ob für landftändifhe Beratbfchlagungen, die Lands 
fände aus den privilegirten Elaffen, zu trennen 
feyen von den landfländifchen Vertretern des Volkes? 

Wie überalinur ein Land und eine Landesherr— 
fehaft ift, und diefer nur eine moralifche Perſon ges 
genüberfteht, die Gefammtheit der Unterthanen, Bolt 
genannt, welche, durchaus nur zu einem Zweck, 
bei der Landesherrfchaft durch Landſtände vertreten 
werden foll: alfo follte überall auch in der landſtändi⸗ 
fen Verfaſſung der Grundfag der Einheit herr. 
fhen. Eine Sonderung der Landflände in Claſſen 
oder Kammern, bei der Berathfchlagung, flört die. 
Einheit. In Widerfpruch mit der Staatsweisheit, 
nährt fie in der Landfchaft fortwährend den Keim ums. 
feligen Zwiefpalted und thörichter Eiferfucht, verläns 
gert dic Berathung, und erfchwert die Faſſung der- 
Befchlüffe des Landtags. 

Wo des Landes Wohl redlich, offen und wohl 

. meinend beratiyen werden fol, da fürdere Einheit der 
Landesvertreter mächtig den heilfamen Zweck, ta walte 
nur allein die Einfiht, mit ächtem Vaterlandsſtun 
gepaart. Wer mörhte da fo flol;, aumaßend und un⸗ 
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Bäterländifch auftreten, fo ganz fein eigenes Jutereſſe ) 
verkennen, daß er Feine Scheu trüge, mit einem 
Häuflein gleih Gefinnter fih, wäre es auch nur in 
der Form, ald Gegenfag des Volkes darzuftellen, 
Beffen entfchiedene Ueberlegenheit an Menge der Echt; 
wort habenden Einzelnen und des Belistbums, an 
phyſiſcher und geiffiger Stärfe, im Zwicfpalte Der 
Meinungen demfelben auf immer den Gieg gewähr⸗ 
feiften würde. | 

In diefer Zeit, mahnt Alles zu allgemeiner und 
aufrichtiger Anerkennung des Rechtſatzes, daß in dem 
Staat c8 überall nur einen natürlichen Stand gebe, 
denjenigen der Staatsbürger; Daß folglich jede wefents 
lihe Abfonderung Einzelner, dem Staatswohl und 
der öffentlihen Meinung widerfireite. Am Frieden 
wie im Krieg, bildet nur die Geſammtheit der Staats; 
Bürger die Schutzmaner des Landes und ſeines 
gürften, die zufammen nur Eins feyn follen. Wen 
Der Zufall oder der Wille des Fürften mit Rang und 
Titeln verfehen bat, der betrachte folche wie Leibes— 
ſchmuck, als Nebenfache, und begnüge fih auch in 
der Ständeverfammlung mit einem Ehrenplag, den 
Die Andern ihm willig einräumen werden , Jamif der 
Zufall oder die Zuneigung des Fürften für ihn nicht 
ganz ohne Wirkung bleibe. Aber nie laffe er von Ei: 
telfeit ſich bethören, darum aus dem Volk zu feheiden, 
sind wohl gar mit feinen Gencffen fih zu rühmen, fie 
feyen „der Schutzgürtel ded Fürften” Denn 
wehe dem Fürften, dem, mit ſolch einem Gurt, es, wie 
einft in Sraufreich, an der Schugmauer gebriche! 





*) Briefe eincs Teutſchen vom Adel an feinen adelichen Freund, 
über das wahre Intereffe des Adels bei der bevorftchenden 
Verfaſſung teutſcher Staaten. 1815. 8, 
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Es ift oben (©..197 f.) ein Zeitalter gefchildert 
worden, wie ed Zeutfchland einft ſah. Nur duf ein 
ſolches Zeitalter paßt eine, noch für das jetzige von 
Einzelnen oft angerufene, aber auch eben fo oft mißs 
derflaudene, Maxime *) eincd mis Necht berühmten 
Mannes, eich groffen Eiferers für Staatswohl und 
Menſcheurecht. Nur in folhem Zeitalter, wo das 
Volk in Finſterniß, in Leibeshaft und Unkunde feiner 
Rechte fchmachtet, bedarf die Monarchie, um nicht 
in Despotie auszuarten, der untergeordneten 
und abhängigen Mittel Gewalten **), weiche jener 
Staatslehrer, der monarchiſchen Staatdform in dem 
Adel gefchichtlich angeeignet fand. Darum ift auch 
jener Ausſpruch rein hiftorifch ; er follte weder Die allge« 
meinen Forderungen des Staatsrechteß, noch diejenis 
gen der GStaatsweisheit ausdrücken. Montesquiens 
wollte die Monarchie charafterifiren, wie er fie gefuns 
den hatte; nicht, wie fie nach feinem Begriff, unter 
Borausfegung hinlänglicher VBolfsbildung, feyn follte 
und fönnte. Es war ihm angerichm, in jener eine Ber 
fohränfung der Macht des Monarchen, wenigftens durch 
eine Mittelgewalt, zu finden. 

Was Fonnte man auch Befferes für das Wohl des 
Ganzen wünfchen, in einem Zeitalter, wo das Bol 
in geiffiger und politifcher Unmündigkeit gehalten, und 
feldft zur Yandesvertheidigung, Durch die gleichzeitige 
Kriegskunſt ganz, oder Doch groffentheils, unfähig ges 


*) « Point de monarque, point de noblesse; point de 
noblesse, point de monarque; mais on a un despotey. 
Mortrsguviev de l'esprit des lois, liv. II, ch.4 

**) « Les pouvoirs intermediaires subordonnds et depen- 
dans ». Ibid. 


Kluber’e Ueberſicht. IL. R 
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macht ward? Hier — wo das Volk noch nicht zu der 
Kraft gelangt war, unmittelbar oder durch felbfiges 
wählte Stellvertreter, das befhränfende Elcmeut 
zu bilden, welches in der Monarchie zur Sicherung 
gegen Mißbrauch der Staatsgewalt nothivendig ift — 
bedurfte man hiezu, als Nothbehelf*), einer Mit; 
telScwalt, das heißt, einer Claffe von Staatsbür— 
gern, welche, zwifchen dem Einherrfcher und dem Volf 
in der Mitte, verfoffungsmälig abwehrte, was diefes 
felbſt abwehren follte, aber abzuwehren durch feinen 
Zuſtand von Unmündigkeit noch verhindert war. 

So bald diefer Zuſtand, die Bedingung der Deittels 
Gewalt, aufhörte, mußte ed auch der Nothbehelf. Von 
gun an, mußte die Vertretung der Geſammtheit der 
Staatsbürger: bei der Staatsregierung, auch unmits 
telbar von der Gef ammtheit ausgehen. In dieſer 
gebührt dann auch dem Adel feine Stelle; zwar nicht 
als Adel in dem alten Sinn, denu er kann fortan nur 
TitulerAdel, keine MittelGewalt mehr ſeyn, aber ale 
uuflreitigem Mitglied der Gefammtheit, in deren acht—⸗ 
bare Mitte er, nach aufgchobenen Hinderniffen, die 
ihm pro tempore die Rolle einer Mittelart gwifchen 
Volks- und Herrfcher&cwalt verfehafft hatten, zurücks 
gekehrt ift, und wo er num mit deſto groͤſerer Sicher⸗ 
heit genießt, was ihm gebührt. 

So, und nicht anders, muß jener ſcharfſinnige 
Staatsiehrer verftanden werden, der, den franzöſiſchen 
Adel und das franzöfifche Volk von Anno 1740 vor ſei⸗ 
nen Augen, oft nur zu behutſam und zu leife auftrat, 
doch aber in mande Stellen feines Werkes cinen 





®) Nebus sic stantibus. 
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Schlüfſel zu gewiſſen zweideutigen Aeuſſerungen gelegt 
hat, den nur Wenige bis jetzt gefunden, oder zu finden 
ſich die Mühe gegeben haben; er, der in der Vorrede 
um die Gewogenheit bittet, das ganze Buch, nicht aber 
etliche Redensarten, zu verdammen oder mit Beifall 
zu beehren, die Abſicht des Verfaffers nirgend anders 
als in der Abjicht des Werkes entdecken, und nicht nach 
einer augenblicklichen Lefung, über eine Arbeit von 
zwanzig Sahren urtheilen zu wollen. 


Der Schlüffel zu derin Sracc fichenden Marime, 
{ft nicht fohwer zu finden. Er liegt ſchon in der auge 
gebenen, dem Recht und der. Vernunft gemäfen Abſicht, 
die man Montesquien, und vor Allen Ihm, zutrauen 
muß. Erift aber auch, mit Gewißheit, in verſchiede—⸗ 
nen Stellen feines Werkes zu entdecken. Zu erſt, in 
dem finnfchweren Nachfag der Phrafe: «maison a un 
despote». Hierin legte der Berfaffer ſelbſt, und ohne 
Unfchweif oder Berzug, den Grund feiner biftorifchen 
Marime. Wo das befchränfende Element fehlt, wollte 
er fagen, da ift die Staatsform deſpotiſch; jenes war 
in den bisherigen Monarchieen der Adel. Die ihn mißs 
verfianden, oder mißverftchen wollten, legten den Grund 
in die felbftfüchtige Schmeichel Idee, der Adel allein fey 
der wahre « Schuggürtel» des Monarchen, das fol 
heiffen, Die Stüuge des Thrond. Diefe Vorftellungsars 
ficht in geradem Widerfpruch mit derjenigen des Der, 
fafferS, der, umgekehrt, einen Schuggürtel des (noch 
unmündigen) Volkes, tider den Mißbrauch der 
Staatsgewalt, offenbar in der Idee hatte. So bald 
nun das Volk ſelbſt Kraft und Willen erlangt hat, 
den Schußgürtel zu bilden, fo muß diefer, als der 
wahre und flärfere, den Vorzug verdienen vor jedem 

| Na 
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Nothgürtel, ber bis dahin, aber auch nur bis dahin, 
als ſolcher dienen konnte, hinfort aber höchſtens nur 
noch Ziergürtel ſeyn könnte. 
Ferner, in derjenigen «vertu», welcher Mön⸗ 
tesquieu überall das Wort redet, und auf die er einen 
fo hohen Werth legt, Daß er gleich in den erflen Wor⸗ 
ten feines Werkes *), durch Flare und beflimmte Ans 
gabe des Sachbegriffs, gegen Mißdeuting ſich vers 
wahrt. Scine vertu **), fagt er, fey anders nichts, 
als « vertu politique», das heiffe, «l’amour de la pa- 
trie et de N'egalite» **). Konnte Er wollen, daß 
die ſe vertu von irgend einer Staatöform, wie fle feyn , 
folite, ausgefchloffen, und namentlich Die « Egalite « 
sicht allen faatsmündigen Mitgliedern der Staats; 
gefellfchaft eingeräumt werde? Auch fagt er beflimmt, 
in dem angeführten Avertiffement, daß diefe politifche 
Tugend. von der Monarchie keineswegs ausgeſchloſſen 
feyn folle, fo wenig als die Ehre von der Republik. 
Endlich, in feiner höchſt merkwürdigen Schilde: 
rung der Verkehrtheit derjenigen Monarchie, 
' ‚Die er nach den Angaben der Gefchichte («apres toutes 
res histoires ») vor Augen zu haben verficherte ****),, in 
. welcher, unter Anderem, cin unabläfiges Streben 


:*) In feinem, noch vor der Preface fiebenden, Avertisse- 
ment au lecteur, welches in den erfien Ausgaben des 
Werkes fehle. 

**) « Vertu politique » ‚ nannte er fie ſchon in einer Stelle 
der er ſten Ausgabe; in einer Anmerkung gu Liv. III, 
ch. 5. 

.”) Zu teutfh, wohl nichts ander ald: Vaterland bs 
und Bolfsliebe, die auf Rechtsgleichheit der 
Staatsgenoſſen berechnet iſt. 

**+) Liv. III, ch. 5, 6 et 7. 
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nach Borzügen und Auszeichnungen, bem Abel eigen 
fey; in welcher der Monarch, nach Richelieu's Rath, 
fih hüten müffe, einen honnete homme, der fi un: 
glücklicher Weife in der Elaffe des Volkes befindet, zu 
wichtigen Staatsgefchäften zu gebrauchen; in welcher 
die Politik die groffen Angelegenheiten mit fo wenig 
vertu, als nur immer möglich, betreiben laſſe, gleich, 
wie in den fchönften Mafchinen die Kunft fo wenig 
Kraft, Bewegung und Räder anwendet, als möglich 
ift; einer Monarchie endlih, von welcher er *) hinzu— 
fügt: «nach meinem Bedünfen, find Ehrgeiz im Müffigs 
«gang, Niederträchtigkeit im Stolz, Bercicherungß; 
« fucht ohne Arbeit, Abfcheu vor der Wahrheit, Sucht. 
»fich einzufchmeicheln, Verrath, Treulofigfeit, Hintans 
“fegung aller feiner Verpflichtungen, Verachtung der 
« Pflichten eined Staatsbürgers, Furcht vor der «vertur 
«des Fürſten, Hoffnung von feiner Schwäche, und, 
« mehr als alles diefeß, ein nie aufhörendes Fächerfich- 
«machen der «vertu», der Charakter Ler meiftch 
« Höflinge, wie diefer fih an allen Drten und in allen 
a Zeiten ausprägt». — 

Diefe Monardie ift e8, mit welcher Montes. 
anien einen Adel verbunden fand. Gie tft es, auf 
welche Er den weltberühmten Ausſpruch, gewiß nicht 
ohne Wahrheitsliebe,, bezogen wiffen wollte, der noch 
auf dem wiener Eongreß einer gedruckten Denfſchrit 
auf die Stirn geſetzt ward *). 

Endlich iſt auch nicht zu überſehen, daß Montes. 
quien in feiner geſchichtlichen Darſtellung der monar⸗ 


*) Liv. III, ch. 5. 
*) In den Acten :c. (III. 494) iſt diefer Dentſpruqh durqh 
Verſehen dee Setzers weggeblieben. 
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chiſchen Staatsform, die politifche Geſchichte Teutfchs 
Sands nicht genug beachtet Habe. In diefem Lande, 
waren ſchon in den älteflen Zeiten alle Freien, ohne 
Unterfchied,, berechtigt in der NationalBerfammlung 
zu erfcheinen und zu flimmen, auch gleich berechtigt 
und verpflichtet die Waffen zu führen zur Vertheidi— 
gung des Baterlanded, Eben fo war es unter den 
Merovingern und Earolingern; ‚unter jenen waren fie 
allein gemeint, wenn man von Volk ſprach. Als 
fpäterhin monarchifche TerritorialBerfaffungen fich aus⸗ 
bildeten, und Landſtände in ſolche verwebt wurden, 
hatte nirgend der Adel ausſchlieſſend das Recht der 
Laudſtandſchaft, ja er war ſogar in manchen Ländern 
verfaſſungsmaͤſig davon ausgefchloffen. Wirtemberg war 
ſchon vor 1806 eine Monarchie, eine glüdlihe Monars 
chie; es hatte landſtändiſche Verfaffung , in Diefer keinen 
Adel, und überhaupt Eeinen Adel als Mittelgewalr. 
Eden fo die landſtändiſche Verfaſſuug verfchiedener ches 
maliger geiftlicher Wahlſtaaten, des Fürſtenthums Bai⸗ 
reuth, des Landes Hadeln, u. a. 

Doch weiſen Recht und Billigkeit dem begüterten 
Adel nicht weniger, als den übrigen Grundeigenthü— 
mern, alfenthalben feine Stelle unter den Landfländen 
an, «Auch vormals», fehreibt ein teutfher Mann 
von altem Adel und ächter Geiflesbildung*), « bildete 
ber Adel nur um deßwillen die erſte Elaffe der Stände, 
weil er der begütertefle war, Als Grundeigenthümer 
war er Landſtand, nicht als Edelmann, Meiner Eins 





®) Fr. 0. Dendrich, was follten Vollsrepräfentanten wirs 

fen, und welde Claffe von Staatsbürgern iſt dazu ame 

zeigneteſten? in H. Ludens Nemefit, Bd. III, Sr. 3. 
—8 1814) S. 268 fı,. 
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ſicht nach Hat man daher auch Unrecht, wenn man ihn 
nur ald Repräfentanten feiner Unterfaffen betrachtet. 
Er war ed von allen Grundeigenthümern . .. Die 
verfchiedenen Stände find einander näher gerüdt. 
Der Abfland, den theils Bildung, theils bloß Meis 
nung und Gewohnheit erzeugt hatte, ift verfhwunden. 
Man follte alfo auch da, wo man bisher den Gutsbes 
figer,, der Fein Edelmann war, von den Berfammluns 
gen des Sandftändifchen Körpers, der fih Ritterfchaft 
nanıte, ausfchloß, diefe nicht mehr, taugliche Scheides 
wand nicderreiffen. Jeder gebildete Mann, Seder, . 
dem der Engländer den Namen eined Gentleman nicht 
verfagen würde, müſſe fo gut, wie der Edelmann, 
wenn er fonft, wie dieſer, die erforderlichen Eigen, 
fchaften hat, Kandfland und Iandfländifcher Deputirter 
feyn Eönnen, wie diefed, in Anfehung der Landfland, 
ſchaft, ſchon längſt in den berzoglich sfächfifchen Land» 
fchaften*) der Fall war. Berdienen die Grundeigen! _ 
thümer, vor allen übrigen Staatsbürgern den Vorzug 
bei der Volksvertretung; fo muß man fie nicht auf 
eine Glaffe derfelden beſchränken wollen ». 


*) Aner weit noch nicht in manchen andern teutfchen Lindern, 
z. B. in dem Königreidd Sadıfen, in Oeſtreich, Böhmen, 
Mähren; wo man fogar Ahnenprobe, von den lands 
tagsfihig Begüterten zu dem Erſcheinen auf Landtagen 
fordert. 
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IV. 
Veber 
8 kfimmung der Reqhre 
der 
Unterthanen 
in den teutſchen Bundesſtaaten 
überhaupt. 


Y 





Dit fhon hat man den Vorwurf gehört, es ſey in 
einem guten Theil der monarchifch geformten Staaten 
Teutſchlands verjährte Sitte, nur von Rechten der 
Staatsregierung, nicht auch von ihnen gegenüber 
Rebenden Rechten der Untertbanen au fprecdhenz 
nur wenige Pusliciſten in Druckſchriften, und manche 
Staatsrechtslehrer in mündlichen Vorträgen, hätten 
fon feit geranmer Zeit, bis auf das Ende der buonas 
partifchen Zwinaherrfchaft, bisweilen gewagt, auch 
der! Rechte der Unterthanen zu erwähnen, der Lehre 
Bon ihrem bloß leidenden Gehorfam untreu zu werden, 
und fich iiber die Gefahr politiſcher Verfegerung hin» 
wegzuſetzen, womit ſelbſt gewiffe TitularPrieſter der 
Gerechtigkeit fie, heimlich oder laut, beehrten oder bes 
drohten. 
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Diefe Zeit ift vorbei. Die Natur will unwiderſteh⸗ 
lich, daß was gut und recht if, zulegt die Oberhand 
behalte. Nicht bloß Schriftfieller und die Schule dür⸗ 
fen, unverfegert, wieder von echten der Untertdas 
nen fprechen 9. Vom Thron herab, wird ihrer jet 
nicht felten erwähnt. Die öffentliche Stimme, und wer 
ed gut mit Fürften und Baterland meint, gedenft ids 
rer ohne Scheu. Es fcheint, es werde bald, wie in 
England, ihre fleiffige Erwähnung und Erwägung zum 
guten Ton gehören. Auf dem Eongreß befannten 
faſt einmüthig die Stellvertreter der teutfchen Fürften, 
es fey an der Zeit, wo man der Rechte der Unten 
tdanen in der Bundes Acte feierlich eingedenk feyn 
müſſe. Mir wollen ſehen, auf welche Weife, in diefer 
Hinfiht, auf dem Eongreß die Stimmen fich vernehs 
men lieffen. 

Die Einführung und Erhaltung einer landfläns 
diſchen Verfaf mit wefentlichen Rechten der 
Landſtände, fo wie diefelbe und die Bundesverfafs 
fung bewachende Rechtspflege durch ein Bundesgees 
richt, ift für Feflfegung und Sicherung der Rechte nicht 
nur’der Gefammtheit der Unterthanen, fondern auch 
der einzelnen, von größter Wichtigkeit. Was in Dies 
fer Bezichung auf dem Eongreß verhandelt worden, 






2) Bald nah dem Eongreß, im Auguf 1815, erſchien gu 
Pifa eine Inaugural®treirfhrife von den Rechten der 
Völker und den Pflichten der Fürſten, von Joſeph 
Bonadei. Der Großherzog von Tofcana hatte nicht nur 
erlaube, ihm diefe Schrift gugueignen, fondern er gab auch 
dem Verfaffer feinen Beifall zu erkennen, indem er ihn 
zum Beifiger bei dem bürgerlichen Gerichtshof zu Piſtoja 
ernannte, und mit einer Goldmünze befchenfre, worauf 
fein Bildniß und die Infchrift: Praemium virtutis. 1815. 
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and weiches das endliche Reſultat der Verhandlungen 
geweſen ſey/ iſt oben berichtet worden. Was in Hin; 
ſicht auf ehemalige, num teutfchen Bundesfürſten un; 
tergeordnete, reichsſtändiſche Landesherren, von fürſt⸗ 
Uichem und gräflichem Stande, jetzige Standesher— 
ren, oder wegen ehemaliger reichsritterſchaftli— 
cher Gutsbeſitzer, ſo auch wegen der Juden, vers 
handelt worden, ſoll unten beſonders berichtet werden. 
Was auſſer die ſem noch vorgekommen, beſteht größs 
tentheils in Folgendem. 

Preuſſen hatte, in Vereinigung mit Oeſtreich 
und Hannover, ſchon in den am 16. Det. 1814 vors 
gelegten zwölf Artikeln darauf angetragen, daß in die 
vertragmäfige Bellimmung des Bundeszwecks aus. 
brädlich aufgenommen werde, «die innere Schonung 
der verfaffungsmäfigen Rechte jeder Claſſe der Nas 
tion» *). — Auch erklärte Preuſſen fchon in einer der 
früheren Sigungen (22. Oct. ), nicht nur fein 
völiges Einverfländniß mit de növerifhen Er; 
klärung über die abfolute Nothwendigkeit der 
Seffepung der Rechte der einzelnen teutſchen 
Unterthanen, fondern der Fürft Staatskanzler von 
Hardenberg behielt ch auch vor, dazu noch einen 
Nachtrag zu liefern #9. In der Sitzung vom 20. 
Mov. 1814 Äufferte Preuffen: «der König fehe es für 
Megentenpflicht gegen feine Untertbanen an, 
-Diefe wieder in eine Verbindung zu bringen, wodurch 
fe mit Teutfihland eine Nation bildeten, und der 
Vortheile genöffen, welche daraus für die Mitglieder 





*) Xcten d. mw. ©. Bd. I, Heft a, G. 57. Vergl. mit Bd. 
II, S. 108 
o2) Ebendaſ. vd. II, S. 107. 
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derſelben erwachfen müßten»*). — Es fügte ſpäterhin 
(10. Sehr. 1815) Hinzu: «Die Errichtung einer teutfchen 
Berfaffung ſey nothwendig, nicht bloß in Abſicht 
auf die Verhältniſſe der Höfe, fondern eben fo ſehr zu 
Befriedung der gerechten Anſprüche der Ratio, 
die in der Erinnerung an die alte, nur durch die ums 
glücklichſten Ereigniffe untergegangene Reichsverbin⸗ 
dung, von dem Gefühl dDurchdrungen fey, Daß ihre Sie 
herbeit und Wohlfahrt, und das Fortblühen 
ächt vaterländifher Bildung, größtentheils 
von ihrer Bereinigung in cinen feflen Staats 
förper abhange; einer Nation, die nicht in einzelne 
Theile zerfallen wolle, fondern überzeugt fey, daß bie 
trefflihe Mannigfaftigkeit teutfeher VolkerſtTtämme nur - 
dann wohlthätig wirken Eönne, wenn fich dieſelbe ip 
einer allgemeinen Berbindung wieder ausgleiche. Gehe 
man von Diefer Betrachtung , von dem allgemeinen Vers 
Sangen nach einer nationalen Verbindung, aus, 
fo erhalte die Nothwendigkeit einer kraftvollen Kriegs⸗ 
Gewalt, eined Bundesgerichtes und landſtändiſcher, 
durch den Bundeövertrag geficherter Verfaſſungen, eine 
verſtärkte Wichtigkeit » **), 

Diefen Grundfägen gemäß, drang Breuffen, in 
feinen verfhiedenen Entwürfen des Bundesvertrags 
daranf, Daß «alle Mitglieder des Bundes fi) verbinde 
ih machen möchten, je dein ihrer Untertbanen 
folgende Bes.chte, als folche dereu jeder Teutſche ges 
nieſſen mifffe, unverbrüchlich einzurdumen» ***). . 

1) Die Freiheit,. ungehindert und ohne Entrichs 





*) Acten d, m. C. Bb. II, ©. 184, 
°, Ebendaſ. &. 16 
vr) Ebendaſ. S. 45 ff. 
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tüng einer Abgabe, in jeden andern sum Bunde gehö⸗ 
senden Staat aus zuwandern; ausgenommen, wenn 
es in aufrührifcher Abſicht geſchieht, oder um der Uns 
terfuchung eined Verbrechens zu entgehen, oder um 
Ah, innerhalb des 18. und 25. Jahres, der Kriegs⸗ 
licht zu entziehen, fo auch während eines Kriegs bei 
den zur Vaterlands Vertheidigung irgend Verpflichteten. 
‚ 2) Die Freiheit, in Eivils oder Kriegsdienſte 
eines andern Bundesſtaates zu kreten; mit dem 
vorhin gedachten Ausnahmen. Wer Untertban meh _ 
rerer Staaten zugleich iR, bleibt folhes in Anfehung 
ber mit feinen Befigungen verbundenem Realrechte, 
aber flr feine Berfon muß er ch erklären, Wen er 
als feinen Landesherrn anerkennen wolle; bie Umändes 
rüng feiner Erklärung, ſteht ihm nachher nur unter 
Ben vorhin erwähnten Beſtimmungen frei. 3) Die reis 
beit, fih auf jeder teusfhen Lehranſtalt zu 
Bilden. Dadas Studium auf fremden Univerktäten, 
nicht ciner Auswanderung gleich zu ſtellen iſt, fo finden 
Biebei die bei Rum. ı genannten Einfchränfungen nicht 
Kati. Doch muß der fiudirende Kriegsdienfpflichtige, 
Erlaubnig in fo fern nachfuchen, als er nach den Lan⸗ 
desgeſetzen einer ſolchen zu jeder wefentlichen Entfers 
nung von feinem Wohnort bedarf. Diefe Erlaubnig 
Darf nicht erfehwert, und nur dann verweigert werben, 
wenn folche8 auch bei Nachſuchung um Erlaubniß, eine 
"gleich weıt entfernte inländifche Univerfitätgg bezichen, 
gefchehen würde. 4) Die gefegmäfige Frefheit und 
Sicherheit der Perfon, fo daß Eeine diefelbe krän— 
Eende Verfügung getroffen werden kann, welche nicht 
genau mit den Landesgefegen übereinftimmt, und durch 
den ordentlichen Richter verfügt wird. 5) Die Si— 
cherheit des Eigenthums gegen jede Beeinträchtis 
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gung, mithin auch gegen den Rachdrud. Ueber dies 
fen fol zwar ein eigenes Gefeg gegeben werden; indeß 
wird fchen bier beftimmt, daß feine mit dem Priviles 
gium eines Bundesſtaates gedrudte Schrift, während- 
Der Leber Szeit des Verfaſſers, und 30 Fahre nach fels 
nem Tode in Teutſchland nachgedruckt (und ein folcher, 
oder ein ausländifcher Nachdruck, daſelbſt in Haudel 
fommen?) darf. 6) Die Freiheit, Beeinträchti— 
gungen der perfönlichen oder Eigenthums— 
vechte, gegen jedermann nach den Gefegen vor dem 
ordentlichen Richter verfolgen, und wegen verweigers 
ter, verzogerter, .oder gefegwidrig geübter Nechtöpfles 
ge, Beſchwerden bei dem Bunde führen zu kön⸗ 
nen *). 7) Preßfreiheit, gegründet auf die Ders 
antwortlichfeit der Schriftfieler oder, falls diefe nicht 
genannt find, der Buchhändler oder Drucker, Doch vers 
eindar mit der nöthigen polizeilichen Aufficht auf die 
Herausgeber (Herausgabe) periodifcher Schriften. 8) 
Bänzlihe Aufhebung der Leibeigenfchaft, wo 
foiche noch vorhanden, mit alten daraus fliefenden 
Rechten; worunter jedoch nicht bloffe, auf dem Bes 
gewiffer Srundflüde haftende Leitungen zu verfichen 
find. 

Diefen Rechten wurden von preuffifcher Seite, 
in einem Entwurf der Bundesverfaffung vom Anfang 
des Aprils 1815, noch folgende hinzugefügt **). ı) 
Uneingefohränfte Religionsüubung. 2) Die 
fatholifhe Religion in Teutfchland, wird, unter: 
der Garantie des Bundes, eine fo viel möglich gleichs 


*) Mehr hievon oben, in dem Bericht von dem Bundes 
gericht. 
»e) Acten d. w. C. Bd. J, Heft 4, ©. 109 u. 110. 
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ſßrmige, zuſammenhängende, Verfaffung erbaftert. 
5) Dap die Richter in Klagen gegen deu Fans 
desherrn, in demjenigen was die ( gefegmäfige Erör⸗ 
ferung und) Entfoheidung der Sache betrifft, ihres 
als Untertbanen , oder fonft in irgend einer andern 
Eigenfchaft geleiketen Eides entbunden feyn follen, 
auch Fein Richter anders als durch fürinlich gefpros 
chenes Urtheil feines Rihteramtes entfegt werden 
fo. — Wie Breuffen auch den Vorſchlag gethan habe, 
Bas zu errichtende Bundesgericht für competenf zu 
erklären, für gewiffe Klagen der Unterthanen 
wider ihre Landesherrfchaft, iR in der nächſtvor⸗ 
hergehenden Abhandlung fchon berichtet worden. 

Endlich Fam, in dem legten preuffifchen Ents 
Wurf, vom 12. Mai 1815, noch Folgendes Hinzu *). 
r) Die drei chriſtlichen ReligtonsParteien, 
genieflen in allen teutfchen Staaten gleiche Rechte, 
und 2) den Bekennern des jüdifhen Slaubens 
werden, in fo fern fie fich der Leiſtung alter Bürger: 
lichten unterziehen, die denſelben entfprechenden Blüirs 
gerrechte eingeräumt. 3) Die katholiſche Reli— 
gion in Teutfehland, wird, unter der Garantie ded 
Bundes, eine fo viel möglich gleichförmige, zufammen? 
bängende, und die zu Beflreitung ihrer Bedürfniffe 
nothwendigen Mittel fichernde Verfaſſung erhalten. 
4) Die Rechte der Evangelifchen, gchören in jedem 
Staat zur Landesverfaffung,, und ihre auf Friedens} 
ſchlüſſen **), Grundgefegen, oder andern gültigen Vers 
traͤgen beruhenden Rechte, ind dem Schuß des Bun 
Des anvertrant. 


*) Acten d. w. C. Bd. Il, ©. 305 u. 309. 
”) Alfo namentlih auch des ReligionsFriedens, und des 
weftphälifchen. 
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Deftreich, in Einverfländniß mit Prenffen, 
that in feinem am 23. Mai 1816 vorgelegten Entwurf *), 
welchen man den oftreichifchs prenffilchen nennen 
kann, den Vorſchlag, den Unterthbanen der Bundes⸗ 
Raaten folgende Nechte zuzufichern, die es groſſentheils 
auch fchon in zwei früheren Entwürfen in Antrag ges 
bracht harte **‘. ı) Grundeigenthum .auffers 
halb des Staates, den fie bewohnen, zu erivers 
ben und zu befigen „ ohne deßhalb in dem fremden 
Staate mehreren Abgaben und Laften unterworfen zu 
feyn, als deffen eigene Unterthanen. 2) Recht, in Eivils 
oder MilirärDienfte eines andern tentichen Bulte 
desſtaates zu treten. 9) Recht deB freien Wegzugs 
aus einem teutſchen Bundesflaat in den andern, in fo 
fern der Auswandernde feine Militärpflicht erfüllt hat, 
und ausmweifen kann, daß er in dem andern ale Ins; 
terthban angenommen wird. 4) Freiheit von allen 
Abzugs- und Erbfehaftfleuern, von dem außer 
ziehenden Vermögen, ſo fern es in einen andern teuts 
fen Staat übergeht. 5) Mit Abfaffung zweckmäflger 
Gehege über Preßfreibeitud Büchernachdruck, 
desgleichen 6) für Freiheit des Handel und Vers 
kehrs zwifchen den teutfehen Staaten, fo wie für 
die Schiffahrt, auch 7) über andere, auf gemeins 
fame Wohlfahrt Bezug habende Angelegenheiten, 
wird fin die Bundesverfammlung Befchäftigen. 8) Die 
Verfhiedenheit der drei chriſtlichen Reli— 
gionsParteien, kann feinen Unterfchied im Genuß‘ 
bürgerlicher und politifcher Rechte begründen. 
9) Din Befennern des jüdifhen Glaubens, 


») Acten d. w. C. BB. II, ©. 320 ff. 
*) Ebendaſ. S. 5 u. 313 £. 
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werden, in ſo fern ſie ſich ber Leiſtung aller Bürgers 
Richten unterziehen, die denſelben entſprechenden Bür⸗ 
gerrechte eingeräumt, und wo dieſer Reform Landes. 
verfaſſungen entgegenſtehen, verpflichten ſich die Lan⸗ 
desherren, dieſe Hinderniſſe fo viel möglich hinwegzu⸗ 
rdumen. 10) Für die katholiſche Kirche in Teutſch⸗ 
"Sand, und 11) für Die Rechte der Evangeliſchen, 
wiederholte Deftreich faft wörtlich Diefelde Beſtimmung, 
welche oben aus dem lebten preuffifchen Entwurf, 
unter Rum. 3 und 4 angeführt ftehen. 
Dagegen fhien Deftreich den preuffifen, 
. noch im Mai 1815 wiederholten *), Vorſchlag wider den 
Schul⸗ und UniverfitätdsBann, oder für bie 
Sreiheit e der Bildung auf fremden teutfchen Lehrans 
Halten», nicht zu begünfligen. — Wohl aber wollte 
Deftreih, noch in feinem nächſtvorhergehenden Eut⸗ 
wurf **), gleihfall8 vom Mai 1815, daß nebfl der 
Sandftändifchen Berfaffung, auch «bie beſtehende pers 
fönliche Fräheit aufrecht erhalten, oder, wo. fie 
bermal nicht vorhanden ſey, jetzt eingeführt, und ums 
ter Schug und Garantie des Bundes geflelit werde r. 
— Yuch hatte derfelbe Hof, in feinem Eutwurf vom 
Dec. 1814 ***), den fpdterhin von ihm aufgeges 
benen, wiewohl von Preuffen noch im April vorges 
gebrachten Borfchlag gethan, «die Aufhebung der 
Leibeigenfchaft, wo fie noch beficht , binnen Drei 
Sahren, gegen Losfauf und Eutfohädigung der Leib⸗ 
herren», feftzufegen. — Endlich hatte auch Oeſtreich 
noch im Mai 1815 Darauf angetragen ****), «Daß jeder 


°) Acten d. w. €. Bd. IL, ©. 305. 
20) Ehendaf. ©. 311 f., Art. 14. 
»s⸗) Ebendaſ. S. 5. 

“.... Ebendaſ. S. 313. 
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Eonfeffion die ausſchlieſfſende Verwaltung der 
Gegenftände ihres Cultus und ihrer Kirchen, 
gcelder», in der Bundes Acte verſichert werde; fers 
ner, daß die Ungelegenheiten der katholiſchen Kir 
be, mit den römiſchen Hofe auf der Bundes 
verfammlung follten verhandelt werden. 

Diefelben liberalenGrundfäge, denfelden ruhmwür—⸗ 
digen Eifer des öffreichifehen Cabinets, bethätigte der 
Herr Fürſt von Merternich auch in den Conferenzen, 
ſo ofr ſich Anlaß dazu darbot. Als Wirtemberg (zo: 
Dct. ı8ıy4) eine Aeufferung «wider die Nothwendig— 
feit der Feſtſetzung Der Rechte der Unterthanen der teut— 
fhen Nation», fchriftlich gun den Acten gegeben hatte, 
erklärte Dieter Öftreichifche Staatsmann zu Protocoli *)4 
«daß eine folche Feflfegung ſchlechterdings noth- 
wendig fey, daß in der vorigen DVerfaffung dem 
teutfchen Untertbanen gemwiffe Rechte zugefichert gewes 
fen, in den legten Zeitenaber in einzelnen Staa— 
ten folche Bedrüdfungen eingetreten feyen, 
wider welche die Untertbanen in der Zus 
funft nothwendig gefihert werden müßten, 
wie denn z. B. in einigen Staaten die Verfünung ges 
troffen worden, daß die Begüterten einen Theil des 
Jahrs in der Nefidenz zubringen follten, welcher Zwang 
in einzelnen Fällen fogar über die Grenzen der Mögliche 
£rit hinausgehe, wie 3. B. feine Familie in fünfvers 
fihiedenen Staaten poffefftonirt fen, gleichwohl fein 
Menſch jich vervichfältigen Fönne, um jenem Anſinnen 
in Diefen verſchiedenen Staaten Genüge zu leiſten». 

Zu den liberalſten Grundfägen bekannte fh Hans 
naBer Mir Eiferbefämpftecs, in den ganzen Laufe 


*) Acten d. w. €. Bd. Il, S. 88 Vergl. auch S. 108, 
Klüber’s Ueberſicht. II. & 
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des Congreſſes, jeden Widerſpruch gegen feierliche An⸗ 

erkennung, Schfesung und Gcwährleiftung der Nechte 
der Untertdanen. Die oben genannten zwölf Artikel, 
hatte ed, gleich im Anfang des Congreſſes, mit Deft 
reich und Preuffen verabredet; und ald Baiern und 
Wirtemberg gegen die darin vorgefchlagene Zeftfes 
gung der ſtändiſchen und der individuellen Rechte der 
teutichen Unterthanen, Widerfprüche geäuffert hatten, 
erklärte es, in einem eigenen fohriftliden Votum *), 
folgende Dauptfäße. 

Es könne den Sag nicht anerfennen, daß felbft 
nach den in Teutſchland vorgegangenen Staatsveräns 
derungen, den Zürften ganz unbedingte oder 
rein deſpotiſche Rechte über ihre Untertha— 
nen zuflünden. Die zwifhen Buonaparte und den 
teutfchen Fürften gefchloffenen Berträge, bätten 
den Rechten ihrer Unterthanen de jure Nichts vers 
geben fünnen. Der Verfall der teutfchen Reichsver— 
faffung, habe den Umſturz der teutſchen Territorial— 
Verfaſſung im rechtlichen Sinn feineswegsnad 
ſich ziehen können, foferndiefe nicht Puncte betroffen 
babe, die ausfchlieffend ihr Verhältniß zu dem Neich 
bezweckt hätten. Kein teutſcher Fürft werde wüns 
ſchen wollen, in dem Ficht fich darzuſtellen, als habe 
er mit einem fremden Fürften einen Vertrag gegen 
feine Untertbanen eingehen wollen, und ſelbſt die Rhein— 
bund Acte, weit entfernt den Fürften defpotifche Grunds 
fäße einzuräumen, befchränfe diefelben inwefentli« 
hen Stücken. Die fpäterhin mit den alliirten Mächs 
ten gefchloffenen Verträge, worin diefe den beitreten: 
den Fürſten die Souveraincetätsfiechte ficherten , hät: 


*) Acten d. w. C. BET, Hcftı, S. 68 ff. Bd. II, ©. 107- 
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ten diefen Fürften nicht Rechte beilegen können 
oder wollen, welche fie vorhin nicht legaliter 
befeffen gehabt Hätten; denn dieſe Mechte feyen eins 
mal nicht Segenftand der Unterhandflung gewefen, und 
andern Theile liege in dem Begriff der Souveraincrätds 
Rechte nicht Die Jdee der Defpotie, Der König von 
Großbritannien fey unläugbar chen fo fonverain, wie 
jeder andere Fürft in Europa, und Die Freiheiten feines 
Volkes, weit entfernt feinen Thron zu untergraben, 
befeftigten ihn vielmehr. Hannover mufle daher dars 
auf beſtehen, Daß Vie Rechte beffimmt werden, weis 
che den teutfhen Unterthanen von Alters Her 
zugeſtanden; daß ausgefprochen werde, daß die auf Ges 
fege oder Verträge berubende TerritorialPBerfaß 
fung, unter Vorbehalt der nöthig werdend:n Modifi— 
cationen, beſtehen folle; dag Landſtände mit weſent— 
lichen Rechten eingeführt oder erhalten werden *); daß 
die Richter, in Sachen wo der Landesherr Partei ifl, 
von ıbien Pflichten gegen dirfen zu entbinden, 
uud anzumweifen feyen, lediglich nach den Gefegen, mit 
Hintanfegung aller etwaigen CabinetsReſcripte, 
zu fprechen. Nur durch folche liberale Grundfäge könne 
man, bei dem jegigen Zeitgeift, und bei den bill 
gen Forderungen der teutfehen Nation, bofs 
fin, Ruhe und Zufriedenheit hberzuftellen. 
Deftreich und Prenſſen erklärten, in der Si— 
gung vum 22. Dct. 1814, «ihr völligesEinverffänds 
niß mit dem Inhalt diefer hannöveriſchen Erklärung »; 
ja, der Herr GStaatdkanzler Für Hardenberg 
behielt ich ausdrücflich vor, dazu noch einen Nach: 


*) Das Nikers kievon, in der nächſtvorhergehenden Abhands * 
lung. 
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trag au liefern 9; welcher vermuthlich in der, oben 
fchon erwähnten, preyſſiſchen Note vom 10. Schr. 1815 
zu finden ifl. 

Derfelbe Geift arhmet in mehrfachen Erflärungen, 
welche, feit dem 16. Nov. ıdı4, auch die vereinigten 
Sürjten und freien Städte Teutfchlands auf dem 
Congreß einreichten. Auch fic Drangen auf Errichtung 
einer Eräftigen und liberalen Verfaſſung, die zu Side; 
sung der Freiheit und Unabhängigkeit Teutfchlands und 
ber Teutfchen nothwendig fey, und auf Gerechtigkeit 
gegen Alle **). Gie forderten einen Bındesvertrag, 
worin «nicht bloß das rechtliche Verhältniß der Buns 
Desgenoffen unter fi, im Allgemeinen beffimmt, 
und ihre GSelbftfländigfeit und Integrität garantirt, 
fondern auch zu gleicher Zeit den teutfhen Staats: 
Bürgern eine freie geordnete VBerfaffung, 
durch Ertheilung gehöriger ſtaatsbürgerlicher 
Mechte gefichert werde» ***). 

Sp wirddenn, was Deffreich, Preuffen und 
Hannover, waß die vereinigten Fürftlen und 
freien Städte, in Hinfiht auf Beflimmung der 
Rechte der teutſchen Unterthanen auf dem Wiener Cons 
greß zu thun fich beftrebten, in Teutfihlands Annalen 
feine Stelle finden. Mit Recht konnten demnach Sach 
fen Weimarund Anhalt, Eurz vor dem Schluß des 
Eongreffes, den Geift der Freiheit und Billigs 
Feit rühmen, womit von Geite der erfien Mächte 
Teutſchlands, die Erörterung der Artikel des Bundes 





®) Acten d. w. €. B8. II, &. 107. 
) Ebendaſ. Bd. I, Hctı, ©. 74 f. 8o f. Heft 4, &.43f. 
Bd. Il, ©. 373 — 379g. . 
ve) Ebendaſ. Bd. I, Heft 4, ©. 44 
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vertrags geleitet und unterfiügt worden ſey, deſſen 
Sortdauer dem Bunde feine Seftigkeit verfpreche, und 
gewiß Jeden, der den Bund felbft wünfche, in dem 
freien Entſchluß beſtärke, mit jenen fhügenden Mächs 
ten Europa’d und Teutſchlands fer verbunden zu blei⸗ 
ben *). _ 

No iſt übrig, auch der Erflärungen Baterns, 
und Wirtembergs zu gedenfen. 

Wirtemberg fihien die in den zwölf Artikeln, 
Art. 2, in die Beflimmung des Bundeszwecks aufges 
nommene » innere Sicherheit der verfaffungsmäfigen 
echte jeder Elaffe der Nation « anflößig. Es verlangte 
nähere Erläuterung, über den Sinn der Worte: vers 
fafiungsmafig, Elaffe und Nation. Befons 
ders, meinte cd, fpreche Die ald Bundeszweck mit ans 
gegebene Erhaltung der äuffern Ruhe und Unabhäns 
gigfeit, gegen die ſcheinbar im Ausdruck liegende 
Abficht, aus verfchiedenen Völkerſchaften, 3. B. Preufs 
fen und Baiern, fo zu fagen eine Nation fchaffen zu 
wollen. Auch fey der im 3. Art. gebrauchte Ausdruck 
Regierungs Rechte nicht paffend; ed müſſe Sous 
verainetätsNchte, oder Oberherrſchaft, oder | 
Unabhängigkeit beiffen. Ge. königliche Majeftät: 
bielten Sich vollflommen überzeugt, daß an Peine 
Schmälerung oder Beſchränkung der Allerhöchſt⸗ 
denenſelben bis jetzt zugeſtandenen, auf Tractaten und 
Anerkenntniſſen beruhenden SouverainetätsRechte ges 
dacht werde **). — Der wirtembergiſche Herr Bevoll⸗ 
mächtigte erklärte, er ſey inſtruirt, ſich auf Nichts 
einzulaſſen, was die Rechte des Souverains im 


——— 


*) Acten d. w. €. Bd. II, ©. 537 u. 548. 
*., Ebendaf. S. 97 f. 
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Snnern beſchränken Eönne, und glaube er, daß 
das, was Die Rechte der Einzelnen gegen ihren Souve⸗ 
rain betreffe, nicht in die BundesAlcte gehöre *). — 
Dagegen erinnerte der Herr Zürft von Metternich, 
»daß in neuern Zeiten defpotifche Mechte, derglei— 
Ken man nicht Begehren Fünne, mit dem Wort Gous 
verainetätsRechte confundirt worden fenen« **). 
Wider den zwölften Artikel, wo von Rechten, 3. 
B. der Auswanderung, der Annahme von Kriead» 
oder bürgerlichen Dienften in andern teutfchen Staaten, 
die Nede ift, welche jeder Teutfche in jedem teutfchen 
Staat unaefränft genicflen ſoll, erflärte Wirtems 
berg: »nie könne in einem Staatsvertrag die Rede 
ſeyn, von Berbältniffen einzelner Untertha— 
nen gegen ihre reſp. Staaten; alles dahin Ab— 
zielende müſſe nothwendig aus demſelben hinwegblei— 
ben«***). — Als am Ende des Congreſſes, Wirtem— 
berg wegen Aufnahme in den teutſchen Bund unters 
handelte, war fein Widerfpruch gegen denjenigen 
Theil der BundesActe gerichtet, in welchem Beflim- 
mungen der die Sandftändifche Verfaffung, über die 
Nichte der Untertbanen und Standesherren, tiber die 
Entfihädigung des fürftlichen Haufes Thurn und Taxis, 
für die ihm gegen den Anhalt des ReichsDeputations— 
Dauptfchluffes entzogenen Poſten, u. da m. enthalten 
find ***). 
Baiern ſchien jede poſitive, von ihm allein 
nicht ausgehende Einſchränkung ſeiner iunern und auf 





— — 


*) Aeten d. w. C. Bd. II, ©. 107. 

»*) Ebendaſ. S. 109. 
“.., Ebvendaſ. S. 102. 

... Ebendaſ. S. 565 f. u, 575. 
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fern Regierungsgewalt, für unvereinbar zu halten 
mit feinen Militärverhältniffen; es könnten » Kriege 
im Drient oder Dccident von Europa außbrechen, an 
welchen Baiern Jutereſſe habe Antheil zu nehmen «+. — 
Auch ihm ſchien der in dem zweiten der zwölf Artikel 
gebrauchte Ausdruck » Zuficherung der Rechte für eine 
jede Elaffe der Ration« zu weit gehend, weilins 
fonderheit in Dinfiht der Juden denkbar ſey, daß 
fie in einem Staat nicht gleiche Rechte wie in den 
übrigen geuöffen. Doch bezeigte Herr Fürſt von Wrede 
fih nachher mit der erhaltenen Erklärung zufrieden, 
daß hier nur von verfaffungsmäfigen Rechten 
die Mede fen, mithin, wenn durch Die Verfaſſung für 
die Juden Nichts fellefese worden, Durch dieſen Ar⸗ 
tifel feinem Landesherrn die Hände gebunden feyen **). 
Diefer Bevollmächtigte firgte jedoch in Der Folge noch 
Dinzu, Daß er zwar mit den nach dieſer Erklärung in 
dem 2. Artikel enthaltenen Grundfägen, darum 
aber noch nicht mit der von feldigen zu machenden 
Anwendung, einverflanden ſey***). — 

Es fey, erklärte Baiern ferner, nicht gefinnet 
fih der Ausübung irgend eines Regierungsrechtes zu 
begeben, welches der ihm durch Die neueſten Verträge 
garantirten GSouverainetät auffebe, und welches es 
bisher vechtmäfig ausgeübt Habe. Es glaube nicht, 
iiber feine Untertdanen, über welche es unbedingte, 
durch Ältere und neuere Verträge anerfannte und ges 
fiiherte Negierungsrechte ausübe, das Recht einer 


\ 


*) Acten d. w. C. Bd. II, ©. 115, vergl. nit ©. 85 f. u. 
116 ff. | 

*.) Ebendaſ. ©. Bo. 

., Ebendaſ. S. 108. 
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Berufung an den Bundesrath einräumen zu 
fünnen. Die baierifhe Regierung erkenne auch in 
Klagefachen gegen fic ſelbſt, die Competenz der von ihr 
niedergefegten Gerichtshöfe an; fie unterwerfe fich, 
wie fchon mehrere Fälle zeigten, dem Ausfpruch ihres 
oberſten Gerichtshofes, wider deſſen Urtheile Feine Des 
rufung mehr flatt finde *). 

Baiern verlangte, daf in der BundesActe aus⸗ 
brücklich erklärt werde, der Wirkungskreis der Buns 
desverſammlung deziche fich keineswegs auf die innee 
ren Landesaugelegenheiten; es könne alfo bei Aunabs 
nie der bei ihrer Eröffnung und weiter zu beſchließenden 
Grundgeſetze, kein Bundesglied gebunden 
werden **), Dieſem gemäß, wre Baiern nicht zur 
geben, daß in der BundesActe Gleihheitder bürs 
gerlihen und politifchen Rechte der Mits 
glieder der verſchiedenenſchriſtlichen Relis 
gionsParteien, und Dichte der Juden fefigefegt 
Würden. Beflimmungen diefer Art, fo fern fie nicht 
Einrichtungen im Innern der Staaten befchränfen 
foflten, möchten der Bundesverſammlung vorzubchal: 
ten ſeyn ***8). Es wollte nicht zugehen, daß in der 
BundesActe Rechte der Unterthbauen feflgefest 
würden, fondern nur fo vich, »daß die BundesSou: _ 
veraine in Berathung treten wurden, um den Un— 
gerthanen die möglihften Erleichterungen zu 
treffen, fo weit eg nur die Berhältniffe ger, 
Ratteteu«. | 

Dahiu werde vorzüglich zu rechnen fiyn: a) dag 


“) Acten d. w. C. Bd, If, S. 108. 
*#) Ebendaſ. ©. 354. 3Ra. 
) Ebendaſ. ©. 365. 387. 
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Recht, Grundeigentygum in frembem Staatsgebiet 
zu erwerben und zu befißen, u. f. w., mie in dem 
Entwurf der BundesActe; — b) nicht das Recht, 
fondern die Erlaubniß, in Eivils oder Militärs 
Dienfte eine andern Staates zu treten; c) nicht das 
Recht, fondern die Erleichterung des freien Wegs 
zuge; d) die Freiheit von Abzugs- und Erbs 
fhaftSteuern nur in fo fern, als nit dem 
andern Staat nicht beſondere Freizügigkeitss 
Berträge befieben; e) über Preßfreipeit und 
wider den Nach druck, babe die Hundesverfammiung - 
® nicht gerade bei ihrer erften Zufammenfunft, auch 
nicht mit Gefegen, fondern nur mit VBorfchlägen 
fih zu befchäftigen *)) — Für Freiheit des Hays 
dels und Verkehrs, für Schiffahrt und andere, 
anf die gemeinfame Wohlfahrt fich bezichende Angeles 
genheiten. habe die Bundesverſammlung zweckmäſige 
Anordnungen nicht zu treffen, fondern bloß im 
Berathung zu treten, fo weit ed nur die beftehens 
den Verhältniſſe geftatten,, und feine jura singulorum 
gefränft würden. Befchlüffe darüber, könnten im 
deß nur durch allgemeine Einfimmung aller Mit, 
glicder des Bundes, zu Stande fommen **), — Spf: 
terhin beharrte Baiern bei diefer Erklärung, und 
verlangte namentlich Beibehaltung der von ihm zu dies 
fem Artikel „die Rechte der Unterthanen betreffend, 
vorgefchlan WER Einleitung (daf die Bundes Souveraine 
in Berathung treten würden ıc.); welchem auch 
der großherzoglichsheffifhe Herr Bevollmäch⸗ 


*) Acten d. w. €. Bd. II, ©. 368. 387 fü 
”*) Ebendaſ. ©. An. 388. 


& 
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tigte beitrat. Diefer Antrag ward jedoch nicht bewils 
ligt *). ‘ 


Auſſerdem famen noch vier Puncte in befondere 
Erwägung: Gleichfürmigfeit der Grundfäge 
über Militär Pflichtigfeit der Unterthanen in allen: 
Bundesftaaten; die Frage von Fortdauer oder Aufbes 
bung der Nachſteuer Berechtigung der Priva— 
ten (Stadträthe, BatrimonialGerihte, Communen) ;- 
Die Rechte der Juden; die Eingangsworte des 
Die Rechte der Unterthaten betreffenden Artikels 18. — 
Die Verhandlungen über jeden diefer vier Puncte, mit 
Ausnahme Desjenigen, welcher Die Fuden betrifft, dem 
unten cin eigener Bericht gewidmet iff, waren folgende. 
Sachſen (Königreich) machte den Antrag, der 
BundesActe die Abrede cinzuverleiden, daß in der 
Bundedverfammlung die Einführung möglichft gleich 
förmiger Grundfäge über die MilitärPflich— 
tigfeit der Unterthanen in den Bundesſtaaten, in 
Berathung genommen werden folle, Damit wegen der 
dermal vormwaltenden Verſchiedenheit der gefeglichen 
Vorſchriften über diefen Gegenſtand, nicht cin ungleich— 
artiges, fiir einzelne Bundesglieder nachtheiliges Ber: 
hältniß entſtehen möge **). 
Die Zweckmäſigkeit diefed Antrags, und deffen 
Uchereinffimmung mit dem alffeitigen Ineſſe, waren 
fo einleuchtend, daß Derfelbe fofort ohne Widerfpruch 
von irgend einer Seite, auch der Baierifchen, angenom: 
men ***), und in den 18. Artikel der BundesXcte, 
lit. b, Rum. 2, aufgenommen ward. 
— — — — 







Acken d. w. €. BI, S. 441 f 
24) Ebendaſ. S. 502 u. 508 f. 


es.) Ebendaſ. S. 502, @ 
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Die Aufhebung der Nachſteuer unter den 
Bundesftaaten, fo fern unter einzelnen derfelben nicht 
befondere Verhältniffe durch Freizügigkeits Verträge 
befichen,, war für die BundesXcte (Art. 18, lit. c) 
ſchon befhloffen, als Sachſen (Königreich) in der 
achten Eonferenz, vom 5. Junius, noch die Nach 
ſteuerBerechtigung der Privaten, 3. B. der. 
Städte, PatrimonialGerichtsherren, Communen, zur 
Sprade brachte, und' darauf antrug, in Anfehung 
derſelben ausdrücklich eine Ausnahme von der Regel 
der Aufhebung zu machen *). — Der Vorfchlag ward 
fofortaugenonmen; wie es ſcheint, ohne daß von, 
irgend ciner Seite Bedenken oder Zweifel deßhalb. 
errest ward **), Bu 

Aber fhon in der folgenden Sitzung machten bie, 
großherzoglich- und Herzoglich » fähfifchen. 
Häuſer Einwendung gegen diefe Ausnahme, weil das, 
durch die wohlthätige Hauptabficht der Abfchaffung der, 
Nachſteuer groffentheils vereitelt werde. Warum, frags, 
ten fie, den Schritt zum anerfaunten Beffern nur, 
halb, nicht ganz thun, wie es Anfangs die Abficht 
war? Warum nicht auch durch uneingefchränfte Nache 
fsuerfreiheit, die innige Vereinigung der Bundesſtaa⸗ 
ten, und den freien Berfehr befördern „ der Fünftig 
unter ihnen befichen fol? Die Regierungen nichrerer, 
teutfchen Länder, zu welchen auch die herzoglich-ſäch⸗ 
fiichen gehörten, hätten in der neuern Zeit fihon durch 
Verträge diefe Freiheit ihren Untertdanen uneinges, 
ſchränkt zugefichert; und die zu Erhebung der Nachs. 
fieuer bis dahin berechtigten Privaten, die Stadts 





*) Acten d. w. C. Bd. II, ©, 502 u. 509. 
*.) Etendaf. S. 502. 
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rathe, PatrimoniafGerichte und Eommunen, hätten, 
anerfennend die liberalen Beweggründe hiezu, fish 
Dabei beruhigt. Jene Regierungen müßten daber 
auch wünſchen, durch die Vorfchrift, welche bier für 
fämmtlide Bundesftaaten aufgeſtellt werde, mit einem 
früher fchon befolgten Grundfag nicht in Widerfpruch 
gefegt zu werden *). 

Diefe erhebliche Einwendung, welcher gleich An⸗ 
fangs Naffau und Mecklenburg beigetreten was 
sen **), ward in ber nächfifolgenden Sigung , der 
gehnten,, von Baiern — das fehon in der zweiten 
Eonferenz auf «befondere Vorkfehrung wegen der Pri— 
vat NachſtenerBerechtigten, 3. DB. der Städte und mil 
den Stiftungen», angetragen hatte**) — ale Antrag 
förmlich aufgefteltt, folcher von BPreuffen, Weimar, 
Mecdlenburg und Naffau ausdrücklich unterftügt, 
und hierauf, da Sachfen deßhalb keine neue Erinnes 
rung machte, einhellig befchloffen, «den Vorbehalt 
ber Rechte der privatorum bier unberührt zu laſ⸗ 
ſen Kr), 

Was endlich betrifftden Eingang bes 18, Artikels 
der Bundes Acte, anlangend die Rechte der Unterthanen, 
fo lautete derfelde in der neuen Abfaffung des Entwurfs 
der BundesActe, welcher in der fiebenten Conferenz 
übergeben ward, wie folge. «Den Unterthauen 
ber teutſchen Bundesſtaaten, wird von den Bundes 
gliedern gegenfeitig zugeſichert⸗ F u: f. w. 
An deren Stelle ward, noch in der zehnten Gigung 


°) Acten d. w. C. Bd. II, ©. 514, 537 f. 536. 
”) Ebendaſ. ©. 514. 

»r, Ebendaſ. S. 388. 

“r.) Ebendaſ. S. 536. 

+) Ebendaſ. S. 419. Art, 19. 
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som B. Junius 1815, folgende Einleitung — wie es 
fcheint, auf Baierns Beranlaffung *) — befchlofs 
fen : « Die verbündeten Zürften und freien Städte foms 
men überein, den Untertbanen der teutſchen 
Bundesftaaten folgende Rechte zuzufichern **)». 

Diefe Einleitung ward in die BundesActe (Art. 
38) aufgenommen; nur mit dem Unterfchied, daß in 
folcher flatt «den Unterthanen der teutſchen Bundess 
ſtaaten⸗ ſteht: ihren Untertanen». Eine nicht gleiche 
gültige Aenderung, welche noch in der zehnten Sigung 
erfolgte, ohne dag das Protocol meldet , daß und 
warum fie gefchehen ſey! Das in diefer Sigung ges 
brauchte, gefchriebene Eremplar der neuen Abfaffung 
Des Entwurfs der BundesXcte ***), in welches die 
nachher befchloffenen Aenderungen und Zufäge, in der 
Sitzung brevi manu mit Reißblei eingefchrichen wurden, 
und welches hieraufbei der Neinfchrift gebraucht ward, 
liegt vor mir. Es enthält am Rande, mit Reißblet 
geſchrieben, die Worte: «ihren Unterthanen», ohne 
Eorrectur, und ohne ein anderes Merkmal, welches 
die Abficht der vorgenommenen Henderung fünnte erras 
then laffen. E8 bleibt alfo wenigſtens die Möglichkeit, 
daß die Henderung ohne befondere Abficht einges 
ſchlichen ſey. — Indeß bedarf der Unterfchied zwis 
fchen dieſer Faſſung und derjenigen, welche das Bros 
tocoll (B. II, ©. 556) angiebt, noch weniger aber der 
finufhwere Unterſchied zwifchen beiden gemelde— 
ten Eingängen überhaupt, bier kaum einer Erläu— 
terung. — 


*) Acten d. w. €. Bd. II, ©. 53ı. 
”..) Ebendaſ. S. 530. 
.. Ebendaſ. ©. 474 ff. 
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Nimmt man Alles zuſammen, was in Abſicht 
anf die Rechte der Unterthanen überhaupt — daß 
Heißt, außer der landſtändiſchen Verfaffung, den be 
fondern Rechten der Standesherren und des vormalir 
gen unmittelbaren Reichsadels, und der Nechte der 
Juden, fo auch der durch den Reichsdeputations Haupt— 
ſchluß von 1805 gemachten Beflimmungen über Renten, 
Wenfionen, Schulden, und tarifche Poſtanſtalt — in 
Die DundesActe aufgenommen ward, fo be 
ſteht ed, ſummariſch, in Folgenden. 


- 1 Die Verſchiedeuheit der chriſtlichen 
MeligionsParteien kann keinen Unterfchied in dem 
Genuß der bürgerlichen und politifchen Rechte begrüns 
den (Art. 16.). — II. Die verbündeten Fürſten und 
freien Städte kommen überein, ihren Unterthas 
nen folgende Rechte zuzuſichern. 1) Ausländis 
ſches Grundeigenthum zu erwerben und zu bes 
ſitzen, ohne deßhalb in dem fremden Staat mehreren 
Abgaben und Laften unterworfen zu fepn, als deffen 
kigene Unterthanen. 2) Die Befngniß a) des freien 
Wegzugs aus einem Bundesflaat in den audern, 
der erweislich fie zu Unterthauen annehmen wi; auch 
b) in Eivils und MilitärDienfte deffelben zu 
treten; beides jedoch nur, in fo fern Feine Verbindlich. 
keit zu dem MilitärDienft gegen das bisherige Vater: 
Sand im Wege ficht; indeß foll bei der Bundesver— 
fammlung die Einführung möglichft gleichförmiger 
Srundfäge über Militärpflichtigkeit, in Pes 
rathung genommen werden. c) Die Freibeit von 
aller Nachſte ner, ſo fern dad Vermögen in einen 
andern reutfchen Staat übergeht, und mit dieſem nicht 
befondere Verhältniſſe durch Freizügigfeits Verträge 
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beſtehen. d) Mit Abfaffung gleichförmiger Verfüguns 
gen über Preffreiheit und gegen den Nach— 
Druck, wird fih die Bundesverfammlung, bei 
ihrer erfien Verſammlung, befchäftigen (Art. 18). — 
-IU. In Abſicht auf Nehtspflege ward ı) für dicjes 
nigen Bundesflaaten, Die (jegt) nicht Suo,noo Einwohs 
ner haben, die Errihtung gemeinfhaftlicher 
oberfier Gerichte (dritter Inſtanz) für mehrere, 
die zufammen wenigſtens jene Volkszahl erreichen, 
dann für die vier freien Städte zufammen feflgefegt, 
do.‘ fo daß in denen Staaten, welche unter 3oo, ooo, 
aber nicht unter 150,000 Einwohner haben, und mo 
fhon jegt Gerichte dritter Inſtanz vorhanden find, 
diefe in ihrer bisherigen Eigenfchaft erhalten werden. 
Sodann ward 2) feftgefegt, daß bei den folchergeftalt 
errichteten gemeinfihaftlichen oderfien Gerichten 
jeder der Parteien freifteben fol, auf Verſchickung 
der Acten an eine teutfche Facultät oder einen 
Schöppenſtuhl, zu Abfaffung des Endurtheils anzus 
tragen (Art. ı2). — IV. Wegen de8 Handels und 
Verkehrs zwifchen den verfchiedenen *) Staaten, fo 
wie wegen der Schiffahrt, nach Anleitung der auf 
dem Eongreß angenommenen Grundfäße, behalten fich 
die Bundesglieder vor, bei der erfien Zufammenfunft 





*) In der neuen Abfaffung des Entwurfs der Bundes Acte 
(5%. II, ©. 493.) ſteht: «zwiſchen den teutfhen 
Staaten ». — In dem fchan mehr angeführten Exemplar, 
deffen man ſich in der zehnten Conferenz zu der definitiven 
Abfaſſung der Bundes Acte bediente, ward inder genannten 
Sitzung mir Reißblei das Wort «teutfhen» ausgeſtri— 
den, und das Wort .Verſchiedenen» darüder ge⸗ 
fihrieven, alfo der Sinn des Artifeld erweitert. Das Pros 
tocoll ſchweigt hievon. 





- 
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der Bundesverſammlung zu Frankfurt in Berathung 
zu treten (Art. ı9). 

Alles, worüber, in Abficht auf Rechte und bils 
gige Aufprüche der Unterthanen in ſämmt— 
Sihen Bundesflaaten, in die BundesNcte cine 
Beſtimmung nicht aufgenommen ward, läßt fich in 
zwei Claffen theilen. 


Die erfte begreift dasjenige, was in den Eons 
gregSöigungen, laut der Protocolle, nicht im 
Antrag am, wenn gleich daffelbe ſonſt auf dem 
Congreß, oder aufferhalb deſſelben, mündlich oder 
ſchriftlich, in gedructen und ungedrucdten Schriften, 
in Anregung gefommen war. - 


Deffen ift fehr viel, und bierunter viel Gu— 
tes. Als Beifpiel diene bier nur Einiges. ») So 
wie Einheit des Kriegsſtaates, alfoauch alls 
gemeine, in einander greifende innere Sichere 
"Heit8Anftalten. — 2) Einheit der bürgerli- 
chen und peinlihen Geſetze, teutfh, dem Geifl 
Der Zeit und des Volkes angemeffen, mit gänzlicher 
Abſchaffung aller fremden Geſetze. — 5) Gleiches 
Rechtsverfahren, in bürgerlichen und peinlichen 
Sachen. — 4 Gleichförmigkeit und Billig— 
keit in der Ausübung des Commerz Regals, nach 
feinem ganzen Umfang. — 5) Gleiches Verhaält—⸗ 
niß in Münze, Maas und Gewicht — 6 Ein— 
heit der Poſtanſtalt; wenigſtens Einförmigkeit 
in der Verwaltungsart ſämmtlicher LandesPoſt—, 
anſtalten, insbeſondere in Abſicht auf Combinirung, 
Influenz und Tarif. — 7) Feſte und umfaſſende Bo 
ſtimmung über die Rechtsgültigkeit oder Ungül— 
tigkeit derjenigen Privatrechte, weiche durch geſetz⸗ 





fiche oder vertragmäflge Beflimmungen ‚unter franzö⸗ 
ſiſcher Herrſchaft in teutſchen Ländern erworben wur⸗ 
den, die zu dem damaligen franzöfifchen Kaiſerreich, 
3. B. auf der linfen Rheinfeite, achörten ®),... 

9 zweite Claſſe der in die Bundesbicte nicht 
aufgefdinmenen Buncte, begreift, ſolche Gegenſtände, 
die in Congr:$Sigungen ausdrücklich in Un, 
trag gekommen waren, Denen aber die Aufnahme in 
Diefelbe, eiumüthig oder durch Mehrheit Der Stimmen, 
verfagt ward. 

Dahin gehören folgende: 1) Ganniche Aufhe⸗ 
bung der Leibeigenſchaft, wo ſolche uoch-vors 
handen; doch ohne dingliche Rechte der Gutsherren 
hierunter zu begreifen. — 9) Verbot des Schul, und 


*) In Hinſicht auf dieſen Gegenſtand, warb am 3. März 
1815 gu Wien, auf Verlangen, folgender Privat⸗ 
vorfhlag einer Congreß Beſtimmung entworfen. « Les 
droits legitänement acquis par des particuliers &tant 
ind&pendans des changemens survenus dans le goüu- 
vernement, toutes les dispositions y relatives, soit 
conventionelles soit legales, validement faites pendent 
la donination frangaise dans les pays allemands ayant 
forme partie de l’Empfire frangais, nomme&ment toutes 
les stipulations, hypotheques, servitudes, alienations, 
changemens, liberations, abolitions ou suppressions 
quelconques, à l’egard de privileges, de domaines, 
de biens communaux ou ecclesiastiques, de fonda- _ 
tions picuses, d’etablissemens de charite ou autres, 
de fiefs, de fideicommis de famille, de propriet6s 
foncieres, de dimes, corvees, et autres redevances 
ou prestations foncieres, patrimoniales, ou feodales, 
seront conserves dans tonte leur inte'grite, dtendue et force, 
de sorte que les possesseurs actuels de ces propriô- 
tes, droits ou redevances, de quelquc nature qu’ils 
puissent etre ou avoir dt, les cunserveront intauts, 
eux et tous leurs höritiers ou succasseurs ». 


Klüber's Ueberſicht. IL. J 
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Univerfität8Bannes, ober Feſtſetzung der Frei—⸗ 
beit, fih jede teutfche Lehranftalt für feine oder 
der Seinigen Bildung zu wählen. — 5) Gefegmäflge 
Freiheit und Sicherheit der Perſon, fo daß 
namentlih Niemand anders ald nad Vorige der 
Geſetze verhaftet (eine Habends Corpus: Acte), noch 
Semand in Mechtfachen feinem ordentlichen Richter 
entzogen werden darf. — 4) Der Recurs an ein 
Bundesgericht, in denen Fällen, welche oben in 
dem Bericht über die Verhandlungen wegen des Buns 
desgerichtes angefühtt find. — 5) Unabhängig; 
keit der Richter von der Landesherrfchaft, bei 
Ferichtlichen Verhandlungen worin diefe als Partei ers 
Teint. — 6): Daß fein Richter anders, als durch 
förmlihen NRechtfpruch des gehörigen Nichterg, 
feines Richteramtes entfegt, oder von ſolchem, 
wider feinen Willen, ent fernt oder verſetzt werden 
Darf. — 7) Freiheit chriſtlicher Religtonds 
übung jeder Art, für alle Unterthanen, welche eine 
Kirchengemeinde zu bilden fih im Stande finden. — 
.B) Berfiherung der ausfchlieffenden Bermals 
tung ihres Kirhenfonds, für jede im Staat an, 
erfannte ReligionsGeſellſchaft. — 9) Theilnahme 
der Bundesverfammilung, an den Verhandlungen der 
teutfhstarHolifhen Kirche mitdem römifchen 
Hofe. — 10) Eine Beflimmung, wodurd die Rechte 
and Unterhbaltungsmittel, fowohl der Fathos 
liſchen Kirche, aldaud der cvangelifchen Kir, 
chengeſellſchaften, inden Bundesflaaten gefichert 
werden *. — 13) Berechtigung und Verpflichtung 





©) Bon den Congreß Verhandlungen über diefen Gegenftand, 
folge unten ein eigener Bericht, 
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der Bundesverfammlung, auch wegen anderer, als 
der genannten, auf Die gemeinfchaftliche Wohl, 
fahrt Bezug babender Angelegenheiten, in Beratdung 
zu treten *). — 19) Der Eingang des achtzehnten, 
die Rechte der Unterthanen betreffenden Artikels, ere 
hielt, wie oben gemeldet, noch in der zehnten Sigung 
eine weit weniger fagende, oder minder bindende und 
beftinnnende Faffung, als im Antrag gewefen, und 
ſchon belicht war. — 135) Der mancherlei Puncte 
nicht zu gedenfen, deren in der BundesActe zwar ers 
wähnt, welchen aber Feine andere als Die aufs und 
wegfchiebende Beflimmung zu Theil ward, daß fle in 
der Bundesverfammiung in Beratbung kommen 
follen. 
Für Vieles, werden bilig denkende Prüfer einige 
Entfchuldigung fuchen, und finden, inder @ile, welche 
gegen das Ende des Congreſſes, wohin die Dauptvers 
bandlungen über die BundesXcte verfchoben waren , 
bei dem nahen Ausbruch des Kriegs gegen Buonaparte 
und deffen Anhang, zur Noth, in mancher Dinfiche 
‚fogar zur Tugend geworden war. Aber darum nicht 
weniger gerecht werden fie die Klagen über die Un—⸗ 
vollfommenheiten der BundesXcte, und eben fö 
sröftend die Hoffnung des Beflern finden, welche be, 





®) Diefe viel fagende Beſtimmung, welche noch in den Te 







ten Entgärfen dev BundesActe ftand (B. II, ©. 323 
u. 5 — laut dei zu endlicher Abfaſſung dey 
Bundes M ſchon mehrmal angeführten HandExemplars — 


in dieſem noch in derſelben zehnten Sigung, wo die Arti— 

Bel der Bundes Acte paraphirt wurden, mit Neißblei wege 

geftrihen. Von dem Wie und Warum, ſchweigt dad 

Protocoll. 
a 





a: 
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fonderg Preuffen und Hannover, Luxemburg und Med 
lenburg, auf dem Eongreß laut werden lieſſen. 

So wünfchte Breuffen, daß der BundesXcte 
sröffere Ausdehnung, Fefligfeit und Beſtimmtheit 
wäre gegeben worden; indeß fey e& beffer, vorläufig 
einen weniger vollftändigen und vollfommenen Bund zu 


ſchlieſſen, ald gar feinen, und bleibe ja deu Berathungen 


der Dundesverfammiung frei, den Mängeln abzur 
belfen 9. — Hannover befannte laut, daß diefe 
BundesXecte die Erwartungen der teutfchen Nation nur 
zum Theil erfüllen fönne. Geine (Hannovers) Ab» 
ficht fey gewefen, zu Errichtung eined Bundes mitzus 
wirfen , der nicht bloß. ein politifched Band unter den 
teutfchen Staaten, fondern zugleich , im Begriff ältes 
ver Verfaffungen, eine Bereinigung Des gefammten 
teutfhen Volkes in fi falle. Daher befonders 
feine Erflärungen über die Rechte der Landftäude, über 
deren Sicherſtellung unter der Gewährleiftung des Bun⸗ 
ded, und über Errichtung und Gewalt eines DBundess 
gerichtes. Wenn es eine Acte unterzeichne , welche dieſe 
Puncte unerledigt läßt, fo geichehe es in der Ueberzeu⸗ 
gung, daß jene Beflimmungen jest nicht zu erlangen 


ſeyen, und daß daher wünfchenswertber fey, einen ııms 


vollfommenen Bund, als Eeinen, einzugeben. Der 
Bund, wie er belicht fey, Fchlteffe keine Verbefs 


. ferung aus; und diefe in oden erwähntem Sinn zu 


befördern, werde es fich et8 bemühen *r*). — Lurems 
burg befannte wicderholt fich zu dem, ©: auch 


Bon Hannover und den vereinigten Zu und freien 










R *) Acten d. w. €. Bd. II, &. 556. 
) Ebendaſ. ©. 524 f. | 
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Städten gedufferten Glauben, es fey beffer gewefen, 
von den alten Reichsformen das Anwenbbare beizus 
behalten. Es ſetze fhon die fortgefegte Spannung 
zum Theil auf Rechnung diefer Neuerung, in der 
man weder fich noch die Zukunft kenne, und den Ers 
wartungen nicht Genüge leifte, fo fehr man auch bie 
Bemühungen der gröfferen Höfe (Deftreich und Preufs 
fen) und ihtk Nachgichigkeit erkenne. Es erfeune die 
Artikel als ein gemeinfchaftliches Band an, das Zeit, 
Erfahrung und ſteigendes Zutrauen erfi beſ— 
fern müfle 9. — Die beiden mecklenburgiſchen 
Häufer erklärten den teutfehen Bund auch nur für eine 
Verbindung, wie folche unter den gegenwärtigen 
Umſtänden und Verhältniffen zu erreichen flehe **). 

So mögen denn felbfi die unbilligen Tadler, in ber 
teutfchen BundesActe in mancher Hinficht noch einen 
Körper fchen, den — Gott gebe bald! — ein Geifl 
finden und erhöhen fann! 


°) Acten d. w. C. Bd. II, G. 546. 
20) Ebendaſ. S. 550. 


V. 


Weber a 
Belimmung des Rehtszuftandes 
der 


Standesherren, 
oder 
der jeßt untergeordneten, ehemaligen reihdfäns 
diſchen Landesherren von fürftlichem oder 
gräflichem Stande, 





Hıs, anf Napoleons Wink, die teutfche Reichsverbin⸗ 
dung fich auflöſete, fiieg ein Theil der teutfchen Staas 
"ten zu politifcher Selbſtſtändigkeit empor. Audere wur 
den, von Rapoleon, einem Theil Derfelben, nur folchen 
Die zu rheinifcher Bundesgenoflenfchaft berufen waren, 
einverleibtz einige mit Broprietät, wie die Reiches 
ſtädte Frankfurt und Nürnberg , verfehiedene Befiguns 
gen des Johanniter⸗ und des teutfchen Ordens, und, 
nad Dem Tode des jegigen Burggrafen, die Reichsburg 
Friedberg; andere wurden ohne Broprierät, bloß 
der Oberhoheit des SouverainStaates unterworfen, 
auch mit Unterordnung der Perſon ihres Regenten und 
feiner Familie unter die Staatshoheit deſſelben. 
Dieſes letztgedachte Loos traf ungefähr achtzig 
reich sſtändiſche Landesherren, von reichsfürſt⸗ 
\ 
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lichem oder reichdgraflichem Stande, die man ſeitdem 

Standesherren, oft auch, durch eine Verwechs⸗ 
Jung publicififcher Begriffe Hd), Mediatifirte, zu 
nnenuen pfleat, und deren reichsftändifche Landeshoheit 
in fo genannte Standesherrlichfeit verwandelt 
ward. Den GeſammtßBetrag ihrer vormals reihsun 
mittelbaren Befigungen, kann man ſchätzen auf nahe 
an 450 Quadratmeilen, mit einer Million und 50,000 
Einwohnern **), | 

Anfer diefen reichsftändifchen Erbflaaten, wurden 
gleichmäfig der Souverainetät rheinifcher Bundesfür⸗ 
fien unterworfen, auch folche reichSunmittelbare 
Beſitzungen, mit welchen Reichsſtandſchaft nicht vers 
bunden gewefen war; namentlih die unmittelbaren 
reichsherrlichen, veichsritterfhaftlihen 
und ganerbfhaftlihen Befigungen. 

Die Eigenthumsrechte an dieſen Beſitzungen, gleich 
viel ob fie mis Reichöftandfchaft verfehen geweſen waren 
oder nicht, wurden ihren bisherigen Befigern gelaffen, 
verbunden mit gewiffen Real» und PerfonalBorrechten. 
Dagegen verloren dieſe den größten Theil ihrer biähes 
rigen Landeshoheit, die Reichsſtaͤnde ihre Reichsſtand⸗ 
fchaft, Alle ihre Reich$unmittelbarfeit, welche einen. 
hohen Grad von politifcher Selbſtſtändigkeit begründet 
hatte, einen beträchtlichen Theil ihrer Einfünfte, und 
ſelbſt ihrer perfönlichen Freiheit. 





*) Des Berf. Anmerkungen in den Acten des wiener Con⸗ 
greffes, Bd. II, &. 3ı8, 35 u. 4a. 
“+) Barianten in diefen Angaben, find faft unvermeidlig. 
Bei der obigen Schägung ift der Standpunct von 1806 
angenommen. Cine ftandesherrlihe Schähung auf dem 
Eongreß, nennt 1,200,000 Einwohner. Acten d. w. €. 

Bd. I, Heft 4, ©. 137, vergl. mit Hefe l, ©. 54. 
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Das Rechtsverhältniß, welches zwifchen dem 
Souverain oder Oberhoheitsherrn und dem Stans 
desherrn ſtatt haben folte, ward in der rheinifchen 
Bundes Acte feftgefegt. Es ward befiimmt, welche Rechte 
jener über diefen erwerben, und welche diefer behal⸗ 
ten follte *). cher diefed mechfelfeitine Verhältniß 
entfianden fchr bald Zweifel und Streitigfeiten. 
Man firite über den Sinn einzelner Beflimmungen, 
den man, mit Necht oder Unrecht, zweifelhaft fand. 
Ganz vorzüglich vermißte man, eine Elare und erfchös 
pfende Vorſchrift über die Grenze der Dberhoheit, in * 
Verhältniß zu der Standesherrlichfeit, und über den 
Umfang des Subordinationsg®Berhältuiffeg 
der den Standesherren geblichenen Rechte. Bald flieg 
man fogar auf wichtige Nechte, deren in der Bundes— 
Acte auf feine Weife Erwähnung gefchicht, und 
Die nun von beiden Thellen in Anfpruch genommen 
wurden. | 

Die überall bemerkbare, franzöfifche Flüchtigkeit, 
mit welcher die BundesActe zuſammengetragen war, 
hätte wenigſtens nicht ſo weit gehen ſollen, daß man 
es an einer Beſtimmung fehlen ließ, über die höchſt⸗ 
wichtige Frage: Wem das Entſcheidungsrecht in 
Streitigkeiten dieſer Art gebühre? 

Das Wenigſte, was unter dieſen Umſtänden die 
Standesherren, als der allein leidende und verlierende 
Theil, welcher überall die Regel oder Rechtsvermu— 
thung für ſich habe, an die Oberhoheitsherren fordern 
zu dürfen glaubten, war: daß dieſe ſich auf keine Weiſe 





*) Das Nähere findet man in des Verfaſſers Staatsrecht 
des Rheinbundes, $$. 102 — 110, 116, 188 — 218. 
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erlauben würden, über die Maren Beflimmungen ber 
Bundes Acte hinauszugehen, und daß fie in zweifelhaften 
Fällendem alten Rechts und Befigffande der Stans 
desherren weichen, oder Doch nicht fich ſelbſt und allein, 
in eigener Sache , daß Recht zu Auslegung der Bun— 
desActe und zu Entfeheidung der Streitigkeiten über 
den Umfang ihrer neu erworbenen Oberhoheit, beiles 
gen wurden. Auch hielten vie Standesherren für recht 
und billig, daß die Beflimmung des wechfelfeitigen fErets 
tigen Verhältniſſes, ın allen Bundesflaaten, worin 
der Bundes Acte zufolge Standesherrlichfeit gefunden 
ward, gleichförmig gefchehe. 

Mit diefen Forderungen und Wünfchen der Stans 
desherren, flimmte größtentheild ein denfwürdiger | 
handſchriftlicher Aufſatz *) überein, welchen der 
Sürft Primas ber rheinifchen Eonföderation, Präs 
fidentder Bundesverſammlung, in Umlaufgefegt hats 
te; unter Anderem vermuthlich beſtimmt, der Bundes; 
verfammlung vorgelegt zu werden, welche im Septem— 
ber 1806 zu Srauffurt follte gehalten werden. Der 
Primas, feldft Oberhoheitsherr über verfehiedene Stans 
desherren, erklärte darin für « dringendes Bedurfniß, 
daß über daß in der BundesActe fefigefegte Verhältniß . 
der Standesherren nähere Beflimmungen mit größter 
Präciſton gefchehen, damit nicht einer Seits die Terris 
torialGewalt der Souveraine in Willführ übergehen 
konne, und anderer Geitd nicht ewige Mißtrauen 
und unangenehmes Widerfireben der Mediatifirten 
erfolge». 


e) Beritele: «Bemerkungen und Wünſche zu der rheis 
nifchen EonföderationsActe, insbefondere zu den Artikeln 
26 — dan. Ungefähr fünf gefchrichene Bogen in Folis. 
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» Bei ben Vorfhlägen, melde ber Primas zu 
näheren Beflimmungen Diefer Art that, gieng er von 
dieſem Dauptfag aus: «alle Gerechtfame und Bor: 
züge, die den Fürften und Grafen gebühren, und ihnen 
nicht ausdrüdlich abgenommen find, bleiben ihs 
nen; im Zweifel gefchicht die Auslegung zu ihren 
Gunften». Dann erklärte er ich näher, in Beziehung 
auf die BundesXcte, Art.24, 6 und 27. — Er ſprach 
nachdrücklich wider ein ganz Uunbeſchränktes echt 
ber Souveraine, in Dinfiht auf Gefeggebung und 
DBefieuerung Es müfle ein Gleichgewicht entgegen 
geftellt werden; den Standesherren müffe Mitberathung 
hiebei geflattet werden, es fey durch eigene Repräſen⸗ 
tanten auf dem Bundestage, oder in den einzeln Buns 
desſtaaten; wenigſtens müßten fie Gegenvorftellungen 
machen, und, wenn diefen nicht entfprochen werde, an 
den Bundestag fi wenden dürfen. Unter gewiffen Eins 
ſchräukungen, müßten fic neue privatrechtlihe Stas 
tuten und Verordnungen für ihre Unterthanen 
‚machen dürfen; ihre Familien Verträge müßten 
unverrückt bleiben. — Die peinlihe Gerichtbar— 
keit, Blutbann oder Centgericht, mit etlichen Bes 
ſchränkungen, und Civil Gerichtbarkeit in erfter 
‚und zweiter Inſtanz, müßten ihnen bleiben, aber nach 
den Landesgefegen verwaltet werden. Die Standes 
berren ſelbſt, Hätten ihren bürgerlichen Gerichtftand 
vor dem höchſten Bundesgericht; doch, wenn der Ober: 
"Hoheitsherr ihr Gegner wäre, mit Vorbehalt des Re: 
curfcs an den Bundestag. Die Glieder der flandeds 
herrlichen Familie, feyen dem Gerichtszwang des 
Familienhauptes zu unterwerfen. In Tutel- und Em 
‚ratelSachen diefer Familie, follte das höchfte Landes; 
gericht denfelden Einfluß haben, wie zeither die Reichs⸗ 
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gerichte über die reichsſtändiſchen Häufer. Zür Cr imi⸗ 
nalBergehen des Standeshern felbfl, trete Der Ark. 
ab der Bundes Acte ein, Doch mit noch zu machenden nähes 
ren Beflimmungen. Klagſachen der eigenen Unters 
tbanen gegen den Standesherrn, oder deſſen Rente 
fammer, gehörten vor das ſtandesherrliche Gericht, mit 
Borbehalt der Berufung an dag höchfle Landesgericht. — 
In Anfehung der Höheren Polizei, follte der DObers 
hoheitsherr diefelben Rechte haben, wie zeither die Reiches 
kreiſe. — Zu dem Landes Militär follten die Stans 
desherren, wie zeither, Kontingent flellen ꝛc. — Ein 
fetter Maasftab der Staatsauflagen, wie vor 
hin die NömerMonate, ſey feflzufegen. Zölle, Weges 
und Brücdengeld, Weins und BierOhmgeld, SalzAcs 
cife, Nachftener, Abzugss und Einzugsgeld, fo wie 
die Geldſtrafen, follten den Standesherren bleiben. — 
Man folle diefe fernerhin als (in gewiffer Art) regies 
rende behandeln, z. B. in Titeln und Ehrenbezeuguns 
gen, ineigenem Hofflaat, in den Titeln ihrer Räthe und 
Diener, in Uniformen, in Leibgarden. An den Bun— 
destag fohten fie Ablegatos oder Gefhäftträger, 
wenigſtens vom dritten Rang, fenden Eönnen. 


Der Bundestag Fam nie zu Stande. So wurden 
auch diefe Vorfchläge des Primas nicht beachtet. Das 
gegen vernabm das Publikum oft, von Seite der 
Standesherren, die Klage, daß alle ihre Forde⸗ 
rungen und Wünfche größtentheil® unbefriedigt geblies 
ben ſeyen; daß vielmehr faft jeder Dberhobeitäherr, 
Durch eigene, mehr oder weniger umfaflende Declaras 
tionen, bloß feinen Willen über das Verhältniß der 
ihm unterworfenen Standesherren, als Geſetz fund 
gemacht habe; daß mancher an dieſe eigenen Erklärum 
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gen fich nicht gebunden erachtet, fondern von Zeit zu 
Zeit Aenderungen darin nach Gutfinden gemacht, ja 
wohl gar ihnen Rechte entzogen habe, die ihnen in der 
BundesActe namentlich und mit Elaren Worten zuges 
fihert feyen, vertragmeife, nicht. auf Widerruf, 
nicht aus bloffer Gnade oder Bergünftigung der Dbers 
hoheitsherren. 

Am meiſten und lauteſten klagten gewöhnlich dies 
jenigen Standesherren, welche mit ihren Befigungen, 
etwa nah Maasgabe der in der Bundesllcte beftimms 
ten Flußgrenzen, oder auch wegen anderer geographi⸗ 
ſchen oder politifchen Beziehung, unter die Oberhoheit 
mehrerer Gouveraine gefommen waren; mander 
‚unter zwei big drei, einer fogar unter fünf. In hohem 
Grade läftig, bisweilen ganz unvereinbar, feyen, fagı 
ten fic, bier Die Anfprüche, welche die verfchiedenen 
Scuveraine an die Perſon des Standesherren und feiner 
Samilienglieder machten *). | 

Endlich fanden vorzüglich diejenigen Standeshers 
ren, welche mit fchr anfehnlichen und ausgedehnten 
Befigungen verfehen waren, es faft unerträglich, daß 
man fie in die Unterthbanfhaft ihrer vormaligen 
Reichs Mitſtände hinabgedrängt habe, während Andere, 
zum Theil fogar ohne ihr Vorwiſſen **), zur Souverai’ 





*) In diefer Hinſicht gab der öftreichifche erſte Herr Bes 
vollmächtigte, Fürſt von Metternich, in der zweiten 
Sißung des Comite’s fünf teutfher Föfe (20. Dct. 1814) 
die oben &. 353 angeführte merkwürdige Erklärung. 
Acten ı. Bd. II, S. 89. 

de) Unter Andern der Herzog von Arenberg und der Fürſt 
von Lichtenſtein. Dieſer war in der rheiniſchen Bundes⸗ 
Acte, im Eingang, als mitſchlieſſender Theil genannt, 
aber weder im Eingang noch in der Unterſchrift, erſcheint 
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netät empor geſtiegen ſeyen, deren reichsſtändiſche Bes 
figungen kaum den dritten, vierten, fechften, ja wohl 
zwanzigften Theil der ihrigen ausmachten. 

Wie groß und fehnlich die Erwartungen, die Hoff 
nungen waren, welche die Standesherren zu dent 
Eongref für Verbefferung ihres Zuſtandes hegten, 
läßt ſich leicht erachten. Eine bedeutende Anzagf der, 
felben hatte fich in Berfon nach Wien begeben. Faſt 
alle hatten Bevollmächtigte daſelbſt; der fürftlichs 
neumwiedifche Hr. geb. Rath von Gärtner war bevolls 
mächtigt von mehr denn funfzigderfelben. Seitdem Ende 
Jänners 1815 haften fie ein eigened Comité gebildet, 
unter dem Vorfig eines ihrer Genoſſen, Des durch cine 
lange und glänzende, befonders diplomatifche, Laufs 
bahn in dem öftreichifehen Staatsdienft ausgezeichneten 
Herrn Fürfen von Metternich, Vaters des Eon, 
greßPrafidenten. Dieſes Eomite befand, nebfl dem 
Praäfidenten, aus vier anmwefenden, und vier Bevoll, 
mächtigten abiwefender Standesherren. 

Durch eine Deputation aus ihrer Mitte, lieſen 
die Standesherren, in einer ihnen geſtatteten Audienz, 
Sc. Majeſtät den Kaiſer von Oeſtreich dringend, 
ſowohl in einer zugleich überreichten Bittfchrift als auch 


für ihn ein Gefandter oder Bevollmädtigter. Zür den 
Herzog von Arenberg hatte der Winifter Talleyrand 
Jemand aus feinen Büreausf zur Unterfchrift der Bundes; 
Acte befehligt, Hrn. Dürantı Saint» Andze, denfelben, 
den er auch dein gerade in Paris anmwefenden Grafen von 
dev Leyen zum Unterfchreiben zugeordnet hatte. Auf 
dem wiener Eongreß erflärce der Fürft von der Leyen, 
er fin ohna fein Zuthun, und ohne irgend einen - 
Länders oder Revenüen Zuwachs, (vom ReichsgrafenStand) 
zum fouverainen Zürften des rheinifhen Bundes 
erhoben worden. Acten sc Bd. VI, ©. 837. 
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mündlich, erfuchen, Die teutfche Kaiſerwürde wieder 

zu übernehnien. Sie Aufferten die Erwartung, .« aus 

den Händen der gerechten und weifen Monarchen, 

welche Europa die Ruhe nicht nur wieder geben, ſoudern 
-. auch fihern wollen, ihr väterliche® Erbe und die uns 
veräufferlicden Rechte ihrer Häufer zurückzuerhalten ». 
— Mit dem ihm eigenen Biederfinn und Wohlwolfen, 
bekräftigte der Monarch, gerührt, «Seinen Wunſch 
und Willen nach Recht und Gerechtigkeit, und daß Yes 
dem das Seinige wieder werde; die Deputirten könn, 
ten darauf zählen, daß Er ihr gerechte 8 und billis 
ges Verlangen, fo viel an Ihm liege, unterſtützen 
werde »*). 

Auch ermangelten die Standesherren nicht, bei den 
auf dem Congreß anwefenden Monarchen von Ruß⸗ 
land und Preuffen, fo wie bei den Bevoll— 
mächtigten aller derjenigen Höfe, von welchen fie 
Mitwirfung zu ihrem Beſten erwarteten oder wünfchs 
ten, durch mündliche und fchriftlihe Vorſtel— 
Jungen und Anträge, bald insgefammt **) bald 
einzeln ***), Direct oder indirect, ihre Angelegenbeit 





°%) Acten x. Bd. 1, Hefta, © 37 — 4ı. 

vo) Bittſchrift an Se. Majeſtät den Kaifer von Deſt⸗ 
reich, vom aa. Det. 1814, in den Acten ıc. Bd. J, 

. Heft a, S. 40 ff.; — Note des Hrn. G. R.v. Bärts 
ner, vom 7. Dec. 1814, ebendaſ. S. 53 ff.; — RKechts⸗ 
verwahrende Vorſtellung und Bitte, vom 30. Jan. 
1815, cbendaf. Bd. I, Heft 3, S. 135 ff.; — Denk⸗ 
ſchrift, vom 15. März 1816, ebendaf. Bd. I, Heft 4, 
©. 16 ff.; — Rote dei Hrn. ©. R. von Bärtner, 
vom a1. März 1815, chendaf. &. 36.5 — Rechtsver⸗ 
wahrende and Inhäſiv Note, von Eiendimfelben, vom 
38. April 1815., Bd. II, ©. 235. 

e) Borftellung der fürftl. Sefamnichäufer Solms und 
Wied, wegen ihrer Unterordnung unter Souveraine des 
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nachdrücklich zu empfehlen, und von Zeit zu Zeit in 
- Erinnerung zu bringen. 

Den Inbegriff ihrer gemeinfchaftlichen Vor— 
flelungen und Anträge, kann man in Folgendes zufans 
menfaffen. Durch Auflöfung der teutfchen Reichsver— 
faffung , und Durch ihre gewaltfame Unterordnung uns 
ter rheinifche BundesSouveraine, hätten fie dreifachen 
Berluft erlitten: 1) an perfönlicher Freiheit; 
2) an Bermögen, daß beißt, an Hoheitsrechten, 
an Rechten der PatrimonialHerrlichkeit und des Eigene 
thums, und an Einkommen; 5) an Anſehen oder 
äuflerer Ehre. 

Auf zwei ganz verfchiedenen Wegen, fey ihnen 
Diefer dreifache Verluft zugefügt worden: ı) Durch Vers 
fügungen der rheinifhen BundesActe, melde 
ihnen wohlgegründete, perfönliche und dingliche Rechte, 
Anfehen und Einkommen fa ctifch entzogen, und fie, 
nebſt ihren Befigungen, der Oberhoheit eines oder meh⸗ 
rerer ihrer bisherigen ReichsMitſtände unterworfen 
babe; a)durh nachfolgende Berfügungen eins 
zelner Souveraine, welchen fie Durch die rheinifche 
Bundes Acte feyen unterworfen worden; Verfügungen, 


welche nicht felten die in der BundesActe vertrags. 





vormaligen Rheinbundes, vom 27. Dec. 1814, ın den | 


Acten, Bd. 1, Afta, G. 4ı 5 — Gräflihsifens 
burgifche Note, wider fürftlich s ifenburgsfche angebliche 
Souverainetäts Mißbräuche, vom - . - März 1815, eben⸗ 
daf. Bd. II, S. 2113 — Gräfidscerbadifche Note, 
wegen Befchwerden gegen Heſſen Darmſtadt, vom 4. April 
1815, ebendaf. Bd. II, S. 215; — Beſchwerden der 


Unterthanen in den Graffhaften Solms Braunfels - 


und Greifenftein, wider Raffau, und Bitte um Wie⸗ 
derherftellung ihrer vorigen Nerefchaft, vom 27. Apr. 813, 
ebendaf. Bd. II, G. 320 ff. 
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mündlich, erfuchen, die teutfche Kaiferwürbe wieder 
gu übernehnien. Sie Auflerten die Erwartung, «aus 
den Händen der gerechten und weifen Monarchen, 
welche Europa die Ruhe nicht nur wieder geben, ſondern 
anch fichern wollen, ihr väterliche8 Erbe und die uns 
veräufferlichen Mechte ihrer Häufer zurückzuerhalten =, 
— Mit dem ihm eigenen Biederfinn und Wohlwollen, 
bekräftigte der Monarch, gerührt, «Seinen Wunſch 
und Willen nah Recht und Gerechtigkeit, und daß Fer 
dem dad Seinige wieder werde; Die Deputirten könn, 
ten darauf zählen, daß Er ihr gerechte 8 und billi— 
ges Verlangen, fo viel an Ihm liege, unterſtützen 
werde »*). 

Auch ermangelten die Standesherren nicht, bei den 
auf dem Eongreß anwefenden Monarchen von Ruß⸗ 
land und Preuſſen, fo wie bei den Bevoll— 
mächtigsten aller derjenigen Höfe, von welchen fie 
Mitwirfung zu ihrem Beſten erwarteten oder wünfdhs 
ten, durh mündliche und fchriftliche Vorſtel— 
Jungen und Anträge, bald insgefammt **) bald 
einzeln ***), Direct oder indirect, ihre Angelegenheit 





°) Acten 1x. Bd. I, Heft a, ©. 37 — 41. 

vo) Bittſchrift an Se. Majeftät den Kaifer von Defts 
reich, vom aa. Det. 1814, in den Acten ıc. Bd. L, 

. Hıft a, S. 4off.; — Note des Hrn. G. R.v. Gärts 
ner, vom 7. Dec. 1814 , ebendaf. S. 53 ff.; — Rechts⸗ 
verwahrende VBorftellung und Bitte, vom 30. Jan. 
2815, ebendaf. Bd. I, Heft 3, &. 135 fi; — Denk—⸗ 
ſchrift, vom 15. März ı8ı5, ebendaf. Bd. I, Heft 4, 
©. 16 f.; — Rote ded Hrn. ©. R- von Gärtner, 
vom 21. März 1815, ebendaſ. &. 36 f.;5 — Rechtsver⸗ 
wahrende und Inhäſiv Note, von Eiendemſelben, vom 
28. April 1815., Bo. Il, ©. 235. 

e) Vorſtellung der fürſtl. Geſammthäuſer Solms und 
Wied, wegen ihrer Unterordnung unter Souveraine des 
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nachdrücklich zu empfehlen, und von Zeit zu Zeit in 
Erinnerung zu bringen. 

Den Inbegriff ihrer gemeinfchaftlichen Vor— 
flellfungen und Anträge, kann man in Folgendes zufams 
menfaffen. Durch Auflöfung der teutfchen Reichsver— 
faffung , und Durch ihre gemaltfame Unterordnung uns 
ter rbeinifche BundesSouveraine, hätten file dreifachen 
Berluft erlitten: 1) an perfönlicher Freiheit; 
2) an Vermögen, daß beißt, an Hoheitsrcchten, 
an Rechten der PatrimonialHerrlichkeit und des Eigene 
thums, und an Einfommen; 5) an Anſehen oder \ 
äufferer Ehre. 

Auf zwei ganz verfchiedenen Wegen, fey ihnen 
Diefer dreifache Verluſt zugefügt worden: 1) durch Vers 
fügungen der rbeinifhen BundesActe, welche 
ihnen wohlgegründete, perfönliche und Dingliche Rechte, 
Anfehen und Einkommen fa ctifch entzogen, und fie, 
nebſt ihren Befigungen, der Oberhoheit eines oder meh⸗ 
rerer ihrer bisherigen ReichsMitſtände unterworfen 
babe; 9) durch nachfolgende Berfügungen eins 
zelner Souveraine, welchen fie durch die rheinifche 
BundesXcte feyen unterworfen worden; Verfügungen, 
welche nicht felten die in der BundesActe vertrags 





vormaligen Rheinbunded, vom 27. Dec. 1814, in den 
Acten, Bd 1, Heft 2, G. 41 ff.; — Gräflidsifens 
burgiſche Note, wider fürſtlich⸗iſenburgiſche angebliche 
Souverainetäts Mißbräuche, vom . . . März 1815, ehen⸗ 
daſ. Bd. II, ©. 2113 — Gräfidserbadhifche Note, 
wegen Beſchwerden gegen Heſſen Darmſtadt, vom 4. April 
1815, ebendaſ. Bd. II, S. 215; — Beſchwerden der 
Unterthanen in den Grafſchaften Solms Braunfels - 
und Greifenſtein, wider Naſſau, und Bitte um Wiu 
derherfiellung ihrer vorigen Derrfchaft, vom 27. Apr. 819, 
ebendaf. Bd. II, G. 330 ff. 
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weife gefchte Grenze ber Oberhohett bed Souverains 
weit überfchritten, und ihren oben angezeigten Verluſt 

: Hedeutend vergröffert hätten. Zum Beweiſe deffen, 
wurden auf dem Congreß unter der Hand etliche Drucke 
frhriften verbreitet”). 

Unverſchuldet und wider Recht, hätten fie 
jenen dreifachen Berluft auf dieſem doppelten Wege ers 
Kitten. . Auf dem erftien Weg; denn mitten im 
Srieden feyen fie durch Auffere unabwendbare, bloß 
willführliche Gewalt, ihrer: Reichs- und Kreisftands 
fchaft, ihrer perfünlichen uad dinglichen Reichsunmite 
telbarfeit, ihrer Landeshoheit — einer der Souverais 
netät in vieler Dinficht ähnlichen Staatögewalt — bes 
raubt, und, fogar mit beträchtlichem Verluſt an Eins 
fommen, einem oder mehreren ihrer bisherigen Reichs— 
Mitftände, mit denen fie bis dahin auf gleicher Stufe 
geffanden, unterworfen worden; die rheinifche Bundess 
Acte könne aber auf ihre Rechte, als folche eines Drits 
ten, der dabei weder gehört worden, noch darcin 96 
willigt, rechtlich vernichtenden Einfluß keineswegs has 
ben. Auf dem andern Meg; denn der Bundesfürk, 
deſſen Dbergemwalt fie unterworfen worden, habe nicht 
bloß das in der Bundes Acte feftgefegte Unrecht gegen 
fe in Ausübung gebracht; fogar neues Unrecht babe 

er and eigener Bewegung hinzugefügt, indem er durch 
Eigenmacht ihnen Rechte entzogen, zu deren Entzies 


*) 3.3. Leidensgefhichte der durch die Rheinbund Acte mes 
diatifirten vormaligen Reichsſtände. Teutonien 1813, 
gr.8. Geburt, Thaten und Ende des Rheinbundes. Gers 
manien 1813, 8. Materialien zu Gerwaniens Wieder— 
geburt. Bon einem teucſchen Fürſten. 814.8 Wür⸗ 
tembergs Souverainetäts Mißbräuche. Teutſchland, 1814- 
gr. 8. 
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Hung ſelbſt nicht einmal die widerrechtlichen Stipula; 
tionen der DundesXcte ihn ermächtigt hätten, ja bie 


wohl gar in dieſer Acte den Standesherren ausdrück⸗ 
lich vorbehalten ſeyen. 


An die Stelle der Willkühr, — meinten die Stan. 
deöherren — der Eigenmacht,, der unterdrückenden Ue⸗ 
bermacht , welche bis dahin vorgeherrfcht Habe, müfle 
wieder eine rechtlihde Drdnung der Dinge, ein 
Gleichgewicht des Rechtes treten. Diefes fey der 
fet erklärte Wille der allerhöchſten Mächte, welche zu 
MWiedereroberung der rechtlichen Freiheit von Europa 
Ah verbünder hätten. Der rheiniſche Bund fey ers 
Iofhen. Alle Mächte von Europa wollten und erfläes 
ten dieſes; fic betrachteten fein ganzes Dafeyn als eine 
Ufurpation, Die einem rechtlichen Zufland nunmehr 
weichen müſſe. Sogar jeder rheinifche Bundesfürft, 
und zwar jeder einzeln für ſich, babe dem rheinifchen 
Bund durch feierliche Acte entfagt, und folches öffent» 
lich erklärt. Durch jene Erlöfchung des Bundes, durch 
dieſe förmliche Eutfagung, den verbündeten Mächten 
gelobt, fey die BundesActe ihrem ganzen Inhalt 
nah vernichtet. Sey nun der Bund, fey die Buns 
desActe vernichtet, fo ſeyen e8 zugleich alle Rech— 
te, oder vielmehr alle Arten von Beſitzſtand, welche 
einzig aus dem Bund und feiner Acte, von den Buns 
Desfürften gegen Dritte hergeleitet, und unter Rapos 
leons Aufpicien gewaltfam durchgefegt worden ſeyen; 
fo feyen ed auch alle gegen Dritte flatt gehabten That— 
handlungen, die nur allein in dem Bund und in 
Der BundesXcte ihren wahren Entflehungsgrund hät— 
ten, denen nur der Bund zum Vorwand, zur Grund« 
lage und zum Schuß habe dienen können. 

Klüber's Ucberſicht. IE u 
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Diefen Gründen zufolge, glaubten die Standes; 
herren ihren Autrag richten zu dürfen, wenn auch 
nicht auf vollen, Doch auf angemeffenen Erſatz, für 
den ihnen bisher entzogenen Genuß, vorzüglich aber 
auf Wiedereinfegung in ihren vorigen Rechte: 
und Beſitzſtand, wobei das Jahr 1805 ald Normal: 
Jahr des Status quo anzunehmen ſey. Dabei wir: 
den fie jedoch allen Verfügungen, welche die ver: 
Bündeten Mächte zu Teutſchlands allgemeinem Wohl 
in einer Conflitution ausfprechen würden, fich gern 
unterwerfen, und zu allen Opfern, melde dic 
wahre Wohlfahrt des teutſchen Daterlandes im Gans. 
zen erfordern möchte, redlich bereit feyn; Dagegen fie 
auch vorausſetzten, daß alle Stände gleicher Ca: 
tegorie und Gröſſe, gleihe Dpfer bringen, und: 
gleiche conflitutionelle Rechte erlangen wür; 
den. Gern würden fie fih, unter der Garantie de 
teutfchen Staatenbundeß, einlaffen in eine freimil:. 
lige politifh-militärifhe Schugpverbindung 
der mindermäcdtigen Stände mit den groffen Mächı 
ten Teutſchlands, deren Grundzüge fie zugleich entwi— 
delten, fo wie zu Jandfländifhen Verfaffuns. 
gen. Aber Die Gerechtigkeit fordere auch, daß fie zus 
gelaffen würden, nicht nur zu den Congreß Ver— 
Handlungen über die Fünftige Verfaffung des teut: 
fchen Baterlandegs, fondern auch ald Stimmführer 
an dem FEünftigen Bundestage *). 


*) Wegen diefer befondern Anträge, vergl. man die Den& 
fhrift vom 15. März 1815, in den Acten 2. Bd. I, 
Heft 4, S. 19 u. 33; die Note des Hrn. G. R.v. Gärt—⸗ 

ner, chendaf. Heft 2, ©. 53; und die Recht verwabe 
rende Vorftellung und Birte vom 30. San. ıBı5, 
ebendaſ. Hıft 3, ©. 138. 
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Don diefen Vorſtellungen und Anträgen ſchienen 
die Standesherren einen günſtigen Erfolg fih um 
fo zuverfichilicher zu verfprechen, da nicht nur Widers 
legungen und fehriftiiche Segenvorflellungen 
auf dem Eongreß, fo viel man weiß, wenigfieng öffents: 
lich nicht befannt wurden *), fondern duch ihnen, aufs 
fer der oben fihon erwähnten wohlwollenden Aeuſſerung 
Sr. Majeftät des Kaiferd von Deflreich, dem Verneh— 
men nach, von verfehiedenen Seiten, von Zeit zu Zeit, 
zum Theil ſchon vor dem Congreß, vortheilhafte Ders 
tröftungen im Allgemeinen waren zu Theil geworden... 

Ob und wie weist jedoch die Politik der allerhöch⸗ 
fien verbündeten Mächte, den Forderungen und 
Wünſchen des einen, oder des andern Theils entfcheis 
dend beizutreten fich bewogen finden werde, dazu fchies 
nen die Beflimmungsgründe, weit den größten Theif 
der Daner des Congreſſes hindurch, auffer dem Gefichts 
freife beider Theile zu liegen. Uber deutlich gierdig au 
Aeuſſerungen in die CabinetsPolitik eingeweihter Pers . 
fonen hervor, daß vor dem Eongreß, über das Schick. 
fal der Standesherren, von den verbündeten Mächten 
etwas Beftimmted noch nicht feftgefegt, fondern vorz 
läufig nur im Allgemeinen etwa fo viel verabredet wors 
den fey, daß nicht alle theilnehmende Fürforge, nicht 
jede Erleichterung ihrer Lage, von den Verfügungen 
des Congreſſes folle ausgefchloffen bleiben. 

Man wollte wiſſen, daß einer der mächtigfien Mo— 
narchen, fehon vor Dem Congreß den Eutfchluß gefaßt 
babe, fih perfönlich von der ganzen Sache genau zu 
unterrichten, und nicht Bloß dem politiſchen, fondern 

*) Eine intereffante Wusnahme hievon, macht die auf dem 


Eongregin Umlauf geſetzte Drudichrife: « Ueber SeReuerung 
im Großherzogthum Kiffen». (Ohne Drufore) 1814. x8ä 
Na 
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auch den rechtlichen Geſichtspunct ind Auge zu faflen; 
daß Er vorläufig für den Fall, wenn die Höhere Polis 
fit, etwa um nicht einer noch gröfferen DVervielfältic 
gung fouverainer Landesherrfchaften in Zeutfchland 
Raum zu geben, fich bewogen finden follte, den Beſitz⸗ 
Rand der BundesSouveraine gegen die ihnen unterwor⸗ 
fenen Standesherren, auch für die Folgezeit beftehen 
zu laſſen, und folchen Durch Anerkennung der bisheris 
gen, oder durch Erfchaffung neuer Titel feſt zu ſtellen, — 
entfchloffen gewefen ſey, zu bedeutender Erleichterung 
der. Standesherren, und felbft zu einer fo viel mögs 
lich vergütenden Genugthuung für fie, Eräftig mits 
zuwirfen. 

Immer fchwieriger ward jedoch auf dem Congreß 
Die Frage: wie vergütende Genugthuung könne ge; 
leitet werden? Darüber fhien man in den höheren 
Regionen, nach nicht fehr langer Zeit, wie durch fill 
fehweigende Abrede, mit füch einia geworden zu feyn, 
daß vollfommene Genusthuung, mittelft Wieders 
einfeßung der Standesherren in ihren vorigen Rechtes 
und Beſitzſtand, und Durch Erfag für entbehrten Genuß, 
nicht zu geben fey. 


Aber es gab eine Art der. Entfchädigung, welche 
der vollfommenen nahe fommen, vieleicht gleich ges 
achtet werden, und wohl gar fie übertreffen konnte: 
Die Verſetzung oder Transplantation der Standes; 
Herren. Möchte ed Manchem von ihnen fchmerzlich fal⸗ 
len, feinem altwäterlichen Erbe, der Wiege feines Ges 
ſchlechtes, dem Schauplag feiner Fugendfreuden, und 
einer langen Gewohnheit, den Rücken zu kehren, fo 
konnte dagegen das Gefühl neuer Freiheit und Freuden 
folche Dpfer überwiegen. Man konnte fich die Frage 
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ſtellen: ob nicht jebem Standesherren ein beſtimmter 
Landesbezirk mit Eandeshoheit, eigenthümlich anzuwet⸗ 
fen ſey, deſſen Werth der ihm zugedachten Entſchädi⸗ 
gung gleich Fame? HDb nicht diefer Landesdezirf, wer 
nigſtens zum Theil, aus denjenigen Staaten auf der 
linken Rheinfeite könne gewählt werden, welche durch 
den parifer Frieden zur Verfügung der verbündeten 
Mächte gefommen waren? | 

Wollte man aber diefe Staaten für Andere, etwä 
für einen oder mehrere der rheinifchen Bundesfürſten, 
beſtimmen; fo fonnte in Erwägung fommen , ob nicht 
Dann die bisherigen Befigungen Diefer fouverainen Fürs 
fien, ganz oder zum Theil, eine Entſchädigungs— 
Maffe bilden könnten, aus welcher den Standes 
herren Genugthuung zu leiten fey? Auf diefem Weg, 
wäre nicht nur möglich gewefen, daß mancher Stans 
desherr vollfommene, oder fa vollkommene, Reſtitu⸗ 
sion erhalten hätte, fondern es hätten auch ſelbſt die 
bisherigen Oberhoheitsherren der Standesherren noch 
gewinnen können, indem man ihnen den Inbegriff von 
Gruudbeſitzungen, Renten und Gerechtſamen, welcher 
ihren Standesherren noch geblieben war, zu vollem 
Eigenthum hätte überlaſſen können. Wollte man das 
Letzte nicht, ſo hätte auch dieſer Inbegriff zu Entſchädi⸗ 
gung ſolcher Standesherren können verwendet werden, 
welche ihre bisherigen ſtandesherrlichen Bezirke behal⸗ 
ten, und für dieſelben, gegen angemeſſene Schads 
Ioshaltung , auf Landeshoheit oder Souverainetäg 
feinen Anfpruch machten , oder denen man dieſelbe, 
vielleicht wegen des zu geringen Umfanges ihrer Beſi—⸗ 
Bungen, nicht hätte bewilligen mögen. 


Sollte endlich dieſes Alles, nach dem Gebot der 
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höheren Politik, weiche vielleicht der wieder eroberten 
Staaten auf der linken Rheinfette zu: andern Zwecken 
bedurfte, nicht ſtatt finden, fo. war auf das Wenigfte 
eine unvolllommene EntfhAdignng der Standes; 
herren denkbar, bei welcher manche Abſtufungen und 
Grade flatt finden konnten. Man Eonnte hiebei, wenn 
J. B. die Standesherren von der bisherigen Oberhoheit 
nicht freigegeben werden ſollten, von einem poſitiven 
MormalStand ausgehen, von irgend einem Beſitzſtand, 
einem Uti possidetis, oder auch von einer GrundStk 
pulation, und darauf das neue Rechtsgebände anf; 
führen ; doch fo , Daß die Grenzlinien zwifchen den Mech; 
ten der Dberhoheitäherren und den -Gerechtfamen der 
Gtandesherren , möglich fcharf gezogen, einfeitige 
Auslegungen für unflatthaft erklärt, für Rreitige Fälle 
fee Srundfäge über die Rechtsvermuthung aufgeſtellt, 
und wirkliche Streitigkeiten über das folchergeflalt feſt⸗ 
geſetzte ſtaatsrechtliche Verbältniß, richterlicher Ent: 
fheidung unterworfen würden. 
Eine unvolltommene Entſchadigung dieſer Art 
"Würde es geweſen ſeyn, wenn man z. B. 
a) die perſönliche Freiheit der Standesherren 
erweitert hätte, ſofern ihr irgendwo drückende Feſſeln 
“wären angelegt geweſen; 3. B. durch Ertbeilung der 
Sreiheit, den Ort ihres befländigen oder temporären 
Aufenthaltes nach eigenem Gefallen zu wählen, ihr 
Einkommen frei von Abzug dahin zu ziehen, in aus⸗ 
wärtige Staatss und Hofdienfle zu treten, ihre Be: 
gungen, doch ohne Nachtheil dritter Intereſſenten, zu 
veräußern , ihre vormaligen SamilienStatuten und 
Fideicommiß Verfaſſungen wieder anzunehmen, oder 
an deren Stelle neue auf gehörige Art zur errichten. 
Wenn man 
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2) zugleich den Vermögensſt and der Standes: 
berren, fo viel möglich, wieder ergänzte. Dieled 
Eonntegefcheben, theild durch Zurückgabe derjenigen Kedhr 
te der Hoheit, der Patrimonialberrlichkeit und des Eigen, 
thums, welche ihnen, den Beftimmungen der rheinis 
ſchen BundesActe zumider , etwa bie und ba waren 
entzogen worden, theild durch Erfag für dasjenige 
reine Einkommen, welches ihnen ‚durch die Berfüguns 
gen jener Acte war entriffen worden. Erfag dieſer Art 
konnte geleitet werden ,. Durch Abtretung von Domai—⸗ 
nen, durch GeldEapitale,, durch binlänglich verficherte 
Sahrrenten, allenfalls in eroberten Provinzen. Endlich, 

3) wenn man auch das Anfchen oder die äuffere 
Ehre der Standesherren durch Ehrenrerhte erhöhete, 
z. B. durch privilegirten Gerichtſtand, burch höheres 
Hof⸗ und StaatsCeremoniel, durch das Recht zu eige⸗ 
ner Schloß» oder Leibwache, Durch ausgezeichnete Lands 
ſtandſchaft, durch EuriatStimmen auf der teutfchen 
Bundedverfammilung. j 





Das Nefultat der Congreß Verhandlungen, 
von Seite der europäifchen und teutfchen Souverains 
Staaten, gewährte auch diefe unvollkommene Entfchä« 
digung nicht gan;. I 

Die einzige von denjenigen Mächten, welche mau 
zu den teutſchen nicht rechnen kann, und welche der 
Standesherren öffentlich fich annahm, iſt Rußland. 
Dieſe Macht erklärte, in einer Note vom 12. Nov. 1814*), 
ihre volle Zuffimmung zu denjenigen Artikeln, welche 





.) Acten de w. C. Bd. 1, Heft 1, S. 620.63. 
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: ti ber Eonferenz fünf teutfcher Höfe vom 26. Det. 1814 
waren vorgelegt worden, ynd worin den Gtandes; 
Yerren EuriatStimmen in ber Bundesverfannnlung 
zugedacht waren. Sie fprach hiebei noch ausdrücklich 
van der Nothwendigfeit einer feſten Beſtimmung der 
Wechte des Adels; worunter wohl eigentlich Die Stans 
besberren , und der vormalige reichsunmittelbare ber 
güterte Adel, verfianden wurden. In dem Entwurf 
derſchiedener Artikel, welcher einer zweiten Note, vom 
8:. Det. ıB14*), beigelegt war, fchlug Rußland dieſen 
Urtikel vor. « Die teutfche BundesActe ſoll errichtet 
werden nach Grundfäßen, welche dem Bundesverein 
Kraft verleihen, und jeden Bundesfaat unter den 
Sqhutz einer Eonfkitution fielen, die ihm feine por 
Riifche und bürgerliche Freiheit gewährleiftet. Die ho⸗ 
hen contrabirenden Theile werden die Errichtung biefer 
cte beſchleunigen, um die verfchiedenen Rechte der 
Mediatiſirten as des Adels, fo wie diejenigen der 
übrigen Claſſen, fefljufegen ». | 
Unter den teutſchen Souverain®taaten, war 

Sreuf fen der erſte, welcher diefen Gegenſtand in Ans 
regung brachte. Gleich in feinem erfien Entwurfder 
erſten Grundlage der teutfchen Bundesverfafllung **), 
vorgelegt am 13. Sept. 1814, ſtellte Preuffen den Ge⸗ 
fihtspunct feR, von welchem man ausgehen müffe, 
— bei Beſtimmung des Fünftigen Nechtszuflandes der 
Gtandesherren. «Billig follten » , heißt ed darin, «bie 
mediatifirten ehemaligen Reichsſtände mit ben übris 
gen gleichgefegt werden. Da diefes aber ohne 


®) Sie wird in dem fehften oder ficbenten Band der 
Acten x. erfheinen. 
a) Acten sc Bd. 1, Heft a, & 46m 4n . .. 





groffe Zerrüttungen nicht gefhehen kann; 
fo ift wenigſtens alles Mögliche hier zu thun, und 
(find) fie, jeder indbefondere, gegen alle Bedrüdfungen 
fiiher zu flellen» *). | 

. 3u dem Ende fchlug Breuſſen ‚ für den künftigen 
Recht szuſtand der Standesherren, ein zweifaches 
Verhältniß vor: erſtens, in Abſicht auf ihre unmittel⸗ 
bare Theilnahme an dem teutſchen Bund; zweis 
tens, in Hinfiht auf Unterordnung ber Randeds 
herrlichen Berfonen und Beſitzungen, theils unter das 
zu errichtende Bundesgericht, theild unter einzelne 
fouveraine Bundesſtaaten. 

In der erften Hinſicht, ſollten in dem zweiten Rath 
der Bundesverfammiung,, in dem Rath der Fürſten und 
Stände, auch ſämmtliche Staudesherren Sig und Stims 
me haben; jedoch a) VBirilStimmen, nur diejenigen‘ 
Sürften, deren Beſitzungen 50,000 Einwohner und 
darüber haben; b) EuriatStimmen, und zwar zus 
fammen ſechs, alle (Zürften) Grafen und Herren, ' 
deren Beſitzungen, eine Bevölkerung von 80, ooo nicht 
erreichen **). 

Sn der andern Hinſicht, follten a) Die Standes, 
herren vor dem Bundesgericht ihren Gerichtſtand 
haben; doch nur in perfönlichen Sachen, und in fols 
Sen, die aus Verlegung ded Bundesvertrags entſte⸗ 
ben. b) Im übrigen folten ihre Proceffe vor die fans 
Desgerichte gehören ***), und Der Landeshoheit eines 
beffimmten Souverains unterworfen fepn, ihre ding⸗ 
lichen und perfönlichen Rechte aber genaubeftimmt, 


*) Acten d. w. €. Bd. I, Heftı, ©. 47- 
”.) Ebendaf. ©. 51 u. 53. 
0) Ebendaſ. ©. 53. 
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and anter die Garantie des Bundes gefegt werben. 
Ihnen feyen befonders perfonficde Ehre, Macht und 

"Vorzüge einzuräumen, auch die Neuten und Eins 
Fünfte wieder zu geben, dieam ı2. Jul. 1806 ie 

"He Contributionskafen Hoffen. In den Ländern 
fegen die ſtandesherrlichen Familienhäupter, erblich 
für die erfien Stände zuerflären. In Familien⸗ 
Angelegenheiten follten fie die alte teutfhe Auto» 
nomie genieffen. In EriminalGaden, folle ein 
Jadicium parium über fie richten. YJurisdictionss 
echte ſeyen ihnen zuzufichern, und Bräfentationss 
Rechte in den landesherrlichen vöafen Gerichten 
einzurdumen *). 
Es ſcheint, daß man von einer fo genauen, vor. 
BAufigen Erklärung über den künftigen Rechtszuftand 
der Standesherren,, wie die vorſtehende, die Beſorg⸗ 
niß gebegt Habe, daß fie in den Eonferenzen nachdrück⸗ 
liche Widerfprüche, von Seite verſchiedener teutfchen 
Gouveraine, nach füch ziehen werde. In den zwölf 
Yrtifeln, welde Brenffen am 16. Oct. 1814, in 
der Sigung des Comité's der fünf teutfchen Höfe, als 
Grundlage des Bundes vorlegte, und Deftreich für 
wit ihm concertirt erflärte, ward der Standesherren 
samentlich nicht wieder gedacht. Es fchiene aber 
anter den darin erwähnten «übrigen fürflichen 
Häufern» (mit Befigungen von weniger als 200,000 
Einwohnern), melden Euriat Stimmen in dem zweis 
ten Rath der Bundesverfammilung zugedacht wurden, 
wenigſtens Gtandesherren von fürfllidem Stande, 
ſtillſchweigend begriffen zu werden**,. Wirtemberg 






Acten d. w. €. Bd. J, Heft ı, ©. 46. 
Ebendaſ. S. 59. 
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ſchien diefes zu muthmaffen, und brang vermuthlich 
deßwegen darauf, daß ihm vor allen Dingen diejenigen. 
genannt werden möchten, welche als Fünftige Bundes; 
glieder zu betrachten feyen *). 

Dagegen. wurden in den beiden preuf fifhen 
Entwürfen einer Verfaffung des teutfchen Bundes, 
welche im Februar 4815 vorgelegt wurden, der eine 
mit, der andere obne Eintheilung der Bundesflaas 
ten in Kreife, dem künftigen Rechtszuflande der Stanı 
desherren weniger nicht als in. dem einen 21, in dem 
andern 20$$, in beiden meiſt gleichlautend gewidmet **). 
Auch Hier wurden ihnen Geſammt Stimmen in 
bem zweiten Bundesrath, auch, wenn Kreife ers 
sichtet würden, auf den Kreisverfammluns 
gen***), zugefprochen. Sodann follten fie in folgen; 
dem, unter den Schug und die Garantie des Bundes 
sefiellten, Verhältniß zu gröfferen Staaten flehen. 
Sie follten daſelbſt die erften Landflande feyn. Gie 
und ihre Zamilien follten ihren Aufenthalt in jedem 
mit dem Bund in Frieden. lebenden Staat nehmen, 
und in Kriegs» und Civil Dienſte jeder teutfchen Macht 
treten Dürfen. Gie follten fernerbin, nach den Grund; 
fägen der früheren teutfchen Verfaſſung, über ihre 
Güter und FamilienVerhältniſſe, ſelbſtſtändig Verfüs 
gungen treffen Dürfen, und es follten alle geither das 
wider gegebenen Gefeße und Verordnungen, auffer 
Wirfung gefegt feyn. Das Eigenthum ihrer flandess 
berrlichen Befigungen werde ihnen garantirt. Lehner 
verbindungen, womit ihre Beflgungen beſchwert find, 





*) Wirtembergifde Noten vom 16. und 24. Nov. 1814, 
Acten Bd. 1, Heft ı, ©. 100 und 112. 

») Ebendaſ. x. Bd. II, S. 35 — 42, und 60 und 61. 

») Vergl. ebendaſ. ©. 12. 
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ſellten aufgehoben werben, boch unbefchabet der Rechte 
ber Agnaten *). licher Befigungen von 20 bis 25,000 
Einwohnern, follten fie zwei Gerichts Inſtanzen, über 
minder volfreiche nur eine haben, Doc Beides nach den 
Geſetzen und unter der Dberaufficht der oberfien Yur 
ſtizbehörde des Landes; und unter derfelben Einſchrän—⸗ 
tung, auch die Ausübung der Polizei. Ale Steuern, 
welche am 18. Jul. 1806 verfaſſungsmäſig in die Lanz 
des; und Eontributionslaffen offen, ſollten den Ober, 
hoheitsherren, alle Abgaben , die zu den directen und 
indirecten Steuern uicht zu zählen find, den Standes; 
herren gehören. Diefe follten den aufferordentlichen 
Steuern, gleich den übrigen Unterthanen , untermwors 
fen, und auch von ordentlichen Landesftenern nicht frei 
fey ; jedoch dieſen, nach einem verbältnigmäflg aus⸗ 
zumittelnden Quantum. 

Als zu den directen und indirecten Steuern nicht 
gehörige Renten ſollten ihnen namentlich bleiben: 
a) die Lehns und Herrenrechte , die Frohnen, Zinfe, 
Bülten u. a. grundherrliche Abgaben. Die wegen Abs 
fhaffung folcher Gerechtfame etwa errichteten Gefege, 
würden auffer Kraft gefegt ıc. b) Waldeigenthum, 
Sorftpoligei, Beſtrafung der Waldfrevel. c) Der Bes 
fiß der Zehntgerechtſame, wie bisher. d) Die Bergs 
werfe, frei von allen Bergzehnten; auch der Bau neuer 
Bergwerke, gegen Entrichtung der gewöhnlichen Steiner. 
Die Landesregierung habe das Vorkaufsrecht bei den Ers 
geugniffen der Bergmwerfe. e) Die durch den R. D. 
Hauptſchluß als Entfchädigung angemwicfenen Zölle, 
oder Schadloßhaltung dafür. — Auch follten deu Stanz 
beöherren bleiben: die Befegung der Pfarr» und Schuß 


Acten ꝛc. Bd. II, &. 43, $.78, 
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ſtellen, die Aufficht über ihr Kiechens und Schulweſen, 
und die Verwaltung ded Vermoögens ihrer Kirchen und 
frommen Stiftungen, nach den Landesgefegen und uns 
ter Leitung der oberſten Kirchen s und Schulbehörden. 
Als Ehrenrechte follten fie haben: a) den perfönlichen 
Gerichtfland vor dem höchften Landesgericht ic. b) Als 
RealForum, den privdilegirten Gerichtfiand der den 
oberſten Landesgerichten unmittelbar untergeorbneten 
Baffolen. c) In peinlihen Fällen, die AuſträgalJn⸗ 
ſtanz, doch nur die Familien Häupter. d) Das Pradi 
cat Herr, von den LandesCollegien. e) Die Ermäps 
nung im Kirchengebet. f) Das Trauergeläute. 
Standesherren, deren Beſitzungen zu nicht mehr 
Befichenden Regierungen*) gefchlagen, oder von noch 
beftchenden getrennt worden, follten in folgendem Vers 
hältniß zu denen Staaten eben, mit welchen fie jegt 
vereinigt werden. Sie würden nicht Landflände, fons 
dern blieben, als eigene Kreisflände, für fich beſtehen. 
Sie dürften blos Ehrenwachen halten; ihre Untertbha, 
nen wären der Militärkonfeription des Staates uns 
termorfen. Gie follten zwei, oder nur eine Inſtanz 
haben, je nachdem ihre Volkszahl 2o bis 25000 erreicht, 
oder nicht. Geſetzbuch, Proceßverfahren, Polizeis, 
Münzs, Bergwerks- und Händeldverordnungen des 
Staates, zu dem fie gehören, müßten auch für fie gelr 
ten. Ihre Unterthanen würden befteuert, wie die Uns 
terthanen des Staated. Die directen Steuern blieben 
ihnen, die indirecten dem Staat, und würden auch 
von ihm erhoben. Die flandesherrlihen Domainen 
wären fleuerfrei; doch nicht von anfferordentlichen 
Kriegsſteuern. Diefe Einſchränkungen abgerechnet , 





*) 3.3. Königreich Weſtphalen, Großherzogthum Berg ac. 
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foßte ihnen bleiben der Genuß aller ˖ Rechte, Megalien 
oder Nicht Regalien, die ſie ehehin auf ihren Beſitzun⸗ 
gen ausübten. Doch follte der Staat den Vorkauf har 
ben an den Erzeugniflen der Bergwerke. > 
In einem fünften preuffifhen Entwurf eis 
ner. BundesActe, vom Anfang Aprils 18:5, iſt bie 
Sache der Standedherren, fehr kurz, dahin heſtimmt, 
«daß ihre Nechte fo vortheilhaft und billig, als es die 
Umflände erlauben, beſtimmt, und durch ausdrückliche 
Nebertragung in die organifchen Gefege des Bundes, 
unter deſſen Barantie geſtellt werden follen» *). 
> Daffelde ik auch in einen fechflen preuſſiſchen 
Entwurf, aus dem Dat 1815, aufgenontmen; doch 
werden zugleich im Allgemeinen folgende Beſtimmun⸗ 
gen vorgefchlagen **). Ob und mwiefern die Standess 
berren mit EuriatStimmen an der Bundesverſamm⸗ 
fung, und auch an Kreisverfammlungen, wenn es 
folge giebt, Theil nchmen werden, fol in den organis 
ſchen Geſetzen beffimmt werden. Auffer dem privilegirs 
ten Gerichtfiand und den übrigen perfünlichen Ehren; 
rechten, der Autonomie in ihren Familien Berbältniffen, 
und der erfien, auch, fofern der Umfang ihrer Beſitzun⸗ 
gen e8 erlaubt, der zweiten Inſtanz, follen fie die er; 
fen Landflände ſeyn, und alle Rechte Haben, die nicht 
zu ben höheren Regierungsrechten gehören. Diejenigen 
Staaten, welchen ſtandesherrliche Befigungen durch 
Verfügungen des Congreſſes angefchloffen werden, fols 
Ien erklären, daß fie ihnen alle Rechte und Vortheile 
einräumen wollen, welche vereinbar find mit der Theil; 
nahme an MilitärVBerfafteng und Kriegslaften, mit 


*) Acten ı. Bd. I, Heft 4, ©. 110. 
”) Ebendaf. Bd. II, ©. 305 f. 
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dem Landesfchug und der nothwendigen Sorge, die Bes 
wohner diefer Bezirke an Landflandfhaft, Gefegen und 
Dberaufficht des gröfferen Staates Theil nehmen gu 
laflen. 

Noch bei einer andern Gelegenheit hatte Preuſ⸗ 
fen Grundfäge geäuffert, welche den Standesherren 
günftig waren. In verſchiedenen ſtatiſtiſchen Berech— 
nungen, welche in Abſicht auf Wiederherſtellung der 
preuſſiſchen Monarchie auf dem Congreß vorgelegt 
wurden, hatte man ihm eine Reihe von Beſitzungen 
vormaliger reichsſtändiſcher Landesherren und anderer 
Keichsunmittelbaren in Weſtphalen, nach ihrem vols. 
len flatiflifchen Werth angerechnet, namentlich die Ber - 
fißungen der Derzoge von Arenberg und Looz-Corswa⸗ 
ren, der Fürjlen von SaynWittgenſteinBerleburg, 
WiedRunkel, SalmSalm, SalmKyrburg und Kaus. 
nig, der Rheingrafen von SalmHorfimar, der Grafen 
von Bentheim, keiningenWeRerburg und Walmoden,und: 
des Freiherrn von Bömelberg, wobei auch nicht sreiches 
ftändifche Befigungen ded Herzogs von Eroy, des Für: 
fien von Hagfeld *), der Grafen von Bentind und: 
Neſſelrode, und der Freiherren von Grote wegen: 
Schauen, genannt wurden. Preuſſen erklärte, in Ges 
genberechnungen vom ı2. Yan. und B. Febr. 1815**), 
Daß es diefe Befigungen nach ihrem vollen flatiflis 
fhen Werth Ah nicht könne anrechnen laffen. Es 
habe directe Befigungen mit allen ihren Einkünften vers 
loren, in den vorbin genannten hingegen würden die 
Einfünfte ihren Regenten bleiben, mit Aus; 
nahme derjenigen Beiträge, welche die MilttärEinrich: 


*) Die fürftlihshafeldifche Herrfchaft Wildenberg war 
nicht reichſsunmittelbar. 
*®) Sie werden in dem VI. oder VII. Bande der Acten 


des wiener Songreffes abgedrudt. 





: gungen eefordern würden. «Es liegt nicht⸗ — fo heißt 

Hes in der Gegenberechnung vom 8. Febr. — « in Breufs 
ſens Abfichten, Ach Die Beſihungen vormaliger Reichs⸗ 
Bände zuzueignen, welche durch Acte der Willkühr ihre 
Borrechte verloren haben. Kommt, durch Maaßregeln 
Aber weiche man in Hinficht anf den cheinifchen Bund 
übereinlommen wird, ein Theil diefer Fleinen Staaten 
in engere Berbindung mit Preuffen, in Anfehung des 
Militärs oder anderer Gegenfkände von gemeinſchaft⸗ 
Uchem Auterefle; fo kann Preuffen diefelben nicht ans 
sschmen oder betrachten als Entfchädigung für verlorne 
Provinzen, die ihm mit allen Einkünften und Bortheis 
len zuſtanden, welche birecte und reelle Beſthungen ee 
währen » *). 

Auch Deſt reich erklärte, in allen Drei von chm 
worgelegten Entwürfen einer BundesAete, daß man 
die Lage der Standesherren nur ſo weit verbeſſern 
Vnne, als die gegenwärtigen Umſtände geſtatten. In 
dem erſten und zweiten dieſer Entwürfe, welche 
im December 1914 und Mai 1i815 vorgelegt wurden, 
ward gleichlautend vorgefchlagen **): ı) Diefe ehemaligen 

Reichsſtände, in denen Staaten, welchen fie angehös 
sen, als die erfien Standesherren, nach der ihnen ges 
Kührenden Rangordnung zu betrachten; 2) ihnen alle, 
ihre Perfonen, Familien und Befgungen betreffenden 
Rechte und Vorzüge einzuräumen, welde vereinbar 


.’ Die fpätern Berfügungen det Congreſſes, waren diefen 
Grundfügen Preuſſens nicht genäß. Die Schluß Acte 
des Songrefieß, Urt. 34. und 43, flipulirt: « Les distriets 
mediatises suivans, savoir etc. etc. seront placdes 
dans les relations avec la monarchie prussienne, que 
la constitution f&derative de 1’ Allemagne reglera pour 
les territoires mediatises ». 


*) Ken dw. €. Bd. I, ©, 4 und 333. 
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ſind mit den Regiernngsrechten ber Staaten, welchen 
fie angehören. Dahin gehdre: a) unbefchränfte Freis . 
heit in der Wahl des Aufenthäaltsortes, in jedem Staat, 
der zu dem Bund gehört, oder mit ihm tn Freund— 
fehaft lebt; b) nach der früderen teutfchen Verfaffung 
über ihre Güter und FamilicnBerhältniffe, feldftftän. 
dig, für ihre Nachfommen verbindliche Verfügungen 
zu treffen; alle hierüber, feit Errichtung des rheints 
fchen Bundes erlaffenen Verordnungen werden auffer 
Wirfung gefegt; c) bürgerliche und peinliche Rechts⸗ 
pflege in erfter Inſtanz, und Die Ortspolizei, doch 
nach Borfchrift der ‚Landesgefeße; d) Steuerfreiheit 
für ihre Perfonen, Schlöffer, Käufer, eingesäunte 
Gärten und Jagden. 

Endlich enthält auch derjenige Entwurf einer 
Bundes Acte, welcher am 23. Mai 1815 von Deftreich 
mit der Erflärung vorgelegt ward, daß folches in Eins 
verfiändniß mit Preuffen gefchehe, und welcher als 
Grundlage in den Sigungen fiber Errichtung und Vers 
faffung des teutſchen Bundes diente, faſt wörtlich die 
fo eben gedachten öflreichifchen Vorfchläge, nur mit 
folgenden Zufäßen und WUbänderungen*. Es ward 
vorgefchlagen, den Standedherren durch Curiat— 
Stimmen Antheil zu geben an den Berathfchlagungen 
der Bundesverfammlung in pleno. Zu den oben unter 
Mum. 2 erwähnten Rechten und Vorzügen foll Alles zu 
rechnen feyn, was nicht zu den hHöheren**) Regie 





®) Acten bes wiener Congreſſes, Bb. II, ©. 3186, ° 

) Diefer Ausdruck, welcher auch in Sen preuſſiſchen 
Entwurf vom Mai vorkommt, hätte einer näheren Erfläs 
rung bedurfte. Es wurden fpätcrhin Erinnerungen depwes 
gen gemacht, und Vorfehrung getroffen, wovon unten. 

Kiüber’s Neberſicht. IL X 
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sungsrcchten gehört, und aus dem Eigenthum her 
rührt. Ohne Einwilligung fämmtlicher Agnaten, fol 
Bein neuer Familien Vertrag errichtet werden. - Auch 
Sorfigerichtbarkeit und Aufſicht in Kirchen: und Schuls 
fachen, und über milde Stiftungen , follen den Stans 
desherren zufichen; Steuerfreiheit, nur für une? Ders 
fonen. 


Als in den Sigungen der Bevollmächtigten der 
ouverainen teutſchen Staaten, über Errichtung 
und Verfaffung des teutfhen Bundes (23. Mai 
his 8. Yun.), die Beflimmung des Nechtszufan: 
Des der Standedherren zur Sprade fam, waren 
die Meinungen vichfach getheilt. Diefe Verhandlungen 
laffen ſich, wie die Vorſchläge in den Entwürfen, auf 
zwei Elaffen zurüdführen, auf das Verhältniß der 
Stapdeöherren zu dom Bund, und zu denen Buns 
Desftaaten, zu welchen fie gehören follen. 


Es war, fo vist die erfte Elaffe betrifft, von 
Deftreih und Preuffen in Vorfchlag gefommen, 
daß die Standesherren unmittelbar Theil nehs 
wien follten au dem teutfchen Band, durch Eus 
riatStimmen in den Plenum der Bundesverfamms 
fung. Ganz vorzüglich unterflüßten Hannover, 
Kurheſſen, Zuremburg und Sachſen Coburg 
dieſen Antrag, wie überhaupt die Sache der Standes: 
herren”). — Kurheſſen erklärte, daß nicht bloß 
die Gerechtigkeit, fondern auch die Ehre gebiete, Die 
Lage der Standesherren zu verbeffeen. Die zu diefem 





°) Acten x. Bd. IT, S. 436, 445 und 449. Lupem, 
bargiſche Erklärungen, ebendaf. S. 363, 392 f. u. 444. 
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Zweck gefchehenen Vorfchläge, ſchienen nicht ganz ges 
nügend. Mit den höchſten Regierungsrechten fey noch 
manches Undere, ald mas vorgefchlagen worden, vers 

Heinbar. Sollte auch nicht gleich jegt eine genaue Bes 
fimmung hierüber erfolgen können, fo ſey doc folche 
als cine der erfien Gefchäfte, der Bundesverſammlung 
vorzubehalten, und einſtweilen feſtzuſetzen, daß den 
Standesherren ſogleich alle die Rechte wieder eing 
räumt würden, welche gegen den klaren und ausdrück⸗ 
lichen Wortlaut der rheiniſchen BundesXcte, ihnen 
hie und da entzogen worden. Nur in Betreff der Cu⸗ 
riatStimmen, möchte auf dem Congreß eine definitive 
Beſtimmung erſolgen können. Zwar ſcheine es eine 
Anomalie, daß Fürſten, welche ihre Selbſiſtändigkeit 
verloren haben, in einer Verſammlung ſouverainer 
Fürſten Sig und Stimme haben ſollten. Indeß habe 
dieſes ſchon in der ehemaligen Reichsverſammlung ſtatt 
gefhden, wo Perſonaliſten Mitglieder der Grafeny 
Eurien gewefen, und als folhe Theil an der Comitial— 
Stimme gehabt hätten. Man folle alfo, nach diefer 
YUnalogie, den Glanz fo vieler alten, zum Theil fo vers 
dienten, reichöftändifchen Häufer, durch vier Curiat— 
Stimmen zu erhalten fuchen, unter der Benennung s 
weſtphäliſche, ſchwäbiſche, fränkiſche und rheinifche 
Fürſten und Grafen. — Luxemburg machte ſogar 
den Antrag, daß, wenn die Idee eines Pleni keinen 

Beifall fände, man den Standesherren in der Buns 
Desverfammliung feldfl, eine eigene EuriatStimme 
einräumen möge. Die allgemeine Wohlfahrt fey zu 
berathen, nicht Die befondere., Welcher Gegenfland fey 
denkbar, wo ihre Stimme nadtheilig wäre? Nicht 
Krieg und Frieden, nicht Geſetzgebung, nicht Befteus 
rung. Die Anomalie ſey nur im Bunde mit Aus— 

Ra 
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foärtigen. Hätte und Ungerechtigkeit, ewiger Klage⸗ 
ſtoff „ fey eine viel gröſſere Anomalie. 
Wider die Eintheilung von CuriatStimmen, 
eiklärten Ach geradezu: Baiern und Wirtemberg, 
dann, mwicwohl einmal bedingungsweife, Deffens 
armfladt,, denen anfangs auch Holftein beis 
trat*). Die drei erfien waren, Durch ihre eigene Lage 
fr Dabei’ intereffir. Baiern, das fihon in der 
Sitzung des Comité's fünf teutſcher Höfe, vom 14. 
Rov. 1814 vorzubauen geſucht hatte, erklärte dieſe 
Abee ſchlechthin für unausführbar, und darum ſelbſt 
eine Verweiſung dieſes Gegenſtandes an die Bundes⸗ 
verſammlung, für zweckwidrig**). — Wirtemberg, 
in der Note, wodurch es dem ohne ſeine Mitwirkung 
geſchloſſenen Bund vorläufig beizutreten ſich bereitwillig 
erklärte, betrachtete das Stimmrecht in dem Bunde, 
als ein Attribut der Souverainetät: dieſe werde gber, 
In dem ganzen Übrigen Inhalt der BundesXct 
Standesherren nicht eingeräumt, mithin werde die Des 
willigung eines ſolchen Rechtes mit ihren jegigen Vers 
Häftniffen nicht übereinſtimmen ***) — Heffens 
Darmftadt erklärte ſich anfangs geradezu, fpäten 
bin nur bedingungsmeife, und zufegt abermal ſchlecht⸗ 
hin, wider das CuriatStimmrecht der Standesherren. 
Es fen eine Anomalie, daß Mediatifirte einmal wieder 
Immittelbare Burdesglieder, und in diefer Hinficht zu 
Antheil an mehreren (näheren?) Beſtimmungen der 
Bundes Aete berechtigt würden; es ſey denn, daß ſie 





) Acten d. w. C. BIT, ©. 362. Vergl. jedoch ©. 437. 
m) Ebendaſ. S. 193, 360, 385, 437, Ada, 467 f. und 
500. 


e) Ebendaſelbſt, ©. 566. 
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durch eine Verzicht Urkunde Die Souverainetaͤt der Für⸗ 
fen anerfennten, ſich mit den ihnen bewilligten Nechs 
ten begnügten, allen Berufungen an die Bundesver⸗ 
fammlung in flreitigen Verhältniſſen mir ihrer Landes 
obrigfeit entfagten , und die ihnen alddann gern ger 
gönnten EuriatStimmen, nur als bloffe Perfanas 
liften in ciner Eurie vereinigt, ohne Beziehung auf 
ihre chemaligen Reichslande, führen wollten, ald wo⸗ 
Durch allein man glaube, daß Ruhe erhalten und bey 
fländige Reibungen vermieden werden fünnten *). Da 
dieſe Bedingung feinen Beifall fand, fo erklärte Heſſen 
fih nachher abermal geradezu gegen die CuriatStim— 
men und die Verweifung dieſes Gegenflandes an die 
Bundesverfammilung**). Dazu könne der Großherzog, 
auch bei feinem aufrichtigfien Wunſch, alles Mögliche 
zu Beruhigung und Ehrung diefer privilegirteften Claffe 
der Staatsbürger, wie bisher, beizutragen, nicht 
einwilligen; Er Eönne fie, nach der mit ihnen einmal 
vorgegangenen Veränderung ihres Standpunctes, nicht 
für unmittesdbare Bundesglieder erkennen; 
überhaupt müffe Er die Vorzüge der Eöniglicden Würde 
und die erweiterten Befigungen feines Gebiets feierlich 
wahren, da folche, feit Auflöfung des dlteren Verban⸗ 
des, durch Befisftand, Sriedensfchlüffe, AllianzVers 
träge und Anerkennung der meiften europätfchen Staa⸗ 
ten, felbft durch eigene Beruhigung der Untergeordne⸗ 
ten, geheiliget feyen ***). 
In diefem Zmwiefpalt der Forderungen, Wünfche 
‚und Meinungen, glaubte wohlmeinend der großherzog⸗ 
lich sheffifche Herr Bevollmächtigte, Frhr. von Türds 
2) Acten d. w. C. Bd. II, &: 474 f. 


») Ehendaf. &. 302, 468, 500 u. 544. 
») ebendaſ. S. 544. 
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Heim, privatim das Mittel zu allſeitiger Beruhigung. 


‚gefunden zu haben, welches er Daher als Privatvora 
ſchlag zu den Acten zu geben ich moralifch verpflich- 
‚tet erachtete. «Wenn ja», dieß find feine Worte *), 
«die Eintracht fih nur an der unglüclichen Idee der 
Den Standesherren zugedachten EuriatStimmen aunoch 
aterochiren follte, fo unterwerfe Er folgende dee der 
Prüfung helldenkender Staatsmänner. Da die Wichers 
herſtellung der Unmittelbarfeit der Fandesherrlichen Bes 
Rdungen, für unausführbar erklärt worden, und die 
Standesherren mit denfelben Beſitzungen, nach den 
Brundfägen der Staatseinheit, unmöglich in Den Bunte 
deslanden mittelbar, und auf der Bundesverſammlung 
unmittelbar feyn könnten, fo werde folgender Yuswceg 
durchhelfen. 1) Die Standesherren erkennen, dur 
feierliche Verzichturkunde, die Souderainetät 
ihrer Dberhoheltöherren auf ihren Befigungen an, und 
begnügen fich mit den ihnen in Der Bundes Acte zuger 
ſtandenen Rechten und VBorzügen, erkennen auch ‚die 
lehte gerichtliche Inſtanz des Lande für ihren eigenen 
Höchften Gerichtfiand , ohne weitere Berufung an bie 
Bundesverfammlung. 2) Um diefen chemaligen Mit— 
ſtänden und-unfchuldigen Opfern des Zeitgeiſtes, ihren 
Thmerzhaften Verluſt zu vernarben,, und als Andenken 
und Ueberbleibſel der ehemaligen Unmittelbarkeit ihnen 
einen chrenvolfen Standpunct in der neuen Verfaffung 
zu ſichern, der ihnen auch für den Glanz ihrer Familien 
und fünftige Alianzen vortbeilhaft, und ald Erfag 
des Verluſtes angefehen werden Fann, werden fie Alle 
in Eine Ganerbſchaft, auf einem entweder bei 
Berichtigung der Grenzen gegen Frankreich auszufin⸗— 





®) Acend. w. C. Bd. II, S. 447 — 449. 
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denden, auch noch fo kleinem Gebiet, oder auch 
auf einem etwa noch disponibeln teutfchen Gebiet ver: 
fammelt, ihnen Darauf alle Hoheits undUnmite 
telbarfeitsrechte, nebft einer CuriatStimme 
in dem Blend der Bundesverfammlung, .cingerdumt, 
jedoch fo, daß, wie ehedem es auch in der teutfchen 
Verfaſſung nicht ungewöhnlich war, fie ratione dieſes 
Antheils an der Ganerbfchaft zwar als unmittelbar, 
respectu ihrer Iandftänvifchen Befigungen aber ald me- 
diati angefehen werden, und feine auf leßtere Bezug 
habende Berufung an den Bund, ſich unter Eeinem 
Vorwand erlauben fünnen. Sollte ein Bundesgericht 
and cine Bundeskanzlei zu Stande fommen, fo Fönnte 
man noch ferner diefer unmittelbaren Corporation dem 
Vorzug einräumen, daß der oberſte Bundesrichter 
und der Kanzler des Bundes, Durch cinen Dazu 
Qualificirten ex gremio derſelben vorzüglich gewählf 
werden fol». | 
Menn diefem Borfihlag weder Beifall der Stimms 
führer *), noch Danf von Seite der Standesherren zu 
Theil ward, fo lag die Urfache hievon gewiß nicht in 
Dem guten Willen feines Urhebers. Dagegen ward von 
ber in der fechften Sigung zur Redaction des Artikels 
von den Standedherren ernannten Commiffton, 
welche auß den Steimmführern von Baiern, Hannover, 
Luxemburg, Medlenburg und Heficn Darmſtadt bekand, 
in der folgenden GSigung, in Abſicht auf die Curiat— 
Stimmen eine zweifache Kedaction vorgelegt. In der 
einen war den Standesherren ein Votum curiatum, in 
dem Plenum der Bundedverfammilung, cinger dunit: 
in der andern war Die Beſtimmung ber Srage: ob und 


. 


*) &ctend.w. C. Bd. II, S. 436. 
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wieviel EuriatStimmen in pleno zugeſtanden werden 
follen? an die Bundesverſammlung verwiefen, 
gemäß den fchon in der fünften Sitzung zu Protocol 
gefommenen Heufferungen vonDeflreich, Preuſſen, 
Dannover, fämmtlichen herzoglich-ſächſiſchen 
Häuſern, Medlenburg, Anhalt, Naſſau und 
den freieu Städten, nebſt Holftcin, denen aud 
von den übrigen anwefenden Bevollmächtigten, auffer 
Dem baierifchen, Niemand miderfprach *). Die erfte 
hatte bloß das baierifche Mitglied der Commiffon wis 
derſprochen, fiber die zweite waren alle andern Mits 
glieder einig gewefen. Ungeachtet die erſte Redattion 
sur von dem baierifchen Mitglied der Commiffion war 
widerfprochen worden, und in den bisherigen Sigungen 
eine weit überwiegende Stimmenmehrbeit, theild aus⸗ 
drücklich, theils ſtillſchweigend, fiir flandesherrliches 
CuriatStimmrecht ſich geneigt erklärt hatte, fo ward 
Doch fofort, wiewohl nur «vorerft», beſchloſſen, die 
zweite Medaction zu wählen; wogegen jedoch der 
Baierifche und der großhergoglich heſſiſche Bevoll— 
märhtigte die Kechte ihrer Höfe verwahrten **), Ends 
lich erfolgte, erſt in der zehnten Sigung von 8. Junius, 

in welcher die einzelnen Artikel der BundesActe paras ” 
phirt wurden, der definitive Befchluß ***), daß der 
Bundes Acte und zwar nicht, mie bisher im Vor— 
ſchlag gewefen war, in dem viergehnteh, fondern am 
Schluß des fechfien Artitels dieſe Beſtimmung einzu⸗ 
rücken ſey: 

«od den mediatiſirten vormaligen Reichsſtänden, 
«au einige Curiat Stimmen im Pleno zur 


m 





*) Actensc Bd. II, S. 436 f. 
”) Ebendaſ. ©. 453, 467 f., 474, 475 u. 487 lit. a 
wer) Ebendaſ. S. 532, 534 u. 603, 
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sgeftanden werden follen, wird Die Bundesvers 
«fammilung bei der Berathung der organifchen 
«Bundesgefege in Erwägung nehmen». 

Wörtlich ward diefer Befchluß in die Bundes Acte 
aufgenoinmen. Die Beflimmung diefed wichtigen Ger 
genftandes, it alfo von der Bundesverfammlung 
zu erwarten. DBorläufig hat Se. Majeflät der König 
von Preuffgn den unter Seinen Zepter gefommenen 
Standesherren, in.einem ihren Rechtszuſtand beſtim⸗ 
menden Edict vom aı. Yun. 1815, die Zuficherung ers 
theilt, Sich bei der Bundesverfammlung dafür zu vers 
wenden, daß den ehemaligen reichsftändifchen, num 

" untergeordneten Landesherren,etlihe EuriatStinw 
men in dem Plenum der Bundesverfammlung eins 
geräumt werden. Daß eine folche Verwendung nicht 
ohne günflige Wirkung bleiben werde, läßt fih, nad 
den oben angezeigten Verhandlungen, dann mit Ge 
wißheit erwarten, wenn gleiche Gefinnung auch Diejes 
nigen der übrigen BundesSouveraine beleben wird, 
unter deren Dberhoheit ebenmäſig vormalige Reichds 
Mitſtände als Standesherren gekommen find. 

Die zweite Claſſe von Scegenftänden, in Abs 
fiiht auf den Rechtszuſtand der Standesherren, betraf 
ihr Verhältniß zu denen Bundesſtaaten, zu weh 
ben fic gehören follen. Was in diefer Hinfiht Defks 
reich, einverſtanden mit Prauffen, in dem Eut— 
wurf vom 23. Mai 1815 vorgefehlagen hatte, ift oben *) 
fhon angeachen worden. Gogleih in der zweiten 
Sigung, fiimmtn Holflein und HeffenDarım 
ſtadt diefem Vorſchlag ausdrücklich, die vereinig— 
ten ſouveraiuen Fürſten und freien Städte fi 





” 
*) S. 301 f., verglichen mit S. 500 fr 
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ſchweigend bei *). Es wurden aber fpäterhin- noch 
manche Zufäge, Uenderungen, Weglaffungen und näs 
bere Beſtimmungen feftgefegt. 

Sachſen (Königreich) meinte, dieſer Gegenſtand 
bedürfe, da neue Beſtimmungen in. den Entwurf 
eingefloffen feyen, die Gtandesherren aber denſelben 
in mehreren ihrer Seits vertheilten Schriften wider; 
fprochen häften., einer weiteren Eförterung; - 
man möge alfo , flatt der vorgefchlagenen ſpeciellen 
Beflimmungen , der BundesActe eine allgemeine 

Zuſicherung cinrüden, daß unter den erſten Ar⸗ 
beiten der Bunbesverfammlung , Die Feftfichung von 
Grundſätzen, mwie fie der allfeitigen Gercchtigfeit und 
Billigkeit gemäß feyen , über die Berhältuiffe der 
Standesherren in Berathung zu zieben ſey **). Diefer 
Vorfchlag ward um fo weniger angenommen, da er 
erſt ganz zuletzt, in der zehnten Sigung, war ange 
bracht worden. 

Der Eingang bed vorgefchlagenen Artikels 
erhielt, in der fünften Sitzung, eine nähere Beſtim⸗ 
mung , damit Fein Zweifel darüber entfichen könne, 
welche Standesherren hier gemeint feyen. Es ward 
darin — «um die Abfaffung des Entwurfs in der Ein⸗ 
feitung mit der vonBaiern vorgefchlagenen möglich 
zu vereinbaren , auch alle Mißdeutung zu verhü— 
ten» — angezeigt , daß die «im Jahr 1806 und 
feitdem mittelbar gewordenen chemaligen Reichs— 
Kände» gemeint feyen ***); und überdem ward, in det 
Rebenten Sitzung, befchloffen, nach dem Wort «Reichb; 


*) Acten IC« Bd. IL, G. 362, 393, und 378, wo ad Art 
11 Nichts erinnert iſt. 

“e) Ebendaſ. S. 554.. 

v., Ebendaſ. G. 435 f. 
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. Kände» auch der librigen in der gedachten Periode 
mittelbar gewordenen (eigentlich , untergeordneten) 

sReihsangehörigen» — des chemaligen unmitı 
selbaren Reichsadels — zu erwähnen *). Es ward 
ferner in der Rebenten Sigung befchloffen, auch in dem 
Eingang zu fagen, daß hiemit diefen Standekherren, 
in allen Bundesfaaten, ein gleihförmiger bleis 
bender Rechtszuftand verfchafft werden folle **). 

Auf Deftreich 8- Vorſchlag, ward in der fünften 
Gigung der Befchluß gefaßt , den Standesherren die 

Ebdenbürtigkeit vorzubehalten, und zwar nach der 
von Luremburg vorgefrhlagenen Rebaction (lit. a 
in dem 14. Art. der BundesXcte), daß fie «fortan 
s nicht deſto weniger zu dem hohen Adel in Teutfchs 
stand gerechnet werden, und ihnen das Recht der 
sEbenbürtigfeit, in dem bisher damit verbuns \ 
„denen Begriff, verbleibt » ***). Das Wort «bisher» , 
hat fehr wahrfcheinlich feine Bezichung , nicht fowohl 
auf die wilde Periode des fo ‚genannten rbeinifchen 
Bundes , als vielmehr auf bie Zeit der teutſchen 
Reichsverbindung. 

Auf Baierns Vorſchlag, ward (lit. b ebendaf.) 
die nähere Beflimmung angenommen, daß die Haups 
ser dieſer fürſtlichen und gräflichen Häuſer, die erſten 
Standesherren in dem Gtaat , zu dem fle gehören, 
feyn follen ****). Inder zehnten Sigung ward noch 
der Zufag befchloffen : «fe und ihre Familien bilden die 
privilegirtefte ElafferH 5; auf welche Wortelur 


*) Acten:. Bd. II, &. 469. 475 u. 486. 
29) Ebendaſ. &. 469, 475 u. 486. 
”.. Ebendaſ. S. 437,443 f. u. 487. 
⸗* ) Ebendaſ. S. 361, 385 u, 487. 
+) Ebenda ©. 534, 
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ſchon in ber ſiebenten Sigung gebilligte Nachſatz folgt: 
«in demfelben» (Staat), «insbefondere in Anfehung 
ber Befeuerung» *). Der Ausdruck «erftle Stans 
desherren⸗ fleht in Beziehung auf eine zweite Elaffe 
derſelben, in welche ohne. Zweifel Diejenigen gehören, 
weiche «im Jahr 1806 und feitden mittelbar gewors 
Bene ehemalige Reichsftände» nicht find, fondern durch 
ein befonderes Privilcgium die Standesherrlichkeit ers 
langt haben. HeſſenDarmſtadt hatte vorgefchlagen, 
Katt des Ausdrucks «erfte Standesherren» zu fegen: 
« wird ihnen die fiandesherrliche Würde, und der Gig 
auf der erfien oder Herrenbank der ſtändiſchen Ver— 
foflung ..... anerfannt » **). Es ward aber diefer 
Vorfchlag nicht angenommen. 

- Zu dem Sag lit. ce (Art. 14 ber Bundes Atte) wel 
ben PBatern ganz weggelaffen wünſchte **), wurden. 
in der fichbenten Sigung als nähere Beflimmung beiges 
fügt, die Worte: «oder bleiben» **+**), Die «Rechte 
und Vorzüge ..... ‚ welche aus ihrem Eigenthum⸗ 
Cherrühren), erhielten zugleich den näher beſtimmenden 
Zuſatz: «und deffen ungeflörtem Genuß herrühren, 
«und nicht zu der Staatsgewalts .. ... scho. 
eren»Ft). — Die Erwähnung ber höheren Regie— 
rungsrechte » blich unverändert ſtehen; obgleich diefer 
Ausdruck, der in dem preuffifhen allgemeinen Landrecht 


ůhlich if, in Tentfchland Feine’ fee, allgemein aners 


Eannte Bedeutung bat. Baiern und Heffen Darm 





*) Yctenx. Bd. II, GS. 469, 475 u. 487. 

e) Shendaf. S. 362. 

“.., Ebendaſ. 8. 361 u. 385. 

„re, Ebendaſ. S. 469, 475 u. 487. 

+) — S. 469, 475 u. 487, vergligen wit S. 35. 
und bur. 
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ſtadt mißbilligten biefe Stelle 9%. Kurbeffen hatte 
angetragen, auf aldbaldige genaue Bezeichnung deſſen, 
was zu den unmittelbaren Ausflüffen der höchſten Re⸗ 
gierungsrechte gehöre. Oeſtreich und Preuſſen 
bingegen machten den Antrag, die Beflimmung der . 
Grenze der Höheren Regierungsrechte , an die Buns. 
desverſammlung zu verweifen , jedoch mit Beibehals 
ung der indem Art. 11 den Standeßherren zugeficherten 
echte. Diefem Antrag fimmten bei, Hannover, 
die fämmtlichen berzoglih »s Sähfifhen Häufer, 
Mecklenburg, Anhalt, Holfkein, und die 
freien Städte, mie denn auch von den übrigen 
antvefenden Bevollmächtigten Riemand widerſprachz 
ausgenommen Raffau, welches beforgte ,„ Daß jene 
Erörterungen zu Weiterungen führen möchten, und 
Baiern, welches in ber fünften Sigung fernere 
Erklärung und Beitritt fih vorbehalten hatte, nachher 
aber fich wider den Vorſchlag erflärte**). | 

Mit Vorbedacht ward in ber achten Sigung bes 
fchloffen, nach dem Sag lit. c, ſtatt « Dierunter find 
insbefondere» u. f. w., wie anfangs in der Neuen 
oder revidirten Abfaſſung der BundesActe geflanden 
hatte, den Abfag mit folgenden Worten anzufangen: 
«Unter vorerwähnten Rechten find insbeſondere u. f. 
w. Es follte damit angezeigt werden, Daß das was 
folgt, nicht bloß auf lit. c, fondern auch auf die dieſem 
Gag vorhergehenden Beflimmungen zu ziehen fey ***). 

Der Sag Num. 2, betreffend die Familiens 
Merträge, erhielt, in der fiebenten Sitzung, einen 





») Acten d. w. C. Bd. II, &. 361 u. 363. 
Ebendaſ S. 359, 436 fer 446 u. 488 - F 
exx) Evbendaſ. S. 500 f. 
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fehfien Sigung wider den oben fihon erwähnten 
öftreichifch : preuffifchen Antrag, die Beflimmung der 
Grenze der in dem Artifekin Beziehung genommenen 
höheren Negierungsrechte, an die Bundesverfamms 
lung zu verweifen. Er führte zugleich an, daß «Baiern 
den Mediatifirten fchon im Jahr 1807, Durch ein eigenes 
Geſetz, eben fo viel, und wohl mehr eingeräumt habe, 
als jegt für fie begehrt werde. Er fügte endlich den 
’ Vorſchlag Hinzu, daß man, flatt-den oben gedachten 
Antrag anzunehmen, eine Commiffion nicderfegen 
möge,» um dieſes Gefeg zu prüfen, und aufden Grund 
deſſelben Vorfchläge zu tun, wie die Rechte der Mes 
diatifirten fchon jegt in der Bundesllcte feftzufegen 
feyen». Dieſer Vorſchlag ward alsbald genehmigt, 
and cine Commiffion von fünfMitgliedern nicdergefegt, 
heſtehend aus dem baierifchen, dem erflen hannöveris 
fen, dem Iuremburgifchen „. dem wecklenburgifchen, 
und dem großberzoglichsheffifhen Bevollmächtigten. 
Ihr Auftrag war zweifach: fie follte die baierifhe Des 
slaration von 1807 in der genannten Abficht unterfuchen, 
and den Entwurf zu einer Redaction des die Standes 
berren betreffenden Artikels, in der Sitzung des fol⸗ 
genden Tages vorlegen *). 

In diefer Sigung übergab die Commiſſion, durch 
den mecflenburgifchen Bevollmächtigten, Das Reſultat 
ihrer Arbeit **). Sie fügte die Bemerkung hinzu: «fie 
babe dad von ihr geprüfte Föniglichsbaicrifhe Gefeg 
von 1807, allerdings als den Rechten der Mediatifirten 
in vielen Puncten günftig gefunden; auch fen 


°, Acten x. B8. IT, ©. 452 f. | 
s) Vermuthlich beftand diefes in dem von ihr verfaßten En 
wurf des Artirels. Vergl. ebendaf. S. 475, Num. 4- 
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{fr Namens der. Mebdiatifirten zu erkennen 
gegchen worden, wie diefe wünfchten, daß das Es 
niglich sbaierifche Gefeg zur Grundlage bei Beſtim, 
mung ihrer Rechte angenommen werden möge; fie habe 
daher auf Diefen Fuß eine Redaction verfaßt , worin 
alle Mitglieder der Commiſſion in allen Puncten (nur 
mit Ausnahme des baierifchen Widerſpruchs gegen den 
Punet des CuriatStimmrechtes) eingefimmt hätten 9. 
Der großberzoglichsheffifche Bevollmächtigte fügte 

noch fchriftlich die Erflärung hinzu, daß fein Hof, «fds 
wohl durch frühere Berordnungen von 1807, die Durchs 
aus nach den Grundlagen der baierifhen 
entworfen worden, als auch Durch feine Erklärung in 
der Conferenz vom 26. Mai, zu allem dem fich erboten 
habe, was die mebdiatifirten Fürften im Weg der Billig, 
feit nur immer begehren fünnten, und auch wirklich 
ihnen tin der vorgefihlagenen Bundesurfunde einges 
räumt worden; fie fenen auch deflen, in dem Großhers 
zogthum, noch bis au heutigen Tag in vollem 
Befig» +). 

Der Vorſchlag der Commiffiort ward, noch in der; 
felben fiebenten GSißung , genehmigt **); wie es 
fcheint, einmüthig, nur mit Ausnahme des Punctes 
Bon dem Euriat&timmredt. Go ward jene merkwür— 
dige fubfidiarifche Grundbeflimmung, in die Bunde & 
Acte aufgenommen. 

Die fürftlich sund gräflich-ſolmſiſchen Häufer 
Braunfels, Rödelheim undLaubach, lieffen fchon unter 
dem 3. Junius, wider vorfiehenden Beſchluß cite recht 8; 





*) Acten u Bd. IT, ©. 467. 
”e) Evendaſ. S. 474 
”") Ebendaf. ©. 469, 475 u 487. 
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verwahrende Erklärung einreichen. Sie erflär: 
ten, daß fie feine Eonftitution anerkennen würden und 
dürften, in welcher nicht die, ihrer Würde und ihren 
Hechten gebübrenden Stimmen am Bundestage 
’ zugeſichert, und zu Regulirung ihrer Verhältniffe das 
Jahr 1805, mit Beziehung auf die Denkſchrift vom 15. 
März, ale Bafis angenommen wäre *). — Ein ähns 
Sicher rechtsverwahrender Widerfpruc er: 
foigte, unter demfelben Datum, von dem Eomite der 
Standesherren. Bonihm, und feiner befondern Bere 
anlaffung, wird weiter unten das Nähere vorkommen. 


Die vorbin gedachte Commiſſions Verhandlung, gab 
Anlaß zu einem ZwifhenAct eigener Art. Hier 
ſtehe, was die Acten fprechen, ohne dem Wiffen,. Ur: 
theil und Seherblick des Lefers vorzugreifen. Die Coms 
miffion hatte, mie oben gemeldet, in der fiebenten 
Sitzung vom 2. Jun. zu Protocol geben laffen, daß ihr 
«Mamens der Mediat en zu erfennen geges 
ben worden fey, wie diefe Wünfchten, daß das kö— 
niglich;baierifche Gefeg von 1807, zur Grundlage bei 
Beſtimmung ihrer Rechte angenommen werden möge». 
Diefe Yeufferung ward gegründet auf eine Unterre— 
dung, welche die Commiſſion Tags vorher, in der Wohs 
nung des baierifchen Bevollmächtigten, Heren Grafen 
von Nechberg, mit dem fürftlich neuwiediſchen Herrn 
geheimen Rath von Gärtner gehalten hatte, dems 
felben, der fi eine Reihe von Jahren hindurch der 
Sache der Standesherren gewidmet hatte, und von 
einem halben Hundert derfelben für den Congreß bevoll⸗ 

mächtigt war. | 


*) Acten x. Bd. IV, &. 333 f, . 
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Pre von Gärtner, ber: von der durch die Com⸗ 
miffton zu Protocoli gegebenen Erklärung, wefentlichen 
Machtheil für feine Committenten. beforgte , fendete 
deßhalb fogleih am 3. Junius, eine fchriftliche 
Berwahrung, in einem Schreiben an den hannöde- 
sifchen erſten Bevollmächtigten, Herrn Grafen von 
Münfter. Er vernehme, fagt er darin, daß man 
feine geftrige Aeuflerung hei dem Hrn. Grafen von 
Rechberg, fo verfianden habe, als billige Er die 
Baierifche Declaration von 1807 , auch Dermal vollkom⸗ 
men ale Srundlage. Diefes fey aber feine Abficht nicht 
gemwefen, und habe ed auch nicht feyn können; denk 
er babe dem Hrn. Grafen von Rechberg ſchon vorher 
erklärt gehabt, daß er feine Erklärung und Note das 
rüber, anders nicht als mit Genehmigung des Eomite’d 
Cder Standesherren) abgeben Eönne. Seine Aeuſſe⸗ 
rungen hätten alfo nicht8 weiter befagt, und befagen 
können, als daß er die baieriſche Declaration, unter 
den während des Rheinbundes erfehienenen, für 
die befte halte, daß er Daher auch 1807 in Paris dar: 
auf unterhandelt habe, diefelbe, alE Broviforium, 
allgemein geltend zu machen. Was aber 1807 unter 
dem Rheinbund wünſchenswerth gewefen, könne es 
jest, nach deffen Aufhebung, nicht mehr unde 
dingt ſeyn, wenn ed auch ſonſt manches Gute habe. 
Insbeſondere müſſe er ſtets darauf beſtehen, daß ſeinen 
Committenten der Recht szuſtand von 1805 im 
Allgemeinen als Grundlage bewilligt, daß ihnen 
Stimmrert in der Bundesverfammiung ertheilt, 
und daß ein fehügendes Bunde sgericht niederge⸗ 
ſetzt werde *). 


) Actenx. Bd. V, S. 525 f. vergl. mit Bd. II, S. 504 f. 
| Ya 
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Kaum hatte Herr Graf von Münfter dicke Er; 
Eärung erbalten, als er fogleih, noch an demfelben 
Zage, in der achten &igung, diefelbe zu Protocol gab, 
mit der Nenfferung, Daß ungeachtet Herr von Gärtner, 
nach der mit ihm gehabten Unterredung, fowohl münd⸗ 
lich als fchriftlich behauptet habe, daß die ald die feis 
nige zu Protocol gefoimmene Erklärung auf Miß ver— 
“Rand beruhe, folhe gleichwohl fehr deutlich gewefen 
fey. Er fordere daher die übrigen Mitglicder der Eoms 
miffion auf, zu erklären, ob dabei ein Mißverfland, 
vorwalten könne? Hierauf gaben fämmtliche Meitglie: 
der zu Protocol, daß jene Erflärung deutlich und 
Feines Mißverſtandes fähig gewefen fey, und 
wenn Hr. v. Gärtner folche jegt wieder zurücknehme, 
der Grund dazu nur in fpäteren, von feinen Com⸗ 
mittenten erhaltenen Inſtructionen gefucht werben 
konne *). 

Ein von dem Herren Grafen von Münfter erhalte 
nes Schreiben, gab hierauf dem Herrn von Gärtner 
Anlaß, in einem an den Iuremburgifchen Herrn Bes 
vollmächtigten (ebenfalls Mitglied der oben gedachten 
Commiſſion) gerichteten Schreiben vom 5. Junius, zu 
erklären, daß er, Durch jenes Schreiben nun über den 
wahren Sinn deſſen, worüber er gefragt werden 
ſollen, belehrt, unendlich beklagen müfle, durch feis 
nen Irrthum über den Zweck feiner Befragung, 
ein fo unglückliches Mißverſtändniß veranlaßt zu haben. 
Irrthümlich, wie er num leider fehe, babe er vorauss 
gefegt, der Gegenfiand feiner Befragung fey, ob die 
baierifche Declaration ald Grundlage der Deliberas 
tion, und zum Zweck einer Prüfung defien, was 





*) Acten ⁊c. Bd. II, @. 493 f. 
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Davon noch dermal anwendbar ſey, Möge angenommen 
werden? Hierauf fo, wie gefchehen, zu antworten, 
hätten ihn natürlich beſtimmt, Ehrfurcht gegen die 
Commiſſion, kluge Rückſicht auf Baierns groffen Eins 
fAuß, und perſönliche, in früheren Schriften darge— 
fiellte Anfichten über den Werth jener Declaration, alg 
Auslegung der Bundes Acte. Aus dem Schreiben: des 
Hrn. Grafen von Münſter, erfche er aber nun, daß 
Die Rede gewefen fey von Annahme jener Declaras 
tion, als unveränderte Fünftige Norm *). 

Das. Comité der Standesherren, beunrm 
higt Durch diefen Auftritt, fäumte keinen Augenblick, 
durch feinen Präfidenten, den Deren Fürſten von Met, 
ternich,, fehon unter Dem 8. Junius eine rechtsverwah⸗ 
rende Erklärung zu den Acten einzufenden. Bloffer 
Mißverſtaud, beißt es darin, babe die Vorauss 
fegung veranlaßt, als habe Hr. v. Gärtrier zu der Ans 
nahme der baicrifchen Declaration „ als Baſis zu Nors 
mirung des fünftigen Verhältniffes der Standesherren, 
‚feine Zuftimmung gegeben. Eine folhe vermeintlihe 
Zuftimmung fey mit Antorifation des Comités nicht 
abgegeben morden; fie Fünne auch von den Standes; 
herren, als für fie verbindlich nnd ihnen nachtheilig 
nicht angefehen werden. Gie wiederholten vielmehr, 
in gerechtem Vertrauen auf die befaunte allerhöchfte 
Declaration,, ihren Anfpruch , daß ihnen vor Allem die 
dem Alter, der Bedeutenheit, und dem Anfehen ihrer 
Häufer entfprechende Repräfentation beider Bun . 
Desverfammlung, zurückgegeben, und überhaupt reınc 
Gerechtigkeit für fie ausgefprochen werde **). 





”) Acten x. 3). II, S. 511 u. 323 f. 
#) Ebendaſ. ©. 530 % 638 f. 
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Das Mefultat ſämmtlicher EohgreßBerhand, 
Inngen über den Fünftigen Recht Szuſtand ber 
Standeshrrren, enthält die BundesActe, Art. 6 
und ı4. Das Ganze gewährt folgende foflematifche 
Leberficht der fie zunachk angehenden Beflimmungen 
der Bundes Acte. 


I) uUnmittelbares Verhältniß zu dem teutſchen 
u “ —Bund. 

Od die Standesherren einige CuriatStimmen 
in dem Plenum der Bundesverſammlung haben ſollen, 
wird die Bundes verſammlung in Erwägung zie— 
hen, bei Berathung der Einrichtungsgeſetze des Bundes. 


ID) Verhältniß zu ſämmtlichen Bundes— 
| ftaaten. 
3) Die Standedherren gehören in Teutſchland 
gudem hoben Adel. 
2) Das Recht der&benbürtigfeit bleibt ihnen, 
nach dem bisher damit verbundenen Beariff*). 


II) Verhältniß zu denen Bundesſtaaten, zu 
welchen die einzelnen Standesherren gehören. 


Hier wird ihnen allenthalben nachſtehender, gleich: 
förmig bleibender, Rechtszuftand zugefichert. 


A) Derfönlihes Berhältniß. 
ı) Die Häupter der flandesberrlichen Familien, 
find die erfien Standesherren deffelben Staates. 
8) Sie und ihre Familien, bilden daſelbſt die 


*) Unter «bisher», iſt ohne Zweifel der Zeitraum por Aufı 
föfung der teutfhen Reichöverbindung zu verfiehen. Man 
zergl. die Anmerkung in den Acten:c Bd. II, &.437. 
Mote * und oben S. 311. 


bu | 
EL. 
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privilegirtefle Elaffe, tn&befondere in Anſehung 
der PerfonalBefteuerufg , und genieffen 

3) unbefchränfte Kreideit , ihren Aufenthalt in 
jedem zu dem Bund gehörenden, oder mıt demſelben 
in Zrieden lebenden Staat zu nehmen; deögleichen 

4) privilegirten Gerichtſtand, und 

5) Befreiung von MilitärPflichtigfeit. 

och find dieſelben 

6) den Zandesgefegen unterworfen. 

B) Verhältniß in Anfebung der ſtandes— 
herrlichen Befigungen. 
Den Standesherren gebühren: 

1) bürgerlihe und peinlide Gericht: 
barkeit, in erfter, und, wo die Befiguug groß genug 
ift, auch in zweiter Inſtanz; 

2) Forſt Gerichtbarkeit; 

3) Orts Polizei; 

4) Aufſicht in Kirchen- und Schulſachen, 
auch über milde Stiftungen. 

Jedoch ſind 

5) alle dieſe Gerechtſame auszuüben, 

a) nach Vorſchrift der Landesgeſotze, und 
b) unter Dberaufficht der Regierungen. 

6) Ihre Befigungen find der Militär Verfaſ⸗ 
fung unterworfen. 

7) In Abfiht auf RealBeſteuerung, find bie 
Standesherren die privilegirtefte Claſſe, und 

8) auch in RealfStreitigkeiten genieffen fie einen 
privilegirten Gerichtſtaud*). 





®) Die BundesActe bewilligt ihnen überhaupt priilegirs 
ten Gerichtſtand, ohne Ausnabnie zu machen, in Anſe— 
hung einer oder der andern Art deſſelben. 
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C) Dermifhtes Berhältniß. 

ı) Nach den Grundfägen der früheren teutfchen 
Verfaſſung, werden 
a) die noch beftehbenden flandesherrliden Fa⸗— 

milien®Berträge aufrecht erhalten, und es 
wird 

b) den ſtandesherrlichen Familien die Befugniß zu⸗ 
gefichert, über ihre Güter und Familie 
Derbältniffe verbindlide Verfügungen 

. zu treffen; doch müflen foldhe dem Souverain 
vorgelegt, und bei (von) den böchflen Landes; 
ftellen zur allgemeinen Kenntniß und Nachachs 
tung gebracht werden. 

8) Alle bisher Dagegen (gegen die ſtandesherr. 
liche Samilienßerfaffung) erlaffenen Verorde 
nungen, follen für fünftige Säle nicht wei; 
ter anwendbar feyn, 

2) Ueberhaupt follen den ftandesherrliden Häufern 
in NRücficht ihrer Perfonen, Familien und Ber 
fißungen, alle diejenigen Rechte und Vorzüge 
gugefichert werden, oder bleiben, welche 

a) aus ihrem Eigenthum und deflen ungeflör« 
tem Genuß herrübren, und 

b) nicht zuder Staatsgewalt und den höhe: 
ren Regierungsrechten gehören. 

8) AUS Bafis und Rorm, 

a) bei der näheren DBeflimmung der ange» 
führten Befugniffe fowohl , wie 

b) überhaupt und in allen übrigen Punc 
ten, wird zu weiterer Begründung und Feſt— 
fiellung eines in allen Bundesflaaten übers 
einfimmenden Rechtszuſtandes der mittel: 
bar gewordenen Zürften, Grafen und Berren, 
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die in dieſem Betreff erlaffene koͤniglich-baier i⸗ 
fche Verordnung von 1807 unterlegt werden. 
Alles Vorfiehende muß als vertragmäfige 
Beſtimmung derjenigen teutfchen Souveraine gelten, 
welche die BundesActe errichtet haben, oder ſpäterhin 
dem Bund beigetreten ind. Wirtemberg gehört, 
Bis jegt wenigfiend, nicht zu diefer Claſſe. Geine 
Bevollmächtigten erflärten auf dem Eongreß (10. Jun.) 
ausdrüclich, daß ihr Hof nur den eilf erfien Artikeln 
der BundesXcte, und auch diefen nur mit Ausnahme 
desjenigen, was in dem fechften, wegen des «auf die 
Bundesverfammlung ausgefegten Stimmrechtes ber 
Mediatifirten », feſtgeſetzt ift, vorläufig beizutreten bes 
reit fey *); ein bedingter Beitritt , welcher jedoch nicht 
angenommen ward. Als, nah dem Kongreß, ein 
Theil der unter wirtembergifcher Dberhoheit gefommes 
nen vormaligen reichsftändifchen Landesherren bei Sr. 
Majeflät dem König von Wirtemberg um Ge 
währung des ihnen in der teutſchen BundesXcte « vors 
läufig » beffimmten Nechtszuftandes angehalten hatte, 
ward ihnen, in einem Föniglichen Wefeript vom 18. 
Oct. 1815, zur Antwort: Se. Majeſtät hätten die un. 
ter dem Titel «teutfche BundesActes herausgefommene 
vorläufige Verfaſſung nicht ratificirt, no 
agnofcirt; ed müfle Sie befremden, daß jene Stans 
Desherren nicht mit Geduld und Unterwerfung den 
Zeitpunkt abwarteten, wo Se. Majeſtät dieſe, wie jede 
andere von Ihnen wirklich übernommene Verbindlich— 
keit, in Erfüllung ſetzen würden. 


2) Arten. Bd. II, ©. 505 f. 
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. Welche Hoffnungen und Erwartungen die Stans 
desherren zu dem Eongreß gehegt, welche Forbes 
Fungen fie — ausgehend von Nechtsanfprüchen ho 
non ihrem Beſihſtand von 1805 — an denfelben ges 
macht hatten, ift oben angezeigt worden: welchen 
Eindruck vorfichende Befimmungen bed Eon, 
greffes auffle gemacht, if leicht zu erachten. Wohl 
waren fie durch folche in ein beflimmtered und ehren; 
wertheres Verhältniß, als bisher, zu ſämmtlichen 
teutfchen Bundesſtaaten gefeht worden. Wohl hatte 
man ſich befirebt,, in ihr Fünftiges Verhältniß zu eins 
zelnen Bundesflaaten, welchen fie, nach dem von 
Napoleon ihnen bereiteten Verhängniß, fernerhin ans 
gebören follten, mehr Gleichförmigkeit zu bringen, 
als in ſolchem bis dahin geberrfcht Hatte. Wohl war 
ihnen manches Recht entweder zurüdgegeben, oder 
erweitert, wenigftiens näher beſtimmt, überhaupt ihre 
und der Ihrigen Lage erleichtert und anfebnlicher ges 
macht, vorzüglich aber ihrem alfo beſtimmten Fünftigen 
Rechtszuſtand eine Sicherheit und Befländigfeit vers 
liehen worden, deren er bisher in ſolchem Grad ent- 
behrt Hatte. Auch Hatte man ihnen Ausſicht ges 
laſſen, durch EuriatStimmredt in dem Plenum der 
Bundedverfammiung, verfaffungsmäfig in unmittels 
. bares VBerhältniß zu dem teutfhen Bund zu foms 
men; ein Verhältuiß, welches, auch bloß als Ehren; 
recht betrachtet, den äufleren Glanz ihrer Häufer im 
Sn: und Ausland erhöhen, die Wirkungen der ihnen 
gelaffenen Ebenbürtigkeit vervielfachen, und ihr An— 
denken an ihre ehemalige Keichsftandfchaft einigermas 
fen verfüflen Eönnte. 

Aber — befriedigt waren die Standesherren 
keineswegs; nicht in ihren Erwartungen, noch weniger 





527 


in ihren Forderungen. Auch führten Re, laut umb öffents 
ih, Klage darüber. Durch feierliche Handveſte, 
Dem Eongreß unverweilt übergeben, verwahrten 
Re, fammt und fonders, ihre Rechte. « Schmerzlih », 
— fd lauten ihre Worte, — « fehen fie ih getäufcht 
in ihren Erwartungen, durch die BundesActe ihren 
Rechtszuſtand von 1805 wieder hergeftellt zu 
feben, nach getroffener Vebereinkunft mit ihnen, 
and mit Dinfiht auf die von ihnen, zu Beförderung ded 
teutſchen Gemeinwohls freiwillig Dargebotenen Dpfer. 
Zwar nöthigen fie die Verhältniſſe, in Anfehung der 
für ihren fünftigen Zufland dietirten Normen, ſich 
für jegt der Gewalt der Umflände zu fügen. Ele 
ſehen fich jedoch verpflichtet, für fich, ihre Nahfoms 
men, und ihre angeflammten Unterthanen, vor 
dem hohen Congreß und vor der ganzen Welt Die Ders 
wahrung einzulegen, daß fie ih den Umfang ihrer 
Rechte und Befugniffe, wie ihn der Beſitz— 
fand von 1805 bezeichnet, für ewige Zeiten vors 
behalten, und nur in Diejenigen Dpfer willigen 
Eönnen und werden, welche, als Reſultat freiwil— 
liger Uebereinkunft mit ihnen, einzig und allein 
eine rechtliche Aenderung ihres altehrwürdigen, 
garantirten Nechtözuftandes zı begründen vermögen. 
Sie behalten fich daher vor, den Umfang diefes Rechts,— 
zuſtandes, bey der Fünftigen Bundesverfamm, 
lung, und bey jeder rechtlichen Beranlaf 
fung, geltend zu machen » *). 


2 Rehtsvermwahrung vormaliger reihdftändifcher Lan; 
desherren 2c., datirt Wien den 13. Sun. (nach Andern, 
den 11. Yun.) 1815. in don Acten x. Bd. II, ©. 384 fi. 
Zaft gleichlautend mit folder, iſt die Rechtsverwahrung, 


ı 
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Noch ik, am Schluß dieſes Berichte, eines zwei: 
fachen öffentliden Schrittes zu erwähnen, welchen 
mehrere Fürſten und Grafen, in verfehiedener por 
Sitifcher Lage, auf dem Eongreß thaten; beide zunächft 
in Beziehung auf Preuffen, doch in entgegengefegtent 
Sinn: die einen in der Abficht , einer Unterordnung ale 
Standesherren unter irgend eine, namentlich preuffis 
fe, Dberhoheit zu entgehen , die andern mit dem 
erflärten Vorſatz, der preuffifchen Oberhoheit unter 
gewiffen Bedingungen fich freiwillig zu unterwerfen. 

Berfchiedene ehemalige reichsftändifche Landesher— 
ren und deren Befigungen in dem vormaligen weft: 
phalifchen Kreife, hatte Napoleon £heilg fich ſelbſt 
oder unmittelbar, theils dem fpäterhin (feit Aug. 1808) 
von ihm felbft Heherrfchten Großherzogtyum Berg, 
unterworfen. So die Herzoge von Urenberg und 
20035: Corswaren, die Fürften von SalmSalm 
und SalmKyrburg, der Rheingraf von Salms 
Horfimar, der Graf von BentheimGteinfurt. 
Diefe vormaligen reichsftändifchen Landesherren, denen 
Rh auch der Herzog von Croy anſchloß, wegen der 
ihm 1803 als Entfchädigung zugefallenen , reichgunmits 
teldaren (aber nicht reichsftändifchen) Herrfchaft Dül— 
wen, behaupteten, daß fie, nach Berjagung der, ihnen 
gewaltfam aufgedrungenen franzöſiſchen Herrfchaft 
aus Teutſchland, durch eigene Aufopferung aller Art 
wieder freigeworden, und in ihre ehemaligen 
Rechte wieder eingetreten feyen, gleich 


welche für ſämmtliche Mitglieder des fürftlihen und gräf— 
Then Haufes Solms, unter dem Datum Wien den 12. 
un. 1815, befonders eingereicht ward. Sie ſteht eber⸗ 
daſ. Bd. VI. &, 355 f. . 


D 
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andern. ihrer vormaligen ReichsMitſtaͤnde 9), deren 
Länder fih gleihmäfig in fremdem Beſitz befunden 
hätten. Sie glaubten ohne einen « neuen Unterjochunges 
Act» jener Rechte nicht beraubt werden zu fünnen: ein 
folder Act fen aber gegen die von fämmtlichen verbün⸗ 
deten Mächten erklärten Grundfäge des in Teutfchland 
wieder eintretenden Rechtszuſtandes, folglich nicht 
denkbar. Sie glaubten, daß ein bedeutender Unter 
fhied odwalte zwifchen ihnen, und den in Standes; 
herrlichfeit herabgefegten vormaligen reichäftändifchen 
Landesherrn in DberZeutfchland. Wenn die Verhälts 
niſſe diefer legten, nach ihrer bisherigen Pe 
tigen Lage, verbeffert werden follte, fo 






nten die 
deßhalb zu machenden Beſtimmungen auf fie und ihre 
Unterthanen Hays nicht angewendet 
werden. Ihnen müfle vielmehr ihre Selbſtſt än⸗ 
digkeit in der teutſchen Staatsverfaffung gelaffen 
werden. 


Als gleichwohl, weder in den Protocolien über bie 
Einrichtung des teutfchen Bundes, noch fonft auf dem 
Eongreß, eine Spur zu bemerfen war, dag in Anfer 
hung diefer Fürflen und Grafen, ein Unterfehied zu 
ihrem Bortbheil gemacht werde, oder werden folle, fo 
lieffen fie noch in derfelden Sigung (8. Jun.), in welcher 
die einzelnen Artikel der BundesActe paraphirt wurs 
den , wegen folcher Unterlaffung eine, vom 5. Jun. 
1815 datirte, Wahrung ihrer Gerechtſame zu 
den Acten geben. Sie bezogen fih darin unter Ande; 

ren: darauf, daß die Wiederherſtellung oder Forts 
daner ihrer Selbſiſtandigkeit denjenigen Grundſätzen 





— — — - 


: Hannover Kurheſſen, Braunfgweig, Oldenburg, 
— Lübeck, Bremen. 
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demäß fen, welche in dem Plan. pour la reconstruction 
de la Prusse , anerkannt worden feyen *). Ihre Rechts⸗ 
verwahrung ward, ohne weitere Bemerkung oder Ents 
ſchlieſſung, Bloß ald Beilage zu dem Protocol regis 
ſtrirt **). Die SchlußActe des Eongreffed vom 9. Jun. 
* 3815, Art. 24 und 43, theilte die Beſitzungen dieſer 
Sürften und Grafen Preuffen zu, und verwies 
wegen ihres Nechtszuflandes auf die Bekimmungen 
der Bundes Acte, Die <mediatifirten Territorien» Bes 
treffend. 
> Bon entgegengefegter Art war der Schritt, welchen, 
zu Ende Mils und Anfang Mai’ 1815, die Kürften 
son © Wittgenfkein, Wied Neuwied und 
Wied Runkel, die Zürfenuud Grafen v. Sohms, der 
Sraf von Bentheim Rhoda (pr BentheimTecklen⸗ 
burg) auf dem Congreß thaten, die erſten alleſammt 
Bisher, vermöge der rheiniſchen BundesActe, unter 
naſſauiſcher Oberhoheit, der legte unter großherzoglich: 
bergiſther Hoheit ***). 
Durch eigene Roten ****), erklärten ie ich gegen 
die öftreihifchen, preuffifhen, hannöveri— 








*) Diefe von Preuffen geäufferten Grundfäge, find oben 
(S. 2399) angezeigt worben. 

”*) Acten:. Bi. II, S. 530 f. u. 540 f. 

“**), Die gräflichsbentheimifhe Herrſchaft Rheda war reiches 
unmittelbar, gab aber weder Reiches noch Kreisftandfchaft. 
Die rheinifche Bundes Acte, Art. 24, erwähnt ihrer nicht 
unter denjenigen Beſitzungen, welche der Dberhoheit des 
Großherzoge von Berg unterworfen wurden. Aber Napo⸗ 
Ieon, als Großherzog von Berg und Eleve, vechnete dies 
felbe, in einem Decret v. 14. Nov. ı808, zu dem Groß; 
herzogthum Berg, zu dem Ruhrdeparrement. Winkopps 
Zeitſchrift der vheinifhe Bund, Heft XXXI, E. 89. 

00) Diefaynswittgenfteinifhe vom 37. April, die 
wiedsneumwicds und wicdsrunfelifhe tom 30. 
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ſchen erfien Herren CongreßBevollmächtigten, wie 
folgt. »Die Erklärungen Preuſſens von 1806 unb 
Oeſtreichs von ıdog , fo wie neuere Proclamationen der 
verbündeten Mächte machten es überflüffig, darüber 
Etwas zu fagen, daß bei ihrer Unterjochung Fein 
rechtlicher Grund, nicht: einmal ein Eroberungs; 
recht, Katt gefunden habe; mitten im Frieden ſey fie 
erfolgt. Bon der Gerechtigkeit der rheiniſchen 
Bundesfürften, hätten demnach fie und Ahle, die 
fh mit ihnen in gleicher Lage befinden, erwarten dür⸗ 
fen, daß, nach Auflöfung des rheinifchen Bundes, zu 
ihren Gunfen eine Erklärung erfolgen würde , die 
ihren gerechten Anſprüchen und früberen Verbältniflen 
angemeflen gewefen wäre. Bon der Großmuth der 
hohen alliirten Souveraine, hätten fie fih 
ſchmeicheln dürfen, daß bei den mit jenen Fürſten im 
Sahr 1815 gefchloffenen Amneſtie⸗ und Acceſſions Ver⸗ 
trägen, irgend eine, wenn auch, aus Rüdficht auf. 
Die Damaligen Zeiten, vorerfi nur allgemeine, für 

fie günflige und gerechte Beflimmung erfolgt feyn 
würde ; die oben erwähnten Erklärungen diefer hohen 
GSouveraine über ihre Unterjochung , hätten diefer Hoff 
nung einen hohen Grad von Zuverficht gegeben. ns 
zwifchen feyen alle diefe Erwartungen unerfüllt ge 
blieben; fie alle feufzten noch fortdanernd unter Dem: 
felben, zum Theil fogar unter einem noch härtes 
ren Druck, ald der unmittelbar von Napoleon anges 
ordnete gewefen fey. Auf alle beidem Congreß eins 
gereichte Vorſtellungen, fey bis jegt weder Antwors, 


April, die bentheimschedaifche vom 5. Mai, die 
folmfifhe vom 7. Mai ıBı5, flehen in den Herten ıc. 
Bd. Il, &. 237 — 454. 
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noch beruhigende Bekimmung erfolgt. Unter 
diefen Umſtänden, glaubten fie fich felbft, ihren Samt; 
lien und Unterthanen, fehuldig zu ſeyn, hiemit zu ers 
Hlären»:: | - 
«daß da ihre Unterdrückung einen unrecht 
Sihen und gewaltfamen Zuftand Herbeis 
geführt habe, wie dieſes in den preuffifchen und 
öſtreichiſchen Manifeften öffentlich ausgeſprochen 
worden fey, fie fich berechtigt glaubten, nach 
Aufhebung des rheinifchen Bundes, den Rechte. 
zuſtand von 1805 al8 von ſelbſt wieder her— 
geſtellt zu betrachten, fonach über ihr Eis 
genthum in der Art zu verfügen, wie es 
mit dem Intereſſe des teutfchen Vaterlandes, 
mit dem Wohl ihrer Familien, und mit den 
Pflichten gegen ihre Unterthanen vereinbar fey». 
« Demnad erklärten fie ferner»: 
«daß fie fich mit ihren Befigungen, dem 
Shug und der Hoheit?) Sr. Maj. des Kö; 
s:98 von Preuffen freiwillig unters 
, werfen, in zuverfichtlicder VBoransfegung, daß 
Se. K. M. nad Höchfidero Großmuth und Ges 
rechtigfeit geruhen werden**), fie ihren frühe, 
ren Verhältniffen gemäß zu behandeln, und ih— 


2 


*) In der Erklärung der fürfilihswiedifhen Häufer, 
und in der gräflidsbentheimsrchedaifhen, heiße 
es: «dem Schuß und der oberfien Doheitr. In 
der fürftlich s und gräflihsfolmfifhen Erklärung, ſteht 
bloß: «den erhabenen Shußr. 

”*) Der fürftlichs und gräflihsfolmfifche Antrag gebt das 
bin: «ihnen einen Zuftand gu gewähren, welcher ih— 
ven, dor der Unterjohung bejiandenen veihsftändis 
fhen Rechten und Pflichten augemeffen fer. 


“ 
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nen die Vorzüge zu erhalten, deren le ich vor 
ihrer Unterdrückung zu erfreuen gehabt, in fo 
weit folche Nechte und Vorzüge mit dem allge 
meinen Wohl des teutfchen Vaterlandes verein. 
bar feveu». 

«Nur durch eine folhe Freiwillige Anfchlieffung 
an benachbarte groffe Staaten, Werde der 
durch den Rheinbund umgeftoffene Rechtszuſtand herge⸗ 
ſtellt, und könne dad Bedürfniß der gegenwärtigen 
Lage befriedigt werden; und da der fo glorreich brens 
Digte Krieg nur für Recht und Gerechtigfeit, und 
gegen alle gewaltfamen Unterdrüdungen 
geführt worden fey ; fo glaubten auch fie auf Die Wohl, 
thaten des glücklichen Ausganges dieſes Kriegs Ans 
fpruch machen zu Dürfen. Alle ohne den freien Willen 
der Berechtigten vorgenommenen Austaufchuhgen, 
Abtretungen, Zerffüdelungen und Beruf 
ferungen, würden dagegen nur ald Gewalt bear 
trachtet werden können, jedem rechtlichen Begriff 
widerfireiten, undinur den Wunfch erzeugen, denfelben 
verändert zu ſehen ». 

Der Fürft Wilhelm von San Bitte enfein, 
zu Wien anwefend, überreichte die von ihm «an den 
Eongreß übergebene Erklärung», namentlich Gr. 
Majeflät dem König von Breuffen, ‚mit einem 
befondern Schreiben *), worin er diefen Monarchen 
bat, bei dem Eongreß erflären zu laffen, daß Er den 
Antrag der fürftlich s wittgenfleinifhen Familie anzus 
nchmen befchloffen habe. Dieſes werde „ fügte des 
Zürft hinzu, auch einen Weg zeigen, auf welchem 


») Acten d. WV· C. Bd. II, ®. 341. 
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ber bis 1806 beſtandene Rechtszuſtand der Reichsſtaͤnde 
unter ſich, ohne Ungerechtigkeit möglichſt herge⸗ 
ſtellt, und zugleich das Bedürfniß der neueren Zeit, 
eine vereinfachte und Eräftigere NationalVer— 
tbeidigung und eine gleichförmigere Rechts⸗ 
pflege, vollfommen befriedigt werden fönne. Würde 
auch der König die Befigungen der Häufer Wittgen 
flein, Solms, Wied ıc. ohne deren Einwilligung, 
durch Austauſchung oder Unterhandiung mit Seinen 
Staaten vereinigen fönnen, fo würde doch dieſes Ihm 
keinen rechtlichen Befig gewähren, fondern diefe 
Bereinieung würde nur eine Fortfegung der früher 
von dem Stifter des Rheinbundes veranlaßten Ge⸗ 
waltthaten fern. Alle jene Familien würden ſich 
zwar der Macht fügen müffen, aber gewiß nur mit 
demfelben Gefühl, mit welchem fie im J. 1806 nieders 
gebeugt worden, und mit dem ewig erneuerten Wunfch 
nach einer der Gerechtigkeit angemeffenen Veränderung. 
Wenn auch Fürſten dadurch Etwas verlören, def 
ihnen jegt Länder wicder entzogen würden, bie bisher 
von ihnen in der widerrechtlichfien Unterjocddung erhal⸗ 
ten worden , deren Beſitz ihnen Niemand beflätigen 
können , umd deren fernere Beibehaltung ihnen ſchon 
Die bloſſe Rechtlichkeit nicht geſtatte, fo könnten fie 
Doch deßhalb Entſchädigung zu fordern unmöglich 
berechtigt feyn. Sollte diefe dennoch für nöthig erache 
tet werben , fo werde fih wohl noch Gelegenheit zu 
einem anderweiten Erfag für fie finden. Und wenn 
anch der König aus Großmuth geneigt feyn follte, zu 
Befem Zweck einige Aufopferungen zu machen, fo Dürfe 
es doch nicht geratben ſeyn, und Eönne früher oder 
fpäter feinem Intereſſe nur nachtheilig werden, wenn 
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badurch die freiwillig bargebrachten Vereinigungen 
vorher mediatifirt gewefener Befißungen unter Seiner 
Dderberrfchaft, das Anſehen erkfaufter oder ein⸗ 
getauſchter Erwerbungen crbielten,, Da dicfe 
Erwerbungsarten den Mangel eines urfprünglichs 
rechtlichen Befigtiteld, und eines dadurch begrüns 
beten Beräuffirungsscchtes der Verkäufer, auf feine 
Weife würden erfepen Fünnen ». 

Der König antwortete, unter dem Datum vom 
ı Mai, auf diefed Schreiben: «der Antrag des fürſt⸗ 
lich⸗wittgenſteiniſchen Hauſes habe Seinen vollkom⸗ 
menen Beifall. Er habe daher Seinem Staats⸗ 
kanzler Auftrag ertheilt, die demſelben entſpre— 
chenden Grundſätze bei dem Congreß nachdrück— 
lich geltend zu machen, und den Ihm willfems 
menen Wunfch des Fürſten, baldmöglichft zur Ausführ 
gung zu dringen » *). 

Was den Erfolg betrifft, fo find die Verbands, 
Sungen, welche drei bis ſechs Wochen fpäter , in den 
über Errichtung und Einrichtung des teutſchen Bundes 
gehaltenen Sigungen ſtatt hatten, und das NRefultat 
Derfeldben, die Beſtimmungen in dem 6. und 14, 
Artikel der BundesActe, oben fhon angezeigt wor⸗ 
den **). Auffer folchen tft aber bier noch zu gedenken, 
daß Preuffen, durch einen mit Naſſau zu Wien 
am 51. Mai gefchloffenen Bertrag ***), die unter 





») Acten ꝛc. Bd. II, ©. 243 f. 

**) Die witegenfteinifge und folmfifhe Unterwerfung unter 
Preuffen, hatte, in Abficht auf ihre unter heffen s darm⸗ 
ſtädtiſcher Oberhoheit gelegenen Befigungen, keine Aende⸗ 
rung in den politifchen Verhäftniffen diefer letzten umd ihrer 
Befiger, zur Folge. " 

*. Acten ı. Bd. VI, &. 157 f. 
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naffauifcher Oberhoheit bisher geftanbenen Befigungen 
ber Häufer, Wied und Solms (von diefen die Aem— 
ter Braunfels, Greifenftein und Hohen Solms) eins 
taufrhte, und dagegen, unter Anderem, die ihm 
zugetheilten gräflichsleiningeunswefterburgifchen 
Herrfchaften Wefterburg und Schade, und den vors 
mals großberzoglich,bergifchen Antheil des fürftlich s 
wiedsrunfelifehen Amted-Ruufel, an Naſſau 
abtrat. Die beiderfeitigen Abtretungen gefchahen «mit 
allen Rechten der Landeshoheit und Oberberrlichkeit ». 
Sn der SchlufActe des Congreſſes vom 9. Ju⸗ 
sinus, Art. 24, ward dieſer Vertrag beflätigt. Diefe 
Betätigung erfolete, ohne daß dabei des in der teut— 
fchen BundesXActe, für die vormaligen reichsftändifchen 
Landesherren, ihre Familien und Beflgungen , Bes. 
dungenen Rechtszuſtandes ausdrücklich Erwähnung ger 
ſchah: vielmehr wurden die genannten, von Naſſau an 
Preuſſen abgerretenen Beſitzungen unter denjenigen 
(vermutblic Durch ein Kanzleißerfehen) genannt, 
welche nicht nur mit Souverainetät, fondern auch mit 
aller Proprierät, mit der preuſſiſchen Monarchie 
follen vereinigt werden *). Dagegen wurden, in dems« 
ſelben Artikel, die in dem 45. Artikel verzeichneten 
emediatifirten DBezirfe» (unter folchen auch die ſayn⸗ 
wittgenfteinsberlenburgifche- Herrfchaft Homburg ) 
an Preuffen noch beſonders überwicfen, mit der 
ausdrücklichen Beflimmung, daß diefen der in der 
teutfchen BundesActe für Die «mediatifirten Terrisos 
sien» feſtgeſetzte Nechtszufland zu gewähren fey; eine 
Beflimmung, welche hingegen den gleich nachher ges 
nannten (micht reichsſtändiſchen) Befigungen des 





») Acten d. w. C. Bd. VI, & 35f. 
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vormaligen. unmittelbaren Adels, melde von 
preuffifchem Staatsgebiet umgeben find, nicht zu Theil 
ward *), namentlich nicht der fürftlich :hagfeldifchen 
(vormals: nicht reichsunmittelbaren) Herrfchaft Wils 
benberg im Großherzogthum Berg, nnd der freiherrlichs 

grotiſcheu (vormals reichdunmittelbaren) Baronie 
Schauen im Fürſtenthum Halberftadt, welche nach dem’ 
Ausdruck der CongreßActe, «der prenffifchen Monars 
hie angehören follen» **). 

Unmittelbar nach dem Congreß, beflimmte Ge. 
Majeflät der König von Preuffen, durh ein 
Edict vom 21. Junius 1815***), den Rechtszuſtand 
der Seinem Scepter nunmehr unterworfenen vormals 
gen reichöftändifchen Landesherren, der jegigen könig⸗ 
lihspreuffifhden Standesherren. Jñ dieſem 
Edict giebt der König die Zuſicherung, Sid) bei der’ 
Bundesverfammlung dafür zu verwenden, daß den 
ehemaligen reichsſtändiſchen, nun untergeordneten ans 
desherren etlihe EnriatStimmen in dem Ple— 
num der Aundesverfammlung eingeräumt werden.‘ 
Sodann wirdder Recht 8zuſt and der gedachten preufis 


*) Die SchlußActe des Congreſſes, Art. 43, verfagt der 
freiherrlichen Familie von rote, ın Anfehung der ehehin 
reichsunmittelbaren, gu der Reichsritterſchaft nicht gehori— 
gen Herrſchaft Schauen, die Vortheile des 14. Artikelß 
der teutſchen Bundes Acte: aber fie ſpricht ſolche, und zwar 
gleich den vormaligen, nun untergeordneten, Reichsſtän⸗ 
den, zu, dem Herzog von Croy und dem Grafen von- 
Bentheim-⸗-Rheda, jenem wegen der Herrſchaft Dül⸗ 
men, diefem wegen der Herrſchaft Rheda, die beide wohl 
reihsunmirtelbar, aber (wie dic Herrſchaft Schauen) weder 
r cihefändifc nody reichsritterſchaftlich waren. 

””) Acten d. w. C. Bd. VI, ©. bo f. 
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ſiſchen Standedherren befiimmt. In diefer Hinſicht 
wird zuvörderſt alles dasjenige namentlich wiederholt 
und beſtätigt, waß Die teutſche BundesActe in dem 14 
Artikel feſtſetzt. Hierauf wird das in der Bundes Acte 
bedungrue Rechtsverhältniß dieſer Standesherren theils 
näher beſtimmt, theils erweitert. Sie behalten 
den Beſitz und die Einkünfte ihrer ſämmtlichen 
Domainen. Auſſerdem läßt ihnen der König die dis 
recten Steuern; jedoch fo, daß folche einer Nevis 
fion unterworfen, nur zu des Landes Heften 
zu verwenden, nnd ohne Fönigliche Genchmigung 
nicht zu erhöhen find. Für ihre Perfon und Samls 
lien, auch für ihre Domainen, genieffen die Standes⸗— 
berren Steuerfreiheit, bei gewöhnlichen Perſonal— 
und Grundfteuern; zu aufferordentlichen und Kriegs— 
feuern haben fie verhältnißmäſig beizutragen. Die 
indirecten Steuern, wovon Niemand frei fegn kann, 
zieht der Staat, und läßt fie durch feine Behörden ers 
heben. Es ſteht ihnen frei, Militär Ehrenwa— 
hen zu halten; ihre Unterthanen find der Militärs 
Berfaffung des Staates unterworfen. Go fern fie 
ebehin zwei Inſtanzen hatten, bleiben ihnen folche ; 
in der dritten wird dann bei den königlichen Oberlans 
Dedgerichten Recht genommen, bei welchen auch die 
GStadesherren ſelbſt und die Mitglieder ihrer Familien 
ihren privilegirten Gerihtftand haben. " Die 
von ihren Gerichten erkannten Strafen, find der Re; 
vifion der Foniglichen DObergerichte unterworfen; jedoch 
wird den Standesherren das Recht vorbehalten, auf 
Minderung oder Erlaß der Strafen anzutragen. Ih— 
nen bleibt die Benugung aller Arten der Jagd, des— 
gkeichen der Bergs und Hüftenwerfe, unter Ans 
ordnung des Staates; doch müflen fie Diefen das Bor; 
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kanfsrecht, in Anfehung der von ihnen erzichten 
Metalle, Mineralien und Fabrikate, nach den Markt⸗ 
preifen einrdumen. "Endlich find fie den Eöniglichen 
Geſetzen und allgemeinen Polizeis, Handelds und ans 
dern Anordnungen, fo auch der Dberaufficht des Stans 

tes unterworfen, jedoch ift ihnen und ihren Behörden 
die Ausubung und Vollziehung der Verwal— 
tungsMaasregeln überlaffen; zu welchem Ende 
ihnen auch freiftehen fol, dem König einen oder meh⸗ 
sere Landräthe zur Gcuehmigung zu praäfentiren. 
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Beſtimmung des Rechtszuſtandes 
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ehemaligen unmittelbaren 


KReih Sa de Is 





Auch dem Reſt der reichsunmittelbaren Ritterſchaft 
hatte, unter Napoleon, ſeine Stunde geſchlagen. Zwar 
hatten ſchon faſt ein ViertelJahrhundert hindurch, wis 
drige Elemente, bald ſchwächend, bald vernichtend auf 
den Zuſtand der Reichsritterſchaft eingewirkt: doch nie 
fo Alles zermalmend, wie unter dem Stifter des rheis 
nifhen Bundes. Politiſche Vereine haben, laut der 
Weltgefchichte, ihre Moden, wie dad Gewand in wei; 
ches die Einzelnen fich hüllen. Was in beiden vor Jahr, 
Dunderten für Weisheit galt, Eann, nach veränderten 
Umftänden, verwerflich feheinen. 

Bedeckt von den Flügeln des Faiferliden Adlers, 
gebohrner Wafleuträger eines allgeltenden Reichsober— 
hauptes, flark durch das enge Band, das ihn mit zahl. 
seihen Waffenbrüdern umſchlang, konnte einſt der 
freie Nitter jedem Groffen des Reichs, der cd wagen 
mochte, ihn oder fein Befigthum anzutaften, keck unter 
die Augen treten, und ihm, unter dem mächtigen Schuße 
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des Fauſtrechtes, mit Zuverſicht entgegen rufen: «auch 
ih bin ein Mann»! Noch waren die flehenden Deere 
nicht; noch kannte man die Kriegskunſt nicht, die, mit 
Hülfe groffer, gefchloffener Maſſen und des Feuerger 
wehrs, mafchineumäfig oft mehr thut, als perfönliche 
Thatkraft und ritterlicher Muth; noch ſah man auf dem 
platten Lande nicht die groffe Schaar gemeiner Freien; 
Die, ihrer Kraft und Rechte ſich bewußt, für Vaterland 
und Fürften zu flreiten bereit ficht ; noch war nicht das 
Syſtem von Staatshoheit und VBergröfferung der Fürs 
fen, und jene politifche Verbrüderung derfelben aus; 
gebildet, die, auch ohne ausdrückliche Uebereinkunft, 
einen Phalanx gegen Windermächtige bildet, dem dieſe 
weder einzeln, noch vereinigt, zu widerſtehen vermös 
gen. Noch war das Intereſſe des Kaifers für des 
Reichs Ritterfehaft, ungetheilt und ungeſchwächt. Das 
Schwerdt des Ritters, die Kraft ded Arms der ed 
führte, Eonnte für eigenen Vortheil nicht minder dies 
nen, als für fremden. In diefen Tagen der Vorzeit, 
mochte es den freien Rittermäflgen des Reichs genüs 
gen, in fich ſelbſt Harf genug, den Bund zu errichten, 
ber fie, nur unter fich vereinigt, von jeder andern 
Elaffe von Staatsbürgern trennte. 

Diefe Zeiten find nicht mehr. Schon lang wollte 
ed den fpäten Enfeln jener Helden der Weilandzeit nicht 
mehr gelingen , fich auf den Stufen zu erhalten, welche 
diefe für fih errungen hatten. Nie hätte eigene Tapfers 
Leit fie fo Hoch heben können. Wäre auch dag achtzehnte 
Jahrhundert noch fo fruchtbar an Männern vom Rits 
terſtande geweſen, bei denen die Ratur hätte aufſtehen 
und fagen Mögen: das if ein Mann! dennoch würde 
man Franze von Sickingen und Götze von Berlichingen 
nicht wieder gefehen haben; auch Feine Sebaſtiane von 
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Rothenhan, nicht Reinharde von Gemmingen, nicht 
Schärtline von Burtenbach, noch Andere von folcher 
Ritterart. Die Kriegskunſt, das Erbtheil diefer Tas 
sfern, Eonuten ihre Abkömmlinge, als Söldner, nis 
mehr für eigene und ihrer Genofen Selbſtſtändigkeit 
anwenden. Nicht mehr konnte die Nitterfchaft, wie 
einft Marimilian der Kaifer von ihr rühmte, gu Taus 
fenden beifammen im Darnifch reiten. Auch der kaifers 
liche Reichsadler konnte im Bunde der itterfchaft, nie 
wieder den früher erhaltenen Beiſtand finden. Die eitts 
fachfte Politik mußte jegt den Kaifer belehren, daß bie 
unmittelbare Kitterfchaft es nicht fey, für welche es 
lohne, wo reichöverfaffungsmäfige Drobungen nicht 
wirkten, mit eigener Aufopferung zu kämpfen *). 

Ein Mitglied der Neichdritterfchaft genoß, für 
feine Berfon und Familie, Reichdunmittelbarkeitz 
über feine reihsritterfhaftliden Beſitzun— 
gen, zwar nicht teutfche Landeshoheit nach ihrem gan⸗ 
zen Umfang, aber doch reichsunmittelbare obrigfeitliche 
Gewalt und Botmäſigkeit, oder reichdunmittchbare 
TerritorialGerechtigkeit. Es war zugleih Mitglied 
eines Rittervereins, der, fo wie jede Abtheilung 
deſſelben (Kreife und Eantone), im Berhältniß zu den 
Reichſs⸗ und Kreisfländen, als reichdunmittelbares 
Eorpus betrachtet warb, zwar ohne Reichs : und Kreis: 
ftandfchaft, Aber Doch völlig unabhängig von reiches; 
and Ereisftändifchen Landesherren, und nur allein dem 
Kaifer und Reich untergeordnet. Der Pitterverein 
und feine Mitglieder einer Seits, die reich » und frei; 
fländifchen Landesherren anderer Seits, fanden neben 





€) Marke des Verfaſſers, größtentheile ſchon aus dem 9. 
27909. 
Van 
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: einander als TerritorialNachbarn und als unmittelbare 
Augehörige des teutfchen Reichs. 
x. Diefed wechfelfeitige Verhältniß war fehr oft eine 
Quelle von Eiferfucht, Mißhelligfeiten und Streitigs 
‚keiten. Dann ſtellte fich die Nitterfchaft., ihrem Gens 
ner nicht felten als eine moralifche Perfon gegenüber: 
aber auch mehrere Reichſs⸗ und Kreisflände,, machten 
. zuweilen gemeinfchaftliche Sache gegen fe. Nach grofs 
fem Verluſt, den fie, in dem fechzebnten und ficbens 
‚zehnten Jahrhundert, durch vielfältige Eremtionen 
zeichdritterfchaftlicher Güter erlitten, nach etlichen har⸗ 
ten diplomatiſchen Kämpfen, im Anfang und um die 
Mitte des achtzchnten Jahrhunderts, hatte die Reichs⸗ 
ritterfchaft glücflich ihren Standpunct im heiligen römts 
ſchen Meich behauptet, unter dem Schug der Reiches 
verfafiung, befonder® der Reichsgerichte, welche ( vors 
züglich der. Reichshofrath) von den Gegnern des Mits 
tervereind einer Parteilichkeit zwar oft beſchuldigt, Doch 
nie überwiefen wurden *). 





9 In einer, dem Vernehmen nach, zu München erſchiene⸗ 
nen Zeitſchrift (Allemannia », März 1816, Heft 7, 
S. 14) wird gemeldet: «in der bekannten wingen ber⸗ 
giſchen Sache » (feit 1725 bei dem Reichshofrath rechtsͤ⸗ 
hängig), »ſeyen, vermöge eines zu Rothenburg an der 

Tauber, zwiſchen den Directorien aller drei Ritterkreiſe 
gefaßten Beſchluſſes, viergig tauſend Stück Ducas 
ten zur Vertheilung an die Mitglieder des Reichsgerichtes 
zuſammengeſchoſſen, auch, nach dem Bericht des rit⸗ 

terſchaftlichen Agenten, wirklich vertheilt worden. 
Mir dem Beſchluß ſowohl, als der Vertheilungsliſte, fen 
man bereit, auf die erſte Aufforderung hervorzutreten ». — 
Dein Berfaffer gegenwärtiger Ueberſicht, ift diefer Gegen⸗ 
ftand, wie überhaupt die Gefchichte und Politik der chem: 
ligen Reichsritterſchaft, nicht fremd; er ift auch Verfaſſer 
einer, noch ungedruckten, a diplomatiſchen Geſchichte 
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- Abergroß und gehäuft, endlich für den Ritterver⸗ 
ein durchaus, für die Einzelnen groffentheild vernich⸗ 
tend, war das Mißgeſchick, welches im Ausgang des- 
achtze;nten, und im Anfang des neunzehnten Jahrhun⸗ 
derts, der unmittelbaren Neichsritterfchaft widerfuhr. 
Die franzöfifhe Revolution und daß Kriegsglücf der 
Neufranken, beraubte ihre Mitglieder auf der ganzen 
linfen Rheinſeite, nicht bloß ihrer perſönlichen und 
dinglichen Meichöfreiheit und ihrer PatrimonialHerrs 
lichkeit, fondern auch eines groffen Theils ihrer Eigem 
thumsrechte. Der lüneviller Friede, gab diefem Vers 
luft unwicderrufliche Beſtätigung *). Er begründete ans 





und Befhreibung der Herrſchaft Zwingenberg am 
Neckar », fo wie eines «„Staatsrechtes der unmittels 
baren Reihsritterfhafe in Schwaben, in Franken 
und am Rheinftrom », in drei Theilen und 729 Puragras 
phen, welches, obgleich ſchon im Jahr 1794 in der Hands 
ſchrift beendigt, wegen verfhiedener Verhältniffe ungedrudt 
geblieben it. Er gefteht, daß die Angabe in der Alleman⸗ 
nia allen feinen Blauben überſteigt. Er erfucht daher die 
Herren Herausgeber diefer Zeitſchrift, ihn, ihrem Erbie— 
ten gemäß, von der Richtigkeit jener Angabe urkundlich 
zu belehren. 

”) Der Graf (nun Fürſt) von der Leyen berechnete im Jahr 
1803 bei der allgemeinen Reichsverſammlung, und 1814 
auf dent wiener Kongreß, feinen durd die franzöſiſche Res 
volution und den füneviller Frieden, auf der linken Rheins 
feite erlitenen Verluſt an reidsunmistelbaren 
Micht reichsſtändiſchen), zu groffem Theil veichsritters ‚ 
ſchaftli hen Befigungen, auf 8 Quadrat Meilen, 63 Ort⸗ 
ſchaften mie 18,705 Einwohnern, 24 Schlöffer und herr⸗ 
fchaftliche Wohngebäude, 148 Meierhöfe und Mühlen. Der 
zährliche Ertrag diefer Beſitzungen, mit Einfchluß 
von 70,413 Bulden 5 Kreuzer freindelihen Renten in frem⸗ 
den Territorien, wird angegeben auf 248,78ı Gulden 34 
Kr. 1 Pf. Acten des wiener Cengreſſes, Bd. VI, GS. 
826 — 353. 


‘ 





. 
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gleich , auch-auf ber rechten Rheinſeite, eine faſt allge: 
meine Secularifation der geiftlichen Wahlſtaaten, der 
Erz⸗, Hochs und adelichen EollegiatStifte, welche feit 
Jahrhunderten, zum Theil ausfchlieffend, für den un, 
mittelbaren Reichs adel eine reiche Quelle der Verſor⸗ 
gung, der Mocht und des Anſehens geweſen waren. 
Der Reichsdeputations Hauptſchluß von 1805 (9. 27) 
verhieß zwar der Reichsritterſchaft Entſchädigung durch 
Renten, für den an fo genanuten droits feodanx erlits 
tenen Verluſt *): aber nie ward diefe Zufiherung er⸗ 
fült. Die Zurüdgabe des Grundeigenthums erfolgte, 
nach aufgehobenem Sequeſter, von Seite Franfreiche 
ſehr unvollkommen, und war mit groſſem Kofenaufs 
wand verbunden. 
.  Brandenburgifche Deenpationen in Franken, in 
den Jahren 1796 und 1797, entzogen faſt alle Mitglies 
ber eines RitterCantons, und viele Mitglieder zweier 
andern, mit ihren Befigungen der RitterMatrifel, und 
unterwarfen fie der Landeshoheit von Ausbach und 
Baireuth. Nah Berichtigung des Secularifationgs 
und Entfhädigungswefens durch den Neichddeputa- 
tions Hauptſchluß von 1803, folgten, in Sranfen und 
Schwaben, die Kurfürften von Baiern und Wirtems 
Berg dem von Kurbrandendurg gegebenen Beifpiel, und 
auch fie fanden, nicht nur in ihrer Rabe, fondern auch . 
in dem rheinifchen Ritterkreis, wieder Nachahmer au 





®) Die Eantone Ober s und Niederrhein ſchähten den Verluſt 
an jährlichem Einfommen von fo genannten droits feodauz, 
auf mehr ald 267,000 Gulden. Acten ıc. Bd. III, ©. 
468 f. — Ueber die Zuficherung des R. D. Hauptſchluſſes 
ſ. man A. C. Gaſpari's Deputatione Receß, mit Erläus 
terungen, &. 259 ff. und C. G. Heinrich 8 teutſche Neicht⸗ 
geſchichte, Th IX, ©. 176 f. 


DE 
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Heſſen Caſſel, Heſſen Darmſtadt, Naffan und andern 
mindermächtigen Nachbarn und Lehnherren reichsrit⸗ 
terſchaftlicher Gutsbeſitzer. 

Wenige Tage vor dem presburger Frieden, am 19. 
April 1805, fchleuderte noch Napoleon einen Donner⸗ 
keil auf einen groffen Theil der Reichsritterſchaft. Dur 
einen Tagsbefehl aus Schönbrunn, befahl er kurzweg 
allen franzöfifehen Generalen und TruppenComman⸗ 
danten, Daß fie den Truppen und Bevollmächtigten ber 
Kurfürflen von Baiern, Wirtembdberg und Baden, in 
der Defigergreifung der reichsritterfchaftlichen Güter 
hülfeeiche Hand leiften folten. Die Reichsritterfchaft 
fey eine Gehülſin Oeſtreichs geweſen, babe öflreihifhe 
Merber und RecrutenAushebungen geduldet, und fi 
dadurch in Kriegsſtand gegen Frankreich gefegt. Er, 
Napoleon, babe jenen drei Kurfürften die volle und 
gänzliche Souverainetät ihrer Staaten garantirt, fo, 
dag fie eben folche Souveraine in ihren Staaten ſeyn 
follten, wie e8 der teutfche Kaifer in den öftreichifchen 
Erbflaaten, und der König von Preuffen in Branden⸗ 
burg *) ſey. Diefe Verfügung war eine bloffe Kriegs; 
maasregel. In den Verträgen, welde Napoleon um 
diefelde Zeit mit den genannten Kurfürften gefchloffen 
Hatte, war ihrer eben fo wenig erwähnt, als ficben 
Tage fpdter,, in Dem presburger Frieden. 

Was endlich, nach fo harten Stürmen, von unge— 
fähr vierzehn Hundert reichsritterfchaftlichen Gütern, 
die man in der Mitte des achtzehnten Jahrhunderts in 
allen vierzehn Eantonen der drei Ritterfreife, in Schwas 
ben, Franken und am Üheinftrom zählte, im Jahr 


*) Europ. Annalen, 1806, St. VII, ©. 97. Acten ꝛc. 
Bd. III, &. 498. . 
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3806 unverfchri in dem reichſsunmittelbaren Ritterver⸗ 
ein noch übrig geblieben war *), dem ſprach Napoleon 
das Vernichtungslirtheil, theils in der rheinifchen Buns 
des Acte, theils in etlichen fpäterhin mit teutfchen Fürs 
fen, bei ihrer Aufnahme in den rheinifchen Bund, dr 
ſchloſſenen Verträgen **). 

Mit gänzlicher Aufhebung aller reichsritterſchaftli⸗ 
chen Kreis⸗ und CantonalVereine, ward zugleich die 
serfönliche Neichsfreiheit und die reichgunmittelbare 
Territorial Gerechtigkeit der Einzelnen vernichtet. Der 
freie, mit Eaiferliden Privilegien ausgeftattete Reichs 
ritter, ward, gleich dem übrigen landfäffigen Adel, 
Untertban eines oder mehrerer rheinifchen Bundess 
Souveraine. Für die vormaligen reichsftändifchen 
Gürften und Grafen, welche Souverainen diefer Art 
untergeordnet wurden, hatte Napöleon in der rheinis 
fhen Bundes Acte eine Art von SouverainetätsGrenze 
gezogen, die ihnen für den Reſt ihrer Nechte und Vors 
züge einen Kechtstitel verlieh, deffen Verlegung wenig: 
ſtens laute Befchwerden rechtfertigen konnte, und früs 


*) Die ſtatiſtiſchen Angaben von den Kreifen und Sans 
tonen, liefern auffallende Varianten, und find meift ſehr 
unzuverläſſig. Roh im Jahr 1804 ſchätzten Einige das 
Ganze auf 173 Quadrat Meilen mit 354,000 Einwohnern. 
Andere ſchätzten damals für die fünf ſchwäbiſchen Can 
tone, 70 DM. mit 160,000 E, auf 668 Rittergütern; für 
die ſechs fränkiſchen Cantone 8o AM. nit 200,000 E 
auf 703 Rittergürernz für die vheinifchen Cantone 28 
am. mit 55,000 E.; alfo überhaupt 173 AM. mit 415,009 

., wahrſcheinlich zu hoch. Auf dem Congreß, fehäßten 
NA Deputirten der chemaligen Reicheritterfchaft das Gange 
auf 1600 (foll vermurhlich heiffen 160) DR. mit mehr als 
400,000 Einwohnern. Acten 20 Bd. III, ©. 468. 


*) Dis Darf. Staatsrecht des Rheinbundes, S 100 f. 





.#" 
” 


849 


ber oder fpäter Erhörung derſelben Hoffen lief. 
unmittelbaren reichsritterfchaftlichen Adel, war von 
dem allgewaltigen Protector diefe (wie jene fie nann⸗ 
ten) beweinenswürdige Wohlthat verfagt worden; er 
batte ihn verurteilt, den ihm angetwiefenen Herrfchern 
fih auf Discretion zu ergeben. Diefe beſtimmten von 
aun an, nach eigenem Ermeſſen, deflen perfönliches 
Berhältniß und feine Realrechte, durch Verdrdnungen, 
Geſetze, Declarationen, Conſtitutions Edicte, Reſolu— 
tionen, Erläuterungen *), über deren Inhalt und 
Wechſel die neuen Grundherren, gleich den Standes—⸗ 
herren, nicht felten,, bald bei Staatsbehörden, bald 
im Angeficht des ganzen Publicums, bittere Befchwers 
de, meift fruchtloß, führten. So flanden die Sachen, 
als der wiener Kongreß, und mit ihm für die geweſe⸗ 
nen unmittelbaren Meichsritter, die Ausficht zu Vers 
befferung ihres Zuſtandes eröffnet ward. 


Auf dem Congreß, konnte es der ehemaligen 
Keichsritterfchaft nicht fehlen an Fürſpreche ru aus 
ihrem eigenen zadlreihen Mittel, ſelbſt unter den Bes 
vollmächtigten der teutfhen Souveraine. Auch hatte 
fie die Vorficht gebraucht, eigene bevollmächtigte Abs 
geordnete daſelbſt zu haben: die ſchwäbiſche 
Reichsritterſchaft den kaiferlichsöftreichifchen Herrn 
geheimen Rath Joſeph Frhru. von Hornftein, die 
fränfifhe den Herrn Friedrich Frhrn. von Zobel 
zu Giebelftadt, und den Herrn Kammerherrn Ludwig 





*) Hievon dei Verfaſſers Staatsrecht des Rheinbun— 
des, G: 219 — 231. 
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Frhrn. Rüdt von Eofnnberg *) , diefenige am Rheins 

ſtrom und inder Wetterau den Eaiferlich söftreichis 

fchen Herrn GeneralMajor Grafen von Degenfeld. 

Als gemeinfchaftlicher Seſchäftsmann begleitete Diefe 

Bevollmächtigten, der fürſtlich-löwenſtein⸗ wertpeimis | 
ſche Herr geheime Rath von Städel. 


Die Abgeordn eten ſäumten nicht, faft in dem 
ganzen Lauf des Congreſſes, dem Intereſſe ihrer Com⸗ 
mittenten, theil® durch vielfache mündliche Vorſtel⸗ 
lungen, theils durch Denffchriften **), ihren Dienſtei⸗ 








*) Der Iehte erfchien ald Bevollmächtigter « der adelichen Ge⸗ 
fhlehter im Detenwald und Craidgaun Craich⸗ 
sau war ein ſchwäbiſcher, Ottenwald ein fränkä— 
[her Canton. 

%) Der Zeitfolge nach, find es folgende. 1) Kurze Ueber— 
ficht- Über die Befhwerden der Reichsſritterſchaft, 
welche durch die Sonverainetätt®inrichtungen feit der 
Jahr ı806 bis jetzt, hauptfächlih in dem Königreich Wir⸗ 
tenberg und Großherzogthum Baden herbeigeführt 
worden find; in den Acten des wiener Congr., Bd. IIL, 
.&. 467 — 493. — 3) Anſicht über die künftigen 
faatsrechtlihen Verhältniffe des unmittelharen Reicht: 
adels in Teutfchland (Nov. 1814); ebendaf. Bd. I, Heft 
3,6.106 — 12. — 3) Nachträge und näbere 
Beftimmungen zu der Anſicht über die fünftigen 
ſtaatsrecht lichen Berhältniffe des unmittelbaren Reiches 
adeld; erfier Nachtrag; ebendaf. Bd. III, S. 494 — 
547. — 4) Anſicht über die künftigen —* 
Verhältniſſe des unmittelbaren Reichsadels, insbeſondere 
in kir chlicher und ſtaatswirthſchaftlicher Hin⸗ 
ſicht, zweiter Nachtrag; ebendaſ. Bd. III, S. 547 - 
— 56553. — 5) Memoire v. 15. Dec. 1814, die g eiſt⸗ 
lichen Verhältniſſe des katholiſchen immediaten Reichs⸗ 
adels betreffend. (Ein Auszug daraus, ſteht in dem angef. 
2. Radıtrag.) — 6) Memoirve der Bevollmächtigten des 
ehemaligen unmittelbaren teutfchen Reichsadels, enthaltend 
politifhe Bründe für Erhaltung des unmittelbaren 
alten teutfchen Reichsadels, datirt Wien den 28. Jun: 





551 


fer nach Möglichkeit zu wibmen. Gleich anfangs traten 
fie mit einer reihhaltigen Befhwerdefchrift ber 
vor. Sie war hbauptfähblich und namentlich gerichtet 
wider Baiern, Wirtemberg, Baden, HeſſenDarmſtadt 
und NRaffau. A Probelapitel wurden die Ders ' 
fügungen und das Benchmen des zweiten und dritten 
der genannten Höfe einzeln aufgezählt, und die Lage 
des vormaligen unmittelbaren Meichdadeld in diefen - 
Ländern lebhaft gefchildert. Erlittene Ehrenkränkungen 
und Bedrückungen, Herabwürdigung feines Standes, 
Beichränfung der perfönlicden Sreiheit, Inquiſfition 
wegen beleidigter. Majekät,, Aufhebung der Gamiliens 
Fideicommiß Verfaſſung, Entziehung der Gerichtbars 
keit, des pridilegirten Gerichtftandes, der Orts Polizei, 
der Sorfteilichfeit, der Judenſchutzgelder, der beiden, 
den Mitgliedern des fränkifchen Cantons Dttenwald 
und der fchwäbifchen Ritterfchaft verlieheten Ritteror- 
deu, und des mit dem erfleu verbundenen frommen 
StiftungsFonds, auch des Patronatrechtes, übermäfige 
Abgaben, läſtige und Eoffpielige Adels Matrikel und 
Hdelderneuerung, Befchwerung feiner Unterthanen mit 
Souverainetätstafken, Unbeftändigfeit und Juconſe⸗ 
quenz in der ihm widerfahruen Behandlung, und noch 
manches Andere, find die Rubriken, welche hier 
abgehandelt wurden *). 





1815; ebendaf. Bd. J, Heft 2, & 124 — 142. — Biber 
die Anfiche rc (Num. 2) kam, während des Congreſſet, 
eine Gegenſchrift: «Reber die Verhältniffe des vor⸗ 
maligen Reichsadels»; in der zu Münden erſchienenen 
Zeitſchrift: «x Allemannia» Heft 7, März 1815, ©. 
9-39. | 

72) Acten x. Bd. III, ©. 468. ff: 
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« Auf diefe Befchwerden , liefen die Abgeordneten 
Bie Forderungen und Anfichten des ehemaligen 
ahmittelbaren Reichsadels, über fein künftiges ſtaats— 

rechtliches Verhaͤltniß, folgen. Diefer Adel gieng aus 
von der Forderung einer vollkommenen Reſtitu— 
tion, nach feinem Standpunct vor 1806. Nach ers 
Tangter Wiederherftellung , werde er fich gefallen laffen, 
an Fürften des teutſchen Staatenbundes einzelne 
Mechte vertragweife zu überlaffen, deren Aufopfes 
rung die veränderten Ötaatsverhältniffe etwa evheis 
fen möchten. Doch müfle er dabet im Voraus jur 
Bedingung machen , daß fortan in Teutfchland feine 
unbedingte und abfolute Souverainetät 
beftehe,, fondern nur eine eingefchränfte, einer höhern 
Sammtgewalt untergeordnete Staatsgewalt, gleich der 
ehemaligen Landeshoheit, obfhon nun Souverainetät 
genannt, bewacht und gefhügt Durch einen Kaifer, 
ein Reich8gericht, und Landſtände. Als pers 
fönliche Rechte Tpreche er an: vollkommene perfüns 
liche Freiheit, ehemalige perfünliche Achtung und Rang, 
privilegirten Gerichtfland, Autonomie, Corporationg s 
and RepräſentationsRecht, Freiheit von perfönlichen 
Abgaben. Als dingliche Rechte: Gerichtbarkeit, 
PolizeiGewalt, Direction der Landesvertheidigungs Ans 
falten und der Einquartierung , Normirung der Schats 
zungen, DberKirchenherrlichkeit und Patronatrecht, 
sänzlihe Schagungdfreiheit feines Grundeigentbumg, 
alle öffentlichen Abgaben, welche vor 1806 ihm gebührs 
ten. Ueberdem begehrte der Canton Dttenmwald, 
Wiederherſtellung des im J. 1788 ihm von Joſeph I. 
verliehenen Drdend. 


Dagegen wollte der Adel, vertragweiſe, gu 
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Nebertragung nachſtehender Rechte, an. Fürs 
fin des teutichen Staatenbundes, fich freiwillig ver- 
fichen: Gerichtbarfeit der höheren Landesgerichte über 
feine Perſon, Aufücht über feine Rechtspflege in erſter 
Inſtanz, Ucberlaffung der zweiten Inſtanz, der hohen 
Polizei, Der LandesvertheidigungsAnftalten, der Schay 
zung, der DberKiechenherrlichkeit; auch wolle er ich 
Schapungsabgaben von feinem Grundeigenthum, nach 
billigem Maasftab unterwerfen. Doch Binde er Diefe 
Abtretungen anfolgende zwei Bedingungen: 1) Auf⸗ 
bebung der Lehnsverbindung gegen fämmtliche 
Bundesfürften; 2) Verleihung etliher EuriatStims« 
men in der Fünftigen Neich8s (oder Bundes⸗) Der» 
fammlung, weßhalb er fich zu einer allgemeinen 
Eorporation müfle bilden dürfen *). 

Durch zwei Nachträge, fuchte ber ehemalige 
reich8ritterfchaftliche Adel vorfichende Forderungen und 
Anfichten theild näher zu beflimmen, theild mit Zus 
fägen zu vermehren. Feſt gegründet, fagte er in dem 
erfien Nachtrag, und ein wahres Kleinod fey, wäh, 
rend der Neichöverbindung, feine Reihsunmittels 
barkeit gemwefen. Ohne feine Schuld , fey ihm Die; 
felbe entriffen worden. Gie müfle wieder herge— 
ffellt werden, und ihm bleiben, auch nach freiwils 
liger vertragmäfiger Abtretung einzelner Nechte an 
teutfche Fürften, welche dann nur ald Ausnahme von 
der Regel zu betrachten ſeyen. Seine Forderungen 
feyen nicht übertrieben. Hättendoh Preuffen, in 
feiner Declaration für die Nitterfchaft des Fürften: 
thums Baireuth vom 10. Aug. ıBoı, und Baiern, 
in feiner Verordnung vom 4. Febr. 1804 für Die pfalz: 


2) Acten d. w. C. Bd. 1, ©. 206 ff. 
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Baierifihe Mitterfchaft in Franken, ja ſelbſt Frank, 
reich in feinen Lettres patentes für die ehemalige 
Reichsritterſchaft im Unter Elſaß, noch in denjenigen 
vom Jahr 1779, der Ritterſchaft Vieles von dem einge⸗ 
rdumt, was er jetzt in Anſpruch nehme. Freiheit von 
/ gerfönlichen Abgaben und von Gemeindelaflen , könne 
ihm ohne Unbilligkeit nicht verfagt werden. leder das 
Nechtöverhältniß der ehemaligen Perſonaliſten der 
Meichdritterfehaft , werde ich , nah Maasgabe der 
Localität, eine ſchickliche Uebereinkunft treffen laffen , 
weiche feine Uumittelbarkeit fo wenig als möglich bei 
ſchränken müſſe. 

Der Eivils und CriminalGerichtbarkeit 
ber Mittelgerichte des Landes, könne der Reichsadel 
ich unterwerfen , aber feine legte Inſtanz müffe er vor 
Deu böchken Reichſs⸗ (oder Bundess) Gericht haben, 
wenigfiend den Mecurs in Nichtigkeits : und andern 
Fallen. Die Gerichtbarkeit in nicht ſtreiti— 
gen Sachen, über Die adelihen Familien und deren 
einzelne Mitglieder, müſſe durch feine eigene rt 
tion ausgeübt werden. Die Autonomie, in Abfich 
auf Beibehaltung und Errichtung der SamilienBer; 
träge, in&befondere der FamilienFideicommiffe, müffe 
den Familien bleiben, und auch ihnen die Verwaltung 
der Familiens und EorporationsStiftungen, fo wie den 
Eorporationen die Dberaufficht über dieſelben, einge⸗ 
zäumt werden. Eine zweifache Corporation ſey 
ihm zu bewilligen; eine provinziale und eine allgemeine, 
dieſe zu Führung der EuriatStimmen auf dem Reichstag. 

Die Rechtspflege in erſter Inſtanz; die bürs 
gerliche und peinliche, fo wie die niedere Polizei, 
gebühre ihm über feine Unterthanen; aber die zweite 





Inſtanz und Die Aufſicht, fo auch die hohe Polizei, 
überlaſſe er den Fürſten. Befreiung von Einquarties 
rung in Friedenszeiten und gewöhnlichen Fällen , 
nehme er in Anſpruch, nicht aber in Kriegs; und anı 
dern aufferordentlichen Fällen. Wegen der Krieg 
Borfpann müfe ein billiger Mittelweg , nach fiaate: 
wirthſchaftlichen Grundiägen, für ihn gefunden wer 
den. Er begchre dad SubcollectatiounsRecht, 
fo wie die Direction und Leitung der Anlagen 
und Erneuerung der Schatzung; den Betrag 
der ganzen Schagung überlafle er den Fürſten, doch 
nach Abzug feiner zweifachen Corporations Koſten. In 
Aufebung der Ober Kirchenherrlichkeit und des 
Patronatrechtes, fole man bie angeführte preufs 
fifihe Declaration zum Mufter neben. 


Unveränfferlihfeit der Rittergüter an 
nicht qualificirte Perfonen , fey für ihn von größter 
VSichtigkeit. Mit Ausnahme der Schagung, müßten 
tim alle Abgaben zufommen, welche feine Rech— 
tungen vor 1806 enthielten. Won feinen eigentlichen 
Rittergütern, wolle er zu %% ordentlide Grund; 
ſteuer entrichtend doch nur fo lang, bis die fan. 
desfchulden-geritgt feyn würden. Zu aufferordents 
licher Schagung werde er fih nur dann verſtehen, 
wenn darüber eine fefle Gefeggebung vorliegen, Die 
Gegenftände gefondert , Die Rubriken normirt feyn, 
und ein gefeglich beſtimmter Status exigentiae vorlie— 
gen würden. Zu Aemter-und Gemeinde Schul 
den beizutragen , erachte er Rich nicht verpflichtet, 
wohl aber zu Landesſchulden; zu perſönlichen 
Schulden des Souverains nur dann, wenn der Ertrag 
der Domainen dazu nieht hinreiche, und ein Beiſchuß 





vom Lande, fo: wie Beſtimmung einer Eivilkifte, n8 
thig fey. j Ä 

Erbbhuildigung könne er nur Katfer und Hei 
leiten , oder denen, welche deren Stelle vertreten 
würden. Den Sürften, unter welchen er lebe, und dem 
Sande, dem er angehöre, könne er eidlich mehr nicht 
verfpeechen, ald «Gchorfam gegen die rechtmäſig 
«errichteten Gcfege, mit Ausfchluß derjenigen, die 

cin Hinficht auf Die befondere Landesbewaffnung fast 
«finden könnten». Ein neues Geſetz- und Abgas 
benSyſtem, gleichförmig für ganz Teutfchland, fey 
eines der dringendften Bebürfniffe der Nation. Die 
‚übertriebenen Zölle, Accife, Poſt Tarife, und 
alle andere (dergleichen) Abgaben , bißher Das Grab des 
Dandels, könnten unmöglich länger beſtehen. 

Die Minifter feyen, wegen ihrer Amtshands 
Iungen, für verantwortlich gegen das Geſetz zu 
erklären; jeder aus dem Volk müfle berechtigt feyn, Me 
deßhalb anzuklagen. In zweifelhaften Fällen, müfle, 
Bags Reichsgericht, oder jede andere rechtmäſige Ber 
Börde, zum Vortheil des Adels zu entfcheiden haben. 
Der Reichsadel müfle eine eigene, genau beflimmte 
EConflitution erhalten, oder folche der allgemeinen 
ReichsConſtitution einverleibt werden; doch unter fefter 
Garantie von Geite der verbündeten Mächte, des 
teutfchen Kaifers., Des Oberhauptes von Zeutfchland, 
und der teutfchen Souveraine. Diefe und jener müßs 
ten folche feierlich be ſchwören, und das höchſte Ge: 
sicht fey ausdrüdlich zu deren Handhabung zu ver⸗ 
pflichten *). 





* Acten d. m. €. Bd. III, S. 494 ff. 
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Ine einem zweiten Nachtrag, wurben noch die 
Berbältniffe des ehemaligen reichsritterfchaftlichen, - 
Adels in Eirchliher und ſtaatswirthſchaftli—⸗ 
ber Hinficht erörtert. Die Secularifation der 
Erz, Dom.» und anderer geiftlichen Stifte , habe feinen 
katholiſchen Mitgliedern ein fo reiches Erbe entzogen, 
Daß feine Zeit und feine noch fo glüdlichen Verhält⸗ 
niffe ihnen ſolches je wieder erfegen würden. In meh— 
reren Stiften, befonderd DamenStiften, feyen oft fos-. 
gar eigentbümliche -FamilienPräbenden mit unterges 
gangen. Diefe geifllihen Stifte feyen wieder 
berzuftellen; dann müßten auch die Mechte dei: 
reichSristerfchaftlichen Adeld auf diefelben wieder er— 
wachen. Der teutfche Orden fey hauptfächlich für. 
den teutfchen Reichsadel gefliftet. Wider Recht babe: 
man demfelben fein Eigenthum entzogen. Der 4. Art. 
bes wiener Friedens von ıBog, könne für den Orden, 
als einen Dritten , nicht verbindfich Senn, und fein 
Souverain fey befugt zur Eonfiscation gegen eine folche 
geiftliche Stiftung. Das Eigenthum müſſe dem Orden 
volftändig wieder gegeben » und. Kiftungsmäflg vers 
wendet werden, allenfall8 mit Vorbehalt zweckmaͤſige⸗ 
ser Einrichtung und Beflimmung des Ordens. Daffelbe 
gelte von dem FohanniterOrben, fo viel deffen teutfche 
Zunge betrifft *). 

Endlich wurden noch Gründe der Staats wirth⸗ 
fhaft, der Staatsklugheit und der Staaten 
Moral (fo lauten die eigenen Ausdrüde) fir Erhal⸗ 
tung des reichsritterfchaftlichen Adels vorgelegt; theils 
in einer beſondern Denkfchrift, theild auszugweife im 
Dem vorhin erwähnten zweiten Nachtrag. Der Zeitgeifl, 


*) Acten d. w. C. Bd. III, &, 547 ff. 
Klüber's Ueberſicht. III. , 88 
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beißt es darin, fordere nichts weniger als Unterdrü⸗ 
dung des Erbadels und Gleichſtellung aller Stände; 
nämlich der Zeitgeift, welcher die öffentlich ausgedrück⸗ 
te, allgemein gefühlte Meinung und Anficht von einer 
Sade, ſtets richtig, gut und edel, und der Finger 
Gottes fey, folglich nie IIngerechtigfeit in Schuß nebe' 
men, und Eein Parteigeift feyn könne. Fürflen und 
Etaaten, hätten Durch die bisherige Unterdrückung des 
Erbadels Nichts gewonnen, fondern gar viel verloren. 
Sreiwillig wolle der Adel die bermal beſtehenden öffent⸗ 
lichen Laſten mittragen helfen. Dadurch fey jede Bes 
ſchwerde beſeitigt. Es fey Riemand eingefallen, Rich je 
über die übrigen Vorzüge des Adelftandes zu befchwes 
ven; fie ſeyen Niemand läfig, im Gegentheil Vielen 
müslich. Der Erbadel habe bisher den Glanz der Höfe 
unterhalten müflen; da hätten viele altadelihe Faimi— 
lien ihr Vermögen groffentheild, zur Ehre der Fürften, 
verzehrt. Sey der Adel arm, fo würden die Fürſten 
die Kepräfentationen unendlich theuerer bezahlen müfs- 
fen, und gewiß nicht fo umgeben feyn „wie es die Würde 
ihre3 Standes erbeifche ; die Geſandſchafts Poſten wür⸗ 
den fehr Färglich ausgefüllt werden, oder ed müßten: 
dem Staat bedeutende neue Erogationen zuwachſen; 
und die Armeen würden den empfindlichſten Nachtheil 
haben, weil ein armes OfficierCorps in wiſſenſchaftli⸗ 
cher Bildung, in Humanität und gutem Weltton im⸗ 
mer ſehr weit zurückbleibe. 

Durch Unterdrückung des Adels, werde dem Staat 
eine Hülfquelle in unvorhergeſehenen Bedürfniſſen und 
Unglücksfällen entzogen; nicht nur der Adel ſelbſt, ſon⸗ 
dern auch das Volk, werde Durch fie demoraliſirt. Wo⸗ 
mit babe der Erbadel Dicfe enorme harte Strafe vers 
dient? Was ihm heute geſchehe, könne morgen einem 
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andern Stand widerfahren. Der neue Abel; der erſt 
gefchaffen werden ſoll, und der fo eifrig an der Unter) 
drücfung ded alten arbeite, werde, fo bald er feine Abs 
fihten erreicht habe, mehr für fein pecunidres Intereffe, 
als für Ehre, Fürft und Vaterland arbeiten. Das 
wahre Ehrgefühl, die reine Unhänglichkeit an den Thron, 
und an die Familien der Fürſten, werde fo leicht nicht 
oefchaffen, ald man glaube. Kein Staat Fönne ohne 
Erbadel beſtehen, diefes habe die napoleoniſche Negies 
rung bewiefen, am wenigſten ein teutfcher Staat: Man 
vernichte den Erbadel, um einen neuen perfönlichen 
Adel zu Schaffen. Es fey heilige Pflicht des Erbadels, 
fih dem Parteigeift, dieſem unfaubern Geiſt der Unge; 
rechtigkeit, der feine Unterdrücdung verlange, mit aller 
ordentlichen, gefeglichen Feftigfeit entgegen zn ffemmen; 
indein die nahe oden ferne unparteiiſche Zukunft Recht 
und Licht ficher beſchützen werde. 

So wirden die Gerechtfame des unmittelbaren 
Reichsadels, die er bisher nur von der rechtlichen 
Seite vertheidigt habe, nunmehr auch dur neue 
Gründe der Bhilofophie und der Staatswirth— 
Schaft fo Eräftig unterſtützt, daß an feiner ſichern und 
unfchidaren Erhaltung gar fein moralifcher Zweifel 
mehr übrig bleiben Fönne. — So weit die Herren Bes 
vollmächtigten des ehemaligen reichsritterſchaftlichen 
Adels! — 





In den CongreßVe Handlungen, fchien 
Rußland die einzige von den nichtteutfchen Mächten 
zu ſeyn, welche, wie in dem nächftvorhergehenden Auf— 
faß fchon gemeldet ift, auf Beflimmung der Rechte des. 
vormaligen reich&unmittelbaren Adels Drang. 

Preuſſen hatte fchon in feinem erften Entwurf 
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Der Bundesverfaflung, vom Sept. 1814, ben Samiliens 
Bäuptern des vormaligen unmittelbaren Adels erbliche 
Landfkandfchaft zugedacht *). In einem ähnlichen Ent 
wurf vom Febt. 1815, fehlug diefe Macht vor **), der 
ehemals unmittelbaren Reichöritterfchaft Die Stelle eines 
erſten Landflandes (die Ehemaligen reichsfländifchen 
Fürſten und Grafen, ſollten ald Kreis ſtände ***) für 
ſich beſtehen), und auſſer allen übrigen dem Adel in 
demſelben Lande zuſtehenden Rechten, noch einzuräu⸗ 
wen: die Autonomie in ihren FamilienVerhältniſſen, 
ben privilegirten Gerichtfiand,, die Patrimonial®erichts 
Barfeit. Dagegen follte fie den ordentlichen und auflers 
ordentlichen Steuern unterworfen feyn; doch fo, daß 
die erſten in richtiges Verhältniß mit dem dermaligen 
Ertrag ber Güter gefegt werden. Auch follten Techn; 
Verbindungen, womit ihre Güter befchwert Rind, 
aufgehoben werden; doch unbeflbadet der Rechte Der 
Agnaten. — In dreiandernpreuffifhen Entwürs 
fen der Bundesverfaſſung, war des unmittelbaren 
Reichsadels nicht gedacht. 
Defireich erwähnte dieſes Reichsadels in allen 
drei Entwürfen der BundesActe, die ed vorlegte; der 
dritte war zugleich mit Breuffen verabredet. In den 
beiden erfien, am December A und Mai 1815, 
ſchlug es, in beiden völlig gleichlautend, vor, dem unmits 
telbaren Adel durchaus die nämlichen Rechte und Vor⸗ 





*) Herten ac Bd. I, Heft 2, ©. 47. 
20) Ebendaf. Bd. II, ©. 43 f. 

“, Würden Leine Kreiſe errichtet, und diefe Zürften 
und Grafen Landſtandſchaft erhalten, fo follte die ehemalige 
Reichsritterſchaft unter den Landſtänden ihre Stelle unmit⸗ 
eelbar nad) jenen Fürſten und Grafen erhalten. Ebendaf. 
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züge einzuräumen, welche es für die ehemaligen reiche» 
ſtändiſchen, nun untergeordneten, Fürſten und Grafen 
in Antrag gebracht hatte *). Der Inhalt dieſes Vor—⸗ 
ſchlags iſt oben (8. 301) ſchon volfländig angegeben 
worden. 


Dieſer Antrag ward in dem dritten Entwurf, 
vom 23. Mai, welcher in den Conferenzen als Grunds 
lage der Berathungen diente, modificirt. Hier ward 
vorgeſchlagen, daß der ehemalige unmittelbare Reichs⸗ 
adel folgende Rechte Haben folle: ı) unbeſchränkte Sreis 
beit, feinen Aufenthalt in jedem zu dem Bunde 
gehörenden, oder mit ihm in Frieden Jebenden Staat; 
2) nach den Grundfägen der früheren teutfchen Verfafs 
fung, über feine Güter und Familien Verhält— 
niffe, für feine Nachkommen verbindlihe Verfü, 
gungen zu treffen; die vor dem rheinifhen Bund 
errichteten Familien®Berträge follen aufrecht ews 
halten, und die feit Errichtung des gedachten Bundes 
dagegen erlaffenen Verordnungen auffer Wirkung gefeßt 
werden; ohne Einwilligung fämmtlicher Agnaten, fol 
Fein neuer FamilienBertrag errichtet werden; 3) Steus 
erfreiheit für feine Perfonen; 4) PatronatGerichtbars 
keit; 5) privilegirten Serichtfiand ; 6) Landſtandſchaft. 
Dagegen follte der Reichsadel überall den Geſetzen des 
Staates, feiner Militär Verfaſſung und Oberaufſccht, 
unterworfen ſeyn **). 

In den Conferenzen wegen Errichtung und 
Einrichtung des teutſchen Bundes, betrafen die Vers 
handinngen theild den ehemaligen unmittelbaren | 


*) Acten d. w. €. Bd. II, Es u. 318, 
»2) Ebendaf. ©. 319. 
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Reichsadel überhaupt , theils denjenigen auf der 
Jinfen Rheinſeite insbefondere. 

In der erfien Hinſicht, ſtimmten Holffein aus— 
drücklich Luremburg und die vereinigten ſouve⸗ 
rainen Fürſten und freien Städte ſtillſchweigend, 
ganz für den fo eben angegebenen öſtreichiſch-preuſſi⸗ 
fchen Borfchlag *) ; doch meinte Luremburg, ber 
Ausdruck « Steuerfreiheit für ihre Perfonen», fep zu 
unbeſtimmt. HeffenDarmfladt wollte dem Reichs, 
Abel noch mehr eingeräumt wiſſen, als der Vorſchlag 
enthielt. Nach feinem Antrag, follte man demfelben 
durchaus die nämlichen Rechte zugeflehen, welche 
den chemaligen reihsftändifchen Fürſten und Grafen, 
in dem 11. Artikel des Entwurfs zugedacht waren **). 

Baiern flimmte für den oben angegebenen 
öftreichifch : preuffifchen Vorſchlag; doch mit folgenden 
Yusnahbmen. Ad) follten Die von dem Adel über 
feine Güter und Familien Verhältnifſe zu tref 
fenden Verfügungen vorerfi dem Souverain zur Ein« 
ht und Beflätigung vorgelegt werden. Der Aufrechts 
haltung der vor Errichtung des Rheinbundes beffandes 
nen FamilienVerträge, der Unwirkſamkeit Der Dagegen 
erlaffenen Verordnungen, und der Einwilligung dee 
Agnaten bei Errichtung neuer Samilien®erträge, ſey 
nicht zu erwähnen. Auch fey ad 3) feine Steuer; 
freiheit einzuräumen. Endlich bedürfe es nicht einer 
ausdrücklichen Beflimmung wegen Unterwerfung des 
Adels unter Die Sefege, MilitärDerfaffung und Ober—⸗ 
aufficht des Staates ***). 


e) Aeten d. w. C. Bd. u ®. 363, 878 und 393. 
er) Ehendaf. ©. 362. 
“) Ehendaf. S. 361 und 886. 
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In ber fünften: Sißung wand auf Preuſſens 
Antrag, — wie ed fcheint, einhellig — Befchloffen, 
‚die Beflimmung einzufhränfen auf Denjenigen 
unmittelbaren Reichdadel, welcher nach dem Reiches 
deputations Hauptſchluß von 1803 noch unmittelbar, 

. geblieben war. Allein in der Sigung des folgenden 
Tages, erflärte Preufen, daß es feinen geftrigen Ans 
trag zu rücknehme, und fich gefallen lafle, daß der 
Artikel fo, wie er vorhin war, fiehen bleibe *). 


Das hierüber abgehaltene Protocol fagt nicht aus⸗ 
drücklich, Daß hierauf der Tags vorher gefaßte Bes 
fhluß fey aufgehoben worden. Da aber nachher 
ſowohl in den Inhalt des in ber Kebenten Sigung mos 
bificisten Artikel, wie er in der Neuen oder redis 
dDirten Abfaſſung der teutfchen BundesActe ſteht, als 
auch in den 14. Artikel der Bundes Acte ſelbſt, Nichts 
aus jenem DBefchluß aufgenommen ward **); fo iſt dies 
fer ohne Zweifel für KRilifhweigend aufgehoben 
zu achten. Es ward alfo das in Vorfchlag gebrachte 
Mormals oder EntſcheidungsJahr „abſichtlich 
nicht feflgefegt. 

Nach Aufhebung jenes Beſchluſſes (in der ſechſten 
Sitzung), konnte man annehmen, daß die der Buns 
desActe einzuverleibende Beflimmung, überhaupt für 
Denjenigen ehemaligen unmittelbaren Neichsadel gelten 
folfe, weicher occasione belli aut foederis rhenani aus 
der Meichsunmittelbdrkeit war verdrängt morden. 
Allein, fehon in der folgenden ober fiebenten Sigung 
ward — das Protocol fagt nicht, auf weſſen Antrag — 
ein befchränfen d er Zuſatz beſchloſſen. Schon in 


*) Actenx. Bd. n, ©. 435 u. 453. 
er) Ebendaf. ©. 469, 475, 488 und 60g. 


/ 





584 \ 


der fünften Sigung war nämlich der Beſchluß gefaßt 
worden, im Eingang zu fagen, daß die Abficht ſey, 
in diefem Artikel die Lage Der im Jahr 1806 und 


‚feitdem mittelbar gewordenen ehemaligen Reichs 


ſtände zu verbeffern *). Nachher ward, in der fiebens 
ten Sigung nad) dem Wort «Meichsftänder noch der 
Zufag eingefchaltet und Reihsangehörigen»**). 


Hiemit war zugleich die vorhin gedachte Zeitbeflims 


mung («von 1806 und feitbem»), auch auf den ches 
wmaligen unmittelbaren Reichsadel bezogen. 

Endlich ward, ebenfalls In der ſiebenten Sigung, 
beſchloſſen, daß nur den (landtagsfähig) Begüter⸗ 
ten, Landfkandfchaft, fodann, auſſer den in dem öſtrei⸗ 
ebifch s preuffifchen Entwurf für den ehemaligen unmit⸗ 
telbaren Reichsadel vorgefchlagenen Rechten, auch 
Forſtgerichtbarkeit, Orts Poltzei und Kir— 
chenPatronat, demſelben einzuräumen ſeyen, jes 


doch dieſe und alle übrigen ihm bewilligten Rechte nach 


Vorſchrift der Landesgeſetze; ferner, daß in dem Ein⸗ 
gang des Artikels, deſſen Zweck dahin anzugeben 
ſey, daß den «im Jahr 1806 und ſeitdem mittelbar 
gewordenen ehemaligen Reichsſtänden und Meichsans 
gehörigen, in Gemäßheit der gegenwärtigen Verhält⸗ 
nige , in allen Bundesflaaten ein gleichförmig 
bleibender Rechtszuſtaud⸗ verfhafft werben 
ſolle +**), | 


Das Refultat vorfichender EongreßBerhands 
lungen ergiebt ich aus folgender ſyſtematiſch geordneten 








°) Aeten d. w. C. Sb. II, &. 435 f. 
0) Ebendaf. &. 469, 475 u. 486. Ä 
“.) Ebendaf. S. 469, 486 und 488. 3. 





865 


Heberficht, gemäß den in dem viergehnten Artikel 
der Bundes Acte enthaltenen Bekimmungen. 

Um dem, in dem Fahr 1806 und feitdem 
«mittelbar» gewordenen, ehemaligen (unmittelbaren) 
Neihsadel, in allen Bundesfiaaten einen gleiche 
förmig bleibenden Rechtszuſtand zu verfhaß 
fen, haben die Bundesftaaten fich zu folgenden Beſtim⸗ 
mungen — 

.Perſönliches Verhältniß. 

1) Der gedachte Adel hat unbefchräntte Freibeit, 
feinen Aufenthalt in jedem zu dem Bund gehören⸗ 
den, oder mit Demfelben in Srieden lebenden Staat gu : 
nehmen; desgleichen 

2) pridilegirten Gerichtſtand. 

U. Verhältniß in Anſehung vormaliger 
reichſsunmittelbarer Beſitzungen. 
Dem genannten Adel gebühren: 
1) Antheil der (landtagsfähig) Begüterten an La nd; 
ſtandſchaft; 
2) Yatrimonial®erichtbarkeit; 
5) Forſt Serichtbarkeit; 
4) Orts Polizei; 
6) Kirchen Patronat. 
Dieſe Rechte werden jedoch nur nach Vorſchrift 
der Landesgeſetze ausgeübt. 
6) Privilegirter Gerichtfiand, in. Re alStreis 
tigfeiten. 


III. Vermiſchtes Verhältniß. 

Nach den Srundfägen ber früheren teutfchen Ver⸗ 
faſſung, werden 

2) die noch beſtehenden Familien Vertrage 
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des ehemaligen unmittelbaren Reichsadels aufrecht ers 
halten; und es wird | 

8) deffien Familien die Befugniß zugefihert, über 
ähre Güter und Familien Verhältniſſe verbinds 
Uche Verfügungen zu treffen; doch müffen folche dem 
‚Souverain vorgelegt, und bei (von) den höchſten Lans 
‚beöftellen zur allgemeinen Keuntniß und Nachachtung 
gebracht werden. 

3) Alle bisher Dagegen (gegen bie vormals 
reichsadeliche FamilienVerfaffung) erlaffenen Ber: 
ordnungen, follen für Fünftige Fälle nicht weis 
ter anwendbar ſeyn. 





Die BundesXcte fichert vorfichende Rechte «dem 
ehemaligen Reihsadel» zu. Ohne Zweifel nicht 
auch dem ehemaligen mirtelbaren , fondern nur dem 
unmittelbaren. Denn ber Eingang des Artikels, 

fpricht ausdrüdlich von «mittelbar gewordenen 
‚ehemaligen Neichdangehörigen»; und die der Bundess 
Acte vorausgegangenen Berhandlungen , fprechen 
überall ausdrüdlich nur, bald von dem unmittelba— 
ren Seichsadel, bald von der unmittelbaren 
Reichsritterſchaft. Es könnte alfo die Auslaffung 
des Wortes sunmittelbaren» in der BundesXcte, 
einen Anfpruch des ehemaligen mittelbaren Reichs— 
adels auf die Befimmungen der Bundes Acte nicht 
begründen. 

Da es ehedem in Teutfchland auffer den unmittels 
baren reichsritterſchaftlichen Befilgungen, noch 
andere , wiewohl wenige, reihsunmittelbare 
Befigungen ohne Reichsſtandſchaft gab, welche eben: 
{als ihre vormalige politifhe Selbſtſtändigkeit verlos 
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ren hatten; fo fönnte nıan die Frage aufmerfen, 06 
sicht auch auf dDiefe undihre Befiger, der 14 Ars 
tifel der BundesActe anwendbar fey? Eine bejahende 
Antwort feheint der Abficht der Urheber ber Bundes. 
Acte, im Allgemeinen, nicht angemeflen zu feyn. In 
Den Eoufcrenzen, fo wie in den Entwürfen der Buns 
DesActe, wechſeln die Ausdrücke «unmittelbarer 
Keihsadel» und «unmittelbare Reichsritter— 
fchaft» fo oft und fihtb ir, Daß daraus deutlich hers 
vorgeht, daß einer fur den andern gefegt fey, mithin 
beide als gleichbedeutend follen angefeben werden, daß 
alfo nur von demjenigen Theil des chemaligen unmiks 
telbaren Reichsadels und der reichsadelichen unmittel« 
baren Befigungen die Rede fey, welcher ehehin der Ma— 
trifel der Reichsritterſchaft einverleibt war. Eine 
Ausnahme muß jedoch da flatt finden, wo für Bes 
ſitzungen, die ehehin weder reichsſtaändiſch noch reiches 
ritterfchaftlih, aber doch reichsunmittelbar was 
ren, die felten Rechte und VBortbeile, beſonders bedungen 
find. Diefes it, und zwar wie für reichsftändifche 
Sürften und Grafen, in der SchlußXcte des Cons 
greſſes, Art. 43, ausdrücklich gefchehen, für die her 
zoglich . cropfche Herrſchaft Dülmen und die gräflich: 
bentheimifche Hertfchaft Rheda: dagegen ebendafelbft 
die freiherrlich s grotifche „ chedem reichgunmittelbare 
Herrfhaft Schauen, ald Gegenſatz aufgeſtellt, und, 
wie überhaupt die in preuſſiſchem GStaatsgebict eins 
sefhloffenen Befigungen des vormaligen unmittels 
baren Reichsadels, fchlechthin für zur preuſſiſchen Mo⸗ 
narchie gehörig erklärt wird. 

Wohl hätten, ohne Zweifel, die ehemaligen Reichs⸗ 
ſtände und Reichsunmittelbaren, die nun der Staats⸗ 
hoheit teutfcher Bundes Souveraine untergeordnet And, 


gewünfcht, bag man zu dem ihnen bemilligten Rechts⸗ 
zuſtand, auch noch den Vortheil der Aufhebung.der 
Lehnsverbindung, womit ihre Befigungen noch 
vielfältig beſchwert find, Preuſſens Vorfchlag gemäß, 
uunbefchadet der Rechte der Succeſſions Berechtigten, 
binzugefügt hätte; namentlich die Aufhebung der ches 
- waligen Reich s lehnsverbindung, welche, in der Zeit 
des cheinifchen Bundes, ihre Dberboheitäherren als, 
foviel die Lehnherrlichkeit betrifft, von dem teutfchen 
Reich auf fie ipso jure Übergegangen betrachtet, und 
ich beigelegt hatten. 

Da jene Reihsftände und Reichsunmittelbaren ber 
Veränderung der Umftände fo viele Dpfer gebracht 
Haben, und die Lehnsverbindung in diefer Zeit Eeinen 
Unfpruch auf Steuerfreiheit mehr giebt, fo wäre jener 
Wuuſch nicht unbillig. Nützlich war das Lehnweſen, in 
Dem Mittelalter, für die Eultur des Bodens, politifch 
wichtig, weil ed aus der Anarchie führte. Seit der 
Befieren Ausbildung und Befefligung der Staatsver⸗ 
faffung, feit der veränderten Art Krieg zu führen, 
feitdem die phyſiſche Cultur des Bodens, und die fittliche 
feiner Bewohner mehr veredelt worden, ift ed entbehr⸗ 
Uch, wo nicht ſchädlich, auf jeden Fall für die actids 
Iehnberechtigten Staaten ohne wefentlichen Rugen, für 
Die Vaſallen eitel Laſt und Plage. 


Der Rechtszuſtand bes ehemaligen unmittel— 
baren Reichsadels auf der linken Rheinſeite, 
ſchien noch eine befondere Erwägung und Beſtimmung 
gu erfordern und zu verdienen. Deflen Lage, war we; 
fentlih verfchieden von derjenigen feiner vormaligen 
Standesgenoſſen auf der rechten Seite des Rheins. Ihn 
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batte die franzöflfche Revolution und bie neuen Ges 
fege Frankreichs nicht bloß feiner nerfönlichen und dings 
lichen Reichsunmittelbarkeit und feiner reichsunmittels 
baren Territorial®erechtigfeit beraubt. Selbſt Ten 
Adelftand, und das was die Sranzofen droits seignerianx 
et feodaux, die Teutfchen Guts⸗, Grund; oder Patris 
wmonintNerrlichkeit und Lehngerechtfame nennen, nebft 
den Zehnts und Patronatrechten, hatten fie ihm ges 
nommen, und feine vormaligen SamilienFideicommißs 
scchte und PaſſivLehnverhältniſſe waren vernichtet. 
Auch gehörte dieſer Theil des vormaligen unmittelbaren 
Reichsadels, nicht zu «den im Jahr 1806 und feits. 
Dem mittelbar gewordenen ehemaligen Reichsangehö— 
rigen», auf welche der 14. Artikel der BundesXActe den 
daſelbſt feſtgeſetzten Fünftigen Nechtszuftand beichränft. 

Der erſte Stimmführer, welcher diefen Gegenſtand 
in den Eonferenzen wegen Errichtung und Verfaflung 
des teutfchen Bundes in Anregung brachte, war der 
großherzoglich Iugemburgifche, Freiherr von Gas 
gern, felbft (ehehin reichBritterfchaftlich) begütert auf 
der linken Rheinſeite. Schon in der zweiten Sigung 
erklärte derfelbe : «die Reichsritterſchaft am 
kinfen Rheinufer, werbe ohne Zweifel unter jener 
(für den ehemaligen unmittelbaren Neichsadel vorges. 
fhlagenen) Vergünſtigung verflanden (im Protocol 
fteht « mit begriffen» ) feyn *). 

Bon diefer Yeufferung nahm ber großherzoglich 
beffifche Herr Stimmführer Unlaß, in der vierten 
Sißung, fchriftlich ch zu erklären, über den Unters 
fchied, welcher fich zeige zwifchen der ehemaligen Reichs⸗ 
ritterfchaft aufder rechten und derjenigen aufder lins 


°) Ycten ı. Bd. II, &. 393 und 363. 
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:  Wlle darin überein, daß — worauf vorzüglich ber 
königlich niederländifche (großberzoglich  Iugemburs 
gifche) Herr Bevollmächtigte anteug — in Anſehung 
der perfönlichen echte, der Freiheit des Aufenss 
haltes und der Autonomie, ihnen gleiche Rechte 
- .  wieaufdenrehten Rheinufer, einzuräumen fenen *). 
Dennoch ward auch hierüber eine fefle Beſtimmung 
in die Bundes Acte nicht aufgenommen, fondern man 
faßte unmittelbar nach vorfichenden Erklärungen, noch 
in derfelben Sigung , den Befchluß, daß dem vierzehn; 
ten Artikel der BundesXcte, am Ende, bloß folgende 

allgemeine Aeuſſerung einzurücken fey **). 
sn den durch den ReichsdeputationsSchluß 
a vom 29. Febr. 1803 von Teutfchland abgetrenns 
. «ten, und jegt damit wieder vereinigten 
«Provinzen, wird die Anwendung der obigen 
« Srundfäge aufden ehemals unmittelbaren 
4Reichsadel, diejenigen Befhränfungen 
«erfahren, welche die Dort befiebenden befondern 

« Verhaͤltniſſe nothiwendig machen ». 

Diefer Befchlug ward nachher in die Bundes; 
Acte aufgenommen, nur mit folgender zweifachen Ab⸗ 
Anderung. 1) In de achten Sigung ward befchloffen, 
Daß flatt der Worte: «wird Die Anwendung ..... en 
fahren», zufegen fep: «wird bei Anwendung. .... 
flatt finden» ***). 2) In der zehnten Sigung, er; 
Bielten die Unfangsworte obiger Stelle eine hifkorifch- 
zubliciflifche Berichtigung. Es ward feſtgeſetzt, daß 
Hast der Worte: «In den durch den Reich sdeput a⸗ 





e) Acten x. Bd. II, ©. 468 f. 
2) Ebendaf. ©. 469, 475 u. 488f. 
»o) Ebendaf. ©. 501. 
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tionsSchluß vom 05, Febr. 1808», zu feßen ſey: 


«In den durch den Tüneviller Frieden vomg. - 


Febr. 1801» *). 

Die in die Bundes Acte aufgenommene Beſtim⸗ 
mung: «cd werden bei Anwendung obiger Grundſätze 
auf den ehemaligen unmittelbaren Reichsadel auf der 
linken Rheinfeite, )Befhränfungen flatt finden, 
und zwar 2) Diejenigen, welche die Dort beſtehenden 
befondern Verdältniffe notbwendig machen», — 
fest die Errichtung noch mancher näheren Beftims 
mungen voraus, ehe der gedachte Reichsadel der 
Mohlthaten des vierzehnten Artikels der BundesXcte 
theilhaftig werden kann. 

Einftweilen IE nur audgefprochen: 1) daß diefens 
ehemaligen Reichsadel, nicht alle jene Wohlthaten vor; 
enthalten werden follen; =) Daß berfelbe Anfpruch Darauf, 
in fo weit nicht zu machen habe, als die auf der 
linken Rheinfeite beſtehenden befondern Verbält- 
niſſe, Beſchränkungen darin nothwendig ma— 
chen. Aber die Beſtimmung der Frage: ob und wie 
weit eine Nothwendigkeit vorwalte, ſolche Befchräns 
kungen zu machen? iſt, in der BundesXcte, der Buns 
desverfammlung nicht vorbehalten; auch nicht ges 
fagt, obund wie weit Recurs an dieſelbe dann ſtatt 
finde, wenn der ehemalige unmittelbare Reichsadel auf 
der linken Rheinſeite behauptet, daß die von ſeiner 
neuen Landesherrſchaft gemachten Beſchränkungen, 
das Maas der Nothwendigkeitäberſchreiten, 
und wenn er vergebens deßhalb Beſchwerde bei derſel— 
ben geführt bat? 

Auch erneuert fich, bei Erwägung dieſer Beſtim— 


») Actenx. Bd. Il, ©. E34. 
Alüber's Weberfihe. III. | C 
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mungen der Bundes Acte, ber Wunſch, deffen oben 
fhon, mit Beifügung eines beftimmten Vorfchlags, 
gedacht ift: Bag von Geite des Eongrefled, eine fefte 
und genügende Beflimmung möchte errichtet worden 
ſeyn, über die Nechtsgültigfeit oder Ungültigfeit derjer 
nigen Privatrechte, welche durch gefegliche oder ver, 
tragmäfige Beſtimmungen, unter franzöfifcher Herr 
fchaft in teutfchen Ländern auf der linken Rheinfeite 
erworben wurden *). 

So viel ift indeß ale in dem Rechte begründet anzus 
nehmen, daß von der, durch den 24. Artifel der Bun⸗ 
desActe, fillfehweigend bewirkten Wiederhet— 
flellung des niedern Adelſtandes, welcher der 
ehemaligen NReichsritterfchaft auf der linken Rheinſeite 
durch die franzöfifchen Gefege war erftzogen worden, 
noch fein Schluß gelte auf Wiederherflellung vor: 
maliger, aber unter franzöfifcher Herrfchaft,, den gleich» 
zeitig beftandenen Gefegen gemäß, aufgehobener Zehn; 
und FamilienFidetcommiß Verbindungen, 
und Verpflichtungen zu Zehnten, Frohnen, Grund», 
PatrimonialGerichts- und Lehnabgaben. 


*) Oben, ©. 269: 





875 


u — PL LA GALT TIL N LITE ILS A NT 


vıi. . 
Ueber 
Rechte und bürgerliche Verbeſſerung 
der 
Juden. 





Unter den Vielen, welche auf dem wiener Congreß 
Heil und Hülfe ſuchten, befanden ſich, wie von ihrer 
gewohnten Wachſamkeit zu erwarten war, auch die 
Juden, in den teutſchen Staaten. 

Die jüdiſchen Glaubensgenoſſen in den freien Hatis 
ſeſtädten Hambtırg, Lübeck und Bremen, hatten 
einen eigenen Bevollmächtigten, in der Perſon bes 
Herren Dottord Carl Auguft Buchholz, nah Wien 
geſendet, welcher nicht ermatigelte, ihre Wünfche und 
Forderungen mündlich und fchriftlich, auch in eigenen 
Druckſchriften Y, vorziitragen, und deren Erhörung 
eben fo fleißig ale nachdrücklich zus betreiben. 

Die ifraelitifche Gemeinde zu Sranffurt Ani 
Main hatte fih, durch eine am 10, Det. 1814 übers 





2) Dahin gehuren: C. A. Buchholz über die Aufnahme der 
jüdiſchen Blaubensgenoffen zum Bürgerrecht. Lübeck 18144 
8. Actenſtücke, die Verbefferung des bürgerlichen Zur 
ftandee der Iſraeliten betreffend. Herausgegeben und mit 
einer Einleitung begleitet, durch E. A. Buchholz. 1815.8 


ia 
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reichte Vorſtellung, an den Eongreß gewendet, und 
darin um Aufrechtbaltung derjenigen Rechte gebeten, 
welche ihr, in dem mit Dem ehemaligen Souverain des 
Großherzogthumsgrankfurt am 28. Dec. 1811 errichteten 
Vertrag waren bewilligt worden. Sie hattedurch eigene 
Deputirte, Jacob Baruch und G. G. Uffenheim, 
Diefe Angelegenheit auf dem Eongreß betreiben laffen; 
und diefe Deputirte hatten noch beſonders, in einem 
Schreiben vom ı2. Mai 1815, den föniglich :preuffifchen 
erfien Herrn Eongreg Bevollmächtigten erfucht , zu eiuer 
Beflätigung des erwähnten Vertrags, Eräftig mitzus 
wirfen *). 

Auch war den Juden gelungen, eine thätige Fürs 
fprache,, fowohl überhaupt auf dem Eongreß, als auch 
insbefondere in den Icgten Sigungen über Errichtung 
und Einrichtung des teutfchen Bundes, ich zu verfchafs 
fen, von Seite des königlich spreuffifhen Hofes, 
welcher ſchon feit geraumer Zeit, und erfi neuerdings 
wieder durch ein Edict vom 11. März 1812 **), fehr 
giderale Befinnungen für die Juden an den Tag gelegt 
hatte. Die in dem preuffifden Staat anfäffigen Juden, 
hatten in der neueften Zeit das Wohlmwollen ihrer Re: 
gierung in noch höherem Grade, unter Anderem, da; 
Durch fich erworben, daß fie in dem Kricge wider Buo⸗ 
naparte durch reichliche Beiträge, und Einzelne von 
ihnen auch durch perſoönliche Kriegsdienſte, für den 


*) Diefe Actenſtücke findet man in dem fehften Band 
(Heft 23) der Acten des wiener Congrefies. 

**) In den Allgem. Juſtiz- und Polizeißlärtern, 1812, 
Num. 38. Wan vergleiche damit das Föniglihsbaieri: 
ſche Edict vom 10. Jun. 3813 über die Verhältniffe der 
judifhen Blaubensgeneffen im Königreich Baicern. 
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groffen Zweck des preufifchen Staates eifrig mit⸗ 
wirkten. 

Bald nach Vertreibung der Franzoſen aus Teutſch⸗ 
land, hatte man in mehreren Theilen des nördlichen 
Teutſchlandes, namentlich in den freien Hanſeſtädlen 
Lübeck und Bremen, gegen die dort anſäſſigen Juden 
Maasregeln genommen, und Verfügungen getroffen, 
wodurch ihnen die unter der vorübergehenden franzöſi⸗ 
fhen Herrfchaft erlangten Begünfligungen größtens 
theils entzogen, und fie meift in ihren vorigen Rechts— 
zuſtand zurückgefegt wurden. Die preuffifche Staats; 
regierung fchöpfte hieraus die Deforgniß, daß die Forts 
fegung eines folhen RegierungsSyſtems benachbarter 
Staaten, bei der Verbindung worin die jüdifchen Fas 
milien unter einander ſtehen, befonders in Rückſicht 
auf die Einwanderungen und Heurathen, auf den Geifl 
der preuflifchen Juden nachtbeilig einwirfen, und auch 
in dem preuffifchen Staat die Fortſchritte ihrer Bildung 
hemmen möge. 

Diefe Beforgniß veranlaßte jene Regierung, von 
dem Eongreß aus *), bei den freien Hanfeflädten 
für Verbeſſerung des bürgerlichen Zuftandes ihrer jüdis 
ſchen Einwohner, die angelegentlichfie Verwendung . 
eintreten zu laffen. Diefelbe gieng wörtlich dahin: Die 
Magiftrate und Bürgerfchaften diefer Städte zu vermos 
gen, daß fie, mit Aufhebung der zum Nachtheil der 
jüdifchen Einwohner genommenen Maasregeln, ſich 


*) Schreiben des Herrn Staatscanzlerd, Fürften von Har— 
denberg, an den preufliichen Erſender zu Hamburg, 
Herrn Grafen von Grothe, datirt Wien den 4. Jan. 
1815; in den Acten des wiener Congreſſes, Bd. J, Heft 
4, ©. 77 ff. 
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derjenigen Einrichtung anfchlöffen , Die der preuffifche 
Staat durch das Edict vom 21. März 1812, eben fo 
fehr den Forderungen der Menfchlichkeit und dem Bes 
Bürfniß Der Zeit, als einem verfländigen Kegierungss 
Soſtem angemeſſen befunden habe, Die Schidfale der 
Juden, ward hinzugefügt, in ben übrigen Provinzen 
und Städten des nördlichen Teutſchlandes, könnten feit 
dem angeführten Edict dem preuſſiſchen Staat nicht 
gleichgültig ſeyn, weil durch eine fortdauernde Bedrü⸗ 
Hung und gebäflige Ausfchlieffung von denen Rechten , 
auf weiche fie als Menfchen Anſpruch haben, der ihnen 
zum Vorwurf gemarhte Zufland der Fmmoralität vers 
längert, und Die Abficht der preuſſiſchen Regierung vers 
weitet werde, durch Theilnahme an allen bürgerlichen 
Rechten und Laften die Spuren eines Vorwurfs zu vers 
filgen, der nur #) aus einer verächtlichen und Enechtis 
ſchen Behandlung hervorgegangen fey. Auch habe die 
Geſchichte dieſes legten Krieges wider Sranfreich bewie⸗ 
fen, daß die preuflifchen Juden des Staates, der fie 
in feinen Schoos aufgenommen, Durch treue Anhäng: 
Jichfeit würdig geworden feyen. Die jungen Männer 
jüdifehen Glaubens, feyen die Waffengefährten ihrer 
chriſtlichen Mitbürger gewefen, und man habe auch 
unter ihnen Beifpiele des wahren Heldenmutbg, und 
ber rühmfichen Verachtung der Kriegsgefahren aufzu- 
weifen, fd wie die übrigen Einwohner, namentlich 
auch die Frauen, in Aufopferungen jeder Art den Chris 
ſten fih angefchloffen hätten. 
Inzwiſchen ward diefer beredten Zürfprache der 





- 


2) Möchte sine Erinnerung an den Talmud, hier übert 
flüffig ſeyn? 
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beabſichtigte Erfolg in den Hanſeſtädten eben fo wenig 
zu Theil, als der mit folcher übereinflimmenden Vers 
wendung derfelben Macht auf dem Eongref. Auf 
dDiefem hatte Preuffen, in feinem legten Entwurf der 
Bundes Acte, vom Mai ıB15, daraufangetragen, daß den 
Juden, ſo fern fle ſich der Leiſtung aller Bürgerpflichs 
ten unterziehen würden, die denfelben entfpredhenden 
Bürgerrechte in der BundesXcte einzuräumen feyen. 

Deftreich hatte in den, einverflanden mit Preufs 
fen, am 23. Mai 1815 übergebenen Entwurf der Bun⸗ 
DesActe, welcher in den Eonferenzen ald Grundlage 
der Berathſchlagungen diente, dieſen preuffifchen Ans 
trag wörtlich aufgenommen, doch mit dem Zuſatz, daß 
da, wo diefer Reform Landesverfaffungen entgegen⸗ 
ftünden, die Landesherren ſich verpflichten ſollten, dieſe 
Hinderniffe fp viel möglich Hinwegzurdumen. 

Deftreich und Preuſſen, beffanden noch in ber 
finnften Conferenz (31. Mai 1815) aufdiefen Anträgen. 
Sie hielten dafür, daß die deßhalb anzunchmenden 
Grundfäge nicht nach Frankfurt zu verweifen, fondern 
ſchon in Wien zu beſtimmen feyen, als ein gemeinwichs 

tiger Gegenfland, deffen Zweck nur durch gleichförmig 
angenommtene Legislation erreicht werden könne. Doch 
ward vorgefchlagen,, ſtatt «Reform» und «Bürger 
rechte» zufegen «Verbefferung» und abürgere 
liche Rechte» *). 

Hannover hielt, gleichfalls in der fünften Eis 
gung, diefen Anträgen beizutreten für unbedenklich, 
weil darin der Beurtheilung der Regierung überlaffen 
bleibe, wie feru fie, nah Maasgabe der eintretenden 





*) Arten d. w. C. Bd. II, S. 4460. 
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Hinderniſſe, die Zulaffung der Juden zu den angefühts 
ten Bortheilen, für vereinbar mit Dem Beften des Staa⸗ 
tes erachte. — Diefer Erflärung traten alsbald «fehr 
Diele» bei; insbefondere Kurheffen, Zuremburg, 
Gotha, SchaumburgLippe, Waldel, Nafs 
fau. — :Heffen Darmfladt- erklärte, daß es der 
Majprität beitrete *), 

Andere hingegen ſtimmten für Berweifung Dies 
fe8 Gegenflandes an den Bundestag, wegen ber 
. Wichtigkeit deffelden; namlich Holſtein, Lübed, 
Sranffurt und Bremen **". Holftein, und die 
Vereinigten Fürſten und freien Städte, insbes 
fondere auch Heffen Darmfladt, hatten dieſes ſchon 
in der zweiten Conferenz verlangt, und au Baiern; 
das Ichte jedoch mit dem Vorbehalt, daß diefe Beſtim, 

mungen nicht Einriehtungen im Innern der Staaten 

beſchränken dürften ***), | 

Schon in den von fünf teutfchen Mächten, im Dcs 
tober und November 1814 gehaltenen befondern Eonfes 
renzen, hatte Baiern fich Dagegen erflärt , daß Mechte 
der Juden in der BundesXcte fefgefegt würden; Des 
ſtimmungen diefer Art, die jedoch nicht Einrichtungen 
in dem Innern der Staaten betreffen Dürften, möchten 
der Bundesverfammlung vorbehalten ſeyn *;*) 

Holſtein fohlug in der fünften Conferenz vor, 
daß, wenn gleichwohl eine Berührung diefes Punctes 
‚in der BundesActe beliebt würde, doch nur folgende 
allgemeine Faſſung angenommen werde: 





*) Herten. Bd. II, ©, 44o u. 441, 
»*2) Ebendaſelbſt. 

”.) Ebendaf. S. 365, 378 f. u. 387, 
er, Ebendaſ. S. Ba u, 866, 
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«Den Belennern bes jüdifchen Glaubens wird, 
«fo fern fie ich der Leiſtung aller Bürgerpflich- 
«ten unterziehen, eine fefte bürgerliche Verfaſ⸗ 
sfung zugefichert, deren nähere Beflimmung 
« den Derathungen der Bundesverfammlung vors 
« behalten bleibe» *). 

Als hieranf war eingewendet worden, daß diefe 
Zuficherung, wegen zu groffer Allgemeinheit, den Juden‘ 
die beabfichtigte Sicherheit nicht gewähren würde, 
brachte Holfkein, in der nächſten Sigung, folgende 
neue Abfaſſung in Vorſchlag **). 

« Den Bekennern des jüdiſchen Glaubens wird, 
«in fo fern fie ſich allen Bürgerpflichten unters 
«ziehen, eine fie gegen Verfolgung, Drud, 
«Willkühr oder Wandelbarfeit der Ges 
«4ſetzgebung, in Betreff der ihnen eingeräums 
eten Rechte, fihügende bürgerliche Ders 
sfaffıung gefichert >». , 

Auch Sachſen (Königreih) meinte, in einem 
ausführlichen in der fiebenten Eonferen; übergebenen 
Votum, ed fehle an einem zureichenden Grund, diefen 
an fih wichtigen Gegenfiand in Die Bundes Acte aufzu⸗ 
nchmen, und ihm dadurch einen Vorzug vor vielen 
andern gleich wichtigen einzuräumen, u. d. m.; wenig» 
ſtens fey die förmliche Zuficderung der zeither den 
Suden zugeflandenen Rechte, aus der Bundes Acte 
wegzulaffen ***). — Sin der achten Sigung, wie auch 
in der zehnten, trug Sachfen nochmal fchlechthin an, 
auf Bermeifung dieſes Gegenſtandes an die Bunde 


*) Acten d. w. C. Bd. II, S. 460 f. 
*8) Ebendaſ. S. 430. 
””) Ebendaſ. S. rı u. 477 F. 
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verfammlung, «befonders wegen des Schlußfageg, 
wodurch der Landesherrfchaft fo fehr Die Hände gebuns 
den würden». Es verlangte fogar fürmliche Abftims 
mung, um zu erfahren, wohin majora fielen. Bei Dies 
fer Abftimmung zeigte füh feine Veränderung, in Dem 
in den vorigen Sigungen flatt gebabten Stimmenvers 
bältniß. Es traten Baiern und HeffenDarms 
ſtadt ausdrücklich dem ſächſiſchen Voto bei; ungeachs 
tet nochmal darauf aufmerkſam gemacht ward, daß die 
in der ſechſten Sitzung beliebte, und nachher, mit einer 
kleinen Aenderung der BundesActe einverleibte Des 
ſtimmung nur proviſoriſch ſey; ungeachtet ferner, 
auf eine von Seite der freien Hanſeſtadt Bremen 
vorgetragene Bemerkung, als Grundſatz augenommen 
ward, daß die von Frankreich, während ſeiner Oc, 
cupation, in der 3a. MilitärDivifion in Hinſicht der 
Juden gemachten Ubäanderungen, Diefen feine noch 
jest verbindenden Rechte hätten verſchaffen 
fönnen *). | 

Endlich erklärte auch noch der franffurtifche 
Herr Bevollmächtigte, in der ſechſten Eonferenz **): da 
der getwefene Großherzog von Frankfurt die Judenſchaft 
in der Stadt Franffurt, wider alle Regeln der 
Staatsklugheit, zum größten Nachtheil der chrifllichen 
Bürger und Einwohner, zur Verfürzung wohlerwors 
bener Rechte der legten, und zum Schaden der Juden 
ſelbſt, auf eine Weife begünſtigt habe, wovon man in 
feinem Staat ein Beifpiel finde ***); fo verwahre 


*) Acten x. BI, S. 501 f. Art. 17, u. 553. 

20) Ehendaf. ©. 463. 

***) Den Juden gu Frankfurt hatte der Großherzog, 
gegen Bezahlung von 440,000 Gulden, völlig gleiche 
Rechte mit den chriftlichen Einwohnern der Stade ertheilt, 
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Er ich, irgend eine Diefer Neuerungen , an welche feine 
Herren Eommittenten in feinem Betracht gebunden ſeyn 
könnten, in welches Gewand fie auch gehüllt feyn möge, 
als gültig oder für fie verbindlich zu erfennen. — Ebens 
derfelbe Herr Bevollmächtigte fügte nachher, in der 
zehnten Sigung, vom 8. Junins, in feinem Schluß» 
Botum noch hinzu: daß vorflehende «Verwahrung bloß 
den Zweck babe, Folgerungen , welche aus Mißvers 
fand gemacht werden möchten, vorzubengen »*). 


Dieſer Einwendungen und Widerfprüche ungeadhs 
tet, blieb es — nachdem man in der fünften und fieben« 
ten Sigung den Endbefchluß, in der Hoffnung einer 
erfolgenden Einhelligkeit der Stimmen, noch ausges 
fegt hatte — bei der fchon in der fechften Eonferenz bes 
liebten,, in der ficbenten in die neue Redaction des Ent 
wurfs der Bundes Acte aufgenommenen, in der achten 
und zehnten Eonferenz befräftigten **), und in Die 
Bundes Acte Art. 16 (nur mit der merkwürdigen 
Verwandlung des Wörtchens in, in von) aufgenoms 
menen Beffimmung, daß 

3) die Bundesverfammilung in Berathung 
nehmen folle, 

a) wie, auf möglichſt übereinflimmende Weife , 

die bürgerliche Verbeſſerung der Juden zu be 

wirfen fey, und 


b) pie infonderheit denfelben der Genuß der bür— 
gerlichen Rechte , gegen Uebernahme aller Bür; 





und fo alle bis dahin beftandenen Befchränfungen iſraeli⸗ 
tiſcher Einwohner aufgehoben, durch Edicte vom 7. Schr. 
- und 28. Dec. 1811. 
*) Acten:. Bd. 11, &. 54a. 
**) Man fche ebendaſ. Bd. II, S. 456, 490, bouf. u. 535, 
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gerpflichten, in den Bundesſtaaten verfchafft, 
oder gefichert werden könne. 
Jedoch follten 
2) den Juden, bis dahin *), die denfelben von 
den einzelnen, Bundesftaaten bereits eingeräums 
ten Rechte erhalten werden. | 

Mit groffem Vorbedacht ward, in diefem zweiten 
Satz, das Wörtchen von gebraucht, flatt in; welches 
vorher an deffen Stelle geflanden hatte. Erfi am Tage 
ber Paraphirung der Bundes Acte, in der zehnten Eons 
ferenz; am 8. Junius, ward diefe ſinnvolle Aenderung 
vorgetommen, da fie, wie das Protocol fih aus⸗ 
brüde**),fchon früher beliebt war ***). Doch war 
in den früheren Protocollen derfelben nicht erwähnt, 
vielleicht Durch Verſehen. 

Um den Sinn diefer Aenderung zu faflen, erins 
nere man fich an dasjenige, welches, wie oben ſchon 
gemeldet, auf Erinnerung des Herren Bevollmächtigten 
der freien Hanſeſtadt Bremen, ald Grundfag war 
angenommen worden, in Abficht auf diejenigen Aende— 
zungen, welche Frankreich in der 3a. MilitärDivifion 
wegen der Juden gemacht hatte; ferner an dasjenige, 
waß der franffurtifche Herr Bevollmächtigte nicht 
nur in der fechften Sigung, fondern auch in der zehne 


*) Proviſoriſch. — Acten desw. Eongr., Bd. II, ©. 502. 

“) Actenx. Bd. II, ©. 535. 

*s%) In einer früheren Sitzung, hatte der Bevollmächtigte 
der freien Hanfeftadt Bremen, Hr. Senator Smidt, 
die Verwandlung ded in in bon vorgefchlagen, mit auss 
drücklicher Anzeige des oben angegebenen Grundes. Baiern 
und Sacfen hatten feinen Antrag unterflügt, und die 
Andern hatten Nichts dagegen eingewendet. Es war aber 
— in dem Protocoll dieſes Vorganges nicht gedacht 
worden. 
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gen — gerabe in derſelben, in welcher die Veränderung 
des Wörtchens in in von vorgenommen warb — vors 
gebracht hatte, in Hinficht aufdie in FSranffurt von 
dem gemwefenen Großherzog vorgenommenen Aende— 
rungen in den Rechten der dortigen Juden; desgleis 


chen, an die von der ifracelitifden Gemeinde zu. 
Sranffurt an den Congreß gerichteten Bitte , die 


ihr Bon dem gewefenen Großherzog von Franffurt vers 
liehenen Rechte aufrecht zu erhalten, welche unbeachtet 
blieb; endlich, an die Berhältniffe der Juden in mans 
chen andern teutfchen Staaten, denen Buonaparte 
neue, nun vertsiebene Herrfcher gegeben hatte. 

Der ganze Inbegriff der Verhandlungen lehrt, 
daß Durch die wohl und viel befprochene und erwogene 
Derwandlung des Wörtchend in in von, fein andes 
rer Sinn bezweckt worden fey, als diefer : 

Rechte welche Buonaparte und die von ihm 
eingefegten neuen Herrſcher, in Stans 
ten des teutfchen Bundes, den Juden verliehen 
hatten, follen von den teutfchen Bundesſtaaten 
(von deren jegigen Gtaatsregierungen) nicht 
Brauchen anerfannt zu werden: wohl aber follen 
"Diejenigen Rechte, welche von Bundesflaaten 
felbft, den Juden früher waren eingeräumt wors 
den, denſelben fo lang erhalten werden, bis auf 
der Bundesverfammlung deßhalb andere Bes 
ſtimmungen werden gemacht ſeyn. 

Eine Ausnahme von diefer Regel, ward in Ans 
fehbung der franffurter AYudenfhaft, nicht ger 
macht; obgleich fie die Aufrechthaltung der ihr von 
dem , durch Buonaparte der Stadt Frankfurt aufges 
drungenen ,„ Großherzog von Frankfurt verlichenen 
echte, bei dem Eongreß ſchriftlich nachgefucht, 


\ 
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and durch eigene Deputirte fleiffig betrieben, 
auch der Bevollmächtigte der Stadt Frankfurt 
folhe widerſprochen batte, folglich Diefelben bei 
den Beratbfchlagungen in Erwägung gefommen waren. 
Die BundesActe übergeht jene Bitte der frankfurr 
ter Judenfchaft mit überlegtem Stillſchweigen, fonach 
abfihtlih, und die Haupts oder SchlußActe 
des Congreſſes, Art. 46, fpricht ausdrüdlich nur von 
einer vollfommenen Kechtögleichheit zwifchen den 
verfchiedenen chriftlichen Glaubensparteien in ber 
Stadt Sranffurt *). 
Anders , als übereinflimmend mit den Beflints 
mungen diefer Schluß Acte, und mit dem in die 
BundesActe aufgenommenen, der franffurter Ju: 
denfchaft widrigen Befchluf vom achten Junius, 
dürfen auch diejenigen Acuſſerungen Sr. Durchlaucht 
des Fürftlen von Metternich nicht verflanten wer: 
den ‚welche in zwei, an den Bevollmächtigten der 
Stadt Frankfurt und andie Deputirten der franffurter 
ifraelitifhen Gemeinde erlaffenen Schreiben **), 
beide vom neunten deffelben Monats, enthalten find: 
«daß auf Erhaltung aller wohlerworbenen Nechte 
«jeder Claſſe von Einwohnern feft zu beftehen ſey, 
«damit jede zurücwirfende Maasregel vermieden 
«werde». | 
Wohl erworben können hier diejenigen Rechte 
nicht heiſſen, welche der Beſchluß vom achten Junius, 
und, in Gemäßheit deſſelben, der 46. Artikel der Bun: 
DesActe, als folde nicht anerkannt. Denn könnte 





) Acten ꝛc. Bd. IV, ©. 53. 
“*) Beide fichen in ſech ſten Band (Heft 23) der Act en!e⸗ 
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der Fürſt die Abficht gehabt haben, einfeitig eine 
Erflärung zu geben, welche in Widerfpruch flünde 
mit einem, Tags vorher, durch Einhelligfeit der Stims 
men gefaßten, in die BundesActe noch an demfelben 
Sage aufgenommenen Beſchluß, nach ciner Beraths 
ſchlagung, in welcher Er felbft den Vorfig geführr, für 
Deftreich geſtimmt, und, nach Maasgabe der erfolgten 
Abſtimmung ſämmtlicher Bevollmächtigten, das Con⸗ 
cluſum zu Protocoll gegeben hatte? In der Verfügung 
des Congreſſes wird (und muß) auch die jüdiſche Ge⸗ 
meinde zu Frankfurt — nach dem Ausdruck des au 
ihre Deputirten ergangenen fürſtlich-metternichiſchen 
Schreibens — «ihre Beruhigung finden, indem das 
durch die Gerechtſame » , welche fie aus einem früheren 
Bertrage geltend zu machen (verſteht fih, in Gemäßs 
beit der Bundesllcte)» berechtigt if, vollfommen 
gefichert jind ». 


Vergleicht man die Yeufferungen in dem an bie 
Deputirten der franffurteer Judenſchaft ergan« 
genen fürftlichsmetternichifehen Schreiben, mit ders 
jenigen Staatsurkunde, auf welche folhe aus— 
drüdlich gegründet werden; fo dringt fih die Muth— 
maflung auf, dag in dad Schreiben irgend ein Canzlei⸗ 
Verſehen fih eingefchlichen Habe. In dem Schreiben 
beißt e8: «daß in dem SelbſtſtändigkeitsAct, 
«der für die freie Stadt Frankfurt unter dem g. Jun. 
a 1815 ausgefertigt worden, dem Magiſtrat auferlegt 
»wordenfey, alle wohlerworbenen Rechte jeder Claſſe 
«von Einwohnern fe zu halten, und jede zurüdwirs 
s fende Maasregel zu vermeiden. In diefer Verfügung 
«iverde auch die jüdifche Gemeinde ihre Beruhi— 
«gung finden, indem dadurch Die Öerechtfame, welche 
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«fie aus einem früheren Vertrag geltend zu machen be 
« rechtigt fey, vollfommen gefichert feyen». 
Den Selbſtſtändigkeit s Act, worauf bier bie 
Deputirten der Judenfchaft verwiefen werden, fendete 
Se. Durchlaucht der Fürft Metternich an den Bes 
olllmächtigten der Stadt Frankfurt, Herrn Syn⸗ 
dicus Danz, mittelfi einer Note, die von demſel⸗ 
Ben Tage datirt ft, wie fein Schreiben an die Depus 
tirten der Judenſchaft. Diefer SelbſtſtändigkeitsAct, 
ift ein Auszug aus dem ConferenzProtocoll 
der Bevollmächtigten der allerhöchften verbündeten 
Mächte, und als Art. 80 bezeichnet. Diefer Auszug 
oder 8o. Artikel, ift aber nicht mehr und nicht weniger, 
als der 46. Artikel der Schluß Acte des Congreſſes 
vom 9. Junius; und diefer 46. Artikel beſchränkt 
ſich lediglich auf die Vorſchrift: daß die Inſtitutionen 
der Stade Frankfurt gebaut werden follen auf den 
Grundſatz einer vollkommenen Nechtsgleichheit « entre 
les differens cultes de la religion chretienne». *) 
Daßhierunter die FZuden, nicht begriffen feyen, 
iſt unmwiderfprechlich. Daß ihrer in demfelben Seldft. 
ſtändigkeits Net, auch unter irgend einer Rubrik von 
« wohlerworbenen Rechten jeder Elaffe von Einwoh; 
nern», nicht erwähnt ſey, lehrt der Augenfchein. So 
ift denn Flar, daß das Documentum relatum (der 
Selbſtſtändigkeits Act) dasjenige nicht enthalte, was 


*) Die ganze Stelle lautet fo. «Ses» (der Stadt Franfs 
furt) «institutions seront basees sur le prIncipe d’une 
«“ parfaite egalite des droits entre les differens cultes 
«de la religion chretienne, Cette &galite de droits 
«s’ctendra à tous les droits civils et politiques, 
«et sera observee dans tous les rapports du gouver- 
« nement et de l’adınipistration ». 
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ed nach dem referens (dem an die Indeuſchaft ergan- 
genen Schreiben) enthalten follte. Gerade dieſe Ver⸗ 
ſchiedenheit zwifchen dem Inhalt beider, eben fo 
wichtig ale unverkennbar, mag mwohl die Urfache ſeyn, 
warum die franffurter Judenfchaft, in einer von ihr 
veranflalteten Druckfchrift *) , nur das Referens, 
nicht auch das Relatum, hat abdrucken laffen. Ihr 
konnte oder follte nicht unbewußt feyn, daß eine Urs 
kunde, die ih auf eine andere bezieht, Nicht be; 
weifet, wenn ihr Inhalt mit derjenigen nicht übers 
einflimmt , auf welche fie fich bezieht. 

Gewonnen haben die Juden in den teutfchen 
Bundesftaaten, durch Die Bundes Acte dieſes, daß der 
ihnen von den Bundesflaaten früher eingeräumte 
Rechtszuſtand, fo lang auf der Bundesverfammlung 
etwa® Anderes nicht fefigefegt wird, zu ihrem Nachs 
theil nicht Darf geändert werden. Das Weitere ifl von 
der an die Bundesverfammlung gewieſenen Berathung 
zu erwarten. | 


Seit geraumer Zeit find, in Abſicht anf Beſtim⸗ 
mung der bürgerlihden Verhältniffe der Fu; J 
den, die Meinungen verſchieden geweſen. Dieſer Wis 
derfireit hat ſich unlängft erneuert, befonderd auf Ders 
anlaffung der Rechte und Vortheile, welche in etlichen: 
Staaten den Juden zugeflanden wurden, in andern. 
für fie verlangt werden. 

Sur Erforfhung der Wahrheit, für Beachtung des 
wahren Wohle, nicht bloß der Staaten, fondern auch 





*.) Mctenmäfige Darftellung bed Bürgerrechtes der 
Iſraeliten zu Frankfurt am Main (Rödelheim 1816. 
gr. 8.), ©. 67 f der Beilagen. 
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der Einzelnen, die Juden ſelbſt mit inbegriffen, fan 
diefe Erörterung nicht anders als zuträglich feyn;, um 
fo mehr, da in folcher mehrentheils ein mohlgemeinter 
Eifer für Humanität und Auffldrung nicht zu verfen: 
nen if. Ed würde die Grengen diefed Auffaßed weit 
überfchreiten, wenn darin Die wechfelfeitigen Behaups 
tungen und deren Gründe, die gefchichtlichen , politis 
fhen und rechtlichen, auch nur fummarifch vorgetras 
gen würden. Aber das eigene Urtheil des Verfaſſers 
Darf man hier erwarten, wie es fich gebildet bat nach 
forgfältiger,, oft wiederholter Erwägung, nach eigener 
und nach fremder glaubwürdiger Erfahrung, und in 
Folge menfohenmöglicher Unbefangenheit, die er in Dies 
fer wichtigen Angelegenheit fich zur Pflicht macht, und 
auch zutraut, weil er dabei einer Beſtechung fih für 
unfähig hält, e8 fey durch Eigennuß, Erziehung, Stand 
und Slaubensgenoflenfchaft, oder durch Achtung und 
Freundſchaft, die er von einzelnen Edlen aus der jübis 
fhen Nation zu genieffen fih zur Ehre rechnet. Am 
wenigften kann dabei, wie überall in diefen Berichten, 
die Abficht vorwalten, dem weiſen Ermeffen und den 
Beſtimmungen der erhabenen Bundesverfanmlung 
‚vorzugreifen. 

Die Juden ind eine politifchsreligiöfe Scete, 
anter firengem theofratifchem Deſpotismus der Rabbis 
ner. Bie fiehen in engem Verein, nicht bloß für einen 
beſtimmten Eirchlichen Lehrbegriff, fondern fie Hilden 
auch eine völig gefchloffene, erblich verſchworene Geſell⸗ 
ſchaft, für gewiffe polttifche Grundfäge und Gebote, 
für das gemeine Leben und den Handelsverkehr, für 
eigene Volksbildung, die ein fiufenweifes Fortfchreiten 
zu höherer Eultur ausfchließt, und für Eaflenartigen 
Familiengeiſt, dem insbeſondere vollkommene phyſi⸗ 
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ehe Mbfonderung von allen. Nichtjuden, gebotweife 
eigen if. 

Den Geift des Judentums, dieſe Geburt 
roher Vorzeit, erkennt man, im Allgemeinen, an 
kirchlichem Glaubenshochmuth, denn die Juden bilden 
Eh ein, die Auserwählten oder das Volk Gottes zu 
ſeyn, als ſolches erhaben über alle Richtjuden (Gojim), _ 
und Barum phyſiſch und fittlich gefchieden von Diefen, 

- die einft fogar, nach Ankunft ihres Meſſias, ganz 
ausgerottet werden müflen *); an einem, durch Glaus 





°) Die Beweisftellen findet man in I. C. G. Bodem 
(hayens kirchlicher Verfaſſung der heutigen Juden, fons 
derlich derer in Teutfhland, Th. III., &. 201 ff. Wer 
das Arfenal ded Talmudiſmus quellenmäfg will Ten 
nen lernen, dem ift diefes Wert, welches zu Frankfurt 
und Leipzig 1748 und 1749 in vier Theilen oder zwei 
"Quartbänden erfhien, gu empfehlen; deögleihen « Der 
Zude, eine VBochenfchrift»z; von Bortfr. Selig. Neun 
Bände. Leipz 1768 — 1773. 8. und Ebendeffelben 
« Der Jude, oder dad alte Judenthum ». Th. I. Lpj. 1781. 
Th. II. Deffau 1782. 8. mit Kupfern. Selig war in 
dem Judenthum gebohren und erzogen, dann zu dem Chrie 
ſtenthum übergegangen, und bey ber Univerſität Leipzig 
angeftellt, al$ Lecter rabbinicus et talmudicus. $erner, 
5.4 Eifenmengers entdecktes Zudenthun. (Kranff.) 
2700. 23 Theile, zufammen 2,106 S. in 4. Zweite Aufl. 
Rönigeb.ızı1. Die frantfurter Iubenfhaft ev 
wirkte bei dem Reichshofrach drei Mandate, woburd die ganze 
erfte Auflage dieſes merkwürdigen Buchs, welches die Lehren 
and Meinungen der Juden wörtlich aus ihren eigenen 
Schriften darftelle, zu Frankfurt vierzig Jahre lang 
mit Arreſt belegewar. Hierauf ließ der König von Preuß 
fen gu Königsberg einen Abdruck veranftalten. Erſtam 19. 
Bai 1741, warb der Arreft, auf Betrieb der eiſenmen⸗ 
gerifhen Erben, aufgehoben von dem Reichsvicariats Hof⸗ 
gericht zu Hugsburg (Eonclufa des gemeint. R. B. Hof— 
gerichté, Th. I, 8.1983). Nun lieffen die Erben den 
Titel, aber mit der Zahrzahl 1700, umdıuden, und 


D da 


392 . 


Bensvorfchrift gebotenen und gebllligten Haß gegen alle: 
Nichtjuden; an einer Religions- und Sittenlehre, 
welche gegen Nichtjuden der Wahl der Mittel für eigens 
wügige Zwecke ungercchten Spielraum läßt, während 
dem fraeliten verboten iſt, von feinem Glaubens 
genoffen für Darlehen auch nur mäfge Zinfen gu neh⸗ 
men; an nie ermüdendem Lauer s und Schachergeiſt, 
an Prellſucht und Wucherſinn; an Volksverderbung 
durch Veberliftung und Uebervortheilung, durch Unters 
nehmung und Begünftigung unfittlichen und rechtwidri⸗ 
gen Verkehrs; an Scheu vor firenger, die Gewinnſucht 
nicht Befeiedigender , oder Durch fie nicht abgenöthigter 

Arbeit; an Unwilligkeit und Untauglichkeit zu perfüns 
licher Bertbeidigung des Baterlandes, nicht bloß wegch 

der ihren eigenen $eigheit, fondern auch weil Re daſſelbe 

nicht für das ihrige erfenneh; an Armuth an Seelen: 

adel und ächter Geiſtesbildung. — Nicht non feltenen, 

fehr achtungswerthen, Ausnahmen ift hier Die Nede, 

fondern von dem Judengeiſt im Allgemeinen, wie er 

in der Regel ich Darficht, und wie man ihn folglich als 

unterfcheidenden Charakter. biefer Menſchenclaſe an⸗ 

nehmen muß. 


Die Vernunft beweiſet, und die Erfabrung 6 befläs 
tigt ed, daß Kaftengeift jeder Art, der politifche 
wie der religiöfe, am meiflen der politifch sreligiöfe,, 
unverträglich fey mie Staats s und Gemeinwohl. Run 





erwähnten auf ſolchem bed Arreſtes, feiner Dauer und Auf⸗ 
hebung. Endlih: Die Juden und das Judent hum 
wie fie find. Köln 1816, 96 ©. gu. 6. Es find. Yusgüge 
aus Eifenmengers Werk, ſpſtematiſch geordnet. Eiſen⸗ 
menger war Profeffor der prientalifgm Sprachen zu Hei⸗ 
delberg; er nano 1704 
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Begrünbet aber, wie oben angeführt, bad Judenthum 
dis diefe Stunde unwanbelbar, in politiſcher, religiös 
fer und phyſiſcher Hinſicht, einen Kaſtengeiſt, deſſen 
Gleichen, im Weſen und Umfang, insbeſondere in 
ſcharfer, unerbittlicher Abſonderung feiner Anhänger 
von jeder andern Menſchenclaſſe, in dem ganzen chriſt⸗ 
lichen Europa nicht gefunden wird. Die Juden bilden 
auf dem ganzen Erdkreiſe, nach ihrem eigenen Ars⸗ 
druck, eine eigene Nation; von jeder andern völlig 
abgefchloffen,, mit fo eigenthümlicher, in das Bürgers 
tiche Leben fo vielfach eingreifender politifch sreligiöfer 
Einrichtung, Handlungs s und Sinnedart, daß bee 
ifraelitifche Theil der Untertbanen in jeden Staat, in 
welchem nicht die Staatsgewalt Beſitzthum der Juden 
ift, in mehrfacher wefentlicher Beziehung einen Staat 
im Staate bildet, oder vielmehr Bilden muß. Dieſes 
gegenfeitige Verhaͤltniß, macht einen fortwährenden 
Antagonismus zwiſchen Staat und Jubentpum 
unvermeidlich. 


Ein Widerfireit diefer Art if eine Brantseii 

am Staatsförper; eine unheilbare, fo lang das ders 
malige Judenthum befleht; ein Nebel, das undermerft, 

aber unausbigiblich, um füch greift, jenen Körper endlich 

an feinen edelften Theilen überfälit und, wo nicht zu 

Grunde richtet, Doch ohne Unterlaß qualt und ſchwächt, 

wenn ihm nicht in Zeiten beſtimmte Grenzen geſetzt, 

und dieſe forgfältig bewacht werden. Der Juden 

fhaft, das heißt dem ganzen Inbegriff der Bekenner 

Des Judenthums, wie ed vor unfern Augen lebt und 

webt, volle Staatsbürgerfchaft, völlig gleiche 

Mechte mit allen Staatsbürgern ertheilen, Die nicht in 

ſolchem erklärten Widerfireit, wie die Juden, mit dem 
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Staate leberi, wäte eben fo viel, als jenes begrenzte 
unbeilbare Ucbel in einen unheilbaren Krebs—⸗ 
ſchaden verwandeln, der ein ſtets um fich freffender 


Wäre, mithin das Ganze, wo nicht über kurz oder 
lang zerflören, doch immerwährend peinigen würde. 


Was gebieten nun Sittenlehre und Staats— 
weisheit in Abſicht auf das bürgerliche Verhaltniß 
der Juden in teutſchen Staaten? 


Der Geiſt allgemeiner Menſchenliebe, der 
in jedem Menſchen einen Bruder erblickt und Gewiſſens⸗ 
freiheit ehrt, müfle vorwalten, wie überall, alfo auch 
in dem Urtheil und Benehmen der Einzelnen, und in 
den Berfügungen des Staates über die Juden. 


Der Gebrauch aller Mittel zu geifliger, fitts 
fiher und bürgerliher Bereblung, werde 
auch den Befennern der mofaifch staimndifchen Religion 
geſtattet, von dem Staat fogar dargeboten, und in 
gewifler Art zugenöthigt, fo fern ihre Gewiſſensfreiheit, 
aber auch Staats: und Gcmeinwohl, dadurch nicht 
gefärdet wird. Zu dem Ende fey die Anftellung 
ibrer Rabbiner , ihrer jüdifchen Gemeindes und Hauss 
Iehrer, abhängig von der Genehmigung ded Staates, 
und diefe von einer rühmlich überſtandenen Prüfung 
tn der Bernunfts und allgemeinen Sittenlehre, in der 
teutfchen Sprache, und in den übrigen, einem tüchs 
tigen Jugendlehrer in Teutfchland unentbebrlichen 
Kenntniſſen. 


Gegen verhältnißmäſige Theunahme an Staate⸗ 
und Gemeindelaſten, werde den Juden ein beſtimmter 
Staatsſchutz zu Theil, unter welchem die Perſonen 
and ihr Eigenthum vollkommen ficher fichen; Doch vor 
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der Band noch unter zweckdienlicher Maasnehmung 
gegen ihre unverhättnißmäfge Vermehrung, zumal 
auf dem platten Lande *) 


Geflattet werde ihnen die Freiheit, Srundeigens 
thum zu erwerben, Handel und Gewerbe zu 
treiben , mit weifen Beſchränkungen, ‚welche auf die 
Nothwendigkeit ihrer ſittlichen und geiftigen Ansbils 
dung berechnet find. 


‚ Einzelnen, welche ungweideutige Beweife vbonlaug. 
zeichnender Veredlung, durch Geſinnung, Handlungs⸗ 
weiſe und Gewerbart liefern, werden, mit angemeſſe⸗ 
ner Vorſicht, beſondere Vortheile bewilligt, nach 
Verdienſt, und aus völlig reiner Abſicht. 

Der Aufnahme der Juden, in volle ſtaats⸗— 
Bürgerlide Genoſſenſchaft, der Fähigkeit zu 
dein Geuuß aller Raatsbürgerlichen VBortheile der 
Staatsverbindung, ehe unwandelbar zur Bedingung, 
nicht Der feierlich erklärte Webertritt zu der natürlichen, 
oder irgend einer ſchon beftehenden pofitiven Religion, 
fondern die freie, zuperläffige und unwiederrufliche Ads 





+) Eine ſtaatswirthſchaftliche Rückſicht verdient, auffer dem 
platten Lande, gang vorzüglich in einer Handelsſtadt, 
die unverhältnigmäftge Vermehrung der Juden. Bergleiche 
man z. B. inder Stadt Frankfurt am Main, die Ans 
ahl derjenigen driftlihen Einwohner (Einzelne und 
Familienhäupter wie Angehörigen und Sefinde), welche zu 
den Handelsftand gehören, mir der Zahlder dortigen 
jüdifhen Einwohner — 3000, nad der eigenen Ans 
gabe der Judenſchaft, in ihrer bei dem Kongreß eingegebe⸗ 
nen Borftellung —, die man, mit äufferfi feltenen Auss 
nahmen, ald zu dem Handelsftand gehörig ber 
trachten muß. Bei vollen Bürgerrecht der Juden, würde 
diefe Zahl der zum Handelsſtand gehörigen Juden binnen 
kurzer Zeit noch fehr zunehmen. , 


- 
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ſchwörung, die beharrliche Entfernung und Verab⸗ 
ſchenung des Talmudiſmus und alles Uebrigen, was 
in dem Judenthum von der Staatsregierung für durch⸗ 
aus unvereinbar erklaͤrt wird mit dem Gemeinwohl in 
einem Staat deſſen Oberherrſchaft nicht in den Hän« 
den der Juden if. 

Diefes And, nach meiner Einfiht, Forderungen, 
welche durch den Zweck der bürgerlichen Gefelifchaft 
begründet werden. Sie ſtimmen überein mit dem Geiſt 
der allgemeinen Menſchenliebe, und mit der eigenen, 
ſtrengen Pflicht jedes Einzelnen zu Selbſtveredlung. 





vll 
ueber 
Beſtimmung der Redte 
| oo der a u 
katholiſchen Kirde 
und der | 


evangelifchen Kirchengeſellſchaften 


den teutfhen Bundesftaaten. 





Auf dem Gebiet des teutfchen Reichs, nach feinem 
Umfang von 1792, befand ſich Niemand, für welchen 
Die franzöffche Revolution Anlaß ward zu fo groffem 
und allgemeinem Verluſt, wie für die katholi⸗ 
ſche Kirche. Derjenige, denihr die Reformation 
verurfacht hatte, war dieſem weit nicht gleich zu achten, 
weder au Urfache. noch an Wirkung. Bei ſolchem wirds 
ten, der Form nach durchaus, und größtentheil® auch 
dem Wefen nach, innere Urfachen. Es liefen ſich, bet 
ber an ſich erlaubten Verwandlung Eatholifcher Kirchen, 
geſellſchaften in evangelifhe, Rechtsgründe finden für 


Berwandlung des Eatholifchen Kirchenguts in evangelis 
ſches. Ja, wenn auch in dem Laufe des dreiffigjährigen 
Kriegs, und bei Unterhandlung des weftphälifchen Fries 
dens, manche weltliche Hand nach Kirchengut ich aus⸗ 
ſtreckte, fo war es doch ſolches, dag für die Fatholis 
fche Kirche entweder fohon wirklich verloren, ober fo 
gut wie verloren zu achten war, weil ed der Reforma— 
. tion unterlag, nachdem die Kirchengefellfchaft, deffen 
Eigenthümerin, zu einem anderu Glaubensbekenntniß 
übergegangen, oder überzugehen im Begriff war. Es 
traf alfo dieſer Verluft jene Kirche wenigſtens nicht mehr 
zunachſt, fondern unmiltelbar den evangelifchen Kits 
chenFonds, dem es zugefallen war, oder fofort hätte 
zufallen müffen. 

Nicht fo bei dem Berlufl „wozu diejfranzöſiſche 
Revolution Gelegenheitsurſache war. Hier wirkten 
durchaus äuffere Urfachen. Nicht einmal als Sühn— 
‚opfer, Eonnte man durchgehends die fo weit greifende 
Secnlarifation betrachten; und daß man bei Dies 
fer Verwandlung des geiflichen oder Kirchenauts in 
weltliches, namentlich in Staatsgut, nach Nechtsgrüns 
ben vergebens forſchte, trägt jegt wohl kaum Jemand 
mehr Bedenken zu geſtehen. Es war cine Zeit, wo die 
Marht über jede Rechtfertigung ihres Beginnend ch 
hinwegſetzen zu müflen, wohl gar zu dürfen glaubte. 
Auf der linken Rheinfeite ward alles Kirchengut, auch 
der Zehnte, von dem Strudel der Revolution verfchluns 
gen, auf der rechten weit der größte Theil des katho⸗ 
liſchen Kirchengut8 von dem Strudel der Entſchädi, 
sung für, wahr oder unwahr, auf der linken, zum 
Theil auch) auf der rechten Rheinſeite erlittenen Verluſt. 


Wie diefer EutſchädigungsHan del ſeit dem 





raftatter Congreß, beſonders zu Paris und Megensburg 
in den Fahren 1802 und 1805, getrieben, welche Berech⸗ 
nungen über Verluſt und Entſchädigung aufgeftellt, wie 
nach zugänglichen Regionen aller Art geflüchtet, welche 
Haupt: und Nebenrollen von einem fich überall durchkreu⸗ 
genden Interefle, auf dem diplomatiſchen Kampfplag zu⸗ 
getheilt und gefpielt worden, als indem durchaus weltlis 
chen Handel, der Stab über das geiftliche Gut einmal ges 
Brocken, und unter Dem, nicht felten willkommenen, 
Gebot der Uebermacht/ das kräftige: principi, non cle- 
zico, sitet regnum et latifundium, außgefprochen war, 
— das Alles iſt öffentlich weit noch nicht fo befannt , als 
in mehr denn einer Hinficht zu wünfchen wäre. Die 
Nachwelt erſt, wird den Schleyer lüften können, der 
dieſes merkwürdige Treiben jetzt noch deckt. 


Schon auf dem raſtatter Friedens Congreß, 
war im Namen des teutſchen Reichs als Grundlage der 
Friedensunterhandlung bewilligt worden, Daß die teut⸗ 
ſchen erblichen Reihsftläude für denjenigen Ders 
(uf, welchen die Abtretung ihrer Befigungen auf ber 
linken Rheinfeite ihnen verurfachte,, durch geiſtliche 
Länder und Güter anf der rechten Nheinfeite entfchäs 
« Digt werden follten. Der lüné«viller Zriede, biefe 
Bewilligung ergreifend, fprach Art. 7 jene Entfchädis 
gungsArt als Grundfag aus, und der Reichddeputas 
tions Hauptſchluß brachte folchen, allgemein und eins 
zeln, zur Vollziehung. 

Dem zufolge fielen, im Jahr.ıBo$, nicht nur alle 
geiftlihen Wahlftaaten, den erzkanzleriſchen ober 
primatifchen und die Befigungen der beiden geiftlichen 
Nitterorden ausgenommen, in die urfchädigungss 
Maſſe, fondern es wurden auch alle Güter der 
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Domcapttelundihrer Dignitarien, brevisaima: 
manu den Domänen der Bifchöfe. einverleibt und, mit 
den Bisthümern, denen weltlichen Fürſten zugetheilt, 
weichen man diefe anzumeifen für gut fand *). - 

Was die Güter der übrigen reihsunmittels 
baren und der mittelbaren Stifte, Abteien 
und Klöfker betrifft, fo warb ein bedeutender Theil. 
. derfelben ebenfalls in die Entſchädigungs Maſſe gewor⸗ 
fen. In Anfehung des ganzen Ueberreſtes, erhielten 
Die Landesherren eine allgemeine Secularifas 
tionsBefugniß; gleichuiel, ob diefe Güter in ihren 
alten, oder in ihren neuen Beſihungen gelegen, ob bie 
Landesherren katholiſch, oder ber augsburgifchen Eons 
feffion verwandt (oder reformirt) wären. Es wurden 
then diefelben zur freien und vollen Verfügung 
Überlaffen,, fowohl zum Behuf bed Aufwandes für Got⸗ 
tesdienft, Unterrichts und andere gemeinnüßige Ans 
falten, ald auch «zur Erleichterung ihrer (der 
Landesherren) Finanzen»; doch unter dem beſtimm⸗ 
ten Vorbehalt der fehlen und bleibenden Ausſtat⸗ 
tung derjenigen Domkirchen, welche würden beibes 
balten werden, und der feRgefesten Penſionen für 
die aufgehobene Geiftlichkeit **). 


Das Secularifiren, welches nun einmal recht 
weit umfaffend in den Gang gebracht war, griff bald 
nachher noch weiter um fih. Es verfehlang auch, auf 
Napoleons Gebot, die Befigungen der beiden geiſtli⸗ 
chen Ritterorden, und felbfi den neu ewgänzten 





°) Rihrdeputationt Haupeſchluß vom 25. Febr. 1803, $. 34 
und 36. 
*.) Ebendaſ. $. 35. 
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nnd ausgeflatteten reichſserzkanzleriſchen oder 
primatifhen Staat. 

Der Teutſche undder FohanntiterDrden hat 
ten, wie es hieß, « aus Rückſicht für die Kriegsdienſte ihr 
rer Glieder », im Jahr 2803 aus dem Seculariſations⸗ 
und EntſchädigungsConcurs ich noch gerettet. Sogar 
Entfchädigung hatten Re aufder rechten Rheinſeite erhal, 
ten, für den auf der linken erlittenen Verluſt *). Breva 
gaudium ex possessione! — 

Der predburger Sriede (26. Der. 1805, Art.Bunb 

..2) entriß dem Teutſchen Orden verfchiedene Be⸗ 
fißungen, und verwandelte das Fürſtenthum DMergents 
beim in ein Erbfürftenthum eines öftreichifchen Prinzen. 
Gröffer noh war der Derluft, welcher den beiden 
geiftlichen Nitterorden (1806) durch die Rheinbund Acte 
(Art.ı7, 18, 19 und 23) zugefügt ward, indem anfehns 
liche Beſitzthümer derſelben, auch der teutfche Haupt⸗ 
fi6 des Johanniter Ordens, das Zürftenthum Heiters⸗ 
heim, einzelnen Bundes Souverainen mit Souveraines 
tät und Proprietät zugetheilt wurden. Daffelbe vers 
fügte Napoleon in Anfehung der in dem Wirgburgifchen 
gelegenen Güter des JohanniterDrdend. Er bewil⸗ 
figte ſolche, mit aller Proprietät und Spuverainetät, 
dem Großherzog von Wirzburg , in demfelben Vertrag, 
in welchem er biefen Fürſten (5. Gept. 1806) in den 
rheinifchen Bund aufnahın. 

Endlich decretirte Napoleon, am 24. April 1809, 
fogar die gänzlihe Aufhebung ded Teutfhen Or—⸗ 
dens in allen rheinifchen Bundesflaaten, wies bie 
Drdensgüter und Domänen denen Landesfürſten zu, 





*) Reichẽdeputations Hauptſchluß ıc 9. 36. 
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in Deren Gebieten Be gelegen waren , und vereinigte Das 
Fürſtenthum Mergentheim mit der Krone Wirtemberg; 
Berfügungen, welche Deftreich in dem wiener Frieden 
vom 14. Dct. 1809, Art. 4, genehmigte. Bald nachher 
(1810) zogen die Könige von Wirtemberg und Weſtpha⸗ 
len, die in ihren Ländern gelegenen Beſitzungen Des 
SohanniterDrdend ein, und verwendeten folche zz Aus⸗ 

" attung der von ihnen geflifteten Ritterorden, des wir⸗ 
tembergifchen DilitärBerdienflordend und des Ordens 
der werphälifchen Krone. DBaiern hatte, in feinen 
Staaten, die Aufhebung ded Johanniter Ordens 
ſchon durch ein Edict vom 8. Sept. 1808 verfügt. 


Auch der unter Napoleons eigenen Aufpicien new 
gegründete und ausgeflattete reichserzkanzleriſche 
oder primatifche Staat, entgieng ber Gecularifas 
tion nicht. Der Reichsdeputations Hauptſchluß von 1803, 
6.25, hatte den Stuhl zu Mainz auf die Domfirche zu 
Regeneburg übertragen; er batte die Würden eines 
Zurfürften, Reichſserzkanzlers, Metropolitan&rzbifchofs 
und Primas von Teutſchland, aufewig Damit vereinigt; 
er hatte deffen Metropolitan®erichtbarfeit erſtreckt über 
alle auf der rechten Rheinſeite liegenden Theile der ches 

“ maligen geifllihden Provinzen von Mainz, Trier und 
Köln (mit Ausnahme der preuffifchen Staaten), und 
über die falzburgifche Provinz, fo weit ich dieſelbe über 
die mit Baiern vereinigten Länder ausdehnt; er hatte 
ihn ausgeflattet mit den Fürſtenthümern Afchaffenburg 
und Regensburg, mitder Graffchaft Weglar, mit dem 
Hauſe Compoſtell zu Frankfurt zc., und mit einer von 
Dem Ertrag des RheinfchifffahrtDctroi zu nchmenden 
Sahrrente von 850,000 Gulden. Pius VII. hatte, 
durch eine aus Parisdatirte Bulle vom ı. Mai 1806, 
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bie CathebralKirche zu Regenoburg zu einetegzbifchöf, 
lichen erhöhet, bei welcher ein Metropolitanda 
pitel gu errichten fen. 

Aber ſchon am ı. Mai ıBıo mußte der Fürft p eh 
mas, Erzbifchof zu Regensburg, welcher ı806 durch 
die Rheinbund Acte and einem Kurfürften Reihskrz 
Panzer in einen Fürſten Primas des rheinifchen Bun» 
‚ bed verwandelt, und mit der Neichöftadt Frankfurt und 
deren Gebiet noch weiter ausgeflattet worden war, auf, 
fer der teutfchen Hälfte des Ertragd von dem Rhein⸗ 
ſchifffahrt Octroi, das Fürſtenthum Negensburg 
an Napoleon abtreten, welcher daſſelbe fofort an Bai— 
ern übergab. 

Dagegen erhielt zwar der Fürſt Primas den größs 
ten Theil des Fürſtenthums Zulda und der Graffchaft 
Hanau, welche nebft feinen übrigen Ländern von num 
an das Großherzogthum Frankfurt bildeten: allein zu 
gleicher Zeit erklärte Napoleon dieſes Großherzogthum, 
auf den Todesfall des Großherzogs, Fürſten Primas 
und Erzbiſchofs, für einen Erbflaat, zum Vortheil 
des Prinzen Eugen, Vicefünigs von Italien. Diefer 
foßte dann, wenn der (erzbifchöflihe) Stuhl von Re 
gensburg nach Frankfurt verfegt ſeyn werde, dem 
von ihm hiezu ernannten Brälaten 60,000 Franken 
jährliche Renten entrichten. 

Diefer Fall trat nichf ein. Nachdem Sturz Napo⸗ 
feond , ward der Großherzog von Frankfurt feines Groß; 
herzogsthums ſtillſchweigend entfegt, und daſſelbe in 
der Folge aufgelöfet. Dem gewefenen Großherzog „noch 
Erzbifchof von Regensburg und Bifchof von’ Conſtanz, 
ward durch die HauptActe des wiener Eongrefles vom 
9. Jun. 18:5, eine Jahrrente von 100,000 Gulden aus⸗ 


geſetzt. 
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So da Secularifation der neueſten Zeit! — 
Man fchäpt, ungefähr, den aus diefer Gecularifation 
hervorgehenden Verluſt der teutfhen Fatholts 
(hen Kirche an Grundbefigungen, Einwohnern und 
Einkünften, auf beiden Seiten des Rheins: 


2) auf derlinfen fhein: am. Eimm. Einkunfte, Fi. 
feite, auf -.- 2.2... 424. 800,600. 5,450, 000 

8) aufderrechten Rheins 

feite, an 

a) unmittelbaren Bes 
gungen .... 1,295.2,361 176. 12,726, 008 

b) mittelbaren 78 Stifs 

te und 209 Abs 
teien, ohne die 
Mönchklöſter... . 2,870,00@ 





Zufammen . . 1,719. 3,162,576. 21,026, 000 
Doppelt ſchmerzhaft mußte dieſer ungebeuere 
Verluſt einer Kirche fallen, in welcher: unabläfiges 
Streben nach Allgemeinheit ,. ein Beſtandtheil ihres 
pofitiden GrundCharakters if, und welcher weltliche 
Macht und irdifches Beſitzthum, als Hauptmittel zu 
dieſem groffen Zwed erfcheinen müſſen. Groß und 
zablreih müſſen die Veränderungen feyn,welde 
Durch dieſen Verluft fortwährend herbeigeführt werden, 
in Dinficht auf inneres und äuſſeres Verhältniß der 
Kirche, namentlich auch in ihrer Bezichung zu den 
teutfchen Staatsregierungen. Für immer ift verlosen, 
der ganze weltliche Arm der höheren Geiftlichfeit. In 
firengerer Abhängigfeit als vorhin, von dem Staat, 
in minderer von dem firchlichen Oberhaupt, if fie, 
ſammt dem nicderen Elerus, fortan beſchräukt auf die 
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engere Sphäre ihres geiſtlichen Berufs, und in dieſem 
nicht mehr unterſtützt von äuſſerem Glanz. Ueberall 
zeigt ſich, in den Verhältniſſen der Kirche, eine ver— 
mehrte und ausgedehntere Thätigkeit des Staates. So 
in Errichtung oder Eintheilung der Diöceſen, in Aus⸗ 
ſtattung und Ernennung der Biſchöfe und Domcapitel, 
in Beſtimmung ihres Wirkungskreiſes, in Mitwirkung 
bei Anſtellung der niederen Geiſtlichkeit, in weltlicher 
Aufſicht auf das gefammte Kirchenweſen. Auch auf den 
ReligionsCharakter des Volkes, kann dieſe öfdntliche 
Veränderung in der äufferen Lage der teutfiheH Pfchos 
kifchen Geiftlichfeit, verbunden mit der Aufhebung der 
Klöfter, nicht ohne merklichen Einfluß bleibeni? * 

Wohl bildeten, im J. ıBo3, die geifilichen Ber 
ſitzungen auf der rechten Rheinfeite (damals noch mit 
Ausnahme der Beſitzungen von Kurmainz und der geifts 
lichen NRitterorden) die Secularifationd Mafle: 
aber noch nicht die ganze Entfhädigungs Maffe. 
In diefe fielen damals, auf der rechten Nheinfeite, 
auch verfhiedene Befigungen und Einkünfte weltlie 
cher Fürften, die teutfche Hälfte des Ertrags vom 
Rheinſchifffahrt Dctroi, die Reichsdörfer 
und Reich sſtädte, mit Ausnahme von Augsburg, 
Lübeck, Nürnberg, Sranffurt, Bremen und Hamburg. 
Daher fommt cd, daß man die ganze Maffe, welche 
1805 als Entſchädigung gegeben ward, an geiftlis 
ehe und weltlichen Beligungen, (nach Gaspari) ſchä— 
gen konnte auf 2,5575 AM., 3,508,4u0 Einwohner, 
24,655,550 Gulden Einfünfte. _ 

+ Die erſte Role, in dem ganzen Secularifationd, 
und Entfchädigungswerf, hatte Napoleon Buonaparte 
fich felbft vorbehalten. Die andern Rollen hatte er nach 
Belieben vertheilt; er, der in ebendemfelben, in der 

Klüber's NUeberſicht. KIE €e 
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Gefchichte Teutfchlands und der Eatholifchen Kirche ewig 
denfwürdigen Jahr 1803, dem teutfchen Reich ausdrück⸗ 
ih Schonung des Papſtes empfahl, «damit man 
Bei den neuen Einrichtungen auf feinen Fall Beranlaf 
fung zu Befümmerniß Gr. Heiligkeit gebe» *). 

Keine Wirfung ohne Gegenwirkung. Schon feit 
dem Anfang des raflatter Congreſſes hatte der päpfiliche 
Hof, hatten die geiftlihen reichsſtändiſchen Landeshers 
ven, Sürften und Reiche Prälaten, hatte die gefammte 
katholiſchse teutfche Seiftlichfeit, Hohe und niedere, aus 
allen Kräften füch beſtrebt, der ihnen drohenden Bes 
raubung zuvorzukommen; diefen fchreienden Uns 
recht, wie fie ed nannten, Diefem äufferfi gemagten Uns 
ternehmen, wovon die Folgen unüberfehbar ſeyen, dies 
fen Brands und Pechfadeln, welche die Franzofen in 

Teutſchland geworfen hätten, um ein allgemeines Feuer 
anzuzünden. Leicht, meinten fie Halb drohend, Eönne 
die Sceularifation das Signal zu allgemeiner cisrhes 
nanifcher Zerrüttung und Mevolutionirung werden. 
«Es if», follte ein rheinifcher Elubif, ein Revolu⸗ 
tionsWildling, im Hornung 1798 gefchrieben haben, 
«den Despoten cine Agung bereitet, die fie gewiß her: 
beitocken wird. Dfaffenfleifch, Yfaffengüter find der 
Köder, den ihre Hungrigen Nachen begierig verfchlins 
gen werden, und huſch haben wir fie im Fangeifen. 
Aber die dummen T .. .. bilden fich ein, daß wir der 
fürftlichen Brut zu Liebe ihnen die Pfaffen zur Speife 
schen, damit Doch dicfe nicht untergebe, oder Mangel 
leide» +). — Sein befonnene Beobachter erklärten 


*) Häberlins Staatsarchiv, Heft 43, ©. 335 f. 
**) Caſſandra oder der neue Prophet Micha über die Staus 
larıfarionen. 1798. 8. 
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laut, Durch allgemeine Seculariſation werde der kathos 
liſchen Religion und der Hierardie in Teutſchland der 
Umſturz bereitet *). 

Vergebens! Die Secularifation gieng wirf 
lich und ruhig von flatten, und fie war auch Dießmal, 
wie auf dem weftphälifchen FriedensCongreß, nach dem 
damaligen Ausdruck des öftreichifchen Gefandten, Gra⸗ 
- fen von Trautmanngsdorf, das Tuch, aus welchem es 
quivalente gefchnitten wurden. : Der Kampf war zu 
ungleich. Wider den Alles, endlich ſelbſt den Kirchens 
finat mit fich fortreiffenden Strom, war nicht zu ſchwim⸗ 
men. Auch nur eine Drohung mit dem päpftlichen 
Baunſtrahl, diefem einft fo durchgreifenden Schuß; 
und Heilmittel, blieb für jegt unverfucht ; fo fehr hatte 
felöft die päpftliche Eurie den Glauben an deffen Wirk; 
ſamkeit verloren. Waren ed doch Fatholifche Chriſten, 
die am eifrigften und gemütblichfien, an dem Seculas 
rifationds und Theilungswerk arbeiteten. Bei dieſen 
hatte felbft die Warnung und Befchwörung in dem 
Beichtſtuhl, ihre Wirfung verfehlt; fo fehr hatten Zeit 
and Sefinnung fich geändert. Der Schnitt in diefed 
Tuch der Aequivalente, war ein Schnitt in Fleiſch und 
Knochen; er trennte beide vom Ganzen. 

Sonach blieb der Fatholifchen Geiſtlichkeit, vom 
Höchſten bis zum Niederſten, Nichts übrig, als, nach 
einer bündigen Rechtsverwahrung, ſich in bie 
Härte des unerbittlichen Schickſals zu fügen, und ſich 
der Hoffnung einer verföhnenden Zukunft unter Gebet 
und Seufzen zu überlaffen. 

Die römifche Eurie betrachtete von Stunde at 
das ganze Werk, wenn auch nicht als ungefchehen, doch 


*) Disorriez in |. Tableau speculatif de l’Europe. 
Ee 2 
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als nichtig. Waren doch im Voraus ſchon durch die 
Bulle in Coena Domini ($. 11 und 17), Alle mit dem 
papftlihen Bannfluch belegt, die fich auf folche Art, 
als bier gefchehen, an der Geiftlichfeit und dem Kirs 
chengut vergriffen; fo, daß felbft Die päpftliche Losſpre⸗ 
chung unfräftig fey, fo lang die Frevler nicht Alled wies 
der in den vorigen Stand gefickt, und öffentlich widers 
rufen haben (ebendaf. $. 24)! 

Mit altrömifcher Vorficht nahm daher die Enrie 
den Schein an, das Ganze, nachdem es einmal gefches 
ben war, gänzlich zu igmoriren. Die päpftliche 
Erhöhung der CathedralKirche zu Regensburg zu einer 
‚erzbifchöflichen , gefchah offenbar in Folge des Haupts 
Ichluſſes der Reichsdeputation von 1803. Aber auf das 
forgfältigfte und mit unverkennbarer Kunfl, vermied 
Pius VII, in der diefelbe verfügenden Bulle vom 1. 

| Mai 185, jedes Wort, weiches an die Secularifation 

> Hätte erinnern können. Mit keiner Sylbe gedachte er 

des Deputationsfteceffed,, oder irgend einer andern, 

in Hinſicht auf geifiliche Angelegenheiten von weltlichen 

Mächten getroffenen Uebereinkunft. Die ganze Anords 

nung, felbf die Ernennung des neuen Erzbifchofs, 

erfcheint als freie, durchaus unabhängige Verfügung 

des Papſtes. Nicht die vermittelnden Mächte, nicht 

das unter feinem Oberhaupt verfammelte teutfche Reich, 

fondern allein dad Oberhaupt der Kirche, hat deu Stuhl 

von Mainz nach Regensburg übertragen, und ? den, Kurs 
Erzkanzler auf folgen erhoben! 

Was in der Zeit verloren ward, kann in der Zeit 
auch wieder gewonnen werden. Mit größter Freude 
vernahm Die Enrie, vernahm die gefammte teutfche kas 
tholiſche Geiftlichkeit, die Wiedereroberung der 
teutſchen Länder auf der linfen Rheinſeite, 
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im Unfang bed Jahres 1814, und Frankreichs Abtres 
tung derfelben in dem parifer Frieden. Mit nicht gerins 
gerer Erwartung, ſahen fic den Beflimmungen des 
wiener Congreffes entgegen. 

Siehe da, fprachen fie bier, was verloren warb, 
it wieder gewonnen. Weflen Berluft ald Beweg- 
grund und Kechl@rtigungslirfache der Secularifation 
angegeben ward, ift wieder herbeigefchafft. Es ſteht 
zu freier Verfügung der verbündeten Mächte. Die Urs 
fache hat aufgehört; möge ed nun auch ihre Wirfung. 
Jure postliminii, fann Jeder wieder zu dem Seinigen 
greifen. Das fchreiende Unrecht Fanıı nun, wenigſtens 
zum größten Theil, wieder gut gemacht werden, fo fern 
man nur will. Der DeputationsHauptfchluß kann nicht 
im Wege fichen. Er war ein Raubſchluß, und — spo- 
liatus ante umnia est restituendus. Hundert Fahre 
unrccht, ift feine Stunde recht. Grund und Boden, 
der Kirche gehörig, ift überall noch vorhanden Was 
davon in dritte Hände gekommen, kann durch Einlös 
fing wieder herbeigefchafft, was auf der linken Rheine 
feite, in Folge der Revolution, was auf der rechten 
durch Verträge aufgehört hat, wie Zehnten, dieſe Durch 
Gottes Gebot für die Kirche beftimmte Abgabe, wie die 
von ehemaliger Leibeigenfchaft herrührenden Dienfte, 
Lieferungen und Hebungen, kann mwicder eingeführt 
werden. Könnten die jegigen Befiger tiber die Unrecht⸗ 
mäſigkeit ihred Beſitzes oder ihrer Freiheit je in ihrem 
Gewiffen, zumal in der Todesjtunde, beruhigt fenn ? 
Und kaun ihnen nicht die Herausgabe oder Wiedereine 
führung auf vielfache Art erleichtert werden? 

Spreche man doch nur, hieß ed weiter, im ſchuldi⸗ 
gen Dienſt und Preis der Gerechtigkeit,. herzhaft den 
Grundfagaus, genau den Scatus quo ante bellum, 

” 
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oder, fo fern diefer nicht moglich iſt, Entſchädigung 
der Kirche, wie fie ihrem Bedürfnis angemeſſen ift, — 
und man wird Durch ein höchft unerwartetes Entgegen 
fommen von Billigkeit und Milde überrafcht werden. 
War nicht von jeher mit Niemand beffer handeln, als 
mit den Waffen! Wäre die Kirche fähig, in anderem 
Geiſt zu handeln, als in demjeniger Nwelchen ihr das 
Gefühl der Pflicht einprägt, durch Erbauung, Lehre 
und milde Gabe nützlich zu ſeyn? Und beſchränkt ſie 
ſich nicht hiebei, mit weiſer Mäſigung, auf das Maas 
der ihr zu Gebot ſtehenden Mittel? 


Sind nicht — ſo ward ferner argumentirt — ſelbſt 
die proteſtantiſchen Fürſten und ihre Unterthanen 
weſentlich dabei betheiligt, daß der katholiſchen Kirche 
Teutſchlands wieder zu ihrem vorigen Wohlſtand ver: 
hoffen werde? Denn, wer vermöchte die Wechfelwir, 
£ung der fittlichen und religiöfen Eultur, unter katho⸗ 
liſchen und evangelifchen Untertanen und Staatsmit— 
genoffen, zu läugnen? Wie fönnte aber dicfe Bildung 
zur Tugend und Gottesfurcht, beiden Fatholifchen Teut⸗ 
ſchen fernerhin erlangt und erworben werden, wenn 
man ihrer Geiſtlichkeit fortwährend Die irdifhen Güter 
raubt, dic ihr als Mittel zu dem Erwerb und der Ers 
Baltung jener himmliſchen unentbehrlich And? 


Droht nicht, fprachen endlich die Curie und bie 
Wortführer der teutfchen katholiſchen Geiftlichkeit, bei 
der jegigen Lage der Dinge, der katholiſchen Kirche 
in Teutfcehland eine nahe Zerrüttung? Selbſt die 
Urheber des Deputation8Hauptfchluffes erfannten dies 
fe8. Sie verfügten vorläufig ($. 62) das Verbleiben 
der erzs und biſchöflichen Diöcefen in ihrem bis; 
herigen Zuftande A und verbieffen eine neue Didcefan 


Ä a1 
Eintheilung und eine davon abhängende Einrichs 
tung neuer Domcapitel. 

Der Himmel ſelbſt fohien den Congreß zu mahnen, 
durch den am Tage feiner Eröffnung (8. Oct.) erfolgten 
Tod des Fürſtbiſchofs von Fulda. Eilf Jahre Kud 
feit jenem Unglücks Fahr nun verfloffen. Die kirchlichen 
Gtiftungsgüter, die Güter der Domcapitel, fo viele ans 
dereFonds für den Cultus, find in dem katholiſchen Teutſch⸗ 
land mit deu StaatsDomänen vereinigt, oder verkauft, 
und faftnirgend iſt davon für die Kirche geforgt. Nur Res 
gensburg und Conflanz, Paffau, Dildesheim, 
Eihflädt und Corvey, haben noch ihre alten Bis 
fchöfe, doch nur penfionirt. Dieandern Sigefind 
erledigs *), und dabei fehlen die Eapitel, welche 
die erledigten Didcefen adminifteiren Eönnten. Die 
noch übrigen Domcapitularen find penfionirs, meift 
fchr alt, und zerfireut,, und auch die vorhin genannten 
Fürſtbiſchöfe ind, den von Corvey ausgenommen, ſchon 
über ſiebenzig Jahre alt. 

Der erfte Geiflliche In der teutfchen Fatholifchen 
Kirche, der Metropolitan&rzbifhof von Res 
gensburg und Primas von Teutfchland, hatte 
in Abficht auf die neue Einrichtung der fatholis 
Shen Kirhein Teutſchland, ſchon im Jahr 1810, 
in einer eigenen Drudicrift **), feine Wünfche und 





*) Dad Königreich Sachfen erhiele unfängft einen Fatholis 
fhen Bifchof, an dem zeitherigen Vicarius apostolicus, 
und Beichtvater des Könige, Herrn Doctor Schneider. Er 
ward am 14. Zul. 1816 zu Dresden, in der Eapelle der 
katholiſchen Hofkirche, von dem dazu aufgeforderten Bifchof 
Lot von Baugen feierlich zum Biſchof geweiht. | 

”*, Don dem Frieden der Kirche, in den Staaten der rhei⸗ 
niſchen Eonföderatien.‘ Ausgeſprochene Wünfhe Carls, 
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Ideen audgefprochen. Sie fommen bier, als Einleb 
tung zu den auf dem wiener Congreß angebraddten Bori 
fhlägen und Anträgen, in mehr als eingr Hinſicht vor⸗ 
züglich in Betrachtung. 

«Die Bifhöfe» — ſchrieb der Primas, 6.6 — 
« ind ein wefentlicher Theil der Kirchen Hierarchie; aber 
wie ift ihre Eriftenz in den rheinifchen Bundesflaaten 
für die Zukunft zu ichern ? wie zu hoffen, nach den feit 
6 Jahren von dem Wetropolitanvonfegensburg 
Bei dem päpftlichen Stuhl ehrfurchtvoll wiederhol⸗ 
ten Vorſtellungen, nach den von mehreren con 
föderirten Für ſten mit dem römiſchen Hofe anges 
fangenen Unterhandlungen? — Dieſer Gegenſtand 
iſt, wie wir geſehen haben, mit dem Frieden der 
Kirche in den conföderirten Staaten aufs engſte ver⸗ 
bunden. — Dieſer Friede wäre hergeſtellt, wenn der 
erhabene Protector, im Namen der Conföderation, 
and Fhro päpfllihde Heiligkeit übereinkämen, 
Bas franzöfifhe Concordat auch für dieſe Staw 
ten aufzunehmen. Alsdann hätte jeder Staat⸗ 
einen oder mehrere Biſchöfe zuernennen, die 
nach erhaltener päpſtlicher Beſtätigung die naͤm— 
liche geiſtliche Gewalt ausübten, welche die franzöſi— 
ſchen Biſchöfe beſitzen, und deren biſchöfliche Dos 
tation durch jeden Souverain, unter Vermittlung 
Er. Majeflät des Kaifers und Ihrer päpftlichen Heilig: 
keit, beſtimmt würde. — Die Fleineren Staaten, 
vereinigten ch aufeine abwechfeinde Benennung 





Erzbiſchofs Metropolitan von Regensburg. Frankf. 180. 8. 
Zweite Aufl. 1810. 4. Auch franzöſiſch, unter dem Titel 
De la paix de l'öglise dans les dtats de la confüddra. ° 
- tion rhenane etc. Paris 18010. 8 
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Der Erzbiſchof von Regensburg würde dem Ober⸗ 
haupte der Kirche und dem Kaifer der Frauzofen, die 
Vereinigte Entfoheidung der Fragen üüberlaffen: ob, jes 
Doch mit Beibehaltung feiner biſchöflichen Gewalt 
in feiner befondern Diöces, feine Metropolitander 
walt in den confüderirten Staaten aufbd- 
renfolle, oder nicht? — Der Metropolitan ift ein 
Nachfolger des heiligen Bonifacius, des Apoſtels von 
Zeutfchland, und feine Amtsgemwalt ift Durch Die Bulle, 
vermittelt welcher der erzbifchöfliche Stuhl von Mainz 
nach Regensburg übertragen wurde, beftätigt worden 
auch Haben mehrere Rationen Teutſchlands die Metros. 
politanRechte in allen Jahrhunderten ſtandhaft aufrecht 
erhalten. — Deffen allen ungeachtet, wenn die Aufs 
opferung derfelben, zum Frieden der Kirche und zur 
Wiederherſtellung des Episcopats in den Staaten der 
Sonföberation, notwendig würde, und der heis 
ligſte Bater und der erbabeue Protector diefes in 
ihrer Weisheit entfcheiden follten; fo darf der Dies 
tropolit keinen Anſtand nehmen, auf die Gewalt 
und auf alle zeitlihen Vortheile, welche ihm in 
dieſer Eigenfchaft zuſtehen, auf eine legale Art zu vers 
sichten. Fede befondere Rückſicht muß weofallen,, wenn 
es um das allgemeine Wohl zu thun if.» Go der Primas. 
Bon Seite des päpſtlichen Hofes, fchien man 
einige Zeit nach Auflöfung der teutfchen Reichsverfaſ— 
fung, Verſuche machen zu wollen, durch Particu⸗ 
lar&oncordaten, vorerfli mit den mächtigeren 
Sürften des rheinifchen Bundes, die teutfchen Kirchens _ 
angelegenheiten zu ordnen. Auf deiden Seiten warb 
gu viel erwartet, und war man zu wenig geneigt nachs 
zugeben, als dag ein günfliger Erfolg das Werk häft 
frönen können. - 
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Pius VII. fandte 2507 den Erzbifchof von Tprus, 
della Genga, ald Runtius nah Münden und 
Stuttgart, um über die firdlihen Angeles 
genhbeiten von Baiern und Wirtemberg ih mit 
den dortigen Höfen zu vereinigen. Aber derfelbe ver 
lieg München, fobald er inne ward, daß den papflr 
Sichen Forderungen nicht Genüge gefhehen werde, zu 
Ende 1607. Zu Stuttgart hatte er hierauf eine 
Audienz bei dem König, welcher Commiffarien zu 
Unterbandfungen und zu dem Abfchluß einer Convens 
tion ernannte. Wie cd hieß, war man fohon auf dem 
Heften Wege dazu, als della Genga plöglich abreifete 
and nach Paris gieng, two er fih an Caprara und Bus 
garre anſchloß, um mit ihnen die Standhaftigfeit des 
Dapftes gegen Napoleons Forderungen, dieſem zu 
erklären. : Der König von Wirtemberg mißbiligte 
fehr diefe ſchnelle Abreife. Erließ zu feiner Rechtfertigung 
allen befreundeten Mächten die Actenſtücke der Unter⸗ 
handlung mittheilen, unter andern dem Landammann 
derSchweiz, der, wegen der oben berührten Angelegenheit 
des Cantons Lucern, ohnehin gegen den Papfl einge⸗ 
nommen war. Ziemlich allgemein mißbilligte man in 

Teutfcehland dieſes Benchmen des päpftlicden Hofes‘, 
und fo fchien auch bier ſelbſt die öffentliche Stimme die 
Schritte, die der franzöfifche Kaifer gegen den Papſt 
im Sinne hatte, im Voraus getiffermafen zu geneh⸗ 
migen *). 

Napoleon hatte, während ſeines Protectorats 
über die rheiniſchen Bundesſtaaten, es ſich zu befons 

derem Anliegen gemacht, für die Freiheit der katho— 


*) Minerva 1816, Mai, ©. 258 f. 
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liſchen Religionsübung duch Verträge zu forgen. 
In allen Accefliond s und Neceptions Verträgen, durch 
welche er Regenten cvangelifcher Länder in den 
rheiniſchen Bund aufnahm, machte er freie Neligiongs 
übung der Katholtfen, zur Bedingung. Go war, 
in dem zu Pofen am 11. December 1806 mit dem 
König von Sachſen gefchloffenen Zrieden, Art. 5. 
fetgefegt: «es fol die Ausübung des katholiſchen 
Gottesdienftes im ganzen Königreich Sachſen, der 
Ausübung des lutherifchen Gottesdienſtesganz gleich 
geftellt werden, und eßfollen die Untertbanen beiden 
Neligionen, ohne Einfchränfung, die nämlichen bürger⸗ 
lichen und politifchen Rechte genieflen; Se. Maj. ber 
Kaifer machen dieſes zu einer ganz befondern Bedins 
gung». | 

Daſſelbe ſteht, im Wefentlihen, in allen fpätern 
Keceptiond- Verträgen — in denjenigen der berzogs 
Kihsfähfifhen und mecklenburgiſchen Häufer, 
der Herzoge von HolffeinDldenburg und Anr 
halt, der Fürften von Shwarzburg, Walded, 
Schaumburg, Lippe, Reuß —, nur mit der 
wichtigen Einfchränfung: «daß jedoch hiedurch dem der; 
maligen Befig und Genuß der Kirchengüter nicht 
Derogirt werde». Eben ſo ward in der Eonflitution de3 
Königreichs Weftphalen, Artikel 1o, «freie Reli— 
gionsübung » den verfchiedenen Glaubensparteien zus 
gefichert. | 


Man hätte erwarten follen , der Protector werde, 
wie in evangelifchen Ländern für die Fatholifche Reli— 


sion, fo auch in katholiſchen für die evangelis - - 


ſche geforgt Haben ?_ Aber davon findet fich feine 
Spur; namentlich nicht in dem mit dem Großher—⸗ 
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zog von Wirzburg beſchioſenen Receptions Vertrag 
won 25. Sept. 1806. 

Durch jene Fürſorge Napoleons für ſeine eigenen 
Religionsgenoſſen, war es in etlichen evangeli— 
ſchen, der augsburgiſchen Confeſſion verwandten Län—⸗ 


dern dahin gekommen, daß daſelbſt die katholiſche 


Keligion mehr begünſtigt ward, ald die reformirte, 
Die Landesherren fahen ſich Durch dieſes Mißverhältniß 
fpäterhin veranlaßt, mittelft eigener Verordnungen die 
Keformirten gleich zu fichen mit den X. €. Verwand⸗ 
ten undden Katholiken. SH Sachſen Gotha, durch ein 
Patent vom :6. März 1007, und der König von Sachs 
fei durch ein Decret vom 6. Jänner 1811. Auch nahm, 
während der ruflifchen Verwaltung des Königreichs 
Sachfen , der General®ouverneur Fürft Repnin hievon 
Anlaß, daſelbſt den Einwohnern griechifcher Reli— 


gion, gleiche Rechte mit den Katholifen und Reformirten - 


zu ertheilen, durch ein Patent vom 35. April 1814. 
Endlich ift Hier noch einer FinanzDperation , in His 
Acht auf Kirhengut und Bermögen frommer oder milder 
Stiftungen zuerwähnen, wozu man ch, in verfchiedenen 
rheinifhen Bundesſtaaten, durch CaſſenBedürfniſſe des 
wogen, und Durch die von Napoleon erweiterte Staatds 
Hoheit berechtigt glaubte. Es iſt die Incameration, 
die Einziehung des Kirchenguts, oder des Vermögens 
frommer oder milder Stiftungen, gu der landesherrli⸗ 
chen Kammer, ohne fürmliche Aufhebung oder Ber: 
wandlung feiner bisherigen EigentbumsQLualität. Das 
eine wie das andere, follte, unbefchadet der dem Staat 
gebührenden Dberaufficht , feiner fiftungsmäflgen Vers 
waltung eben fo wenig als feinem Zweck, nah Will 
Führ entzogen werden. Verfügungen diefer Art, brins 
gen nicht nur Eeinen wahren Vortheil, fondern fe ges 


m 


! . 


| 41l7 


fährden auch das Gut ſelbſt, und machen die Unterhal⸗ 
tung der Kirchen und ihrer Diener, oder der Stiftung, 
unſicher. Wer leiftet Sicherheit für den Fall, wenn 
- Durch Vermengung des geiftlichen und frommen GStifs 
tungsgutes mit dem Staatsvermögen, jene verſchwun⸗ 
den, dieſes nicht wahrhaft gebeflert iſt? 


In diefer Lage, fanb der wiener Congreß bie 
Angelegenheiten der teutfchen Eatholifchen Kirche, 
und der evangelifchen Kirchengefellfchaften. — Es 
war zu erwarten, daß es der erſten zu Wien an Fürs 
fprechern und Agenten, freiwilligen und bevollmächtig« 
ten, nicht fehlen werde. 

Am anusgedehnteften, obwohl am fürzeften gefaßt, 
waren die Forderungen des päpſtlichen Hofes, in 
einer Rote feined Legaten, des Heren Eardinals Eons 
ſalvi, vom 17. Nov. 1814. Se. Heiligkeit‘ begehrte: 
1) Wiederaufrichtung bed heiligen römiſchen 
Reichs, als eined Mittelpunctes der politifchen Eins 
beit (aller chriſtlichen Staaten), confecrirt durd 
die Heiligkeit der Religion; 2) Wiederberfiellung : 
der weltiihen Fürſtenthümer *), deren man in 
Teutſchland die Kirche beraubt, und die man fogar welt 
lichen Fürſten, Fatholifchen und nicht sFarholifchen,, zus 
‚getbeilt habe; 3) Herausgabe der Güter und Ein, 
tünfte der Geiſtlich keit, ſowohl der weltgeiftlichen 
al8 auch der regulären, Beiderlei Gefchlechtes, und 
Verwendung derfelben, zu demjenigen Gchrauch, 





*) In Teutſchland gewöhnlich, obwohl nicht ganz ſchicklich, 
geiftlihe Fürſtenthümer genannt; au seißli g⸗ 
Wahlſtaaten. 
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wozu fie verordnet waren. Ausführlicher wird in einer 
der folgenden Abhandlungen ( Rum. X) von diefen Fors 
derungen des päpftlichen Hofes gchandelt. 

Mit bloß particulären Anträgen meldeten ſich 
fünf und zwanzig deputirte Mitglieder der 
fecularifirten Erzs, Dom. und andern geil: 
hen Stifte, auf beiden Seiten des Rheins. Ihre 
Bitte gieng dahin, daß, in der teutfchen BundesXcte, 
für die Suftentation der Mitglieder diefer Stifte 
zureichend möge geforgt werden. Bon dem Inhalt ihres 
MWortrags, von den EongreßVerhandlungen tiber fol 
‚Sen, fo wie über die Penfionen der Mitglieder 
des teutfhen Ordens und des Fürſten Primas, 
Erzbiſchofs von Regensburg, folgt unten, unmittelbar 
auf den gegenwärtigen, ein eigener Bericht. 

Für die teutſche katholiſche Kirche im Ganu— 
zen, traten, aus ihrem Mittel, auf dem Congreß drei 
Oratoren auf; fo nannten fie ſpäterhin ſich ſelbſt. 
Es waren die Herren, Frhr. von Wambold, Doms 
dechant von Worms, Eapitular ded mainzer Metropos 
litanEapitels zu Afchaffenburg, Helfferich, Bräbens 
där bei der Domfirche zu Speier, un Schies *), ein 
Weltliher, vormals Syndicus des AndreasStiftes zu 
Worms, jegt Oberhofgerichts Procurator und Advocat 
zu Mannheim. Gie traten, wie fie felbft, unmittelbar 
vor der Unterzeichnung der beiden von ihnen eingegebe;s _-. 
nen Denkſchriften, fih ausdrüden, «für die Fathos 
lifhe Kirche LZeutfhlands» auf. Sie entwidel 
ten für dieſen Zweck eine ausgezeichnete Thätigfeit. 
Was zuvörderſt den Punct ihrer Ermächtigung 





*) Herr Schies hat die zweite Denkichrift nicht unters 
zeichnet. Er war ſchon früher von Wien abaereifer. ' 
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hiezu betrifft , fo bezogen fie fih in dem Eingang der 
zweiten Denffchrift, ausdrücklich auf eine beiſtimmende 
Erflärung, welche der päpflliche Bevollmächtigte, 
Herr Eardinal Eonfalvi, in einer unter dem 17. 
Nov. ı8ı4 an den Heren Zürften von Metternich 
erlaffenen Note, in Abficht auf fie, «die Perfonen der 
Dratoren», gegeben hatte. Wie die Worte dicfer 
Note lauten, mit welcher befchränfenden Vorficht ſich 
etwa in folcher der Legat des heiligen Stuhls aus—⸗ 
drücke, läßt fich Hier nicht angeben; denn noch deckt 
der Schleyer des Geheimniſſes, gefliffentlich, wie es 
ſcheint, dieſe Note. 

Es iſt überdieß, nach andern glaubwürdigen 
Nachrichten, auſſer Zweifel, daß die Oratoren von 
einem anſehnlichen Theil des teutſch⸗katholiſchen Clerus, 
von mehreren teutſchen Fürſtbiſchöfen, namentlich von 
denen von Fulda, Eichſtädt, Hildesheim, und ſelbſt 
von dem Metropolitan-Erzbiſchof von Regensburg, im 
Voraus Beifall und Ermunterung, zum Theil auch 
baare Unterſtützung, zu ihrem Vorhaben, auf dem 
Congreß für die katholiſche Kirche Teutſchlands zu 
handeln, erhalten hatten. 

Indeß ſchien wenigſtens bei manchen Mitgliedern 
der teutſchen katholiſchen Kirche, ihre Ermächtigung 
hiezu nicht für hinlänglich angeſehen zu werden. In 
dem Archiv für das katholiſche Kirchen⸗und Schul⸗ 
weſen *), wird in dieſer Hinſicht Folgendes erinnert. 
«Wir wollen den Gehalt mancher Anfichten und Ans 
träge.» (in der Denkſchrift vom 30. Nov. 1814) » nicht ' 
prüfen. Es ift übrigens eine eigene Erſcheinung, daß 





%) Bd. III, St. 3 Sranff. 1815. 8.), ©. 153. 





zwei bis drei Perſonen ald Kepräfentanten einer 
großen Kirche auftreten , ohne fich über ihre Volk 
machten zu legitimiren. Man weiß zwar, daß bie 
Derren Berfaffer von einigen Bifchöfen ac. zu ihren 
Gefchäften bevollmächtigt waren, welche auch zum 
Unterhalt derfelben bisher concurrirten. Allein , dieſe 
wenigen Individuen reichen noch nicht zu, um im 
Mamen einer ganzen National Kirche erfcheinen 
zu können. Befanntlich befindes fih der Here General⸗ 
Dicar von Weffeuberg im Namen des einzigen 
teutfchen Erzbifchofs in Wien, und gleichwohl if die 
Mote.nicht einmal von diefem unterzeichnet, Dem doch 


in diefer Sache die er ſte Stimme in aller Rückſicht 
gebührte». 


Die Schritte der Dratoren, wie fie ſelbſt ich be⸗ 
titelten , feheinen bier nicht ganz richtig benrtheilt zu 
ſeyn. Nirgend baden fie in ihren Eingaben fich einer 
Vollmacht gerühmt, die fie von der teutfchen katho— 
liſchen Kirche erhalten hätten; nirgend haben fie ſich 
Repräſentanten diefer Kirche genannt, noch gefagt, 
daß fie im Namen derfelben aufträten; auch nicht, 
Daß fie von einigen Bifchöfen zu Congreßünterhand 
Inngen bevollmächtigt feyen. Eine förmlidge Bes 
sollmächtigung von dieſer Scite, unter anderem bie 
Rechtsgültigkeit der Beſtimmungen des Meichödeputas 
tions Hauptſchluſſes anzufechten, nachdem ſolche 
von dieſer Seite bisher wenigſtens durch die That 
ſelbſt vielfältig war anerkaunt worden, wäre auch eine 
ganz eigene Sache geweſen, man mag auf Das Bew 
hältniß der Bifchöfe zu den weltlichen Negenten, oder 
auf dasjenige zu dem Oberhaupt ihrer Kirche ſehen, 
welchen beiden fie wegen ihres bisherigen Verhaltens, 
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zum Theil in entgegengeſehter Hinſicht, verantwortlich 
And *). — nn 

Dei der Unterfchrift ihrer Denkfchriften vom 30% 

Oct. 1814 und 1. März 1815, fo wie in der Ueberſchrift 

der Ichten, fagen die Dratoren ausdrüdlich, daß fie 
für die katholiſche Kirche Teutfchlands auftreten. Für 
Die teutfche Fatholifche Kirche, das beißt, zu ihrem 
Becken, aufdem Eongreß aufzutreten, war, zumal in 
ihrer jegigen Lage, wohl feinem teutſch⸗ katholiſchen 
Chriften verwehrt, und es haben ſich auch Andere 
Diefer Befugniß einer unaufgetragenen Geſchäftführung 
iu guter Abficht (negotiorum gestio ), für jene Kirche 
auf dem Eongreß bedient. | 

Was jedoch der Gefhäftführung der Oratoren ein 
mehr als gemöhnliches Anfehen verlich, war, nach ihrer 
Angabe, des Cardinal Legaten ˖ ausdrückliche Erklärung 
der päpſtlichen Beiſtimmung, welche in einer Sache, 
worin das Oberhaupt der Kirche mitzufprechen eben fo 
fehr verpflichtet als berechtigt iſt, fo viel man weiß, 
nur ihnen zu Theil ward, Sie ließen fogar. unter der- 
Hand verlauten, dafs fie ander nicht, als mit Zus 
fimmung des päpftlicden Hofes, der. die teutfche 
katholiſche Kirche als verwaifer, und daher fich als ' 
Die einzige geiftliche Behörde betrachte, melde für 
Diefelde auf dem Eongreß zu handeln berechtigt ſey, 
und unter Leitung des Cardinal.Legaten handelten. 

Hiezu kommt, daß ihre Ermächtigung zu ben von 





2) Das Oberhaupt der Kirche macht den teutſchen Bifhöfen 
den Vorwurf, daß fie, Durch Annahme des ihnen ın dem 
Neichsdeputations Hauptſchluß von 1803 ausgefegten Un⸗ 
terhaltes, mit der weltlichen Macht tranſigirt hätten, 
fiber Vernichtung der Rechte der Kirche durch Seculariſatiou- 
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ihnen gefchehenen Schritten, anf dem Eongreß von 
feiner competenten Behörde beftritten ward; 
weder von dem Komite für die europäifchen, noch von 
demjenigen fünf teutſcher Höfe für Die.teutfchen Anger 
legenheiten, noch endlich von denjenigen Bevollmäch⸗ 
tigten, , welche gegen das Ende des Congreſſes, in eıner 
Reihe von Sıgungen ‚ die Errichtung und den Grunds 
vertrag des teutſchen Bundes unterbandelten. 

Wäre es auf dem Eongreß zu wirklichen Unters 
handlungen mit Der teutfchen Eatholifchen Kirche, über 
vertrasmäfige Beſtimmungen, und endlich fogar 
zum Abſchluß gekommen, fo hätte ohnehin, und zwar. 
vor allem Andern, eine fürmliche und zureichende Les 
sitimation, zur Sache nicht weniger als zur Ge⸗ 
ſchäftführung, auch auf Seite der katholiſchen 
Kirche nicht ermangeln dürfen. Diefe wichtige Vorfrage, 
Deren Berichtigung nicht wäre zu umgehen gewefen*), 
hätte auf Schwierigkeiten und Erörterungen ganz eiges 
ner Art führen können; unter Anderem in Hinficht auf 
Eins und Mitwirkung, auf Senehmigungs s oder BeRätis 
gungsrecht einer Eirchlichen Dberbehörde, in deren- 
Idee noch heute Fein Religions, und wefiphälifcher 
Friede, und fein Reichsdeputations Hauptſchluß beſteht. 

Die Vorträge und Anträge, welche die Orato⸗ 
ren auf dem Congreß machten, beſtanden, i im Weſent⸗ 
lichen, in Folgendem. 

»Der katholiſchen Kirche», Heißt es in der Denk⸗ 
ſchrift vom 30. Oct. 1814 **), «verdankt Teutſchland 
Religion und Eultur. Seit Jahrhunderten war Re ers 





*) Die Dratoren felbft, gaben diefes in ihrer gweiten Denk, 
ſchrift gu erfennen. 
*) ten d. w. C. Bd. I, Heft 2, G. 28 f. 
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gänzender Thetl feiner Verfaſſung. Unfehen, Einfluß, 
echt und Eigenthum derfelben , wurden anerkannt. 
Aber. die von Frankreich audgegangene Mevofution , 
wirkte zerflörend auf folche. Die Secularifation der 
geifllichen Befigungen, ward in dem lüneviller Fries 
den als Grundſatz der Entfcehädigung mweltlicher Regens 
ten, für ihren Verluſt auf der linken Rheinfeite, aufs 
geſtellt. So blieb der Kirche Nichts übrig, ald zum 
Theil die Almofenöpende eines kärglichen Lebensunter⸗ 
haltes für ihre Diener. Selbſt Die Verfügung des Reichs⸗ 
DeputationsHauptfchluffes von 1803, daß die Kirchens 
güter wenigſtens zum Theil zur Verwendung und 
Dotation der Bifchöfe und ihrer Eapitel dienen follten, 
blieb bis jegt ohne Wirfung. Durch Wiedervereinigung 
der teutfchen Länder auf der linken Mheinfeite mit 
Teutſchland, hat die angegebene Urfache der Secularis 
fation aufgehört. Demnach fordert die Gerechtigkeit, 
daß den fecularifirten geiftlichen Fürftentbümern Wies 
Derbherfiellung ihres vorigen Zuflandes zu 
Theil werde. Borzüglich diejenigen Rechte, welche der 
Kirche nicht von einer weltlichen Gewalt, fondern von 
Gott mit dem ausfchlieffenden Befehl, regere eccle- 
siam Dei, übertragen wurden, hat die Kirche jegt zus 
rückzufordern v. 

«Die erfie Beſchwerde der teutſchen Kirche, 
betrifft den Zujtand ihrer Verwaiſung, die Ein« 
griffe in die Kirchongemwalt, fogar in die Lehr⸗ 
fäge, Gefeggebung und Gerichtbarfeit der 
Kirche. Nämlich ı) die biſchFlichen Stühle find 
faft alfe leer, die Capitelaufgelöfet, die Prälaten 
zerfireut, ihrem Beruf entzogen , oder veraltit und 
geftorben. 2) Die Grenzen der Diöcefen find größtens 
theils verrückt, willkührlich nach Veränderung bex 
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weltlichen Landesgrenzen. 3) Die religidfen Ink 
tute (Klöfter) find vernichtet, und ihre Bewohner 
Beiderlei Geſchlechtes find zum größten Theil in eine 
ihnen fremde Welt verfegt..4) Die Kirhendiener 
wurden, mehr und mehr, in Ausübung ihres Amtes - 
den Berfügungen der weltlichen Gewalt in jeder Bezie⸗ 
hung unterworfen ». 

« Zudem Seyn und Mef en der Kirche gehören: 
Unabhängigkeit in der Verwaltung ihres Hirtenamtes 
und der geiftfichen Gerichtbarfeit, freie Wahl der Bts 
ſchöfe, Erziehung, Bildung und Anftefung der Kits 
-Hendiener. Sie muß in ihre alte Witrde , in ihr wohl 
thätiges Wefen wieder bergefiellt werden. Aufferdens 
"werden die Gemüther der Gläubigen in ihrem religids 
fen Gefühl beunruhigt und mißtrauend, oder Falt. Die 
hieraus entflehende Gemüthsſtimmung, iſt gefährlich 
‚für den Beſtand der-äuffern Ruhe». 


« Bor allen Dingen iſt nothwendig, daß die biſchöf— 
lichen Stühle beſetzt, und ihre Cathedral Ca⸗ 
pitel zweckmäſig ergänzt werden. Vorzüglich davon 
hängen ab, die Wiederherſtellung der KirchenDiſciplin, 
die Einrichtung der Seminarien, die Erziehung. und 
Bildung. der Geiſtlichen, Die Aufficht über den Clerus, 
die Leitung des religiöfen Unterrichtes. — In dem 
jegigen Zuflande (der Verwaiſung) der teutfchen 
Kirche, if ohne Zweifel dad Oberhanupt der Kirche, 
ber Papft, berechtigt, und verpflichtet, Vorſe— 
bung zu treffen für Metzung der bifchöflichen Stühle, 
durch die Wahlnener Bifchöfe. Iſt dieſes gefchchen, . 
daun wird weniger fchwer feyn, die Domcapitel 
wieder herzuſtellen, und fo zu ergänzen, daß fie fähig 
Pan ihren. Officien und Obliegenheiten nachzukom⸗ 


BE 
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wen, namentlich die Biſchöfe aus ihrer Mitte frei 

zu wählen. Die freie und canoniſche Wahl der 
Biſchöfe Durch die Eapitel, bat man von jeher 

als das koſtbarſte Privilegium der germaniſchen Kirche 
betrachtet ». 

Diefem gemäß, gehen die Mn nträge ber Dratoren 
dahin, daß zuvörderſt feſtgeſetzt werde: 

1) «daß die katholiſche Kirche wieder in ihre ei gen 
thümlichen Nechte eingefegt, und in dem des 
fig ihrer Rechte, mit Inbegriff der freien Wahl; der 
Bischöfe durch die Eapitel, gegen jeden fremden: Eins 
griff erhalten und gefichert werde; 

2) daß demnach die Verhältniſſe ber Kirche, 
zu dem Staat, ohne Rückficht auf die ſtatt gefunde⸗ 
nen Neuerungen, in denjenigen Zufland wieder 
herzuſtellen ſeyen, wie fe früher beflanden; 

3) daß jener Grundfag der altern teutfchen Kir⸗ 
chenfreiheit, bei allen über diefen Gegenftand noch 
weiterhin zu treffenden Beflimmungen, ald Grunde 
lage aufgeftellt und angenommen werden folles. 

Die zweite Befhmwerde betrifftdie Entziehung 
des firhlichen Eigenthums. Was jedem Private 
mann erlaubt ift,, Tagen die Oratoren, Darf der Kirche! 
um fo weniger übel gedeutet werden, da fle ihr Bermda 
gen nur zu Beglückung der Menfchen anwendet. Die 
teutiche Kirche: fordert Daher zurück: | 
. 2) salleiprefichlicden Befigungen, welche 
noch nicht verduſſert ſind; 
® 2) ihre veräufſerten Beſitzungen, fo weit 
fe nach Gefegen und. Recptögrundfägen eiulö bar 
ſind; 

5) in Anſehung ihres übrigen Eigenthums, 
begehrt fie zureichenden Erſatz, durch angemeſſene 
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Entfhäbigung in unbeweglichen Bellgthümern, 
wenigftend fo viel aid zu der Fundation der Bis⸗ 
thümer, der Domcapitel, der Geminarien, 
Ber Dfarreien, der kirchlichen und wohlthätigen Ju⸗ 
flitute, nothwendig iflx. 

ı: «Was Die Kirche hier zurücfordert, war, und 
it, im rechtlichen Sinne, noch ihr Eigenthum. . Auch 
können bie jegigen Befiger ihres Eigenthums, in ihrer 
Bewiffen, für rechtmäfige Eigenthümer Rich nicht 
balten. Die Gerechtigkeit gebietet volle Wiedererflats 
fung: der milde Geift der Kirche verbürgt jede billige 
Mäfigung in der Anwendung des ſtrengen Rechtſat⸗ 
6. Die Kirche befist ihr Eigenthum nur zum Wohl 
und Glück der Völker. Durch Ausübung der Gerech⸗ 
tigkeit, kann hier Der Staat nur gewinnen. Gebet dem 

Kaifer was des Kaiferd, und Gott was Gottes ik»! 
In einer zweiten Denkſchrift, vom:. März 
2815 *), derlangten diefelben Dratoren die Zuzies 
Hung der Nepräfentantenihrer Kirche auf dem 
Eongreß, bei Beratbung der teutſchen Angelegens 
beiten, fo weit die Kirche dabei interefüirt ik. «Das 
Intereſſe dieſer Kirche» , fagten fie, « ward, von ihrem 
Urſprung an, durch ihre Bifchöfe und die ganze 
Geſammtheit der Nation in fich ſelbſt verwahrt. 
Nach der Neligionstrennung,, » ward kraft des Melis 
gionsfriedens von 1559, dem Fatholifchen Reichstheil 
feine neue kirchliche, Firchlich s politifche und bürgerliche 
Exiſtenz geſichert, durch das ComitialStimmrecht von 
Za geiſtlichen und ea weltlichen Eotholifchen Ständen, 
In dem denfwürdigen Jahr 1808 giengen hietin, durch 





%) Acten x. Bd. II, G. 355 . 
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die Seculariſation, große Veränderungen vor. — 
est ſollen die Unbilden der Zeit verföhnt (verwiſcht) 
werden. Bei diefer FZundamentalAngelegenheit, ges 
bührt der teufchen Earholifchen Kirche ein Mitbe—⸗ 
rathungsrecht durch ihre Repräfentanten,, fo weit 
die Kirche Dabei intereffre iſt. FR diefer Grundſatz 
audgefprochen , fo kann demnächſt, nach Befchaffenheit 
des jetzigen verwaifeten Zuftande® der Kirche, ihre 
Mepräfentation aufdem Congreß, den canonifchen 
Gefegen gemäß, gehörig autorifirt werden». 

Ad Beweggründe, diefen Grundfag auszus 
fprechen, gaben die Dratoren, auffer den ſchon angeführs 
ten biftorifchen Gründen, an: « Die hohe Beflimmung der 
Firchlicden Megierung ; die Heiligkeit und bürgerliche 
Wichtigfeit der Religion; die Ueberzeugung des fatholie 
fhen Gläubigen, Daß er nie aufhöre, Die Gewalt feiner 
von Gott gegründeten Kirche anzuerkennen; das Inte⸗ 
rcfle des Staated, daß feine Bürger der Religion huls 
Digen; dasjenige der Staatsbürger, daß Die getreuefte _ 
Repräſentantin feines Theuerften, bei den Verhandluns 
gen über feine religiöfe und politifhe Eriftenz gehört 
werde, die Kirche, um deren Rechte und Bflichten, ges 
handelt wird. Der Eatholifche Staatsregent iſt nur 
Protector, nicht Regent feiner Kirche ; ihm gebührt nicht, 
mit Ansfhluß derfeiben über ihre Rechte abzufprerhen. 
Dem proteffantifchen Regenten geziemt noch wer 
Niger, dad religiöfe Intereſſe feiner katholiſchen Unter⸗ 
thanen unberathen , und deren einzige kirchliche Re 
präfentation unbeachtet zu laſſen. In Abficht der 
Kirhengüter, wobei die NRegenten ohnehin zum 
Theil Gegenpartei Kind, werden die weltlichen Regen—⸗ 
ten wohl nicht, ungehört des andern Theils, das Ends 
urtheil fällen wolſen. Die weiſe Mitberathung der 
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Kirche, die fo viele Beweife ihrer Beſcheidenheit geges 
ben, ift des hoben Gegenftandes um fo würdiger , je 
auffallender e8 aufferdem wäre, wenn man gerade im 
dem Augenblick der Ausfühnung mit der VBergangens 
beit, die der Kirche gebührende uud ehehin fo willig ges 
widmete Achtung vermißte. Die Sicherheit des Staatds 
gebäudes, ruht auf dem thätigen Lchen der Religion». 

Durch eine eigene Ausführung *) (ohne Das 
tum), beſtrebten jich noch die Oratoren, die Ungül—⸗ 
tigkeit und Nichtigkeit der, durch den Reichsdepu— 
tations Hauptſchluß von 1803 verfügten, GSecularis 
ſation geifllicher Güter darzuthfun. Man habe, ſagten 
fie, Die Urfache Diefer Verfügung in den Verlufi der 
Länder auf der linken Rheinſeite geſetzt, und hierauf die 
Nothwendigkeit, die verlierenden Laudesherren 
mit teutſchem Kircheneigenthum zu entfohädis 
gen. Diefe Maasregel fey mit folgender dreifachen 
Nullität **) behaftet. 

1) Mangel des Einheitſinnes der weltlihen Res 
genten, fey die Urfache jenes Verluftes; nicht Pflicht⸗ 
vergeffenheit der geiftlichen Stände. Auf jeden Fall 
habe man nicht den unfchuldiaften Theil allein, 
zur Entfhädigung des ſchuldigen verdammen follen, 
Alte Reichsftände hätten, verhältnigmäfig, zu der Ents 
ſchadigung beitragen follen. So aber feyen die geiftlis 
hen Stände allein das Dpfer geworden. Nicht nur 
ihre weltlichen Staaten habe man genommen, fons 
dern fogar das underäufferliche Eigenthumder 





*) Acteny. Bdo. IV, ©. 296. 

”*) Daß bier das Wort Nullität, nicht indem ſtreng juri⸗ 
ſtiſchen Sinn genommen werde, bedarf kaum einer Erins 
nerung. 
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8sanzen Fatholifhen Kirhe Teutſchlands, 
und zwar weit über den Betrag des Verluſtes. 

2) Die in dem Reichsdeputations Hauptſchluß feſt⸗ 
sefegten Bedingungen der Secularifation ſeyen uns 
erfüllt geblieben, und die ausdrücklichen Beftims 
mungen deffielben nicht geachtet worden; z. B. die 
Beſtimmungen über das Marimum und Minimum des 
Suſtentations Gehaltes, $. 51; über die Reſidenzen, 
$. 50 und 69; über das nicht zu lörende gemeinfchafts 
Jiche Leben der Frauenklöfter $. 42 und 55; über die 
Suſtentatious Hülfcaſſe, $. 75; über die frommen Stif⸗ 
tungen, $.65, worüber nach Wilfführ verfügt worden; 
über die beiden geifllichen Nitterorden, $. 26, welche 
aufgehoben worden; über die Diöceſen, die geändert, 
und die geiftlichen Perfonen, welche dem geiftlichen Fo⸗ 
zum entzogen worden, $. 62; über die Ansftattung der 
KathedralKirchen, $. 55, welche nicht erfolgt fey. 

3) Wäre aber auch die Gecularifation gerecht, waͤ⸗ 
zen die Bedingungen erfüllt worden, fo müſſe doch nun, 
nachdem die Fänder auf der linken Rheinfeite wieder 
erobert worden, Alles wieder in den vorigen 
Stand gefegt werden; denn — caussa sublata, tolr 
litur’effeetus. Ohnehin habe ja. dag Kirhenobens 
haupt gleich Anfangs wider den Gewaltſtreich feierlich 
proreftirt *), bloß ans dem Grande der Unveränß 





) Bon einer feierlichen Proteſtation des Papfıcd 
iſt, meines Wiſſens, wenigſtens öffentlich in Teuefehland 
Ries betannt worden. Auch der päpfliche Legat, 
Herr Eardingl Conſalvi, beruft fih in feiner wiener raw 
teſtations Urkunde vom ı4. Jun. 1815, und in dır dam 
schörenden Begleitungs Note von demfelben Tag, auf « pu- 
blica documenta » oder « Actes publica», dur welde 
der heilige Vater feine Mißbilligung des Reichsdeputaticns⸗ 
Hauptſchluſſes gu ertennen gegeben habe. 
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ferlichkeit des Kircheneigenthums. Wie konne daffelbe, 
wenn man jet das ſchreiende Unrecht durch einen neuen 
at beftätigen wollte, diefen BeraubungsAct je canos 
nifren? «Was würden daraus für Staat und Lie 
che, für Die Ruhe der Gemütherbeider Eonfeß 
fionen, mit und neben einander lebend, — was für 
Folgen entfichen »? 

Endlich erregte es noch ganz vorzüglich die Aufı 
merkfamkeit der Dratoren, daß als in der erſten Con⸗ 
ferenz der Bevollmächtigten der teutfchen Souveraine, 
am 23. Mai 1816, ein Entwurf der teutfhen Buns-. 
des Acte zur Berathfchlagung war vorgelegt worden, 
beffen 15. Artikel .*) der katholiſchen Kirche eine 

Verfaſſung bloß verhieß, welche, unter der Sara 
tie des Bundes, ihre Nechte und die zu Beflreitung 
ihrer Bedürfniffe nothwendigen Mittel ſichern ſollte, — 
Dagegen aber für die Nechte der Evangelifhen bes 
fimmt erflärte, daß fie in jedem Staat zu der Landes; 
verfaſſung gehörten, und baß ihre auf Friedensſchlüſſen 
(d. 5. unter Anderem, auf dem Religions, und weis 
phälifchen Frieden), Grundgefegen, oder andern gül— 
tigen Verträgen beruhenden Rechte ausdrücklich aufs 
recht erhalten würden. 

Die Dratoren fanden eine fole Beſtimmung in 
ber BundesActe, Höh FR bedenklich für die katho— 
liſche Kirche. Sie fuchten daher das, nach ihrer Weis 

»vung, dieſer Kirche hieraus drohende Präjudiz durch 
Einreichung zeiniger Bemerkungen über den Art. 
25» **), datirt vom og. Mai 1815, abzuwenden, und 
ſchienen ſtillſchweigend, auf Weglaffung eines fols 





*%, Actenı. Bd. II, &. 321. 
*) Ehendaf. Bd. IV. G. 295. 
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"en Artikels aus ber Bundesficte angelegerttihf ans 
zutragen. | 
Die Evangeliſchen, meinten die Dratoren, 
ſeyen in unverändertem Befg ihrer echte, und zwar 
identifire (?) mit der Landesverfaſſung, würden von 
ihren eigenen GlaubensRegenten (Regenten gleicher 
Religion) repräfentirt, und durch Deren mächtigen 
Scepter gefihert. Dennoch wollten ihnen die Mitglies 
der des teutfchen Bundes, in der BundesActe, wie mit 
päterliher Sorgfalt, mit der oben erwähnten 
Verſicherung ihrer Nechte entgegen kommen. So 
würde ihnen unverbofft Etwas gegeben werben, 
deſſen fie nicht bedürften, und was fie baher auch 
garnicht verlangt hätten *). | 
Ganz anders fiche ed um die katholiſche Kirche, 
Diefe fen jetzt ohne Rechte, ohne Mittel, ohne Berfafs 
fung **). Diefe fupplicirende Kirche, wolle man, 
in ihrem Nothſtand, mit einer unbefimmten und 
entfernten Doffnung.abfertigen. Das ſey ſchlecht⸗ 
weg cin Todesurtheil. Der Artikel müſſe alfo nur 
Beſorgniſſe beiihr erregen. — Berner, Wer habe 
Denn über die Rechte der katholifchen Kirche zn cuts 
foheiden? Wer habe derfelben,, eine ihr angemeffcne 
Berfaffung rechtögültig zu ertheilen? — Der teut⸗ 
ſche Bund doch nicht? Geine katholiſchen Wit 
glieder würden fich doch wohl nicht zu Eonftituenten der 
Kirche Gottes aufwerfen wollen! Und die prot e— 





NVerlangt hatten fie es in fo fern allerdings, als ber 
preuffifhe Hof, ein evangeliſcher, in feinem Entwurf 
einer Bundes Acte vom 1. Mai 1815, autdrüdlich eine die 
Rechte der Svangeliſchen fihernde Beſtinmung vorge 
ſchlagen harte. Acten x. Bd. 1, ©. 307. 
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Kantifchen, würden boch nicht, in Widerſpruch u 
Ach felbft, Dppofition und Patron (der fatholifchen 
Kirche) zugleich feyn wollen! Wollte man aber auch 
mit dem Artikel nur fo viel fagen, DaB man der Kirche 
(nicht eine Verfaffung geben, nicht in die görtlicde Ins 
flitution eingreifen, fondern) die Reſtitution ihres 
Eigenthums, oder Entfhädigung durch gefis 
cherte Dotation, und Beflimmung der KRegentens 
Verhältniſſe verfidern wolle; fo werde man doch 
dergleichen Ausgfeichungen und Beflimmungen nicht 
einfeitig machen wollen. — Werde, fünne wohl-ber 
Vapſt die einfeitige Meinung einer erflärten 
Dppofition, als Gefeg für die teutfche Fatholifche 
Kirche anerkennen? Und was würden endlich die Sof, 
gen davon feyn? Könnten fie wohl irgend einem The 
erwünſcht ſeyn? — So die Dratoren, die Wort 
führer für die katholiſche Kirche Toutſchlands! 

Auſſer dieſen Oratoren, wendete ſich, in gleicher 
Abſicht, mit verſchiedenen Denkſchriften und An— 
trägen für die teutſche katholiſche Kirche im Ganzen, 
an den Eongref%- Herr Ignaz Heinrich Frhr. von 
Weſſenberg, GeneralBicar ded Bisthums Conſtanz 
und DomCapitular zu Augsburg. Eine befondere Ers 
mächtigung zu diefen Schritten, fcheint derfelbe weder 
von der teutfchen Fatholifchen Kirche , noch von dem 
Papſt erhalten zu haben. Aber als ausgezeichnetes 
Mitglied dieſer Kirche, trat er, wie die Oratoren, für 
dieſelbe, wohlmeinend auf. Wie an eigenem Antrieh, alſo 
wahrſcheinlich an Aufforderungen und Ermunterung hie⸗ 
zu, von mehreren Seiten ber, fehlte es ihm nicht 

In feiner erfien Denffchrift*), vom 27. Nov. 





®) Acten des wiener Eongreffeä, Bd. IV, ©. 299. 
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aBı4, geht er ungefähr von benfelben Vorderſaͤtzen aus, 
wie die Oratoren. Er ruft in das Andenken, die Veh 
Dienfte der Kirche um Teutfchlands Unabhängigkeit, 
- Eivilifation und Eultur. Uber, fügt er Hinzu, feit 
zwölf Jahren befinde fic ſich in einem beifpiellofen Zus 
Hand von Verlaffenheit. Ihr Vermögen ſey ihr 
entriffen; ihrer uralten Verfaffung feble cd an 
geſetzlichem Schuß; ihre weſentlichſten Anftals 
ten feyen ohne gefiherted Einfommien; feld . 
jene frommen und milden Stiftungen, deren 
Erhaltung der R. DeputationsHauptfihluß $. 65 ans 
geordnet hatte, ſeyen feither zum Theil willkührlich 
ihrem Zweck und ihrer Riftungsmäfigen Ber, 
waltung entzogen worden ;.die Bisthirmer 
fenen größtentheild vermaifet, die Domcapitel 
ſterben aus; ihre Firkhengefegliche Wirkſamkeit fey 
gehemmt; überhaupt gebreche es, bei der eingetres 
tenen Unbeſtimmtheit der Grenzen der geiftlis 
chen und weltlichen Macht, den kirchlichen Bes 
Hörden an dem zu Handhabung guter Kirchenzucht 
nöthigen Anſehen und an Unterflügung — Die 
Kirche begehre ihr Eigenthum, noch dringender ihre 
Berfaffung, ihre urfprüngliden Rechte, ihre 
Sreiheit zurüd. Die Veranlaffung der Secularifas 
tion (der Territorial Verluſt auf der linfen Rheinſeite) 
fey, durch Wiedervereinigung der Länder mit Teutfchs 
fand, befeitigt. 

Man möge demnach in die Bundes Acte fol 
gende Beſtimmungen aufuchmen : ı) daß für cas 
nonifche Einrichtung und Ansflattung, und 
für gefeglide Sicherfkellung der katholiſchen 
Kirche, ihrer Erz- und Bisthümer, dutch eig 
at dem Papſt eheſtens abzufchlieffendes Eoncosdat 
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geforgt werde; 2) daß dieſes Eoncordat einen weſent⸗ 
lichen Beſtandtheil der teutfchen Bundesperfaf 
fung, unter dom Schuß der oberſten Bundesbehörde 
und ded Dundesgerichted , ausmade, und alle Bits 
shümer zuſammen ein Ganzes ald teutfhe Kirche, 
unter einem Primas, bilden; 3) daß die Bisthäs 
mer und Domcapitel, fo viel möglich, erhalten 
werden, Doch mit Vorbehalt angemefliener Berichtigung 
der Diöcefan®renzen,, der Verfehung eines alten Bir 
ſchoffitzes, oder der Errichtung eines neuen; 4) daß 
zur Dotation berfelben, auch der dazu gehörigen 
Anftalten,insbefondere der Seminarien, ihre noch dom 
handenen Güter befimmt werden, und daß 
die Dotation aus liegenden Gründen, mitden 
Diet eigener, felbfikändiger Verwaltung, 
befiche ; S) daß der Beſitzſtand aller Pfarr, Schule 
und Kirdengüter, garantirt werde, und dat 
über ohne Beflimmung der Kirche, nicht verfügt wen 
den dürfe; 6) daß alle durch den R. Deput. Danpt- 
ſchluß $. 65 Begeichneten frommen und milden 
Etiftungen hergeſtellt und für ihre Zwecke erbals 
ten werden, von Seite des Staates aber ben ſtiß 
tungsgemäfen Verwaltungsrechten fein Abbruch . 
gefchehen dürfe; 7) daß überhaupt die freie Wirks 
famEeit der Kirchenbehörden, von den Staats 
Behörden nicht beeinträchtigt, vielmehr geſchützt werde. 
In einer befondern Dentfhrift*, , ebenfalls 
vom 27. Nov. 1814, machte derfelbe Herr Generab 
Bicar von Weſſenberg noch den Antrag, Daß mau 
Der teutfchen Bundes Acte die Beflimmung einverleiben 
möge, daß die Bifhöfe und Domcapitel, nach 





% Acten d. w. C. Bd. IV, ©. 30%. 
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gebührender Audſtattung In liegenden Gütern, alle 
Vorrechte der Landſtände, auch gleichen Rang und 
die nämlihen Verhältniſſe, in Dinficht ihrer 
Perfonen und Güter, wie die weltlichen mediatis 
arten Reichsſtände (Standesherren) genieſſen follen. 

Späterhin überreichte Ebenderfelbe einen Bor; 
ſchag ıohne Darum) zu einem Artikel für die 
BundesActe *). Darin werden feine vorigen Anträge 
wiederholt; doch mit etlichen Zufägen und Modifice 
tionen. Es wird nämlich verlangt, daß das Minis . 
mum der Dotation eines Erzbiſchofs auf ein jähr⸗ 
liches reines Einkommen von 30,000 Gulden, eines 
DBifchafs von 20,000 Gulden, eines Domcapiteld von 
‚20,000 Gulden fefgefegt werde; ferner, daß die Vor⸗ 
rechte des Primas, ohne Abbruch der geiftlichen 
Gerichtbarfeit anderer Erzbifchöfe, nur auf die Leis 
gung der allgemeinem Angelegenheiten ber 
teutſchen NationalKirche fich beziehen follen; daß nach 
gepflogener Unterhaudlung mit dem päpfilihen Stuhl, 
ein Gefeg de8 Staatenbundes die Einrichtung dies 
fer Kirche beſtimmen folle; daß in Anfehung der , bei 
den erz⸗ und bifhöflihen VBicariaten und Conſi⸗—⸗ 
ſtorien Angefellten, diefelben Grundfäge Aumens 
bung finden follen, welche der Reichsdeputations—⸗ 
Dauptfhluß von 1803, in Dinfiht der Anftelung, 
Entfhädigung und Penflonirung der Staatödiener fefls 
geſetzt hat. Ä 

Endlich überreichte Herr GencralBicar Sehr. von 
Weſſenberg noch an demfelben Tage, an welchem 
die Artikel der Bundeslcte paraphirt wurden 
«8. Jun. 1815), wie es foheint, auf dringende Veran 





®) Acten d. m, C. Bd. IV, G. 206. 
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laſſung, eine Rote ). Der Zweck derſelben war, 
zu verhindern, daß der ſchon beſchloſſene Artikel in 
Betreff der teutſchen katholiſchen Kirche, aus der Bun⸗ 
desActe nicht weggelaſſen werde. Judeß ward, 
an demſelben Tage, die Weglaſſung dieſes Artikels, 
auf Baierns Antrag, dennoch beſchloſſen **). 

Ueber eine Urfache Diefer Weglaſſung, giebt 
gegenwärtige Note einigen Aufſchluß. Es gche Die Rede, 
beißt es darin, der Artikel folle darum megbleiben, 
«weil cr (zugleih) der proteſtantiſchen Kirche 
Rechte zufichern wolle, die zum Theil mit den veräns 
derten Verhältuiffen und dem jegigen Zeitgeift nicht im 
Einklang fliehen ». 

Es wird zugleich in jener Note gezeigt, daß es 
dringendes Bedürfniß der katholiſchen Kirche ſey, 

"der BundesXcte einen Artikel einzurücken, welcher ihr, 
neben dar freien Neligionsübung, eine in liegenden 
Gründen mit dem Rechte der Seldfiverwaltung beftes 
bende Dotation ihrer Bisthümer, Iheilnahme an der 
landſtändiſchen Nepräfentation durch ihre Vorſteher, 
und cine ihre Mechte fihernde Drganifation garantire, 
Die jeßige Lage und Die neueren Schieffale dieſer Kirche, 
ſeyen ganz verfchieden von drnjenigen der proteftans 
tifchen Kirche. Sie bedürfe wefentlih einer neuen 
zweckmäſigen Begründung ihrer politifhen Exiſtenz. 
Nicht fo Die proteffantifche, die weder ibre Verfaffung 
und Rechte, noch ihr Eigenthum verloren habe, und 
deren verfaſſungsmäſige Exiſtenz hinlänglich gefichert 
ſey, durch denjenigen Artikel der BundesActe (dem 16.), 
welcher die völlige politiſche und bürgerliche Gleichſtel⸗ 


e) Acten d. w. C. Vd. IV, ©. 308, 
ae) Ebendaſ. Bd. II, S. 635, ad Art. 16. 
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dung der drei chrifllichen Confeffionen andfpreche, indem 
Ke auf ſolche Rechte wie z. B. das jus reformandi, 
welches in dem meftphälifchen Frieden begründen if, 
ferner feinen Anfpruch mehr machen werde *). 

Angeblich von demfelben Heren GeneralBicar von 
effenberg, erfchien auf dem Congreß im April 1815 
eine Eleine Druckſchrift +). Der Verfaffer entwickelt 
darin feine Anfichten über Das Bedürfniß einer nenen 
Begründung und Einrichtung der teutfchen far 
tholifchen Kirche, fo wie über den Geift und dad Wefen 
eines Concordats zwifchen dem Papft und dem teuts 
fen Staatenbund. Zugleich werden Entwürfe vorge 
legt, theilß zu einem folhen Concordat, theild zu 
einem organiſchen (einrichtenden) Gefeg für die 
Fatholifche Kirche Teutſchlands. Mebenbei wird ein 
rühmlicher Eifer an den Tag gelegt, für religiöfe Dul⸗ 
dung und Gleichftellung der verſchiedenen Glaubensver⸗ 
wandten, in Hinficht auf bürgerliche Rechte. 

Auch wurden dem Eongreß «rechtliche Bitten 
und ehrfurchtvolle Wünfche der Katholiken Teutſch⸗ 
Hands »***) gedruckt zugefendet, den Vernehmen nach 
von Hrn. Schmidt, Kaufmann zu Augsburg. Vier 
rechtliche Bitten und zwei Wünfche find es, die hierin 
vorgelegt wurden. 

Rechtliche Bitten: 1) zweckmäſige Wieder 
herfichung der Bisthümer, nebſt Seminarien 
und Lehranſtalten, und Salarirung der Bifchöfe, 
der Domcapitel, der bifcpöflichen Käthe, der Lehrer und 


©) Dasjenige Majeftätsrecht, welches die Publiciften 

jus reformandi nennen, dauert noch jegt unverändert fort, 

©) Die teutſche Kirche. Lin Vorſchlag zu ihrer neuen 

Begründungund Einriptung. Im April 1815. 648: in d. 
©.) Acten d. w. C. Bd. I, Hift 2, ©. 80 ff. 
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Unffeher aus dem Ertrag der hiezu zu beſtimmenden 
liegenden Gründe;a) Wiederherfichung wenigſtens 
einer beftimmten Anzahl von Klöftern und geiftlis 
chen Inſtituten, nachdem Geiſte der Entholifchen Res 
ligion, deſſen Beflimmung die Katholiken nur allein von 
der Kirche und deren Oberhaupt erwarten; 3) daß 
den Kirchenvorfichern und dem Oberhaupt der 
Kirche, in ihrem ganzen Umfange überlafen wers 
den, die unmittelbare Aufficht und Leitung, und die 
allenfalls nörhigen Verbefferungen der Kirhenvers 
faffung,, die Aufrcchthaltung der Glauben 
lehre, dic Beſtimmung und Handhabung der gottes— 
dienftliden Ceremonien, Gebräuche, Kirdhens 
fagungen, Fefte, Anudachten, der EFirchlichen 
Ordnung und Difciplin, fo wie die Aufſicht und 
Einrichtung der Seminarien und anderer Lehr Juſti— 
tute und Corporationen, die Wahl, Leitung und 
Prüfung aller zu dem Eultus unmittelbar oder mittel 
bar, befonders zu der Seelſorge erforderlichen Indivi⸗ 
duen, die Unterfuchung, Verbefferungen und Rügen in 
Neligionds und Kirchendienftfachen ; die Staaten mös 
gen fih mit dem allgemeinen InſpectionsRecht 
begnügen, um etwa aufflcigende Beſorgniß des Mißs 
brauchs zu beſeitigen; 4) unbefchränfte Verwal— 
tung des Kirchenguts, der Kirchenſtiftungen, 
überhaupt der zu dem Cultus gehörigen Fonds, als 
Eigenthums der Kirchengemeinde, durch die Kirchen— 
vorſteher, unter Leitung des höchſten Kirchenobers 
hauptes. 


Wünſche: 1) daß die Uneinigkeiten zwiſchen 
Kirche und Staat, in Hinſicht auf die Grenzen 
der wechſelſeitigen Gewalt, der Natur der Sache ans 
gemeſſen gehoben werben ; daß dann, befonderg unter 
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Anleitung bes Kirchenoberhauptes, der Grund um bie 
Hinderniffe der moralifhden Erziehung zu 
befeitigen, und fo manche fich twiderfpeschende neue 
Lehren gu berichtigen, gelegt, und eine den Zeitz 
bedürfniffen angemeffene DifeiplinarHrdnung der 
Geiſtlichkeit eingeführt werde; 0) daß die Erzie 
bung der Jugend wieder einem, diefem Hauptzweck 
der moralifchen Menfchenbildung vorzüglich und aus 
ganz unintereffirten Abfichten geiwidmeten Inſtitut *), 
unter feften und bleibenden Normen, wieder einge, 
räumt, mithin nicht fernerhin unfteten , ſchwankenden 
Einrichtungen überlaffen, oder von Seite der Erzicher 
als blofjer Erwerb s und Gewerbzweig betrachet werde. 





So viel von den Borträgen und Anträgen, 
welche dem Congreß von auffen gemacht wurden. 
Nun von den Befhäftigungen des Congreffed 
ſelbſt, mit Kirchenangelegenheiten der Katholiken fo; 
wohl, ald auch der Evangeliſchen. . 

Ungeachtet fchon feit dem Anfang des Congreſſes 
die Erwartung gefpannt war, auf eine Bellimmung 
deffelben über die Angelegenheiten der römifchsfatho- 
lifhen Kirche in Teutfchland, ungeachtet es nicht 
fehlte an Anregung von auffen, fo war doch dieſer 
Punct ganz mit Stillfhweigen übergangen , in 
den vier erften Entwürfen zu einer Grundverfaffung 
des teutfchen Bundes, welche Breuffen im Septems 
ber und October 1314 und im Februar 1815 vorlegte, und 
demjenigen, welcher im December 1814 von öftreichis 
ſcher Seite erfhien. In dem legten war, unter der Ru⸗ 
Brit von Rechten der Unterthbanen, bloß angetragen 


*) Ohne Zweifel find hier die Jeſuiten genteint. 
692 
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auf « Gleichheit der bürgerlihen Rechte für die 
chriſtlichen Glaubensgenoſſen, nämlich Katholifche, Kırs 
therifche und Meformirte » *). 

Zuerſt Hrachte, im achten Monat des Congreſſes, 
Dreuffen eine Beſtimmung über jenen wichtigen Ges 
genftand in Vorſchlag. In feinem Entwurf eines 
teutfchen Bundesvertrags vom Anfang Aprild 1815, 
6. 11, ſchlug diefer Hof, auffer der « uneingefchränften 
Meligionsübung », ale eines Rechtes der Unterthanen, 
folgenden Artikel vor. «Die katholiſche Refigion 
in Teutfchland, wird, unter der Garantie des Bun- 
des, eine fo viel als möglich gleichformige, zufammens 
Bängende Verfaffung erhalten» **. Mit Eluger Bes 
butfamfeit hatte man ſich, bei diefem Vorſchlag, in 
den weiten Schranfen der Allgemeinheit gehalten, Doc) 
aber fchon die auf jeden Fall fehr wichtige Garantie des 
Bundes, fiir die Fünftige Fathofifche Kirchenverfaffung 
in den Bundesflaaten, beſtimmt ausgefprochen ; hin» 
gegen war der Kirchenrechte der Evangelifchen, noch 
gar nicht erwähnt. | 

Näher trat Preuffen der Sache, in einem am 
1. Mai 1815 an Deftreich übergedenen Entwurf der 
BundesXete. Auſſer der Beflimmung, daß «die drei 
chriſtlichen KeligionsParteien, in allen teutfchen Staa: 
ten gleiche Rechte genieffen follen», fchlug es auch 
noch folgende vor. «Die Fatholifhe Keligionin 
Teutfchland, wird, unter der Garantie des Bundes, 
eine fo viel als möglich gleichförmige, zufammenbäns 
gende, und die zu Beflreitung ihrer Bedürfuiffe woth⸗ 
wendigen Mittel fihernde Verfaſſung erhalten. Die 





) Acten ꝛc. Bd. 1, ©. 5. 
”) Ebendaſ. Bd. I, Heft 4, ®. 110, 
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Rechte der Evangelifhen, gehören in jedem Staat 
zur Landesverfaſſung, und ihre auf Sriedensfchlüffen , 
Grundgefegen, oder audern gültigen Verträgen berus 
beuden Rechte, ſind dem Schuß des Bundes anver⸗ 
traut» *). 

Bald nachher, im Mai 1815, erwähnte nun auch 
Deftreich der Kirchenangelegenheiten, in einem von 
ihm vorgelegten Entwurf der Bundes Acte. « Die Reli, 
gionsverſchiedenheits», fo heißt ed darin, «der 
chriſtlichen Glaubensbekenntniſſe, fol einen Unterſchied 
im Genuß bürgerlicher und politiſcher Rechte begrün—⸗ 
Den. Jeder Eonfeffion fol die ausschließliche Vers 
waltung Der Gegenſtände ihres Cultus und ihrer Kir; 
chengelder zufteben. Die Angelegenheiten der Fathos 
liſchen Kirche, follen mit dem römifchen Hof auf der 
(Buntes) Berfammlung verhandelt werden » **). 

Endlich wurden in dem öftreihifh:preuffis 
ſchen Entwurf zu der Grundlage der Verfaffung des 
teutfchen Staaten Bundes, vom 23. Mai 1815, welcher. 
in den Sigungen über Errichinng und Verfafung des 
teutfchen Bundes al8 Grundlage der Berathſchla⸗ 
gungen diente, folgende Beflimmungen vorgefhlagen. 

Hrt. 14. «Die Verſchiedenheit der drei 
chriſtlichen ReligionsParteien, fan 
in den Pändern und Gebieten des teutfchen 
Bundes, feinen Unterfchied im Genuffe bürs 
gerliher und politifher Rechte ber 
gründen». | 
Art. 15. «Die katholiſche Kirche in 
Teutfchland, wird, unter der Garantie. 
des Bundes, eine ihre Kechte, nnd die zn 


*) Actend.w. C. Bd. II, ©. 805 u. 3or. 
) Edendaſ. ©. 313. 
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Beſtreitung ihrer Bedürfniſſe nothwendigen 
Mittel ſichernde Verfaſſung erhalten. Die 
Rechte der Evangeliſchen, gehören in 
jedem Staate zur Landes verfaſſung, und 
ihre auf Friedensſchlüſſen, Grundgeſetzen, 
oder andern gültigen Verträgen beruhenden 
Rechte, werden aufrecht erhalten» *). 


Ueber diefe legten Vorſchläge, „wurden in den 
Sigungen über den teutfchen Bund, vom a6. und 31. 
Mai, 2.5. und d. Junius, in der zweiten, fünften, 
ſiebenten, neunten und zehnten Sigung, folgende Be» 
ratbfchlagungen gehalten, und Beſchlüſſe gefaßt. 

—Was zuvörderſt den in dem 14. Art. enthaltenen 
Vorſchlag betrüft, daß. die Religions verſchieden— 
heit der Ehriften Eeinen Unterfepied begründen fol, in 
dem Genuß der bürgerlichen und politifchen Rechte ; 
ſo ward folcher in den 16. Artikel der Bundes Acte 
wörtlich aufgenommen, nur mit Weglaffung des 
Wortes «drei». Baiern alein, hatte auf Weglafı 
fung dieſes Artikels angetragen. Derfelbe, meinte 
es, gehöre wohl nicht in die erfle GrundActe des 
Bundes; die darin vorgefchlagenen Beſtimmungen 
möchten der Bundesverfammlung vorbehalten bleiben, 
in fo fern fie nicht Einrichtungen im Innern der Staas 
ten befchränfen folten. Gleichheit der bürgerlichen 
Rechte für die chriftlichen Glaubensgenoſſen, ſey in 
Baiern fhon ein Grundgefeg **), 

In der fünften Sigung wurden (es ifl in dem Pro⸗ 
tocoll nicht geſagt, von Wem) zwei Bemerkungen zu 





* Yeten d. w. C. Bd. II, ©. 320 m. 321; aud ©. 365 u, 


” Ebendaſ. &, 365 1. 387. 
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diefem Artikel gemacht *). Erfiend, daß in etliche Ab⸗ 
fchriften der Ausdruf «drei» chriftliche Religious— 
Parteien, fich eingefchlichen habe. Hierauf ward bes 
fchloffen, daß das Zahlwort drei auszuftreichen fey **). 
Zweitens, ward die Frage aufgeworfen, ob die Bes 
ftimmung dieſes Artifeld auch auf andere chriftliche 
Secten, z. B. anf Wiedertäufer, Herrnhuter u. f. w. 
zu ziehen fey? Diefe Ausdehnung ward bedenklich 
gefunden **). | 

Weit mehr Befchäftigung ale der 14. Artikel, gab 
der in dem 25. Art. enthaltene VBorfchlag , betreffend 
die Rechte der Eatholifchen Kirche und der 
Evangeliſchen. Zuerf wurden, von verfchiedenen 
Seiten, Erinnerungen in Abfiht auf die Abfafs 
fung und den Inhalt gemadt. Dann ward, in der . 
fünften Sigung, die Weglaffung diefes Artifels 
aus der BundesActe befchloffen. Aber zwei Tage fpds - 
ter, in der fiebenten Sigung, ward die Einrüdfung 





*) Acten ꝛc. Bd. II, &. 430 f. 

*.) Kür manche Lefer mag ed nußlich fenn, bier daran zu 
erinnern, daß man in Teutſchland stylo publico, fihon 
zur Zeit der Reichsverfaſſung, nur zwei chriſtliche Relis 
gionsParteien kennt: die Patholifche und die evans 
geliſche; die letzte theilt ih in dic der augsburgıs 
fhen Confeffion verwandte, und indiereformirte. 
Mehr hievon in des Verfaſſers Staatsrecht des Rhein 
bundes, $. 395. b. Mit Unrecht begriffen die Ridge 
feße, unter den A. C. Verwandten aud die Reformirten. 

e⸗) Bon den Herrnhutern, welche in dem Königreich 

Sachſen zu den augsburgifhen Eonfeflions®erwandten ges 
rechnet werden, verdient doch nachgefehen zu werden + 
Tommel rhapsod. obs. for. obs. 211. voc. Zin» 
Eu dorfianus, und Mofrrs Abhandlungen aus 
dem dirchenrecht, S. ııı fl. — Bon Wiedertäun 
BAR TIK r.0D. S. 89 — 112. Hoſchere 
EHEN, am Reichskammergericht, Th. I, S. 134 ff. 
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Deffelben , mit Ausnahme weniger Worte, feſtgeſehzt, 
und folcher in die neue oder revidirte Abfaffung der 
Bundes Acte aufgenommen. Endlich aber ward in. ber 
zehnten Sitzung, nachdem in der neunten der Kardinal 
Legat nur um Aenderung eines einzigen Wortes hatte 
bitten laffen, die gFänzliche Weglaffung des Ars 
tikels abermal befchloffen ; wobei es fein Bewenden 
hatte. Das Nähere wird aus Folgendem erhellen. 

Zuvörderfi von den Erinnerungen gegen bie 
Abfaffung und den Juhalt dieſes Artikels. Schon 
in der zweiten Sigung, wurden verſchiedene vorge: 
bradt. HeſſenDarmſtadt fchlug vor, den Artikel 
fo zu faffen. «Der Eatholifchen Kirche wird, nebfl der 
freien Religionsubung, eine aus liegenden Gründen 

‚ mit Selbfiverwaltung, jedoch unter Oberaufficht des 
Staates, beſtehende Dotation, ihren Bisthümern 
Zheilnahme an der landſtändiſchen Repräſentation 
Durch ihre Vorſteher, auch eine ihre Rechte ſichernde 
Verfaffung garantirt. Den cvangelifhen Glau— 
bensgenoſſen, werden in den Fatholifchen Bundesftaa: 

ten die nämlichen Rechte anerkannt. Die Grundfäge, 
in Betreff der mit dem päpfllichen Stuhl vorzus 
nchmenden Unterhbandlungen, werden von der Bus 
Dedverfammlung gemeinfam verabredet werden» *). 
Diefem Vorſchlag trat, in der achten Sigung, der 
Fögiglih. ſaͤch ſiſche Bevollmächtigte bei. 

Die vereinigten Fürſten und freien 
Städte wollten, daß, indem man der katholiſchen 
Kirche die zu Beſtreitung ihrer Bedürfniffe nothwenr! 
gen Mittel zufichere, die Einfchränfung hin“ge— 
fügt werde: «jedoch in Gemäßheit des 6.55 des teichs⸗ 





®) Acten d. w. C. Vd. I, ©, 366. 
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deputations Hauptſchluſſes vom 25. Sehr. 1803» **). — 
Der holſteiniſche Herr Bevoflmächtigte ahnte fhon ' 
Widerfpruch gegen die Beſtimmung, daß das Intereſſe 
Der Eatholifchen Religion unter die Garantie, auch der 
protekantifhen Bnudesſtaaten, welche die Mehrzahl 
ausmachten, geftellt feyn follte. In dem Fall eines 
folchen Widerfpruchs , meinte er, ſey lieber die Weg» 
laſſung Diefer Beftimmung zu wünfchen; welches auch 
für das Intereſſe der Proteſtanten unbedenklich fey. 
Diefer Vorfchlag ward in der fiebenten Sigung ange, 
nommen. 

Ueberdem ließ noch der päpſtliche Bevollmaͤch⸗ 
tigte, Herr Cardinal Conſalvi, in der neunten Sitzung 
durch Luxemburg, einen evangeliſchen Stimmführer, 
Den Antrag machen, daß man ſtatt «Verfaffungr 
«der katholiſchen Kirche in Teutfchlaud) dad Wort « Ei 
richtung», oder ein anderes paffendes wählen möge; 
um den Anflaud zu heben, der bin und wieder durch 
die Mißdentung des Wortes Verfaſſung veranlaßt 
ſey **). Dem VBernehmen nach, hatte man dem, der 
teutfchen Sprache unfundigen Herrn Eardinal, das 
Wort Verfaſſung lateinifh durch « constitutio» übers 
fest. Diefes fand er unpaflend, weil die Fatholifche 
Kirche eine eigene, allgemein gültige Eonflitution bes 
reits babe, und Laienfürften in Verfaffungsfachen ber 
Kirche feine Mitwirfung gebühre. 

In der fünften GSigung, vom 5ı. Mai, wurden 
wieder mandherlei Erinnerungen wider diefen Ars 
tifel gemacht, deren das Protocol nur überhaupt ers 
wähnt. Man wußte fih nicht zu vereinigen, und ſtieß, 


[4 





*) Acten d. w. C., Bd. II, &. 366 f. u. 379. 
), Ebendaſ. ©. 5106 u. 490» 


446 


hauptfächlich bei den über das Allgemeine hinausgehen 
den Beflimmungen, auf Schwierigkeiten, bie fofort zu 
Befeitigen man nicht wagen wollte, oder fonnte. Diers 
auf that der öffreihifche Herr Bevollmächtigte, Fürſt 
von Metternich, den, zwei Tage früher auch von den 
Dratoren in einer eigenen Dentfchrift an die Hand 
gegebenen Vorſchlag: «den AUrtifel ganz aus- der 
Bundes Acte wegzulaffen». Diefer Vorſchlag ward 
zum Befhluß*). 

‚Allein zwei Tage fpäter,, in der fiebenten Sigung, 
(dien Neue über diefen Befchluß eingetreten zu ſeyn. 
Man 506 ihn ſtillſchweigend auf, indem ein neuer 
Beſchluß gefaßt ward, daß der Bundes Acte ein Artis 
kel follte eingerückt werden , durch welchen «im Allges 
meinen die Rechte der Eatholifhen und evange 
liſchen Kirche gewahrt würden». Diefer Artikel 
folite fo lauten. 

«Die katholiſche Kirche in den teutfchen 
« Bundesflaaten, wird eine ihre Rechte und 
« Dotation fiihernde Berfaffung erhalten. Eben 
a fo werden Die Rechte der Evangelifchen, 
«in jedem Bundesflaat, in Gemäßheit der 
«Friedensſchlüſſe, Grundgefege, oder anderer 
« gültigen Verträge, aufrecht erhalten »**). 

Wörtlich fo, ward hierauf diefer Beſchluß, als 
ſechzehnter Artikel, in die neue oder revidirte Abs 
faffung der teutſchen Bundes Acte aufgenommen ***), 

Doch, ſechs Tage fpäter, in der zehnten Sitzung 
vom d. Junius, war abermal Reue auch über diefen 
Beſchluß eingekreten. Es war unterdeffen von mehre— 


*) Accen d. w. C., Bd. II, S. 441. 
») Ebendaſ., ©. 471 u. 4765. 
“s., Ebendaſ. S. 490. 
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ren Seiten, naı von den ald Dratoren für die 
katholiſche Kirch: getretenen Geiftlichen, privarim 
unterhandelt, u urch wiederholt mancherlei Ber 
denklichkeit in 5. gebracht worden. Um endlich 
einmal dem beſchwetlichen Handel ein Ende zu machen, 
und mir der Bundes Acte zum Schluß zu Eommen, deren 
einzelne Artikel nebſt der Einleitung noch in derfelben 
Sitzung paraphirz werden follten, und auch wurden, 
machte Baiern — welches ſchon in der zweiten Sigung 
vom 26. Mai, «feine nachträgliche Erklärung» über , 
diefen Gegenftand fi vorbehalten *), diefelbe aber 
nicht beigebracht hatte — den Antrag, diefen Artikel 
aus der BundesActe wegzulaffen. 

Diefer, der Mehrzahl, wie es ſchien, willfommene 
Antrag, ward angenommen, und zum Beſchluß 
erhoben. Zur Entfehuldigung des Wankelmuthes, ward 
in dem Protocol angeführt: «da die Auslaffung diefed 
Artikels ſchon früher einmal in Antrag gebracht worden 
fen **), und daß man fic jegt in Der Hinficht beliche, 
daß diefer Artikel, fo wie er da liege, ſchwer zu fallen 
fey ***), in nähere Beflimmungen hineinzugehen, 
aber manche Bedenklickeiten habe»+). Diefer Beſchluß 
ſcheint einmüthig gefaßt worden zu feyn, etwa nur 
mit Ausnahme des Föniglihsfähfifehen Herrn Bes 
vollmächtigten, welcher, in derſelben Sigung, ſchriftlich 
erklärte, daß er noch die erbetene Beſtimmung ſeines 


Hofes erwarte +}). 


*) Kcten d. w. C., Bd. IT, ©. 366 u. 387. j 
“) Befhloffen war fie (don, in der fünften Sitzung; 
wie weiter oben bereit angezeigt iſt 
) Wäre er, häcte man ihn anders gelegt, minder ſchwer 
zu faffen gewefen? 
+) Ebendaf. ©. 535. 
+ Ebendaſ. S. 553. 
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So ward demnach ber vorgef ne, oft und viel⸗ 
fach gewiünfchte Artikel über da chenweſen, aus 
der BundesActe, nach langen tten weggelaffen ! 
Forſcht man nach den wahren 9. dieſer Weg⸗ 
laſſung, fo hält ed ſchwer, ſolche Aue mit voller Zuver⸗ 
äffigfeit anzugeben, fo lang nicht alle Trichfedern, 
befonders Die, welche in geheim wirften, genau und 
glaubwürdig befannt find. Bis dahin, wird man Rh 
zum Theil mit Muthmaſſungen begnügen müſſen. 


Als gewiß kann man, laut der Acten, annehmen, 
Daß vonder Mehrheit der Stimmführer, befonders 
von Scite der Katholiken, namentlich auch von dem 
Eardinalkegaten, vonden Dratoren, und vom 
Dem bifchöflich  conftanzifchen General Vicar, Freiherrn 
von Weffenberg, ein Artikel dieſer Art eifrig ger 
wünfht, zum Theil ansdrüdlih und feierlih vers 
langt worden ſey, und daß befonders Breuffen die 
fon Wunfch, fo viel an ihm lag, thätig unterffügt habe. 
Daß gleihmwohlder in Vorfchlag gebrachte Artikel zuerſt 
vermorfen, daun in einer etwas kürzern Abfaſſung 
genehmigt, endlih aber wieder verworfen, 
folglich in die BundesActe nicht aufgenommen worden 
ift, Davon wird der Grund in feinem Inhalt zu fuchen 
feyn. In diefem muß irgendwo ein Anfkand oder Etwas 
befindlich feyn, welches wenigſtens auf einer Seite 
für anftoffig erachtet worden ifl. 

Wollte oder könnte man annehmen, daß in dem 
erſten, oder öftreichifch :preuffifchen Entwurf deg Artis 
kels, wie er in der erſten Sigung vorgelegt ward, etliche 
näbere Beftimmungen (in dem zehnten Protocoll wird 
ausdrücklich geäuflert, daß «in nähere Beſtimmun— 
gen hineinzugehen, mande Bedenklichkeiten habe ») 
wenigſtens hie und Da anftöjlig gewefen feyen: fo kommt 
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doch dagegen in Betracht, dag in derjenigen Abfaſſung 
des Artikels, welcher in der fiebenten Sigung ange⸗ 
nommen ward, mehrere folcher näheren Bellimmungen 
fon weggelaflen waren. Es war weggelaflen, Daß 
Die der Fatholifchen Kirche in Teutfehland verbeiffene 
Verfaſſung, unter der Garantie des Bundes 
ſtehen folle. Es waren weggelaffen die Worte; «die 
zu Beftreitung ihrer » (der teutfchen Fatholifchen Kirche) 
»Bedürfniffe noth wendigen Mittels, und anderen 
Stelle das kräftigere und anſtändigere Wort «Dotas 
tion» geſetzt. Ed war endlich, fo viel die Nechte des 
Evangelifhen betrifft, die Belimmung wegge— 
laffen, dag folche zu der fandesverfaffung gehören, 
Das heißt, als Durch die Landesverfaffung begründet 
augefehen werden follen. 


Nach diefen Weglaffungen, war ber bereitd anges 
nommene Artikel von näheren Beſtimmungen ſchon 
fo entblößt, Daß ſich ſchwerlich beſtimmen läßt, ob und 
wie folches noch mehr hätte geſchehen follen. Er ftand 
nun in einer Allgemeinheit da, die an Nacktheit 
grenzt. Er enthielt blos zwei Säge, eben fo einfah 
ald allgemein: 1) die Fatbolifhe Kirche in den 
Buudesftaaten, wird eine Verfaſſung erhalten, 
welche ihre Nechte und Dotation fihert; 2) die 
Rechte der Evangelifchen werden in jedem Buns 
desſtaat aufrecht erhalten, in Gemäßheit der 
Sriedensfhlüffe, Srundgefege, oder anderer 
gültigen Verträge. — Daß Feste verjicht fich 
rechtlich von ſelbſt; ed bedarf nicht erfi einer Verſiche⸗ 
rung. Das Erfte iſt eine Verheiſſung, die zum wenigs 
Men Nichts enthält, was der katholifchen Kirche mit 
Recht unangenehm feyn, oder fie in ihren Rechten und 
Anſprüchen beeinträghtigen könnte; und auf jeden Fall 


, 
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tft die Stelle fo allgemein gefaßt, daß die Kirche dies 
ſelbe auf das Günftigfte für fich auslegen Eonnte.  ' 
So unverfängfich nun auch, rechtlich betrachtet, 
dieſer Artifel war, fo glaubte man Doch durch Bedenk— 
Stchfeiten, welche in dem Protocol angedeutet, aber 
nicht angegeben werden, fich veranlaßt, Demfelben die 
Aufnahme in die BundesActe zu verfagen, und den 
für ſolche ſchon gefaßten Beſchluß wieder aufzuheben. 
Unmillführlich geräth man, durch den fonderbaren 
Gang der voransgegangenen IUnterhandlung und Ber 
ratbfchlagung, in Verfuchung, zu forfhen: welches 
dieſe Bedenkflichkeiten feyen? und von Wem fie erregt 
worden? | | 
Don evangelifcher Seite if, fo viel man weiß, 
weder etwas Bedenflicheß in dem Artikel gefunden; 
noch anf deſſen Weglaffung augetragen worden. Die 
eigenen Rechte waren darin, nah Gebühr, gewahrt, 
und die der Fatholifchen Kirche gegebene Berheiflung, 
mußte man chen jo recht als billig finden. 


Sonach müſſen die dagegen erregten Bedenklich— 
keiten, von Eatholifcher Geite gekommen fepn. 
Eifrig, wie ſchon gefagt, war von diefer Seite ein 
Artifel, die Nechte der teutfchen Eatbolifehen Kirche 
betreffend, gewünſcht, ja fogar förmlich begehrt wor: 
den. Noch in der neunten Sigung (5. Sun.) hatte 
der Cardinalfegat uur um Verwandlung des Wors 
tes « Derfaffung » in « Einrichtung» erfuchen laſſen; 
ed muß alfo, noch an dDiefem Tage, der Artikel ihm 
wenigſtens nicht verwerflich gefchienen haben. Der 
bifchöflich sconflanzifche GeneralBicar , Freiherr vos 
MWeffenberg, hatte, wie oben ſchon gemeldet, ned 
Fur; vor der zehnten, oder derjenigen Sigung (8. Jun.), 
in welcher die Weglaffung des Artikels deſinitiv be⸗ 
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ſchloſſen, und die einzelnen Artikel der BundesActe 
paraphirt wurden, Die Weglaffung jenes Artifels, fogar 
Durch cite eigene Mote zu bintertreiben gefucht. Es 
gehe, fagt er darin, die Rede, «Daß neuerdings ein 
Antrag werde gemacht werden, den gedachten Artikel 
aus der Bundes Acte ganz wegzulaſſen⸗. Die protes 
ſtantiſche Kirche bedürfe diefes Artikels nicht, wohl 
aber die Eatholifche. Diefer fchle es jetzt gänzlich an 
einer geficherten politifchen Erıftenz , indem die Schuld, 
welche Zeutfchland durch den Receß von 1803 gegen fie 
contrahirt habe, feit zwölf Jahren nicht im Geringſten 
gegen fie abgetragen worden fey. Einleuchtend fey alfo 
die Gerechtigkeit des Verlangens, daß in die Bundes, 
Acte auch die beſtimmte Zuficherung einer neuen zweckmä⸗ 
figen Begründung ber politiſchen Exiſtenz der katho⸗ 
lifchen Kirche aufgenommen werde *). 

Dagegen wollte man wiffen,, daß die O ratore n, 
durch perſönliche Sollicitatur, der Aufnahme des Artis 
kels entgegen gearbeitet hätten. . Gewiß ift, daß «8 
von ihnen fchriftlich gefchehen fey, Durch eine eigene, 
oben fchon erwähnte, Denkfchrift vom 29. Mai ı8ı5, 
worin fie Die in dem Artifel enthaltene Melimmung 
für höchſt bedenklich für die katholiſche Kirche 
erklärten. 

Welches find nun die Bedenflichfeiten, bie 
man der Aufnahme des Artikels entgegenfegte? Gie 
waren zweifach. Erftend: dag den Evangelifchen. 
die Aufrechthaltung ihrer Rechte zugefichert - werde. 
Dieſe bedürften einer folchen Zuficherung gar nicht, und 
hätten fie auch nicht verlangt **. Zweitens: daß 

*) Acten d. w. C., 38. IV, ©. 809 f. 


**) Dawider ifl oben fhon, in ciner Rote &. 432, dae 
Noͤthige erinnert worden. 
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der kathobliſchen Kirche mehr nicht als etne Berheif, 
fung wolle gegeben werden, daß fie eine ihre Rechte 
und Dotation fihernde Verfaſſung erhalten fulle. Diefe 
fupplicivende Kirche wolle man, in ihrem Nothſtand, 
mit einer unbeſtimmten und entfernten Hoffnung 
abfertigen; das fen ſchlechtweg ein Todesurcheil. Den 
Artikel müſſe alfo nur Beforgniffe bei ihr erregen. 
Weber die Rechte diefer Kirche zu entfcheiden, and ihr 
eine Verfaſſung rechtögültig zu ertbeilen, flehe doch 
- wohl dem teutſchen Bund nicht zu! Seine katholi⸗ 
ſchen Mitglieder würden fich doch nicht zu Conſtituenten 
der Kirche Gottes aufwerfen, und die protefantifchen 
nicht zugleich DOppofition und Patron der Fathofifchen 
Kirche feyn wollen! Auch nur über die Zurückgabe 
ihres Eigenthums, oder Entfehädigung Durch geficherte 
Dotation, und über Bekimmung der RegentenVer—⸗ 
bältniffe, werde man doch nicht einfeitig Beftims 
mungen machen wollen. Alſo, fehienen die Oratoren 
zu fügen, lieber gar Eeinen Artikel, als einen folchen! 
Dei Erwägung diefer Verhandlungen, dringt fich 
die Srage auf: ob nicht Mißtrauen und Bedenklichkeit 
gegen den halt des in Frage ſtehenden Artikels, zu 
weit getrieben worden ſeyen? | 
Konnte wohl die darin enthaltene Beſtimmung für 
die Evangelifchen, eine Eiferfucht des andern Theile 
begründen ? da fie jenem durchaus feine neuen Rechte 
und Vortheile ertheilt oder verfichert, und dem Wider 
ſpruch der römifchen Eurie gegen dieſelben, an feiner 
Kraft, an feinem Werth oder Unwerth, Nichts entzogen 
bätte. Konnte die Erwähnung der «Fricedengsfchlüffe 
und Grundgefege» als einer Grundlage, mit Nechs 
mißfallen, da man hoffentlich, wenigftend von teutfcher 
Seite, es weder der Politif noch dem Recht gemäß 
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Anden wird, bie Fortdauer ber vertragmäfigen 
Verbindlichkeit jener befondern Rechtsquellen, nament⸗ 
lich des Religions- und wefiphälifchen Friedens, auch 
hach Anföfung der Reichsverbindung, zu beflreiten? 


Was Aber die Beſtimmung für bie teutſche 
katholiſche Kirche betrifft, fo iſt man berechtigt 
zu fragen: ob denn, in jenem Artifel, bie Bundes. 
genoffen, fich oder die Bundesverfammlung ju alleis 
nigen Eonfiituenten wirklih aufgcworfen hätten? 
Ob ſelbſt in dem Fall, wenn ſie das jus constituendi 
ſich allein beigelegt, ein ſolches einſeitiges Beginnen, 
mohlgegründete Rechte der Kirche und des päpſtlichen 
Stuhl Hätte fchwächen oder vernichten fönnen? Ob 
denn die Wortführer der Kirche glauben Eonnten, daß 
diefe bei Gründung und Handhabung ihres Fünftigen 
Verhältniſſes iin den Bundesſtaaten, des weltlichen 
Arms fo ganz entbehren könne? Ob fe dafür hielten, 
daß die teutfche Kirche, bei Feftfegung ihres Fünftigen 
Nechtsverhältniſſes, theil® zu dem päpfllichen Stuhl 
mitteift eines Concordats, theils zu den Bundesftaaten 
und dem Bund, bei Errichtung und Eintheilung der Diös 
ceſen, bei Anordnung neuer Bifchöfe, Domcapitel und 
Seminarien, bei Beſtimmung ihrer Rechte und Yuss 
ſtattung, einer fraftigen Mit» und Einwirkung des 
Bundes fowohl, ald auch der Bundesfürften als 
Staatöregenten, ohne Unterſchied ihrer perſonlichen 
Religion, entbehren, oder ſich entäuſſern könne? Ob 
nicht für jede Staatsregierung die Rechtsvermuthung 
ſtreite, daß ſie keineswegs Oppoſition, ſondern Patrou 
aller in ihrem Gebiet aufgenommenen Glaubenspar⸗ 
teien ſeyn werde, und ſeyn wolle? Ob die Oratoren 
mit einiger Wahrſcheinlichkeit hoffen konnten, daß bei 

Rlüber's Ueberſicht. TIL, H vd 
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der groſſen Eile, wozu der Congreß durch den ſchon 
eingetretenen, ſehr bedenklichen Kriegsſtand genöthigt 
war, die Bevollmächtigten der BundesSouveraine 

dieſer Angelegenheit noch ſo viel Zeit würden widmen 
können, als eine vollſtändige Erörterung derſelben, 
und eine Alles erſchöpfende Beſtimmung erfordert 
hätte? — Ob endlich — es für die teutſche katholiſche 
Kirche beſſer ſey, keinen Artikel, als dieſen, gar 
keine Anweiſung an die Bundesverſammlung, in der 
BundesXcte zu haben? darüber wird, ſehr wahrſchein⸗ 
fich,, die nahe Folgezeit belehren, fchon dann, wenn 
die Bundesverſammlurg ihre Agenda fich vorfagen, 
und claffificiren wird. 


Noch ſcheint der römiſche Hof, in feinen Fans 
nifchen Grundfägen, eine Reihe von Jahrhunderten 
(vielleicht ein Fahrtaufend!) zurückzuſtehen. Möge der: 
felbe bei den Schritten, die er in Abficht aufden Fünf ° 
tigen Zuſtand der teutfchen Fatholifchen Kirche machen 
wird, feine Mißgriffe thun! Golde würden eher 
eine Spaltung veranlaffen, als der Kirche Frieden 
geben, der nur durch eine den Zeitbedürfniffen ange 
meflene Einrichtung erzielt werden kann. Auf jeben 
Sal, würde diefem Hof die alte Politik des divide et 
impera, mittelſt abgefonderter Unterhbandlungen mit 
einzelnen teutfohen Staaten, fernerhin eben fe 
wenig gelingen, als ein Verfuch, die teutfche Kirche 
in den bevorfichenden Unterhandfungen und Eoncors 
daten, ganz allein vertreten, und für Diefelbe ein, 
feitig pacifeiren zu wollen. Die Gefamnitheit der 
teutfchen Bundesftaaten fiche auf der einen, der Erz 
bifchof, die ſämmtlichen Bifchöfe und Vicariate Teutſch— 





455 
lands, als Stelvertreter ber teutfihen katholiſchen 
Kirche, in Vereinigung mit dem Papſt, auf der andern 
Seite *). ° 

Doch, auch dann würde das groſſe Werk der neuen 
£atholifchen KirhenEinrichrung in Teutſchland ‚ mit 
glücklichem Erfolg fehmwerlich betrieben werden, wenn 
nicht — unter wefentlihem, wohlthätigem Einfluß und 
mit kräftiger Eiuwirkung der teutfchen Regenten — 
wenige,,gemäfigte, von reiner Menfchenliche beſeel— 
te, hell denfende Männer, von dem Erzbifchof, von 
ſämmtlichen Biſchöfen und BVicariaten , dazu auser 
wählt und bevollmächtigt werden, Vorbereitung 
zu treffen und Entwürfe auszuarbeiten, welche dag 
ehrmwürdige Gepräge des Eirchlichen Alterthums tragen 
müßten. | 

Aber auch dann müßte man, mit fefler Entfchlofs 
fenheit, auf den nicht unwahrſcheinlichen Fall Rich 
gefaßt machen, daß dieerömifche Eurie beharrlich 
fih weigerte, zu Gründung einer den Zeitverhälts 
niffen angemeffenen Einrichtung der teutfhen Kirche, 
ofen, ohne allen Rückhalt, und in gehoriger Form mit- 
zumirfen. Für dieſen Fall beharrlicher Weigerung, 
würde die Fatholifche Kirche Teutſchlands zu rechts 
licher Selbſtſtändigkeit ſich zu erheben wiſſen. 
Sie würde dann weder gegründete Vorwürfe, noch 
weſentliche Nachtbeile von einem unvermeidlichen 
Schisma zu beforgen haben, welches durch höhere . 
Pflichten für einheimifches Kirchenwohl geboten würde, 
wenn dringende VBorfiellungen, billige Schonung und 
Nachgiebigkeit, bei dem heiligen Stuhl ihre Wirkung 


°) Wan vergl. Deftreiche Antrag, oben &. 253, 270. | 
aha 
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verfehlt hätten. Die Biſchbfe würden fih dann der 
erfien (glürflichen) Zeiten des Chriſtenthums, und ihrer 
eigenen urfprünglichen Nechte zu erilinern, ſich zu 
ermannen, und die Pflicht zu erkennen wiffen, bie 
ihnen obliegt, die Kirchenverfaffung von den Mi: 
bränchen Der Hierarchie gu reinigen, und dieſelbe zn ihrer 
urfprünglichen einfachen Form möglich zurüczufüh 
ren, wäre c8 auch mit Widerfpruch des ultramonta; 
nifhen Oberbiſchofs. Sie würden bei einem pflichtr 
. mäfigenBeftreben diefer Art, auf Eraftige Unterſtützung 
durch den weltlichen Arm, mit Zuverficht rechnen 
Dürfen. M 





Zu gedenken it noch am Schluß diefed Aufſatzes, 
zweier befondern Vorflelungen in Beziehung auf 
Kirchenſachen, welche bei dem Eongreß eingereicht 
wurden. 

Die erflerifi eine Denäfchrift von bem Bevoll⸗ 
mächtigten des Vorſtandes der katholiſchen Ge; 
meinde der freien Stadt Franffurt*). Ihr Gegen- 
fland if, die « Durchführung des Grundfages unbe: 
Dingter politifher Sleichflellung der drei 
chriſtlichen Confeſſionen, in den VerfaſſungsVer— 
hältniffen diefer Stadt». Dieſer Gegenſtand ward be— 
rückſichtigt, in der SchlußActe des Congreſſes, Art.46. 

Die zweite iſt cine Denk-⸗ und Bittſchrift der 
evangelifch s reformirten Geiftlichfeit, in den ehehin 
pfälzifchen Landen auf der linken Rheinſeite **). 
Die Bitte war zweifach. Erfiend, daß Frankreich 
vermocht werde, din Betrag der rüdffländigen 





%) Acten ꝛc. B IV, S. 79 ff 
*) Ehendaf. Bd. I, ©. 260 ff. 
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Pfarr⸗ und Shulbefoldungen, fo wie die Bor: 
ſchüſſe und Anleihen für Reparaturen an Pfarrs 
und Schulhäufern , und an Kirchen, von 1798 bis 1. 
Dt. 1805, den Kirchen und Einzelnen zu entrichten. 
Zweitens, daß von Frankreich der volle Werth der 
von ibm veräufferten beidelberger Adminis 
ſtrations Kirchengüter zu erfegen fey, damit 
dieſer Erfag den noch unveräuflerten Waldungen, Hy⸗ 
pothefen, Gülten, Renten und einzelnen, den Dotas 
tionen des Senats und der EhrenLegion incorporirten 
Gütern beigefchlagen werde, um, den GStiftungslies 
Funden gemäß, zu Unterhaltung ber Kirchen und ihrer 
Diener zu dienen. Diefe zweifache Bitte blieb unbe 
rückſichtigt. Gie hätte Unterhandlungen mit Fran . 
reich erfordert, die, feit Buonaparte'd Einfall, über 
Gegenſtände biefer Art, auf dem Eongreß nicht mehr 
ſtatt haben kounten. Auch hätte, was die zweite 
Bitte betrifft, das Intereſſe der rheinpfälzifchen Län⸗ 
der auf der rechten Rheinſeite, nicht unbeachtet bleiben 


dürfen. 





IX. 


Ve 6 er 
die Denfionen de Mitglieder, 

ſowohl 
der ſeculariſirten teutſchen Erz, Dom: und 
andern geiftlichen Stifte auf beiden Seiten 
bes Rheins, als auch ded teutfchen Ordens, 
fo wie des Fürften Primas, Erzbiſchofs von 

Regensburg, geweſenen Großherzogs 
von Frankfurt. 





Fünf und zwanzig dDeputirte Mitglieder der 
fecularifirten Erz, Doms und andern geiftlis 
hen Stifte in Teutfchland „ auf Beiden Geiten 
des Rheins, hatten eine eigene Denkſchrift *) bei 
dem Eongreß eingereicht, in Abficht auf eine feſte Ber 
flimmung in der BundesXlcte, betreffend die Suftens 
tation der Mitglieder diefer Stifte. 


*) Acten des wiener Songreffes , Bd. I, Heft a, ©. 33 
ff. — Die Unterfchriften der Deputirten, melde ber 
dem Abdruck ihrer Denkſchrift noch nicht fonnten beigefügt 


werden, find in einem Nachtrag geliefert, a. a. D. Bd. 
IV. ©. 3ıo ff. 
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Der Reichsdeputations Hauptſchluß von 1803 ($$: 
45 — 58), hatte zwar in dieſer Hinſicht Fürforge ge: 
troffen. Auch harten diefe Beſtimmungen in der rheis 
nifchen BundesActe, Art. 2, ausdrüdliche und völlige 
Beflätigung erhalten. Daß eine gleiche Beftätw 
gung auch der teutfhen Bundes Acte einvere 
leibt, und die oberfle Bundesbehörde ausdrücklich ers 
mächtige werde, Allen und Jeden von ihnen, in’ dieſer 
Hinfiht den wirffamften Schu zu verleihen, und dag 
Diefed Alles nicht nur von. ihnen, den genannten Mite 
gliedern der fecularifirten Stifte, fondern auch naments 
lich von den ehemaligen geiftlichen Reichsſtänden zu 
verftchen ſey, war wichtig für diefe, und für jene Dis 
glieder. 

Wichtig war auch für fie, daß die Suftentation 
mancher von ihnen, jegt weder Sodung noch Schmäles 
rung dadurch erleide , daß Länder und Beiigungen, 
auf welchen Suftentationen diefer Art haften, ganz 
oder zum Theilneuen Herren zufallen. Sie wünfch- 
ten, daß der bisher zu der Suſtentation verpflich⸗ 
tete Souverain für verbunden erflärt werde, dieſel— 
be fortbin fo lang zu leiften, Bid mit den 
neuen Theilnchmern deßhald eine völlig genügende 
Uebereinkunft abgefchloffen, und zur Ausfühs 
rung gebracht ſeyn werde, mund Daß überhaupt die 
reichdfchluß« oder vertragmäfigen Suftentationen nie 
einen Stillftand, nocd den mindeſten. Abbruch 


leiden dürften. 

Wichtig war ferner für ſie, daß ihre Suſtentatio⸗ 
nen ausdrücklich für frei von Steuern und Abga—⸗ 
ben, fie ſelbſt auch für nicht verpflichtet zu einer fo ges 
nannten Staats-Reſidenz, erklärt würden. Zu 
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beiden waren fie In verfihiedenen Staaten angehalten 
worden; nach ihrer Behanptung, ganz gegen den Sinn 
Des Deputations Hauptſchluſſes. Sie verlangten, daß 
fe ihre Penſionen, in jedem, mit dem teutſchen 
Staatenbunde nicht in Kriegszuftand ſich Befindenden 
Staat, und zwar frei von Steuern und Abga—⸗ 
ben, verzehren dürften. 

Wichtig war endlich für fie, daß die Suflentationen 
fämmtlider Mitglieder der Stifte auf der linken 
Mheinfeite, künftig von den neuen Befigern 
der betreffendey Länder, Güter und Gefälle, nad 
Verhältniß übernommen würden, und daß hie 
Durch dBie SuftentationsKaffe, welche feither Durd 
Beiträge war gebildet worden, wozu die auf Dee rech⸗ 
ten Rheinſeite Doppelt Präbendirten, nach Juhalt des 
DeputationeHauptfchluffes $. 75, verpflichtet waren, 
nunmehr nebft jenen Beiträgen gänzlih aufhöre. 

Ju Beziehung auf dieſe verfchiedenen Anträge, 
war in die früheren, von öftreichifcher und preuflifcher 
Seite auf dem Congreß vorgelegten Entwürfe der 
teutfchen Bunde sActe, keine Belimmung aufge 
nommen worden. Zum erfienmal ward. einige Rück 

‚ficht darauf genommen, in dem preuffifhen Enk 
wurf vom Mai ıdıd, 6. 12. Es folle, hieß es darin, 
die Fortdauer der in dem R. D. Hauptſchluß feſtgeſeh⸗ 
ten PBenfionen geiftliher und. weltlicher Perſonen, 
und des Suſtentations Weſens zum Befien dee 
Geiftlichfeit des linken Rheinufers, ausdrücklich von 
bem Bunde garantirt merden; mit Inbegriff der 
Verfügungen des 75. Artikels des Reichsdeputations— 
Schluſſes, zu Gunften des Fuͤrſthiſchofs van Lüttich») 





Acten ae BI, G. 307. 





Bald nachher nahm auch Oeſtreich, in dem am 
03. Mai 1815, in Einverfändnig mit. Preuffen, vor; 
gelegten Eutwurf der Bundesllcte, Art. ı2, folgende 
Stelle auf. +Die Zortdauer der —— durch den R.D. 
Schluß — — feftgefegten Penſionen an geiflliche 
ud weltliche Individuen, wird von dem Bunde ga— 
rantirt. Die Mitglieder der ehemaligen Doms und 
freien Reichsftifte, haben Die Befugniß , ihre durch den 
R. D. Schluß fefigefegten Penfionen, ohne Abzug, 
in jedem mit dem teutfchen Bund in Frieden ftehens 
den Staat verzehren zu dürfen» *). 

Nun mußte diefe Angelegenheit, in den Conferens 
gen über den teutfchen Bund zur Sprache fommen. In 
der zweiten Eonferenz vom 26. Mai, ſchlug Baiern 
vor, nad dem Wort »garantirt», dieſen Zufag beizus 
fügen. »Die auf der Suſtentations Caſſe ruhen 
den Bezüge der überrheinifhen Geiftlichkeit 
und anderer Penſioniſten, dürften aber in Zukunft 
‚von den neuen Befigern der Länder auf dem linken 
Rheinufer übernommen werden; einftiweilen wird fie 
‚(die Bezahlung) aber noch auf die bisherige Art forts 
gefesgt, bis darüber ein definitiner Befchluß von der 
Bundesverfammlung gefaßt feyn wird» **). 

Dagegen fhien Baiern zu wollen, daß bie in 
dem Entwurf befindliche Stelle wegen Abgabenfreis 
beit der Penfionen, und daß fie in jedem, mit dem 
Bund in Frieden flehenden Staat verzehrt werden 
dürften, in Die BundesActe nicht aufgenommen werde. 
Wenigftens übergieng es, in der von ihm vorgefchlas 
genen Abfaffung des Artikels, dieſe Stefle mit Stifk 
ſchweigen. 


*) Hctenx. Bd. II, S. 319 fi 
29) Ehendaf. ©, 363 und 386. 
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In der fiebenten Eonferenz, vom 2. Junins, legte 
hierauf die Redactionskommiffion folgende 
Abfaſſung ald ı5. Artikel vor *). »Die Fortdauer der — 
— durch den R. D. Schluß getroffenen Verfügungen, 
in Betreif des Schuldenweſeus, und der feſtgeſetzten 
Denfionen an geiftlihe und weltliche Individuen, 
werden von dem Bunde garantirt. — Die Mitglieder 
der ehemaligen Doms und freien Reichsſtifte, 
Haben die Befugniß, ihre durch den erwähnten R. D. 
Schluß feftnefegten ’ Penfionen , ohne Abzug, in 
jedem mit dem teutfchen Bund in Frieden debenden 
Staat verzehren zu dürfen. — Die Mitglieder des 

teutfhen Drdens werden ebenſalls, nad den iz 
den R. D. Receß feflgefegten Grundfägen, Penfio 
nen erhalten, info fern fie ihnen noch nicht hinrei⸗ 
chend bewilligt worden , und diejenigen Fürſten, welche 
eingezogene Befißungen des teutfchen Ordens erhalten 
haben, werden biefe.Penfionen nach Verhältniß ihres 
Autheild an den ehemaligen Drdensbefigungen, erhal 
ten. — In wie fern die durch den R. D. Hauptſchluß 
von 1803, wegen der Abtretung der überrheinv 
ſchen Provinzen ausdrücklich feſtgeſetzten, und zum 
Theil auf die Suſtentations Caſſe angewiefenen 
PVenfionen, von den jegigen Befigern dei 
linfen Rhreinuferd übernommen werden ſollen, 
wird ein.Gegenfland der Berathung der Bundes 
verfammlung feyn. Einſtweilen wird jedoch 
deren Bezahlung, noch auf die bisherige Art fort 
gefebt» **). 

) Acteni. Bd. u, ©. 489. 
**) Diefe letzte Stelle lautete in diefem Entwurf, * in der 


ſiebenten Sidung anders. Erſt in dr achten erhielt fıe 
dieſe Abfaſſung, wie gleich nachher näher berichtet wird. 
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Sn dem Protocoll über die ſiebente Sisung, 
worin diefe Abfaffung vorgelegt ward, heißt es *): es 
feyen ı) einige Abänderungen der Faſſung, fofprt 
in marginem des Entwurfs notirt; es fey 2) der Punct 
der auf der Suſtentations Caſſe rubenden Pen— 
fionen der überrheinifchen Geifllichfeit, mit einis 
gen Beränderumgen in der Redaction, für bes 
willigt erklärt, auch 3) dieſem Artifel noch, in Hinficht 
der von den Erwerbern von Gütern des teutfchen 
Ordens zuzahlenden Penfionen, ein eigener Zus 
fag in folgenden Worten hinzugefügt worden: « Die 
Mitglieder des teutfchen Drdend» u. f. w. (wörtlich 
wie oben ficht. ) 


Hieraus erbellet, daß die Beflimmung über die 
Denfionen der Mitglieder des teutfhen Dr; 
dens, erft in dieſer ficbenten Sigung befchloffen, und 
in folcher alsbald noch in den von der RedactionsCom⸗ 
miffion vorgelegten Entwurf aufgenommen worden 
fey. — Waß die Aenderungen in der Abfaſſung be- 
trifft, deren das Protocol zweimal erwähnt, fd finde ich 
in dem in den legten Sigungen gebrauchten gefchries 
benen HandEremplar der Redactions Commiſſton, bloß 
folgende Stelle ausgeftrichen: 

& «Die auf die Suſtentations Caſſe ange 
wiefenen Benfionen der überrbeinifohen 
Geiftlichkeit und anderer Penfioniften, wers 
den aber in Zufunft von denen Beſitzern der 
Länder auf dem linken Rheinufer übernoms 
men; einſtweilen wird jedoch deren Bezah— 
lung noch auf die bisherige Art fortgefegt, 





°) Acten ꝛc. Bd. II, 8. 470 f. 
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Bis darüber ein Definitiver Beſchluß von der 
Bundesverfammlung gefaßt: ſeyn wird». 


Diefe Stelle muß in dem, in der fiedbenten 
Sitzung von der RedactionsCommiſſion vorgelegten 
Entwurf geflanden haben , und in diefer Sigung noch 
gebilligt worden feyn. Denn erfi in dem Protocoll der 
achten Gigung *), wird gefagt, daß an die Stelle 
des vierten oder legten Abſatzes, folgende Medaction 
fey beliebt worden. «In wie fern die Durch den R. D. 
Hauptfchluß» n.f. w.; wörtlich fo, wie oben in dem 
erwähnten Entwurf ſieht. 

Endlich ward noch in der zehnten Konferenz, 
vom 5. Junius, diefe Stelle abermal abgeändert, unb 
zugleich, aufbaierifchen Antrag, die Beſtimmung 
eines Anfang sTerming befchloffen , von welchem 
an, die Penfionen auf die Befiger der Länder auf ber 
linken Rheinfeite übergehen follten. Diefem gemäß, 
follte die Stelle nun fo lauten: 

« Die Berathung über Regulirung der Suftens 
tationskaffe und die Benfionen für die 
überrhbeinifhen Biſchöfe und Geiftlis 
hen, welcher (deren) Penfionen auf die Bes 
ſitzer des linfen Rheinufers übertragen tor 
den (werden) , iſt .der —— 
lung vorbehalten. Dieſe Regulirung it bins 
nen Jahresfriſt zu beendigen» **). 

Diefe Abfaffung ward fofort, in derfelben zehnten 
Eigung, inden funfzehnten Artikel der teutſchen 
BundesXcte aufgenommen, und chen fo die drei 





°) Acten ic. Bd. II, &, 501. 
“) Ebendaſ. S. 534. 
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erfien Abſätze der oben wörtlich angeführten, von der 
RedactionsCommiſſion vorgefchlagenen Abfaffung. 

Auch der Erzbifchof von Regensburg, zu- 
gleich Bischof von Conſtanz, geweſener Großherzog von 
Sranffurt, welcher nach der Schlacht von Leipzig feine 
Staaten verlaffen, und ſich, wie es hieß, wegen geifts 
licher Angelegenheiten, nach Conſtanz, fpäterhin nach 
Regensburg begeben hatte, ließ, dem Vernchmen nach 
durch den Herrn General Vicar des Bisthums Conſtanz, 
Freiherrn von Weflenberg , bei dem Congreß die Feils 
fegung einer lebenslänglichen Benfion betreiben. Er 
hatte den definitiven Verluſt feiner Staaten, Die zu— 
gleich die zu Behauptung feiner geifllihden Würde 
nöthigen Unterhaltungsmittel geliefert hatten, nicht 
abzuwenden vermochte. In diefer Dinficht ward fein 
Anliegen zu einem Gegenftande der Beratbfchlagung 
und Befimmung des CongreßComité's für die 
europäifchen Angelegenheiten gemacht. Diefes 
nahm, zu feinem VBortheil, in den 45. Artikel des acte 
du congres de Vienne du 9 Juin 1815, folgende Bes 
ffimmung auf: 

«»In Anfehung der Rechte nnd Vorzüge und 
des Unterhaltes des Fürſten Primas, als” 
vormaligen geiſt lichen Zürften, iſt feſtgeſetzt, Daß 
er, gemäß denjenigen Artikeln des R. D. Hauptfchlufs 
fe8 von 1805, wodurch das Schickſal der fecularifirten 
Sürften beflimmt worden iſt, und dem maß in Anfes 
Hung ihrer ſtatt gehabt hat, behandelt werden fol. 
Zu dem Ende fol er, vom ı. Jun. ıdı4 an, ale Leib⸗ 
rente, in vierteljährigen Raten empfangen, die Summe 
von ein Hundert taufend Gulden im 24 Gul— 
denfuß. Diefe Rente haben Dicjenigen Souveraine 
zu bezahlen , unter deren Herrſchaft Länder oder Bes 
zirke Des Großherzogthums Frankfurt Eommen, nad 
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Verhaͤltniß desjenigen Theil, welchen Jeber von ihnen 
davon erhält. — Die Diener ded Großberzogthums 
Stankfurt, weltliche und geiftliche, militärifche und 
diplomatifche , folen nad deu Grundfägen des 59. $. 
des R. D. Hauptſchiuſſes von 3803 behandelt werden, 
und die Penftonen find vom ı.- Jun. 1814 an, ven 
hältnißmäſig zu bezahlen, von denen Gouveraiden, 
weiche zu dem Beſitz derjenigen Staaten gelangen, bie 
das gedachte Großherzogthum bilden». — Auſſerdem 
find noch Beſtimmungen Hinzugefügt, über das Privat 
eigenthum des Fürften Primas, über feine Privat Vor— 
fchiiffe an die General@afle des Fürſtenthums Fulda, 
fiber die Erlöfchung aller an ihn, als gewefenen Groß: 
berzog von Frankfurt, etwa zu machenden Anfprüche ıc. 
Noch ift übrig, des jegigen Titels diefed Fürften 
zu gedenken. Die CongreßActe fcheint ihm Die Forts 
führung des Titels Großherzog von Sranffurt 
ſtillſchweigend zu verfagen. Sie nennt ihn bloß»Prince 
Primate. Diefen Titel führte er in zweifacher, 
ganz verfchiedener Beziehung, in geiftlicher und welt: 
liher. Der R. D. Hauptfchluß von 1805, 6. as., 
verordnet , daß mit dem Stuhl zu Regensburg die 
Würden eines MetropolitanErzbifchofs und Primas 
von Teutſchland aufewige Zeiten vereinigt bleiben 
follen. Nachher legte ihm die rheinifche Bundes Xcte, 
Art. 4, den Titel Prince-Primat aud in weltlicher 
Hinficht bei, und in dieſer Beziehung fehrieb er fich 
Fürſt Primas des rheinifhen Bundes. 
In ſeinem Staatstitel herrſchte, vom Auguſt 1806 
bis zum 1.März 1810, zwar nicht völlige Gleichförmig⸗ 
keit, Doch unterfchied er darin meift ausdrücklich feinen 
zweifachen Primat. Anfangs nannte er fich Bloß 
«Erzbiſchof, Furſt Primas der rheinifchen Confüderas 
tion, fouverainer Surf gu Regensburg, Afchaffens 
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Burg, Frankfurt und Weglar» ıc.ıc. Aber ungefähr 
feit dem April 1807, titulirte er fih: «des heiligen 
Stuhls zu Regensburg Erzbifhof und Primas, 
Fürf Primas der rheinifhen Eonföderas 
tion (oder, feit 1809, «de# rheinifchen Bundes Für 
Primas), fouverainer Fürft und Herr zu Megend, 
Burg» u. ſ. w. Geit dem erfien März 1810, wo Na; 
poleon die großherzogliche Würde ihm beigelegt hatte, 
führte er folgenden Staatstitel: «Wir Carl, v. G. ©. 
Fürſt Primas des rheinifchen Bundes, Großherzog 
von Frankfurt, Erzbifchof zu Regensburg » 2c.2c., ohne 
Beifügung des geiſtlichen PrimatTitels. Dieſe 
Weglaſſung ſchien nicht ohne Abſicht zu ſeyn. Der 
Fürſt Primas hatte 1810 in feiner Druckſchrift, «von 
dem Frieden der Kirche⸗», 9.6, die Aufopferung 
feiner MetropolitanRechte öffentlich angebos 
sten, wenn «der heiligfte Vater und der erhabenfte 
Protector dieſes in ihrer Weidpeit entfcheiden folten ». 


Dieſes Erbieten ward bis jetzt nicht angenommen. Mit 


Recht gebührt alfo jegt noch, dieſem Fürften der Titel 
«des heil. Stuhl zu Regensburg Erzbifchof und Pris 
maß», welchen ihm der R. D. Hauptſchluß von 1803 
beftätigte. 

Es fragt fih nun, welcher von beiden Primat- 
Titeln, oder ob beide, in der CongreßActe ges 
meint feyen? Eine ausdrückliche Beſtimmung hierüber 
fehlt. Doch ſprechen erhebliche Gründe dafür, daf 
nur auf den geiftlichen Primat Beziehung genoms 
men fey. Die CongreßActe betrachtet und behandelt 
den Erzbifcpof, offenbar nun e in feiner geifllichen Eigen, 
ſchaft. Diefe dauert noch fort, während der Primat 
des (verhaßten) rheinifchen Bundes, der chedem unter 
Napoleon kaum mehr als Titular Sache war, gäny 
lich aufgehört hat. 
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IRRE RTL CL LP ON WE AL 


x. 


Leber 
die Sorderungen des päpftlichen Hofes, 


und Die 
Proteftationen feines Bevollmächtigten 
| wider 
alle Verfügungen des Congreſſes, melde ber 
römifchsfatholiichen Kirche überhaupt, ſodann dem 
Intereſſe der katholiſchen Kirche Teutſchlands, wie 
auch den TerritorialAnfprüchen und Gerechtſamen 
des heiligen Stuhls insbefondere , nachtheilig 
find, 


verglichen 
mit den päpſtlichen Proteſtationen wider 
den weſtphäliſchen Frieden. 





67 war vorauszufehen, daß der römiſche Hof fein 
Intereſſe, in geiftlicher und weltlicher Hinficht, bei dem 
Eongreß nicht vernachläffigen, aber auch, daß cr den 
Verhandlungen und Verfügungen des Congreſſes, in 
Abficht anf die teutfchsfarhbolifhe Kirche, und 
zum Theil felbft in Anſehung der weltlihen An— 
ſprüche des Kirchenſtaates, feinen Beifall nicht 
ſchenken werde. 





469 


Der heilige Vater hatte einen eigenen Legaten 
an den Congreß gefendet, den Herrn Ercole Conſalvi, 

. ber heiligen römifchen Kirche Kardinal, Diacon von 
Santa Agatha alla Suburra, Staatdßecretär Sr. ' 
»äpftlicden Heiligkeit, einen Durch Erfahrung , Einficht 
und Eifer längſt bewährten Diener der römifchFathos 
liſchen Kirche. Die Angelegenheiten, welche derſelbe 
im Namen der römifchen Eurie zu betreiben hatte, 
waren von zweierlei Art: weltliche und geiftliche. 


Um, in Abficht auf Die einen und Die andern, einen 
vollſtändigen Ueberblick zu verfchaffen, über die Forbes 
rungen des päpſtlichen Hofes auf dem Eongreß, fo 
- wie über die Anträge, Schritte und Erklärungen feines 
Bevollmächtigten, bedarf es einer zufammenhängen; 
den Darſtellung derfelben. ‚Eine folhe iſt um fo nötbis 
ger, da in den verfchiedenen Eingaben des Deren Cars 
dinals, das weltliche Intereſſe des Papſtes und ber 
Kirche mit dem geiftlichen zugleich vorgetragen wird, 

uud dieſes leicht zu einer Verwechslung beider Anlaß 
geben Fünnte. 


Die weltlichen und die geiftlichen Angelegenheiten 
des heiligen Stuhls, hatte der heilige DBater Br. Mus 
jeftät dem Kaifer von Deflreich Dringend empfohlen, 
in einem eigenen Breve *), welches der CardinalLegat 
gleich nach feiner Ankunft überreihen mußte, und 
worin zugleich die Glückwünſche des Heiligen Vaters, 
zu der für Deftreih fo günftigen Wendung der politis . 
fchen Angelegenheiten, vorgetragen waren. 





°) Ycten x. B IV, &. 314. Dieſes Breve hat der 
Verfaſſer fih, zur Einrudung in die Sammlung der Acten 
des wiener Congreſſes, noch nicht verfchaffen tännen. 


Klüber’e Ueberſicht. 111 Ji 
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Die weltlichen Angelegenheiten , brachte ber 
Herr Eardinal zuerft in Anregung durch eine ausführ;, 
liche Note vom 23. October 1814). Darin begehrte 
er — was ſchon vorhin, ſowohl in Paris ald auch im 
London, von ihn bei den verbündeten Mächten, und 
auch bei Sranfreich , fchriftlich gefcheben war — alle 
und jede Provinzen und Dominien zurück, welche dem 
heiligen Stuhl feit dem Jahr 19789 (feit dem Anfang 
der franzöfifchen Revolution) nach und nach waren ent 
riffen worden; namentlich nicht nur die Marken, Ans 
cona, Macerata und Fermo, die Derzogthlimer 
Eamerino, Benevento und Ponte Corvd, und 
Die Legationen Romagna, Bologna und Fer—⸗ 
rara, die legte mit Inbegriff des auf der linken Seite 
des Po gelegenen Theil derfelben, fondern auch deu 
fo genannten Staat von Avignon und das Eomtat 
Benaiffin **). 





e) Aeten des wiener Congreßes, BR. IV, GS. 319 u. 326. — 
Auch dieſe Note hat der Herausgeber ſich noch nicht vers 
ſchaffen können. Aber das Weſentliche ihres Inhaltes, iſt 
aus der weiter unten angeflihrten Note und aus der Pros 
teſtations Urkunde, beide vom 14. Jun. 1815, zu erfeben. 

*) Avignon und Venaiſſin hatte 1790, auf JoN. 
Meilen, nur ungefähr 55,0vo Einwohner. Der ganze 
Kirhenftaat, mir Inbegriff diefer beiden Provinzen 
und Benevento, ward im 9. 1789 gfhägt anf 863 AM. 
init 2,230,000 Einwohner, im J. 1803, nach dem Frieden 
von Tolentino, nur noch auf 555 DM. mit 1,326,000 
Einw. Auch diefen Reft nabın Napoleon, und theilte ihn 
zwiſchen Srantreih (für diefed 440 AM. mit 695,000 €.) 
und dem Königreich Italien. — Im 9. 1792 fhägte man 
die Staatkcinfünrte dee Kirhenftaates auf 
mehr ale zwei Millionen Reihschaler. Hiezu kamen noch 
wenigſtens eben fo viel Einkünfte, welche der Papſt als 
geiſtliches Oberhaupt der katholiſchen Kirche, von der gan⸗ 
zen katholiſchen Chriſtenheit zog. Daher ſchätzte mar das 


m 
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Avignon und Benatffin, batten die verbüns 
beten Mächte ſchon in dem parifer Frieden vom 30. Mai 
1814 (Art. 3) Fraukreich zugeſichert ). Auf dem 
Congreß ward dieſe Stipulation nicht wiederrufen. 
Die Beſitzungen des heiligen Stuhls in Italien, 
wurden demſelben wieder eingerdumt; aber mit Aus⸗ 
Peer des auf der linken Seite des Po liegenden 

Theils von Ferrara, welcher, nebft dem Bes 
ſatzungsrecht in den feſten Pläßen Ferrara und 
Eommachio, dem Haufe Deftreich überlaffen 
ward**). Für alles dieſes, ward Dem päpftlichen Stuhl 
Entfhädigung nicht gegeben. 

Wider alle diefe Verfügungen, fo weit fie dem 
heiligen Stuhl nachtheilig Find, und überhaupt gegen 
alle der römiſch-katholiſchen Kirche nach— 





geſammte jährliche Einkommen des römiſchen Hofes 
auf 3 Mill. 200,000 römiſche Kronen (à ı Rthlr. 12 Ggr.), 
alſo auf vier Mill. achtmal hundert tauſend 
Reichtethaler im a0 Guldenfuß, oder 8,640,000 Gulden im 
34 Guldenfug. Deffen ungeachtet überſtieg die jährliche 
Ausgabe die Einnahme, ſchon ſeit fait einem halben Jahr⸗ 
hundert, bedeutend. Die Staatsfchulden betrugen 
ſchon im 9. 1790 über ſechzig Mill. Reichsthaler; jedt noch 
weit mehr. — Wan fhagte im 9. 1788, daß nur allein aus 
den 3ı teutſchen Domjtiften, von 1500 bis 1780, 20 Mill. 
537,400 Gulden baar nad Rom geſchickt worden feyen, 
und givar nur an Confirmationscldern (3,056,500 fl. ), 
Annaten (3,260,050 fl.), Palliengeldern (320,850 fl.), und 
für gewiſſe Arten von Dispenjarionen (14 Will. fl.). Iene 
31 Domfiifte hatten 2°; Mill. Einwohner. Was aufferdens 
noch die drei Nuncien aus Teutfihland nad Rom ſchickten, 
Fhäpte man im Duggfepnitt jährlich auf 300,000 Gulden. 
Joſ. Edl. v.Sarcedri's geiftl.u. weltl. Staater. der Exp, 
Hoch;⸗ u. Ritterftifter, Bd. I, Th. 2, ©. 359 ff- 

*) Actenu BI, Heft a, S. 14. 

®*) Acte final du congres de Vienne, art. 94,98 et 108. 
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tbeiligen Berfügungen des Eongreffes, 
proteffirte der CardinalLegat feierlich, in einem 
‚eigenen Proteſtations Inſtrument, in forma pe- 
tente, datirt vom 14. Jun. 1815 *). «Da nun«, heift 
es. darin, «aus diefen Befchlüffen» (des Congreſſes, 
betreffend die TerritorialAnfprüde und Gerechtfame 
des heil. Stnhls) «für den heiligen Stuhl und die rös 
mifche Kirche groffer Schaden und Nachtheil entfpringt, 
und damit Allen Elar werde, daß ich denfelben nicht 
nur nicht beigetreten, oder nachgegeben, ſondern fie 
vielmehr mwiderfprochen und bekämpft habe... ..; fo 
protceflire, fireite und widerſpreche auch id 
(1) gegen alle, von dem mwiener Eongreß, zum Nach—⸗ 
heil der Dominien, Befigungen und Rechte 
des heiligen Stuhl, in Anfehung befagter Länder 
getroffenen, und (2) im Allgemeinen gegen alle, der 
Kirche nahtheilinen Verfügungen, im Ra 
men de heiligen Stuhls und des heiligfien Vaters, ... 
in beſter Form, Wirkung, Art und Weife, als ich Fraft 
meines Charakters kann und fol». 

In einer ausführlihen Rote, von demfelben Tage 
batirt **), feßte der Legat, zugleich Die Gründe der 
Forderungen feines Hofes, und der von ihm eingelcg: 
ten Nechtöverwahrung, aus einander. Er fügte aus— 
drücklich hinzu, Daß er Durch feine Proteflation demje⸗ 
nigen Beifpiel genau nachkomme, welches andere, 
an frühere Congreſſe abgeordnete, päpftliche Legaten 
gegeben hätten, insbefondere der an den weftphäflis 

ſchen FriedensCougreß abgeſendet geweſene Fabio 
Chigi, Biſchof von Nardo. 





) Acten x. Bd. IV, S. 326 ff. 
») Ebendaf. &. 319 f. 
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Die geiftlichen Angelegenheiten des heiligen Ba, 
ters betrafen die Rechte und Anſprüche der Fatholis 
fhen Kirchen Teutſchlands *). In diefer Bes 
jichung überreichte der Herr Eardinal Eonfalvi dem 
Herru Fürken von Metternich eine Note, datirt 
vom 17. Nov. 1814. Noch hat diefe Note in der Samm⸗ 
Iuug der Ucten des wiener Congreſſes nicht können gelies 
fert werden, und ed gewinnt faft dag Anſehen, daß fie 

- abfichtlich geheim gehalten werde. Inzwiſchen erfährt 
man wohl das Weſentliche ihres Inhaltes, aus einer 
fpätern Note deffelben Herrn Eardinald vom 14. Jun. 
1815, noch mehr aber aus der von demfelben mit die, 
fer Note zugleich übergebenen Proteftationsiirkunde 
von demfelben Datum **). 

In der ProteſtationsUrkunde, drückt ich der Legat 
über den Inhalt feiner Rote vom 17. Nov. 1814 


> 


*) So, in der Mehrzahl (Kirchen), drückte fi die römi⸗ 
fche Curie allenchalben aus; ohne Zweifel um den Grunds 
faß der Einheit der römifchsfacholifchen Kirchel nichts zu 
vergeben, mit welchem ihr, Facholifhe Kirchen Teutſch⸗ 
lands vereinbarer fheinen, als cine katholiſche (Rational:) 
Kirche Teutſchlands, wie eine Geſammtheit betrachter. 
Dagegen trugen die, welche ald Dratoren für diefe 

‚ Ießte auf dem Congreß auftraten,. überall kein Bedenken, 
fh des Ausdrucks «katholiſche Kirche Teutſchlands« zu 
bedienen. Vergl. die Acten :c. Bd. J. Heft 2, S. 28 ff., 
Bd. 11, ©. 255 ff., Bd. IV, ©. 290 ff., 295 ff. Auch 
der Herr General Vicar des Bisthums Conſtanz, Frhr. von 
Weſſenberg, ſprach, in ſeinen Eingaben auf dem Con⸗ 
greß, von der «teutſchen Kirche» und von der «atatholi⸗ 
[hen Kirche in Zeurfhlandv. Acten. Bd. IV, 
S. Z300, 301 u. 308. In den letzten Entwürfen der 
teutſchen Bundes Acte, bediente nan ſich anfangs des. Auss 
drucks «die katholiſche Kirche in ZTeutfchland», nachher 
dev Worte: «die karholifhe Kirche in den teutſchen Buns 
desſtaaten ». Ebendaf. Hd. Il, S. 323, 476 u. 490. 

») Beide ſtehen in den Actenı. Bd. VI, ©. 437 fi. 
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ja man bat folche fogar weltlichen Fürſten, katholi⸗ 
ſchen und nichtkatholiſchen, zugetheilt. 2) Werden die 
Güter und Einfünfte der Geiſtlichkeit, ſowohl 
der weltgeiftlicher? als auch der regulären , beiderlei 
Geſchlechtes, welche Eigenthum der Kirche find, theils 
ihren neuen Befigern, ohne irgend eine Bewilli— 

J gung der rechtmäfigen Behörde, gelaſſen, theils 
wird geſtattet, daß ſolche demjenigen Gebrauch, 
wozu fie verordnet waren, entzogen und ent—⸗ 
wendet bleiben. 3) Endlich iſt auch das heilige 
eömifche Reich , welches für einen Mittelpunct der 
politifhen Einheit mit Recht gehalten, und durch die 
Heiligkeit der Religion confecrirt ward, keineswegs 
wieder aufgerichtet worden». Go lautet wörtlich die 
dreifahe Beſchwerde des römifchen Hofes, in 
Beziehung auf Teutfchland. 


Die legte Befchmwerde wird, in der Note vom 14. 

Junius, nod mehr hervorgehoben, mit folgenden 
Worten: «das heilige römifche Reich, dDiefer Wit 
telpunct der politifhen Einheit, dieſes ehr; 
wuiürdige Werk des Alterthums, confecrirt durch 
ben erhabenen Charakter der Religion, und deffen 
Umfurz eine der beflagenswertheften Zerflörungen der 


Revolution war, ift aus feinen Ruinen nicht wieder 
aufgerichtet worden». 


Benedictiner Abtei St. Gallen; obgleich die acht Mächte, 
welche den parifer Frieden umnterzeichneren, die Scculari⸗ 
fation diefer Abtei dadurch anerkannt hatten, daß fie durch 
die in dein Art. 84 der SchlußActe de wiener Eongreffes 
beftätigte Declaration v. 20. März 1815, für den Unten, 
halt des Fürſtabtes von St. Ballen ſorgten. Acren ꝛc. 
Bd. V. &, 31635 Bd. VI, G. 76. 
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Es leuchtet ein, daß bier nicht in Beziehung ge: 
nommen war, die chemalige teutfchspublicifkifche 
Heiligkeit des römiſch-teutſchen Reichs, eine völfers 
rechtliche und allgemein ftnatsrechtliche Heiligkeit, 
derjenige höhere Grad von Unperleglichfeit (Inviola⸗ 
bilität), welcher der Majeftät eines jeden Staates, und 
eben darum auch jedem oberflen Stellvertreter deffels 
ben, gebührt. Eben fo wenig war gemeint, diejenige 
Heiligkeit des Sacri Romani Imperii *), welche als ein 
befonderes Prädicat des römifchsteutfchen Reichs, 
in den europäifchen und teutfchen Eurials oder Eanzleis 
Styl übergegangen war, aus dem Bombaft des kaiſer⸗ 
lich-⸗byzantiniſchen Hofsund Staatsleremonield, wel: 
cher mit dem Prädicat sacer Alles belegte, was auf 
den Staat oder die Perfon des Kaifers unmittelbar ich 
bezog, fogar Tinte, Tintenfaß und Pferdeſtall des 
Kaifers **). | 

Nein, die Heiligkeit des römifch s teutfchen 
Reichs, im Dienſte des Papſtes und der römiſch— 
katholiſchen Kirche, war gemeint, und daß hei, - 
lige Reich in Diefer Beziehung ein Wittelpunet der 
politifhen Einheit (aller chriſtlichen Staaten) ges 
nannt. In dem Mittelalter hatte die Politik der Päpſte 
die Idee von einem allgemeinen Chriſtenſtaat 
oder chriſtlichen Weltfiaat. aufgeftellt, und ihr 
practifhen Werth zu verfehaffen gewußt, befonders auf 
den allgemeinen Kirchenverfaminlungen und bei den 





*) Sacrum Imperium ward es genannt, in der goldenen 
Bulle von 1356, Eap. I, $. 24; daß Heilige Reich, 
in der kaiferlihen Wahlcapirulation, Urt, XIV, 6.4; 
franzöſiſch, le Saint Empire romain. 

**) Sacer caniculus, sacrum encaustum, sacrum ata- 
bulum. 
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Kreuzzügen. In dem ganzen ddriftlihen Weltſtaat, 
behaupteten ſie, fey geifi liche und weltliche Eins 
heit durch Kirche und Kaiſerthum *); der Papſt ſey 
das geiftliche, der Kaifer das weltliche Oberhaupt der 
ganzen Ehriftenheit **), dieſer jedoh, um Gottes 
willen, jenem untergeordnet für den heiligen Zweck der 
Kirche; und durch diefe Verbindung mit dem heiligen 
‚Stuhl und Kirche, fey das römifche Reich geheiligt. 
Wegen diefed «confecrirten Mittelpuncted politifcher 
Einheit», forderte der heilige Vater, auf dem wiener 
Eongreß , Wiederberfielung des heiligen römifchen 
Reihe. Die römifche Eurie hatte und hegt alte, fur 
den Eongreß zu alte Ideen. 

An der Note vom 17. Nov. 1814, foll zugleich der 
Cardinalfegat, nach Berfiherung der «für die katho— 
lifche Kirche Teutfchlandg » , auf Dem Congreß aufgetres 
tenen Dratoren, eine ihren Bemühungen beiftim. 
mende Neufferung gethan haben. u 

Nicht bloß in der genannten Note, auh mündlich 
empfahl und betrieb der päpflliche Herr Bevollmächtigte 
das Intereſſe feines Hofes, mit nie ermüdendem Eifer. 
«Sch habe », fo drückt er fich hierüber in der Broteflas 


*) Wach dem bekannten päflliden Canon : unts Deus, 
unus Papa, unus Imperator, una Ecclesia, 

*s) Daser das fo genannte Imperium christianitatis, weis 
ches aAltere Puoliciſten dem romiſch⸗teutſchen Kaiſer beilegs 
ten. In der goldenen Bulle Earl IV. von 1356, ward 
der Kuifer temporale caput populi christiani genannt; 
in dem Reichs abſchied von 1530 heißt er der oberfie Vogt 
der Eprifienheit; und noch in der neueſten Wahlcapitula⸗ 
tion von 1793, in dem erſten $., mußte der Kaifer vers 
frrechen, daß er fein «A me und Regierung der Chris 
fienheie, den Stuhl zu Rom, päpſtliche Heiligkeit, und 
chriſtliche Kirche, als derſelben Advocat, in Schut 
und Schirm halten wolle ». 
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tionsllrfunde aus, «nicht aufgehört, die Gefandten 
der teutfchen Regenten zu beſchwören, daß fie, bei der 
nenen Einrichtung der teutfchen Staatsangelegenheiten, 
womit fie fich zu befchäftigen hätten, auf die Eatholifche 
Religion, das Heil der Seelen, und die Rechte der 
teutſchen Kirchen und des apoſtoliſchen Stuhls, vorzüg 
liche Rückſicht nehmen möchten ». 

Was hierauf, in diefer Beziehung, von den Here 
ren Gefandten in den Sigungen, melde im Mai 
und Junins wegen Errichtung und Einrihtung des 
teutfchen Bundes gehalten wurden, verhandelt und 
befchloffen worden, kommt zerfireut vor, in den über 
jene Sigungen gehaltenen Protocollen, und iſt, im 
Zufammenhang, oben (5. 439 ff.) ſchon berichtet 
worden. 

Die Wünfche des heiligen Vaters wurden nicht 
erfült , feine Forderungen nicht bewilligt, die eifrigen 
Bemühungen feines Legaten blieben ohne Erfolg. Die 
teutſche Bundes Acte, und eben fo die SchlußActe des 
Eongreffeß, übergeht diefen Gegenfland mit überlegrem 
Stillſchweigen. Demnach trat der päpftliche Bevoll⸗ 
mächtigte, auch in diefer Hinſicht, mit einer feierlichen 
Protefiation auf. 

In der BegleitungsNote (dom 14. Jun. 1815) 
beruft er fich deßhalb auf die Pflichten, welche mit der 
Eigenfchaft eines fichtbaren Oberhauptes der Kirche 
verbunden feyen, und auf die feierlichen Eidſchwüre, 
welche der heilige Vater bei feiner Erhebung zu dem 
fonverainen Apoftelamt gethan habe. Auch Habe der 
heilige Vater, fügt er. hinzu, «vor Augen, daB Beis 
fpiel fo vieler feiner erlauchten Vorfahren, welche, 
ſelbſt in Fällen von minderer Wichtigkeit, die größte 
Sorgfalt angewandt hätten, die Rechte der Religion 
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und des heiligen Stuhls zu wahren. Go habe, um 
nicht eine Reihe älterer Thatfachen anzuführen, 
Innocenz X. im Jahr 1649 nach dem weſtphäliſchen 
Eongreß und Friedensſchluß, Clemens XL im Jahr 
1707 nach dem altranfädter Fricden, und im Jahr 
1714 nach dem badener Frieden, und Benedict XIV. 
im Jahr 1744 *), fo wie die Stellvertreter diefer 
Paͤpſte auf den oben genannten Congrefien, protes 
fiirt, wider alle in diefen Tractaten enthaltenen 
Neuerungen, welche der Kirche und den Rechten des 
heiligen Stuhls nachtheilig feyen ». 


*) Im Jahr 1743, unter dem 33. Jänner, proteftirte gm 
Sranffurt aufdem Wahl⸗ und Krunungstage, der päpfls 
lihe Nuntius wider diezenigen Stellen der Laiferlichen 
Wahlcapitulation, durch welde der weſtphäliſche Zriede 
beftäcigt ward, und wider den 14. Artikel der Wahlcapis 
tulation. Moſers teutfhes Staatörcht, Th. VII, 
©. 405. €. F. Häberlin von der faiferlihen Wahl; 
capitulation (NuUrnb. 1792. 4.), &. 103 f. Oben wird 
da8 Jahr 1744 ald ein foldes genannt, wo Papft 
Benedice XIV. felbft proteſtirt habe. Vermuthlich 
iſt damit eine eigene ProteftationsBulle gemeint, 
weiche diefer Papſt, wie fein Vorfahr Innocenz K. ım 
J. 1649, der Proteftation feines Nuntius wider die 
Bahlcapitulation von 1743 noch beſonders nadhfolgen 
lieg. In dem Magnum Bullarium Romanum (nad der 
luxemburger Ausgabe von 17237 bid 1758 in Fol.) kommt 
eine folche Proteſtations Bulle nicht vor, weder in dem 
XVI. noch in dem XIX. Bande, wo Bullen von 
Benedict XIV. geliefert werden. In den XVI. Band, 
S. 176 f. fteht ein Breve Benedicts XIV. anden Cardinal 
von Zambergh und an andere katholiſche Kir— 
chenvorſteher in Teutfhland, worin diefer Papſt 
fie ermahnt, der in Vorfchlag gekommenen Seculari⸗ 
fation verfcpieden:r teutſchen Bisthümer (oder der das 
wie verbundenen Fürſtenthümer), Abteien, Canonicate 
w d., oder der Verminderung ihres Einkommens, 
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In der offenen Proteftationsurfunde, 
welche der Herr Eardinalfegat, unter demſelben Datum 
vom 14. Juni 1815, einreichte, erklärte er Folgendes: 

«Vermöge der dem heiligen Water obliegenden. 
Sorge für die Heerde Gottes und alle Kirchen, und 
kraft des bei feiner Erhebung zu der päpflichen Würde " 
geleifteten Eides, darf derfelbe dergleichen, den welts 
lichen Verhältniſſen der teutfchen Kirchen zugefügte 
Befchäbigung, durch welche Überdies dem katholiſchen 
Befen fowohl bedeutende Nachtheile zugefügt, als 
auch viele und groffe Hülfquellen entzogen werden, 
nicht nur nicht mit Stillſchweigen übergehen, damit 
es nicht daB Anfehen gewinne, als billige er diefelben 
durch Nachſicht, fondern er iſt auch verpflichtet, nach 
dem Be ifpiel feiner Vorfahren, welche gegen weit 
geringere Beeinträchtigungen der Kirche ihre apoſto⸗ 
liſche Stimme zu erheben nicht unterlaffen haben, das 
Intereſſe und die Rechte der Kirche, fo viel an ihm 
liegt , aufrecht zu Halten und unbefchädigt zuerhalten ». 

«Jh, dem die Vertretung des heiligen Vaters 
auf diefem Eongreß übertragen it, prot eſt ir e dem⸗ 

nah, widerſpreche und widerfege mic, fol 
gend bem Beifpiel anderer Legaten bes heiligen 
Stuhls, und namentlich des Fabio Chigi, Bifchofs von 
Rardo, apoflolifchen Nuntius aufdem berühmten weſt⸗ 
phaͤliſchen Friedens Congreß zu Münfter, gegen Alles, 





sum Vortheil der weltlichen Zürften und Staatscaſſen, 
fih zu widerfegen. Der Papft gedentt darin zugleich 
feiner Breven, die ex in gleicher Abſicht an weltliche 
Fürſten erlaffen habe. — Äuch die oben gedachten Prote⸗ 
ftationen Elemens AI. von 1707 und 1714 , wider die 
Briedensfhlüge von Altranſtadt und Baden, finden fig 
in dem angeführcen Bullarium (Bd. XII) nit. 
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was auf gegenwärtigem wiener Congreß, zum 
Nachtheil der Rechte und wider das Inte 
reffe der Kirchen Tentfchlaudg, entweder ver; 
fügt, oder unverändert gelaffen worden if, 
fo wie gegen allen Schaden, welcher für Die Got; 
tesverehrung und das Heil der Stelen daraus 
hervorgeht, und welches ich, fo viel an mir lag, zu 
verhindern mich beſtrebt habe; ich thue dieſes im Mas 
men des heiligen apoftolifchen Stuhls und unfers allen 
heiligften Vaters, Herrn Pius, durch Gottes Vor 
fehung Papfted, des fiebenten jenes Namens, öffent 
lich Durch gegenwärtige Urkunde, und in befter Form, 
MWeife, Maße und Weg, wie ich folches kraft meines 
Amtes thun fol und mag ». 

Allen diefen Borgängen ließ Papft Pius VIE. drei 
Monate fpäter, noch eine eigene Eonfiftorialftede 
nachfolgen *). Er trug in folcher, in dem zu Rom am 
4. Sept. 1315 gehaltenen geheimen Eonfiftorium, den 
Eardinälen den Gang der wiener Unterhandlungen vor, 
und genehmigte zugleich die Schritte und Erklärungen 
feined Legaten. Er ertheilte darin namentlich den 
«beiden Proteflationen des Cardinals, feine 
vollflommene päpſtliche Beſtätigung, fo, ald 
wenn über diefe Gegenflände eine apo ſtoliſche 
Bulle wäre erlaſſen worden». - 

« Wir ichen», fprach ferner der Papft, «der Hof 
nung, daß die Fürften, tiberzeugt von der Wichtigkeit 
des Gegenſtandes, demſelben ihre ganze Aufmerkſamkeit 
fhenfen, und Uns in den Stand fegen werden, die 
geiftlihen Angelegenheiten Teutfchlande 





°) Acten x. Bd. IV, S. 312 © - 
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in Ordnung zu bringen. Wir hoffen diefes ind, 
befondere von jenem neuen Eongreß*), der fih 
ausſchlieſſend mit Teutſchlands Angelegenheiten befchäf: 
tigen foll, und der gewiß nicht unbemerkt laſſen wird, 
daß die Reiche Feine ficherere Grundlage haben, als 
bie Religion». 


Diefe päpftlichen Proteſtationen würden an ſich 
ſchon, faſt unmillführlih, an die weiland berühmte, 
päpſtliche Proteſtation mider den weftphälis 
ſchen Frieden erinnern, fo wie an die mehr denn 
hundertjährige gelehrte Fehde, welche über den recht» 
lichen Werth derfelben flat! hatte. Aber es wird 
fogar ausdrücklich in diefen neueften Proteftationslirs 
tunden, und felbf in den BegleitungsNoten, der 
früheren Beifpiele von päpſtlichen Proteftationen 
gegen Verhandlungen und Verträge weltliher Mächte, 
namentlich derjenigen twider den weflphälifchen 
Frieden, mit fo fihtbarem Vorbedacht erwähnt, fle 
werden fo bedächtlich hervorgehoben, als wollte man 
in diefe gefliffentliche Beziehung auf diefelben, eben 
fo wohl eine deutlihe Wiederholung jener früheren 
Kechtöverwahrungen, als eine Hinmweifung auf die 
techtlihe Wichtigkeit der jegigen legen. Der Carı 
dinalLegat fagt ausdrücklih, «er proteflire, flreite 
und miderfpreche, nach dem Beifpiel anderer, an 
frühere Congreffe abgeordneter Legaten, befons 
ders des nah Münfter gefendeten Biſchofs von 
Nardo, Fabio Chigi, der die geiflichen und 
weltlichen Rechte der Kirche, gegen die Befchlüffe 





*) Die teutſche Bundesverfammlung zu Frankfurt am Main. 
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jenes (weſtphäliſchen) Congreſſes, durch eine feier, 
liche Brotefkation verwahrte ». 

Da bier klar zu verfehen gegeben wird, es fey 
diefe Proteflation eben fo gemeint wie diejenige , welche 
von päpfllider Seite gegen den weſtphäliſchen 
Srieden eingelegt ward; da die römifche Eurie no 
heute den meftphälifchen Zrieden, fo wie den barin 

- beflätigten Religionsfrieden, fo viel die Religions— 
und Kirchenfachen betrifft, ald nicht geſchloſſen 
betrachtet, und ihre Protefiation dawider bei jeder 
Gelegenheit erneuert; da die Curie, und mit ihr ein 
zahlreicher Theil der tentfchen Fatholifchen Geiftlichkeit, 
in der Meinung fieht, der weſtphäliſche Friede 
fey ohnehin durch die neueren Staatöveränderungen 
ſtillſchweigend, wenigſtens fo meit aufgeboben 
worden, daß die Evangelifchen von ben in folchem, 
über ihr Verhältniß zu der katholiſchen Kirche, einfk 
weilen gemachten Beflimmungen, fernerhin Leinen 
Schutz mehr erwarten könnten; da endlich die Curie 
ihre Proteftation wider die tentfhe Bundes Acte, 
mit derjenigen wider den weftpbälifchen Fricden vers 
gleicht, und zugleich zu wollen frheint, daß Diefelbe 
als eine Erneuerung, Wiederholung und 
Sortfegung derfelben betrachtet werde, auf jeden 
Fall aber ihre Abſicht erklärt hat, daß zwifchen beiden 
Proteſtationen eine vollfommene Analogie gelten 
ſolle; — fo iſt c8 für den jegigen Fall wichtig, die 
päpftliche Proteftation wider den weftphälifchen Frieden, 
und deren rechtlichen Werth, bier, nach eigener Tor 
fhung, etwas näher zu betrachten. 





- Der Nuntius Fabio Chigi, welcher während der 
Unterhaudlungen zu Münfter und Bsuabrüd einen 
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friedfertigen Charakter entwickelt hatte*) , ſah ſich, fetı 
ner Inſtruction gemäß, genöthigt , noch vor Abſchluß 
des Friedens Abmahnungsfchretben an diegeifls 
lichen katholiſchen Meihöftände (29. Nov. 1647) zu 
erlaffen, daß fie fich zu Nichts verfichen follten, was 
nur irgend dem Intereſſe des Papſtes und der Kirche 
gumider ſeyn könnte **), Diefer Schritt blieb ohne den 
Beabfichtigten Erfolg. 

Der Runtius gab daher, unmittelbar vor und nach 
dem Abſchluß de Friedens, auf daß Feierlichſte zu 
‚ erfennen, daß, nachdem er in dem Laufe des wefiphälis 
ſchen Friedens Congreſſes ſchon vielfältig gegen eins 
zelne Verhandlungen und Beſchlüſſe proteſtirt habe, er 
jetzt am Ausgang des Congreſſes, nicht nur auf allen 
jenen einzelnen Proteſtationen feſt beſtehe, 
ſondern auch nun überhaupt alle Artikel des 
Friedens Inſtrumentes, welche dem päpſtlichen Stuhl 
und der katholiſchen Kirche nur irgend widrig ſeyen, 
für nichtig und unwirffam u. f. m. erkläre **). 
Dieſes gefchab durch zwei förmliche Proteflationds 
Urkunden, Datirt; Die eine vom 14. October, die 
andere vom 26. Detober 1648, alfo zwei Tage nach 
Unterzeichnung des Friedens Inſtrumeutes ****), 






1655 Papfl: 
is westph., T. IV; p. 861 sqd: 
jusmodi articulis et singulis — — re. 
sto et contradico , atque omni meliori 
modo, via, caussa et forma — — protestör, bs 
esse irritos, nullos, iniquos, ac per non habentes 
potestatem temere contractos, atque pro talibus ab 
. omnibus habendos». 
ses.) Sie fichen in Herm. Conrings Operibus, T. II: 
(Brunsv. 1730. fol.) p. 565.sq. und in 3.9. Frhru. v⸗ 
IctRatts Opusc. jurid. T. AI. (Monach. 1789 4) 
p- 357.99. 
lüber's Webesfigt: III. R⁊ 
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Huf diefe Broteflation des Nuntius, folgte eine 
eigene Proteſtations Bulle des P. Innocenz X. 
Sie iſt datirt, Rom den 20. Rov. 1648. Der Papſft, 
welcher ſich zu Rom mündlich gegen den kaiſerlichen 
Geſandten ziemlich mild geäuffert hatte *), ſchien an⸗ 
fangs Bedenken zu tragen, dieſe Bulle ſofort öffentlich 
bekannt zu machen; doch wurden unter der Hand Ab⸗ 
ſchriften davon verbreitet **). Enplich erfolgte, 
nach 25 Monaten , die förmliche Befanntmas 
Kung, mit folgendem zweifahem Datum: « Datum 
BRomae — — die 26. Nov. 1648, et soleuniter ibidem 
publicatum 3. Januarii 1651»). 

Aber friiher fhon, im J. 1650, war diefe Bulle 
zu Nom gedruct erfohienen. Ja es hatte der päpfls 
lihe Runtius am Eaiferlichen Hofe , Diefelbe fogar tn 
der Stadt Wien im Eöllnifhen Hofe, durch den - 
Buchdrucker Cosmerovius, am 7. Sept. 1650 mit einer 
Vorrede nach drucken laffen, und verordnet , daß 
fie durch ganz Deftreich an den Kirchthüren 
angefchlagen werden ſolle. Diele war audy in 
Wien felbft fofort gefchehen. Doch mußte fie auf Der 
fehl des Kaiſers mieder abgenommen werden , der 
Buchdrucker ward in den Thurm gefperrt , und ibm 





*) of ers Erlauterung des weſtphäl. Friedens, Th. J. 


S. 47. 

) Eenring a. a. O. ©. b6b. 

r) Dabır, daß Manche von zwei Bullen, Andere zwar 
von einer, äber der Bine von einer von 1648, dcr An⸗ 
dere von einer ven 1651, ſprechen — Diefe Bulle ficht 
in dem Bullarium magnum, T. V. sub Innocentio X. 
ad an. 1648; bei Conring a. a. O. S. 563 ff.; kai 
v. Jetſtare a. a. O. ©. 365 ff.; in v. Meiernt 
Actia paeis executionis „ T. II. p. 781. sqgq., und in 
Bärtnere eorp. jur. escles. II. 382. sqq. 
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eine Geldfirafe von 2ooo Thaler angeſetzt. Es ward 
ferner auf dem SriedendEgecutiond« Congreß zu 
Nürnberg am 25. Det. (2. Rod.) 1650, und zwar 
per unanimia, beſchloſſen, bei dem Kaifer durch ein 
Gutachten wiederholt Darauf anzutragen, daß der 
Kurfürft von Trier Hauptfächlich deßwegen, weil 
er die päpflliche Bulle, fogar ohne Anſuchen des Pap⸗ 
ſtes oder des Nuntius, und mit Widerfpruch des Dom⸗ 
capitels publiciren Jaffen, vom Regiment gar abs 
gethan, und ihm bloß ein fürfticher Unterhalt, jer 
doch in loco secluso, abgereicht werde *). 

Viele Katholiken äuſſerten laut ihre Mißbil 
ligung der päpftlichen Verfahrungsmeife **). Der 
Kaifer felbft fol dem Nuntius gefagt haben: «der 
Vapſt habe gut reden, dieweil ihm die Donna Olyme 
via (Maldachini, feined Bruders Witwe) den Kopf 
Erage, da es in Teutſchland bunt hergehe ***)». Ins 
zwiſchen ließ der Papſt ſich durch Nichts irre machen, 
er publicirte die Bulle zu Nom am 3. Jan. 1651 
«solenniter», und ließ den weftphälifchen Frieden in 
den Index librorum prohibitorum fegen. 

In diefer Bulle erflärt der Papſt, unter Ans 
derem, alle Befimmungen beider weftphälifchen Frie⸗ 
dens Inſtrumente, des osnabrückiſchen und des müns 
ſteriſchen, welche der katholiſchen Kirche, dem heiligen 
Stuhl, und den ihm unterworfenen Kirchen, der Geiſt⸗ 
lichkeit, und deren Rechten, Freiheiten und Vorzügen, 


*) v. Meicrns Acta pac. exec. II. 780. 781. 784. 793, 
794. Mofer von der teutſchen Religionsverfaffung, 


. 709. 

“) Job Ludolfs allgem. Schaubühne der Welt, Buch 
48, Cap. 2, &. 1528. 

re) Mofer von Teutſchland überhaupt, S. 400. 


Kta 
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in irgend einer Beziehung-auch nur im Geringſten nad 
tbeilig oder unangenehm find, oder feyn fönnten, für 
«ipsu jure nulla, irrita, invalida, iniqua, injusta, dam- 
nata, reprobata, inania, viribusque et effectu vacua 


omnino; neminemque ex illis cuiquam aliquod jus vel 


actionem aut titulum coloratum, vel caussam praescri- 
bendi, etiamsi longissimi et immemorialis temporis 
possessio, etiam citra ullam interpellationem seu in- 
terruptionem,, subsequatur, acquisitum fuisse, nee 
esse et competere posser. Alle diefe Beflimmungen, 
heißt ed weiter, «damnamus, reprobamus, irritamus, 
cassamus, annullamus , viribusque et effectu eva- 
cuamus». 


Seitdem lich der päpftliche Hof Feine Gelegenheit 


vorbei, diefe Proteftation gegen den weſtphaͤliſchen Frie⸗ 
den zu wiederholen und in Erinnerung zu bringen. 
So im Jahr 1654, al® der weftphälifche Zriede in dem 
jüngften Reichsabſchied, im Jahr 1679, als er im nimmer 
ger Frieden, und auf mehreren KaiſerwahlConventen 
gu Sranffurt feit 1658, als er in der Eaiferlichen Wahl 
capitulation war beflätigt worden *). 

Als im Jahr 1658, auf dem Kaiferwahl@onvent, 
der päpflliche Runtius auf Weglaffung der dem Papft 
unangenchmen Stellen der Wabhlcapitulation angetras 


gen hatte, mit der DBerficherung , daß der päpftliche 


Stuhl Nichts vornehmen werde , was den Eoncordas 
ten zuwider fey, lieſſen die geiftlichen Kurfürften und 


°) Londorps Acta publica, T. VII. p. 717. Actes et 
Memoires des negociations de la paix de Nimegue, 
T. III. p. 498 sqq. Fabers StaatsCanzley, TE. 83, 
©. 134 ff. Tb. 94- ©. a fe Moſer von Teurfdl. 
überh., ©. 400 f. Ebendeg. teutſches Staater., Th. 
VIII, ©. 406 und 453 ff. 


> 
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Baiern durch diefe Verfiherung fih bewegen, jene 
Stellen aus dem Wahlvertrag weglaſſen w wollen. 
Kurmainz gieng fogar fo weit, daß ed dem päpftlichen 
Nuntius fcpriftlich zuficherte, es wolle ſich bemühen, 
daß jene Stellen Fünftig ausgelaffen würden. Allein 
die Mehrheit der Kurfürſten beftand auf ihrer Beibehal⸗ 
tung, und fo blieben fie in allen folgenden Wahlcapis 
tulationen fiehen. Auf dem Wahlconvent von 1690, 
nahm der Runtius hievon Anlaß, ein eigenes Beſchwer⸗ 
deſchreiben (v. 4. Jan. 1690) dawider bei Kurmainz 
einzureichen. Mainz that hievon in dem Wahlprotos 
- ol Erwähnung, es findet fih aber feine Spur, daß 
das Schreiben dem Kur&ollegium ſey mitgetheilt wor⸗ 
den. Widerdie Wahlcapitulation von 1748, proteflirte 
der zu Frankfurt damals anwefende Nuntius in einer 
Hffenen Urkunde, datirt vom 22. Jan. 1740. Er habe, 
fagte er, in Erfahrung gebracht, daß in der Wahl, 
capitulation «der weſtphäliſche Friede wieder 
beftätigt worden fen, welchen doch ſchon Innos 
een; X. und alle folgenden Paäpſte verworfen 
hätten, und daß der vierzehnte Artikel abermal auf? 
genommen worden fey, deffen Vertilgung doch zeither 
alle päpftlichen Nuntien gefordert hätten. Demnach 
beharre er bei allen Proteftationen und Declarationen, 
welche von dem heiligen apoflolifhen Stuhl und deffen 
Legaten und Runtien, ſowohl auf dem weftphälifchen 
SriedensCongreß, ald auch auf allen folgenden Kaife 
wahl Conventen, erlaffen worden feyen, die er hiemit 
alle, fo weit ed nöthig, erneuere»>*) u. ſ. w. 





®) Mofers teutſches Staater. Th. VIII, S. 406. — Auf 
dem Wahlconvent von 3790 wollte der Nuntius abermal 
eine folge Proteftation bei Kurmainz übergeben. Aber 
die Beiten hatten fi geändert. Sie ward nicht ange 





. = 
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Eben fo auch jept wieder auf dem wiener Eon} 
greß; zumal da auf diefem ſchon befchloffen war, der 
teutfhen BundesActe die Beftimmung einzurüden, 
daß die Rechte der Evangetifchen in jedem Bundesſtaat, 
in Gemäßheit der Friedensfchlüffe (mworunter 
Vorzüglich der Meligiongfriede und der mweftphälifche 
Friede zu verfiehen waren) n. f. w., aufrecht erhalten 
werden follten *); ein Befchluß, Der jedoch nachher zus 
rückgenommen ward. 

Ueberhaupt zeigt die römifche Eurie fortwährend 
eine ganz vollkommene Unwandelbarkeit in ihrer Meis 
nung von der abfoluten Nichtigkeit und Ber: 
dammlichfeit aller , ohne ihre unmitrelbare Mits 
wirfung und Einwilligung, gefchloffenen Verträge 
über Gegenflände, Die nur irgend auf die fatholifche 
Religion oder Kirche Beziehung haben. Und damit diefe 
Meinung, diefer feſt erklärte Wille, ſtets in friſchem Ans 
denfen erhalten werde, fo wird folcher bei jedem Anlaß 
nicht nur öffentlich Eund gethan, fondern auch von 
dem Papf, infeinen Conſiſtorial Reden, dem Colle 
gium der Cardinäle immer wieder von Neuem einge 
fhärft **). 





no mmen, unter dem Verwand, der Wahlconvent fey 
bereit geſchloſſen. Häberlin von d. faif. Wahlcapit., 
©. 103, 

®) Ucten des wiener Congreſſes, Bd. II. &. 490. 


+) &o ertlärte Clemens XI. den altranjladter Frie— 
den von 1706, und die Eurpfälgifche Religions— 
Declaratıon von ı705, für kraftlos und unverkind: 
lich (inania prorsus ac irrita), und gab dem um die Coad⸗ 
jutorStelle gu Mainz anhaltenden Biſchof von Worms, 
Pfalzgrafen Franz Ludwig, eher nicht Gehör, ale bie ders 
felbe diefer Erklärung nachzukommen ſchriftlich gelobt harte. 
Dan f. Clementis XI. P. M. orationes consistorjales 


49 


Es fehlte anf bie paͤpſtlichen Peoteſtationen koider 
den weftphälifchen Frieden, nit an Gegen Prote⸗ 
ſtationen. Den paͤpſtlichen Widerforuh vorausfer 
hend, hatte man ſchon in dem werRphälifgen Frie— 
den ſelbſt, im Voraus jeden Widerſpruch und jede 
Sroteftation, bie zu irgend einer Zeit , von irgend Je⸗ 
mand, er fey ein Geiflicher oder ein Weltlichet, 
befinde ſich innerhalb oder aufferhalb. des teutſchen 
Reichs, erfolgen möchte, für ungültig und unwirkſam 
erklärt, und ausdrücklich feftgefegt,, daß ſolche, fo wie 
alle und jede Erklärungen oder Verfügungen, geifle 
liche oder weltliche , die demſelben entgegen fegn wür⸗ 
den, zu feiner Zeit angeführt, geachtet oder zugelafs 
fen werden follten. Auch in dem nürnberger Fries 
dens Executions HauptKeceß von 1660, wur⸗ 
den alle Proteſtationen wider den weſtphäliſchen Frie⸗ 
den und die beiden FriedensExecutionsReceſſe von 
1649 und 1650, für aufgehoben, caſſirt und annullirt 
erklärt. Endlich mußten die Kaifer, feit Leopold I. 1658, 
in der Wahlcapitulation eidlich verfprechen, daß 
fig alle wider den Friedensſchluß eingewenderen Pros 
teftationen und Eontradictionen, fie haben Namen wie 
Re wollen, und rühren her woher fie wollen, vernichs 
ten und verwerfen wollten *). 


(Romae 1722. fol.), die Oratio XLVIII. p. 129. Auch 
deſſelben Papſtes Opera, Francof. 1737. fol., wo noch 
mehr päpſtliche Acufferungen und Ertlärungen diefer Art 
vorfommen. 

®) Instr. Pac. Osnabr. art. V. $. 1. art. XVN. 4. 3. et 12. 
Von den Unterhandlungen hierüber, f. das Regifter zu v. 
Meiernd Act. Pac. Westph. voc. Protestation, Man 
f. aud) daß Faiferl. Parent v. 27. Jun. 1650, wodurd alle 
Attentata, Disputationes und Predigeen wider den Eric 
den, verboten werden; in v. Meiernt Act. pac. exscut. 
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Yuch von Schriftkellern, warb ber rechtli⸗ 
che Werth der päpfilichen Protefationen wider den 
weftpbälifchen Frieden, befiritten, theils aus theolss 
eifchen , theild aus Nechtögründen. So ensfland eine 
gelehrte Febde *), deren Dauer fi bis auf unfere 
Zeit erfiredte, und an welcher Gottesgelehrte und 
Rechtsgelehrte aller chriſtlichen Slaubensparteien Theil 
nahmen. 

Schon vor dem Abſchluß des Friedens, in! dem 
Jahr 1647, war ein verfappter Schriftfleller, unter 
dem Namen Ernestus de Eusebiis, mit einer Druck— 
fhrift aufgetreten ; nach Einigen war ed der Jeſuit 
Heinr. Wagenreck zu Dillingen, nah Andern ein 
gewiffer Mühlmann, nach Undern bed Kurfürften 
von Mainz Beichtnater, Pater Biber, nach Einigen 
fogar der päpflliche Nuntius Fabio Ehigi ſelbſt. Dies 
fer Pſeudonymus hatte die, den Unfrieden zwiſchen bei⸗ 
den Religionstheilen verewigende, Behauptung aufge⸗ 
ſtellt, der Friede, wie ihn die Proteſtanten begehrten 
und der Kaiſer und die katholiſchen Reichsſtände zu 
ſchlieſſen gedächten, fey an füch felbf unerlaubt unb 
unrecht, benn er fey der heiligen Schrift und ben 
Mechten der Seiftlichfeit zuwider. 

Diefe Behauptung mißfiel, ſelbſt dem Kaifer und 
den meiften Eatholifchen Reichsſtänden. Wider fie tra 





T. IL p. 436. Nürnb. ErecutiondPauptffech v. 1650, 

» 34 , in der Neuen Sammlung der Reichsabſchiede, T. III, 

B.630. Wahlcap. Franz IL. Art. II. $. 6. 9. Rieggert 
harmoniſche Waplcapirnlation, T. II, &, 76, 

*) In den LiteraturWerken herrſcht, in Anfehung der Tits 

räriſchen Notizen über diefen Gegenſtand, viel Um 


pollſtändigteit und Unviprigkeit, zu deren Verbeſſerung 
biev der Ort nicht iflı 
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ten alsbald gelehrte Gegner, von beiden Religions: 
theilen, auf.. Kaifer Ferdinand II. ſelbſt, fo auch 
Herzog Marimilian von Baiern, veranlaßte eine ges 
kehrte Vertheidigung der Gültigkeit des Friedensſchluſ⸗ 

ſes, und zwar durch einen angefchenen Patholifchen 
Prälaten. Auf feinen Befehl ſchrieb und edirte zu 
Wien, im Jahr 1648, der prager Abt Caramuel 
(Joh. Caramuel von Lobkowitz) eine »Pax S. R.J. licita 
demonstratav. Wider ihn erfchien, noch in demfelben 
Jahr 1648, Anticaramuel Humani Erdemann Oecono- 
montani. Dagegen vertheidigten die Rechtmäſigkeit 
und Verbindlichkeit des Friedens: Hermann Conring, 
anfangs unter dem Namen Irenaeus Eubulus, theolo- 
gas austriacus; Benedict Carpzod; Joh. Gr. Dors 
ſchäus; alle in dem Jahr 1648. 


Nach gefchloffenem Frieden folgten, gegen die 
päpſtliche Protefation, zwei Vertheidigungsfchriften 
von reformirten Gottesgelchrten in Holland; 
die eine von David Blondel, unter dem erborgten 
Damen Amand Flavien, zu Amfierdam 1651; die 
andere von Joh. Hoornbeck, zu Utrecht 1655. Dann 
traten von der augsburgiſchen Koufeffion vers 
wandten Rechtögelehrten, in eigenen diefem Ger 
genftand gewidmeten Schriften, auf: Benedict Carps 
4099, unter dem Namen Ludwig de Montefperato, 
3653, angeblich zu London; Hermann Eonring, zu 
Helmfädt 1657; Carl Dtto Reche uberg, zu Leipzig 
1720, zu deffen Abhandlung ein zweiter Abſchnitt zu 
Berlin im J. 1727 erſchien. 

Nach mehr als Hundertjährigem Zwiſchenraum, 
fand die paͤpſiliche Protekation wieder zwei Vertheis 
Diger, katholiſcher Meligion, Beide wählten dieſes 
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Thema zu akademifchen Streitfchriften: ber eine, ein. 
ingolſtadter Rechtslehrer, Joh. Adam Frhr. von Jh 
ftatt, zu Ingolſtadt 17595 der andere, ein Jeſuit und 
Profeſſor der Theologie, Anton Schmidt, zu Heidel⸗ 
berg 1772. 

Der Gegenfland diefer Controvers, war theils bet 
theologiſche, theild der rechtliche Werth ber 
paͤpſtlichen Broteftation. Der erfle mag, nach dem 
Weltlauf, auf fich beruhen. Was den andern betrifft, 
fo mechte wenigfiens bei den Rechtsgelehrten auffer 
Zweifel feyn, Laß ein Vertrag, als res inter alios acta, 
das Recht eines nicht einwilligenden Dritten weder 
feymälere noch vernichte ; daß es zu der fortbauernden 
Wirkfamkeit eines wahren, wohl begründeten Rechtes 
diefes Dritten, feiner ausdrücdlichen Droteftation nicht 
einmal bedürfe; daß endlih Staatsverträge, bierin 
eine Ausnahme von der Regel, an fih nicht begründen. 

Eine folche Uebereinſtimmung der Nechtögelehrten, 
herrfchte aber nicht in Unfehung der Anwenbdbare 
Eeit diefer Säge auf den concreten Fall. Hier kam, 
unter Anderem , zur Frage: ob das von dem prote 
flirenden Papſt, als ihm noch zufichend,, in Anſpruch 
genommene Recht, Das, nach feiner Behauptung, ges 
kräukt ſeyn follte, durch Veränderung der zu deflen 
Dafeyn ald wefentlich vorausgefegten Um ſtände, 
sicht fchon vor der eingelegten Rechtsverwahrung zu 
feyn aufgehört habe? und zwar hauptſächlich in Anfe 
hung ſolcher Kirchengefellfchaften und ihres Vermö— 
gens, Die freiwillig, mithin erlaubterweife, aus 
Fatholifhen in evangelifche fih verwandelt 
hatten. Alſo, od und wie fern der Gegenſtand der 
Rechtsverwahrung, das behauptete Recht, noch vor⸗ 
handen geweſen ſey? 


495 


Wenn au nicht ein ſchon jeht wirkſames, doch 
ein eventuelles Necht diefer Art, glaubten wenige 
ſtens die neueſten Vertheidiger der päpſtlichen Prote⸗ 
ſtation annehmen zu dürfen, wenn ſie behaupteten, 
daß dieſe wenigſtens gewiſſermaſen für wirkſam 
zu achten ſey. Denn obwohl nicht zu läugnen ſey, daß 
der weſtphaͤliſche Friede, auch in Anſehung der Reli⸗ 
sionsbefchwerden, von dem Kaifer und den Eatholifchen 
Keichsſtänden mit den evangelifchen Ständen, nicht nur 
erlaubtermwetfe, d. h. ohne Verlegung eines götte 
lichen oder menfchlichen Geſetzes, fondern auch recht s⸗ 
gültig, d. h. für beide Theile verbindlich, geſchloſſen 
worden ſey, fo könne man doch dem Papſt und der 
Kirche nicht verdenken, wenn fie diefen, von beiden 
Religionstheilen Teutſchlands gefchloffenen, 
Vertrag nicht dergeftalt genehmigten, daß fie nicht, 
um der Zufunft willen, durch Widerfprucd und 
Verwahrung ihre Rechte fich vorbehalten hätten. 

Dem Papſt, als katholiſchem Kirchenoberhaupt, 
gebühre weſentlich (vermöge göttlicher Juſtitution) 
die allgemeine Oberaufſicht und die Gericht: 
barkeit über alle katholiſchen Kirchen. Webers 
dic hätten Die Paäpfte ficd nach und nach die fo genauns 
ten caussas majores vorbehalten, J. B. Dispenfa, 
tionen, Canonifation, Verſetzung der Bifchöfe, Didces 
fanBeränderung, Aufftelung von Metropolitanen, 
Verleihung des Patlii, Oberaufſicht über die Kirchens 
güter. Endlich Habe auch der Papıt durch die Com 
cordaten, allgemeine und befondere, und durch Ders 
kommen, mande Rechte über die teutfhen Bischür 
mer und Kirchen erworben, z. B. Befätigung der Bis 
ſchöfe, eidliche Verpflichtung derfelben zu befonderer 

Treue gegen ben Papſt, Verleihung der Kirchenwürben 


496 

und geiftlichen Beneficien in gewiffen Fällen, Alterna- 
tiva mensium, Annaten, u. d. 

Auf alle dieſe Rechte, die dem Papſt vermöge bed 
Primats, oder ald Kefervate, oder fraft Der Coucor⸗ 
daten zugeflanden *), habe derfelbe weder in dem Nies 
ligionsfrieden noch in dem teeftphälifchen Frieden ver 
zichtet; denn cr fey bei folchen nicht MitPacifcent ges 
mwefen. Nie und nirgend habe er geuchmigt, was das 
ein über Suspenſion der DiöceſanGerichtbarkeit, Berg 
der Kirchenguter, Duldung der proteflantifchen Reli⸗ 
sion, Suppreilion der päpftlichen echte in den teub 
ſchen Kirchen, fefigefegt fey. Die katholiſchen Reichs⸗ 
fiände und Unterchanen, hätten dem Papſt an feinen 
Rechten Etwas vergeben weder Finnen noch wollen. 
Nur durch Kriegs; und Zeitumſtände hätten jene 
genotbigt geſehen, den Proteſtanten Religionsfreiheit, 
nebſt dem Beſitz der Kirchengüuter und der Suspenſion 
der katholiſch-geiſtlichen Gerichtbarkeit, einzuräumen: 
der Papſt hingegen, babe dazu ſich nie verſtanden. 
Diefer fiche alfo in der gerechten Meinung , daß 
feine Rechte über die zu der evangclifchen Religion 
übergegangenen Katholiken und Kirchengefeltfchaften, 
noch unverändert fortdanerten **). Diefes, unb 
daß er feine Meinung vertheidige, auch feine Rechte 
Durch Proteflation aufrecht zu erhalten fuche, Eönne 
ihm Niemand übel deuten. Indeß bleibe der weftphäs 
lifche Friede darum nicht weniger verbindend, für 
Die Bacıfcenten und ihre Untertbanen. Beide 
Theile, die Pacifcenten und der Papſt, hätten recht 





®) Aut. Schmidt instit. jur. eceles., Fart. II. £. 47. 
e) Das fie virklih now fortdauern, behaupte ut. 
Schmidt, in der unten ange. Differtation, 6. 10. 
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gethan; nur jeder in feiner Art. Auch hätten die Pros 
teftanten, von dem Widerfpruch des Papftes, Nichts 
zu beforgen. s 

Die päpftliche Proteftation ſey alfo, an ih, rehts 
mäfig. Aber mau könne berfelben auch in gewiſ⸗ 
fer Art ihre Wirkſamkeit nicht abfprechen. Beh 
Allem, was der Kaifer und die Fatholifchen Stände den 
Proteſtanten, in Unfehung der Religion und Kirchens 
güter,, eingeräumt hätten, fey immer die heilfame 
Elaufel beigefügt, « bi 8 man wegen der Religions Vers 
ſchiedenheit ich werde vereinigt haben»; auch fey 
die katholiſche Diocefan s und geifliche Gerichtbarfeit 
über die Proteftanten, (Art. V. 6.48.) nicht aufgehos 
den, fondern nur fuspendirt worden. 


So fern nun einſt ı) die Proteflanten (allgemein 
oder theilweiſe, unbedingt oder bedingt) in den Schooß 
der Fatholifchen Kirche zurückkehren, oder 2) der Relis 
gions/ und weſtphaliſche Friede auf irgend eine Art ihre 
verbindende Kraft verlieren würden; dann, und in fo 
weit, würden (gemäß der Natur einer refolutiven Bes 
dingung) die Rechte bed Papſtes und der katho— 
tifhen Kirche wieder eintreten («revivisce- 
rent»), wie fie vorhin waren, fo weit etwas Anderes 
nicht rechtögültig feſtgeſetzt werde. 

Für jegt halte die Proteftation, Die Mechte des 
Bapftes aufrecht: für die Zukunft wirfe fie, wenn 
ber gehörige Gall eintrete , die Rückkehr der Sachen 
und Rechte. Im übrigen refervire Die Proteflation 
dem Papſt nicht mehr und nicht andere Rechte, als 
ihm vorhin wirklich gebührt hätten. — In diefem 
Sinn, könne die Rebtmäfigfeit und Wirkfams 
keit der päpflichen Rechtsverwahrung und Reſerva⸗ 
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tion, mit der Gültigkeit und Verbindlichkeit 
des Neligionds und weftphälifchen Sriedens beftehen ?). 

Andere katholiſche Schrififieller der neuern Zeit 
meinen, bie päpfllihe Proteflation fey, in dem weſt— 
phälifchen Frieden und in den Mahlcapitulationen, nur 
in foro externo für ungültig erflärt, nicht auch im fore - 
interno , d. h. vor Gott und in dem Gewiſſen der Par 
eifcenten. Die weltliche Gewalt (der Kaifer und ber 
katholiſche NeichStheil) Habe den Protefanten nur usum 
facti, und die ſchon vorher in Kirchenfachen erworbene 
Possessionem extrinsecam (bloffen Befigftand) , Feines 
wegs aber usum juris in foro interno, geftatten fönnen 
und wollen. Daher könnten die Proteftanten ich gegen 
den Papft mit einer ausdrücklichen oder ſtillſchweigen— 
den Einwilligung deffelben, folglich auch mit einer Ber 
jäbrung nicht fhügen **). 

Damider ward von der Gegenfeite, in ber 
neueren Zeit, unter Anderem Solgendes erinnert. Der 
Papſt Habe feine Proteftation auf ihm zuftehende Rechte 
bezogen, deren Dafeyn durch Thatumflände (die Ein 
heit der Kirche oder Glaubenspartei) bedingt gemwer 
fen fey. Diefe Thatumflände hätten gänzlich aufs 





©) I. A. L. B. de Ickstatt Opuse. jurid., Vol. II. p. 338. 
aq. 333. sqq. 343. sqq. Ant. Schmidt institutiones 
juris ecclessiastiei (Heidelb. 1771. 8.), Part. ı. $. ga. 
Iden diss. vindiciae pro sententia celeb. L. B. de 
Ickstatt, de justa et efficaci summi Pontificis protesta. 
tione adversus pacem religiosam et Westphalicam; 
adversus nuperam cl. Schottüi, Professoris Lipsiensis, 
eensuram. lHeidelb. 17732. 4. und in ®bendeß. thesaure 
dissert. jurisecclen., T. I.p.511.— 517.0. 8reitmagr 
ad Cod. jur. civ. bavar. p. 2204. 


**) Man vergl, Mofer vonder teutſchen Religionsverfaffung, 
®. 16 f. 
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gehört, feitdem Tatholifche teutfche Kirchengeſellſchaf⸗ 
ten, nebſt ihrem Kirchenvermögen, vermöge des ihnen 
uſtehenden unveräufferlichen Rechtes der Gewiſſens⸗ 
freiheit, mithin erlaubterweiſe, fogar unter nachfol⸗ 
gender Zuflimmung des Kaiſers and Reichs, ih von 
der römiſch⸗katholiſchen Kirche getrennt, und 
in evangelifche Kirchengeſellſchaften verwandelt hätten. 
Mit dem Berfchwinden jener Thatumflände, hätten 
auch die Davon abhängigen Rechte aufgehört. Mechte, 
die zu ſeyn aufgchört, könnten aber nicht mehr 
Gegenftand einer wirkſamen Rechtsverwah— 
rung ſeyn. So ſey denn die päpftliche Proteftation ohne 
Gegenſtand, mithin un wirkſam, unnüg undübers 
flüffig geweſen. Nur dann würde der Papſt gegrün⸗ 
dete Urſache zu Beſchwerden gegen den weftphälifchen 
Srieden, und zu einer Proteflation gegen denfelben 
gehabt haben, wenn feine Mechte über das Pathos 
liſche Teutſchland, darin wären gefränkt worden. 
Diefes fey aber im Geringſten nicht gefchehen. 


Dabei, daf der Fatholifche Reichstheil mit dem 
evangelifchen für den Hall, ‚wenn eine Religiousver⸗ 
einigung wieder fiatt haben würde, gewiſſe vertrag⸗ 
mäfige Beflimmungen feſtgeſetzt babe, erfcheine der 
Papſt ald ein Dritter, für welchen einſt, im-eintres 
tenden Fall, vielleicht gewiſſe Rechte erwachſen 
fönnten. — Zwar beſchränkten die Gegner die Wirks 
famfeit her päpftlichen Proteflation auf zwei Fälle: 
entweder auf denjenigen der Wiedervereinigung der 
Evangelifhen mit der katholiſchen Kirche, oder auf 
die Zeit, wo etwa der Religions, und weſtphäliſche 
Friede ihre verbindende Kraft auf irgend eine Art der ⸗ 
lieren würden. Allein der erfie Fall ſey kaum deufr 
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bar; und follte er eintreten, fo werde Ad) dann wohl 
Rath finden; geftünden doch felbft die katholiſchen Lane 
desherren, in Anſehung der Weltlichkeit der Kirchen 
güter, dem Papft Richts ein. Daß eine Staatsrevolu— 
‚ tion den zweiten Fall nach fih ziehen Eönne, fey 
zwar nicht unmöglich: da aber alsdann auch die Evanı 
gelifchen an jene Friedensfchlüffe nicht mehr gebunden 
ſeyn würden, fo fomme es darauf an, welche Partei 
dann fich in der Lage finden werde, aus den Umfläuden 
einzig, oder den gröffern Vortheil zu zichen *). 


Vergleicht man mit einander beide päpflliche Prote⸗ 
fationen, wider den weftphälifchen Frieden und bie 
Verfügungen des wiener Eongrefied, ſo zeigt Ach, 
in hiſtoriſcher Hinficht, zwiſchen beiden, fo mie 
zwiſchen der ganzen Damaligen und jegigen Handlungs; 
weife der römifchen Eurie, groffe Aehnlichkeit; ja, der 
päpſtliche Hof beabfichtigt nicht undeutlich mit ber 
jegigen Proteflation zugleich eine Wiederholung, Erı 
neuerung und Fortfegung der vormaligen. Vielleicht 

wird auch dießmal eine feierliche ProteſtationsBulle 
nicht ausbleiben, deren Ausfertigung ſchon gefchchen 
feyn, deren Befanntmachung aber ebenmäſig noch 
etliche Jahre verfchoben bleiben könnte. 

Was den rechtlichen Werth der jegigen Pro 
teftationen betrifft, fo werden die zwei verſchiedenen 
Arten von Gegenfländen bderfelben zu unterfcheiden 
ſeyn. 


°) Man vergl. Moſer a. a. O. S. 712. Gerftladers 
cerpus juris publici et privati, Bd. II, S. 646. 
⸗ A. F. Schotts unpart. Critit über die neueſten juriſt. 
A Bd. II, St. XV (kein 1971. 8), 
a 
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Die erfte Art begreift zum Thetlin ſich, Rechte 
oder Anfprüche derſelben Art, wie die in der Proteflation 
wider den mweftphälifchen Frieden gemeinten, und ed 
wird dabei zugleich eine Wiederholung und Fortfegung 
ber gegen den weftphäliichen Frieden einaclegten Rechts, 
verwahrung bezweckt. Hier treten für und wider 
den rechtlichen Werth der Broteftation, noch jept dies 
felben Gründe und Gegengründe ein, welche oben ſchon 
entwidelt find, und deren Würdigung dem unbefans 
genen Prüfer nicht ſchwer fallen wird. 


Was ferner die zu der erften Art von Gegenflän, 
den gehörende Befchwerde anlangt, daß das heilige 
römifche Reich nicht wicder fey hergeftellt worden; fo 
wird dem päpfllichen Hof ohne Zweifel die Einrede des 
«Tua non interest» entgegengefegt werben; und gewiß, 
ſowohl factiſch als rechtlich betrachtet, nicht ohne Erfolg. 


So weit aber unter der erſten Art von Gegen« 
Händen begriffen find, theils überhaupt derjenige Vers 
luſt der teutfchen Fatholifchen Kirche, wozu nicht etwa 
eine KirchenReformation, fondern eine StaatsRevolu⸗ 
tion, wie die franzöfifche, Gelegenheitsurfache war, theils 
insbefondere die Befchwerde, daß aus dem eingezoger 
nen KirchenFonds, vielfältig fogar für bleibende Errich⸗ 
tung und Ausſtattung neuer oder beibehaltener Fatholis 
ſcher Bifchöfe und Domfirchen, und für andere fatholifche 
Kirhenanfalten, mithin für wefentliche Bedürfniſſe 
der teutfchen Fatholifchen Kirche, entweder gar nicht, 
oder nicht hinlänglich geforgt worden ift — gegen Flare 
Beſtimmung des Reichsdeputations Hauptſchluſſes von 
3805, $.35, welchen jedoch der päpſtliche Hof ignorirt, 
und darum nicht anführt —; fo ift ſchon oben bemerkt 
worden, dag man in Anfehung diefer Begehung 

Slüber’& Ueberſicht TIL, re 
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und Unterlaffungshandlungen, nach Rechtsgründen 
vergebens forfche. 

Wie groß aber auch das rechtliche Gewicht fepn 
mag, welches man in dieſer Hinficht der päpfklichen 
Proteſtation einzuräumen ſich bewogen fieht: fo darf 
man doch, durch zahlreiche Erfahrung belehrt, auch 
biebei nicht überfehen, was, nachdem einmal bie - 
Sachen fo weit gefommen find, die Macht allbefanns 
ter limflände theild unmwiderfiehlich gebietet, theils 
dringend anräth, und, ſelbſt dem Oberhaupt der Eathos 
lifchen Kirche, wenigſtens zur moralifchen Pflicht macht. 
Hat man aus einem Schiffbruch gerettet, maß menfchs 
licher Kraft möglich war, fo ift der Pflicht Genüge 
geleiftet, und man darf das Uebrige, mit ruhiger Ers 
gebung, der Weisheit der Höchften Weltregierung anı 
beim flellen. 

Detreffend die zweite Art von Gegenſtänden, bie 
SerritorialAnfprüche und Gerechtfame des heiligen 
Vaters, fo werden, in Abficht auf den Theil von Ser 
rara an der linken Seite des Po, und das öftreichifche 
Befagungsrecht in Ferrara und Commacchio, die mäch⸗ 
tigen Gegner, ohne Zweifel, das Recht ihrer Erobe 
eung nicht nur der Rechtsverwahrung entgegenfegen, 
fondern auch durchfeßen. Und mag Avignon und 
Venaiſſin anlangt, fo ift faft mit Gewißheit voraus 
zuſehen, Daß die lebermacht des allerchriftlichen Könige 
ih in dem Befig diefer Sraffcheften werde zu behaups 
sen wiffen, aller triftigen Gründe ungeachtet, welche 
ber Cardinalfegat vorgebracht hat*), theils wider 
den Rechtsbeſtand des Tractard von Tolentino von 





en des wiener Songr. ’ 5. IV, ©. 319 — 354 u. 
26 f. 
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1797, theil® wider Die Verbindlichkeit bes parifer Fries 
dens von 1814*) für den päpftlichen Stuhl; Gründe, 
nach melden ein unparteiifches Urtheil, über den 
rechtlichen Werth die ſes Theils der päpflichen Pros 
teftation, fich leicht feftfegen läßt. 


) Diefer Friede ward aufdrüdfich betätigt, in dem a. 
und 4. Artikel des zu Paris am 20. Nov. ıBı5 von den 
verbündeten Mächten mit Frankreich gefchloffenen Vertrags 
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XI. 
Ueber 


den 


Rang 


der 


Mitglieder des teutſchen Bundes 
in 
der Bundeöverfammlung. 


— 





Mas hilft da8 Stellezauken? Segt mich hinter 
den Dfen! Wohlan, ich will folgen; wenn nur in uns 
ferer Berfammlung etwas Heilfames abgethan wird». 
Diefe Worte fprach einft mit Begeiflerung,, im Kreife 
etlicher Fürſten, Herzog Ulrich von Wirtemberg, 
ald auf dem Neichdtage großer Zank über den Rang 
entflanden war. Noch heute darf man fie den Teuts 
fchen um fo mehr zurufen da ihnen noch vielfache 
Rang- und EcremoMlelStreitigkeiten, von den Reiches 
ud Kreisverfammlungen in frifchem Andenken find. 
Wiewohl auf dem wiener Congreß, die groffen 
europäischen Mächte ein mufterhaftes Beftreben an den 
Tag gelegt hatten, jedem Rang - und CeremonielStreit 
auszuweichen, und ein glücklicher Erfolg daffelbe ges 
Frönt hatte *): fo ließ doch ein gleich günftiger Erfolg, 


) Die ©. 169 fi 
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ſelbſt bei ähnlichem Beſtreben, ſich kaum erivarten in 
dem wechfelfeitigen Rangverhältniß verfohiedener 
teutfcher Bundesfürften, für welche bie ‚ehemalige 
Reichsverfaſſung noch manchen Rang und Eeremoniels 
Stoff übrig gelaffen hatte. Man konnte fih gefaßt hal⸗ 
ten auf Erörterungen, Widerfprüche und Rechtsvers 
wahrungen, in Abſicht auf Sig; und Stimmordnung, 
überhaupt auf Stelleverhältniffe, in und auffer der 
teutfchen Bundesverfammlung. ° 
1 

Wirtemberg machte hierin den Anfang. Ehe 
es die Kurwürde erlangt hatte, gehörte Wirtemberg in 
der teutfchen Reichsverſammlung, ald Herzog, 
nur allein zu dem zweiten ReichsCollegium, dem 
Neichsfürftenrath. Sein Rangftreit war daſelbſt vers 
glichen, durch einen Vertrag von 1576, nach welchem 
es, in beflimmter Abwechslung nach fo genaunten 
Strophen, Sig und Stimme hatte unter denjenigen 
altfürfklihen Häufern, welche man, wegen der unter 
ihnen verglichenen Abwechslung im Sigen, Votiren 
and Unterfchreiben, alternirende nannte. Nach 
erlangter KCurwürde (1805), rücte Wirtemberg in 
das Kurkolfegium hinauf, behielt aber zugleich feine 
Stelle in dem Keichsfürftenrath, wo ihm der Reichsde⸗ 
putations Hauptſchluß ($. 32) noch drei neu errichtete 
Stimmen zutheilte. Ym Jahr 3805 erlangte es, in 
dem presßurger Frieden, die Königsmwürde; ein 
Titel, welcher, dem Reichsherkommen zufolge, auf 
die Sitz und Stimmordnung in der Neichöverfamm 
dung feinen Einfluß haben Fonute. 

Hannover oder Braunſchweig-⸗Lüneburg hatte, 
ſchon vor (1708) erlangter Kurwürde, in dem Reichs 
fürfenraty den Rang vor Wirtemberg gehabt und 
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behielt ſolchen daſelbſt, auch nachdem es einen Platz it 
dem Rath der Kurfürften erlangt Hatte. Als, fat 
bundert Jahre fpäter, auch Wirtemberg in das 
KurCollegium eingeführt ward, mußte es bier den 
Borrang des Kurfürften von Braunfchweig » Lüneburg 
anerkennen, feldft nach erlangter Königswürde. 


Sn dem Comite, welches auf dem wiener Eon 
greß, im Detober und November 1814, die Bevollmäch⸗ 
tigten fünf teutfcher Höfe (Deftreich,, Preuffen, Baiern, 
Hannover, Wirtemberg ) zu Vorberathichlagungen 
über Errichtung und Einrichtung des teutfhen Buns 
des bildeten, erregte, fogleich in der zweiten Sitzung 
nom 16. Dctober *), Wirtemberg einen Präcedenz 
Gtreit mit Hannover. Es begehrte in den Ueberſchrifr 
ten und Unterfchriften, fo wie in dem Inhalt der Pros 
tocolle, den Rang vor Hannover. Es gründete biefe 

Forderung ſowohl auf den Befigftand, ald auch auf 
die von den europäifchen Mächten, und ſelbſt von 
Großbritannien erfolgte frühere Anerkennung feines 
‚Königstiteld. Der in der vorigen teutfchen Reichs⸗ 
verfaffung gegründete Nang (fügte es binzu), ver 
diene Feine Rückſicht, weil dermal eine neue Ordnung 
ber Dinge eintrcte. 

Hannover erklärte dagegen: fein Vorrang vor 
Wirtemberg, fey anzuſehen als ein auffer allen Zweifel 
gefegter Dunct. Nach der Reichsverfaffung, babe 
es unbeflritten den Rang vor Wirtemberg gehabt. 
Der Königstitel könne hierin, auf beiden Seiten, 
feine Uenderung begründen. Böhmen habe darum, 
weil e8 einen König zum Oberhaupt habe, feinen höhes 
ven Raug begehrt; und auch Brandenburg nicht, feik 


— m 
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*) Actenı. Bd. II, S. 74 fi 
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dem ed wegen Dreuffen bie Königemärbe angenommen 
hatte *). 

Nreuffen fah den Borrang Hannover vor Wirs 
temberg als nicht zweifelhaft an, fo fern beide als 
teutfche Staaten betrachtet würden. 

Defkreich meinte, daß, fo anerfannt auch der 
Grundſatz der Gleichheit der Könige unter einans 
der, in Hinficht Des Ranges fey, doch die Entfcheidung 
diefe® PräcedenzStreites auf Feine Weife vor diefes 
Comité gehöre. Dennoch fey zu wünfchen, daß irgend 
ein Ausweg möge getroffen werden, damit, under 
fhader der Anfprüche beider Theile, das vorfeyende 
fo wichtige Gefchäft nicht gehemmt werde. 

Da hierauf Hannover fi zu jedem Ausweg 
Bereit erflärte, Durch welchen der Streit, ohne Rechts 
nachtheil beider Theile, könne befeitigt werden; fo 
gefchah (das Protocol fagt nicht, von Wem) der Bors 
fhlag: zu Protocol zu erklären, daß der in den Pros 
tocollen des Comité's und in deren Unterfchriften beob⸗ 
achtete Rang, feinem Theilzum Nachtheil gereichen folle. 
Der wirtembergifche Herr Bevollmachtigte nahm 
dieſen Vorſchlag nur unter der Bedingung an, daß 
er inzwiſchen, in dem von ibm kbthaupteten Beſitz 
Des Vorranges: bleibe. 

Da der Hannöverifche Herr Bevollmächtigte 
Diefe Bedingung nich t zugeftand, fo geſchah ein zweiter 
Vorſchlag: daß jeder der beiden Theile zu Protocol 
zu erklären habe, es folle für den andern auf feine 
Weife ein Präjudiz Daraus ermachfen, daß der eine in 
einem der Protocol zuerfi genannt werde, oder es zus 
erft unterfchreibe, oder daß der eine in der Sißung einen 





*) Es iſt bekannt, daß die teutſchen Kurfürſten, als folde, 
töniglihe Ehren Gonneurs royauz) behaupteten. 
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als höher angefehenen Plag einnehme, oder früher 
unterzeihne, oder in dem Rubrum oder Inhalt des 
Protocolls früher genannt werde. 

Diefen Vorſchlag fofort anzunehmen, trug der 
wirtembergaifche Derr Bevollmächtigte um fo mehr 
Bedenken, daihm, durch eine während derfelben Sigung 
von feinem König erhaltene Weifung, die Behauptung 
Des von ihm begehrten Ranges abermal war befoblen 
worden. Doch nahm er folchen ad referendum, unters 
fehrieb aber das Protocol der vorigen Sigung nicht, 
weil darin, fowohl in dem Rubrum als in dem Context, 
Hannover vor Wirtemberg genannt war. 

Danit beruhete diefer Mangftreit auf fih. Die 
wirtembergifchen Bevollmächtigten unterfchrieben 
zwar die folgenden Brotocolle, e8 ward aber hiebei übers 
baupt Feine beſtimmte Rangordnung bepbachtet , fo daß 
die ‚beiden wirtembergifchen Herten Bevollmächtigten 
einmal ganz zuerfl, mehrmal ganz zulegt, etlichemal 
zwiſchen andern Bevollmächtigten unterfchrieben *). 

Am zehnten Tage nach obigem Vorgang, erklärte 
Hannover, durch ein Patent vom 26 October 1814, 
Daß e8 die Königsmwürde angenommen babe, und 
der erfte bannöverfihe CongreßBevollmächtigte benach- 
richtigte Davon die Bevollmächtigten der übrigen Höfe, 
Durch eine Mote vom 12. Nov. 1814 **), 

In den Sigungen, melde vom 23. Mai bis 
20. Jun. 18:5, wegen Errichtung und Einrichtung des 
teutfchen Bundes gehalten wurden, erfohien Fein wire 
tembergifcher Bevollmächtigter. Inder Bundes Acte, 
Urt. 4 und 6, ward zwar Wirtemberg zweimal unmits, 


— 


) Acten ꝛc. Bd. II, ©. 110, 122, 180, 147, 182 
und ı87. 


”) Ebendaſ. BI, Heft 1, & 64 und 65 f. 
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telbar nach Hannover genannt: allein zweimal war 
auch daſelbſt (Art. 4 und 8) der allfeitige Rang der Bun⸗ 
desglieder hinlänglich verwahrt. 

Diefes benugten die wirtembergifchen Herren 
Bevollmächtigten, als fie, in einer Note vom ı0. Jun. 
1815, ihre Bereitwilligkeit erklärten, der BundesActe, 
jedoch nur von Art. ı bi® 22, vorläufig beizutreten. 
Sie äufferten, daß jene Fürforge in der BundesXcte, 
bei der in den Art. 4 und 6 «zufällig angenommenen 
Drdnung in Aufführung der ſtimmeuden Mitglieder, 
fie jeder befondern Verwahrung des Ranges ihred 
Hofes überhebe»*). 

2. 

Eine zweite Eröterung über den Rang, hatte flatt 
zwiſchen den Herren Bevollmächtigten der beiden Heffis 
fhen Souveraine. 

Der Rang diefer beiden Souveraine in dem Reichs⸗ 
fürflenrath der ehemaligen allgemeinen Reichsverſamm⸗ 
lung, war auf Abwechslung gefegt, durch einen 
Vertrag von 1576. Beide gehörten daſelbſt zu ben 
alternirenden Häufern. Durch den Erwerb der Kurs 

‚würde (1803), rücte zwar DeffenCaffel in das 
Kur Collegium hinauf, aber e8 behielt daneben Sig und 
Stimme, nad der vertragmäfigen Abwechslung, auch 
in dem Reichsfürftenrath. Mach einer Meldung von 
darmftädtifcher Seite *), hat HeffenCaffel damals 
erflärt, daß, wenn Darmfladt ebenfalls die Kurwürde 
erlangen werde, bie älteren Verhältniffe der Abwechs— 
lung auch in dem Kurfürſtenrath eintreten folten. 
Diefes erfolgte nicht, wohl aber erlangte Heffens 
Darmftadt, bei Errichtung des rheinifhen Bundes 





Acten x. Bd. II, S. 565 f. 
“*) Ererdaſ. Bb. IV, ©. 65. 
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im Jahr 1806, die großherzogliche Würde, welche, 
wie die Furfürftliche , zu Eöniglichen Ehren berechtigt. 
Um auf dem Eongreß nicht durch Rangſtrei 
tigkeiten den Gang der Gefchäfte zu flören, waren — 
nach heffen » Darmflädtifcher Deeldung*) — Die Herren 
Bevollmächtigten der beiden heſſiſchen Souveramme 
überein geflommen, daß bei Unterſchriften Heflens 
Caſſel in dem einen, Heſſen Darmſtadt in dem andern 
Eremplar zuerft unterfchreiben folle, bis die von Heſſen⸗ 
Darmflade vorgefshlagene Alternation, fraft 
‚ welcher der jegige Souverain von Eaflel, als Aelterer 
im Alter und KegierungsAntritt, den Aufang mit dem 
Vorſitz machen follte, werde genehmigt fepn. 
Dem gemäß, ward die Note der vereinigten Für 
ſten und Städte vom 16. Nov. 1814, indem Eremplar 
für Deftreich von Darmfladt zuerfi, in dem für Preufs 
fen von Caſſel zuerft, hingegen die Note vom 25. Oct. 
1814 wegen Mainz, in dem für Oeſtreich beflimmten 
Eremplar von Eaffel zuerſt, in dem für Preuffen von 
Darmftadt zuerft unterfchrieben **). Späterhin warb 
die Rote der vereinigten Fürften und freien Städte vom 
8. Februar 815, gleich oben von dem großherzoglichs 
beflifchen Herrn Bevollmächtigten, von den beiden kurs 
heflifhen Hingegen, ganz zulegt, mit dem rechtöners 
wahrenden Zufag «salvo loco gt ordine» unters 
fchrieben ***). 
Nachher Fam es jedoch, in den Sigungen we 
gen Errichtung und Einrichtung des teutfchen Bundes, 
zu gegenfeitigen Erklärungen wegen des Ranges. Hef 





2) Acten 2. Bd. IV, ©. 54; Bb.I, Keftı, S. 129 f. 
e) Diefe Noten fliehen in den Acten x. Bd. I, Heft 5, 
©. 76; Heft 2, ©. 45. 
e) Ebendof. Bd. I,Heft 3, &, 327; vergl. mit IV. 54. 
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fenDarmftadt verlangte, in det dritten Sitzung, 
Abwechslung im Rang mit Kurbeffen. Die beis 
den Linien von Eaflel und Darmſtadt, erklärte ed, 
hätten, feit zwei Jahrhunderten und länger, gleiche 
Rechte und abwechſelnden Rang, fowohl in den 
Reichs: und Kreisverfammlungen, ald auch in 
europäifhen Staatsverhältniffen. Die Er ſt⸗ 
geburt ſey in dem Hauſe Heſſen, und zwar zuerſt in 
der darmſtädtiſchen Linie, lang nach Philipp dem 
Großmüthigen eingeführt worden, welcher Ober / und 
Niederheſſen wieder in ſeiner Perſon vereinigt gehabt 
habe. Sleichheit der Rechte und Abwechslung ſey, 
durch hausgeſetzliche Verträge von 1697 und 
1650, noch beflimmter audgefprochen, und von den 
Landſtänden feierlich beflätigt worden. Bis auf bie 
legten Zeiten, habe das phufifche Alter und der 
frühere RegierungsAntritt N) allein den Vors 
rang beflimmt. Zwar habe Eaffel denfelben ı8a2 **) 
wegen erlangter Kurwürde, auf kurze Zeit genoms 
men, aber mit dem Vorbehalt, daß wenn Darmfladt 
gleiche Würde erhalten follte, die verfaſſungsmäſige 
Gleichheit und Abwechslung auch durchaus wieder 
ſtatt Haben folle. 

Diefes fey, vier Jahre fpäter, durch Erlangung der 
großherzoglichen Würde in Erfüllung gegangen. 
Zwar habe Darmſtadt nunmehr Anſpruch anf den 
Vorfig machen können, wegen flärkerer Bevölkerung 


*) Diefos möchte einer genaueren Beftimmung bedürfen. 
Denn nur eines von beiden kann in der Regel, das an⸗ 
dere etwa nur dann den Ausſchlag geben, wenn das cine, 
3.8. der Regierungs Antritt, in beiden Häufern in glei⸗ 
en Zeitpunct fällt. 

“*) Eigentlich 1803, 
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und verhaͤltnißmaͤſig gröſſeren Beitrags zu den öffent 
lichen Laſten in Kriegs⸗-und Friedenszeiten. Allein es 
Begnüge ſich damit: feine Alternations Gerechtſame 
zu wahren, und für den Fall vorzubehalten, wenn 
einſt der Rang, nach genauer zu prüfenden Berbält: 
niſſen, beſtimmt werden ſollte; bis dahin aber, und 
da ohnehin dem jetzigen Herrn Kurfürſten, als Ael⸗ 
teſtem an phyſiſchem Alter und Regierungs Antritt, 
der Vorſitz gebühre, in dem Schema der votirenden 
Bundesgenoffen den Platz nach Eaffel einzunchmen, 
jedoch mit Borbehalt gleichen Ranges in dem euros 
päiſchen Eeremoniel; endlich, diefe Erklärung, zu 
Abkürzung der chedem üblichen Pros und Reproteſta⸗ 
tionen, scmel pro semper, zu dem Protocol zu geben *). 

Damit beruhete diefe Erörterung, vor der Hand 
wenigftens, auf fi. In dem zweifachen Schema der 
Stimmberedtigten, welches in der BundesXcte 
Art. q und 6 ſteht, ward Kurheffen der großberzoglich . 
beffifchen Stimme vorgefegt, ohne dabei einer Bes 
fugniß oder eines Vorbehaltes der Abwechslung zu ers 
wähnen. Es war aber fchon in ber achten Sitzung der 
Beſchluß gefaßt, daß in dem Protocol namentlich 
bem GroßherzogthumHeſſen diejenigen Anfprüs 
he zu referviren feyen, welche baffelbe aus der 
erlangten großherzoglichen Würde auf einen höheren 
Rang ableiten zu Fönnen vermeine **). 

3. 


Auch kam ed zu einer Erörterung über den Rang, 
melden Heffen Darmfladt, in den DVerhältniffen 





*) Acten x. Bd. II, ©, 416 f., 408 u. an. 
) Edendaf: &. 496. _ 
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ded tentfchen Hundes, dor Sahfen Weimar, Hol 
ſt ein⸗(Glückſtadt) und Luremburg behauptete. 

Weimar hatte in dem Reichsfürftenrath der ehes 
maligen Neichöverfammlung, den Rang vor Darm— 
fadt gehabt. Diefes hatte jedoch ſchon bei Auflöfung 
der Reichöverbindung, bie großherzogliche Würde, 
Weimar diefelbe erft während des Eongreffes, mithin 
fpäter, angenommen. — Holftein (Glüdftadt) beob- 
Achtete, als Herzog, in dem Reichsfürſtenrath mit 
Darmſtadt eine Ranggleichheit in fo fern, als ed das 
ſelbſt, wie Darmfladt, zu den ſechs alternirenden Haus 
fern gehörte; doch war es unter diefe erfl 1740 aufges 
nommen worden, mithin weit fpäter ald Darmfladt, 
welches ſchon den AlternationsVertrag von 1556 mis 
gefchloffen hatte. — Luremburg endlich gab in der 
ehemaligen Reichsverſammlung Fein eigenes Stimm 
recht, und erhielt erſt Durch die SchlußActe des wiener 
Eongreffed die großherzoglihe Würde. Auffer den ins 
neren Verhältniffen des teutfchen Bundes, ift der Her⸗ 
zog von Holfiein zugleih König von Dänemark, 
und der Großherzog von Luremburg ift König der 
Niederlande. 

Heſſen Darmſtadt gründete feine Behauptung 
des Vorranges auf feine großberzogliche Würde. 
Diefe von ihm 1806 angenommene Würde, fagte es, 
fey feierlich anerfannt worden, in den zu Frankfurt 
am 25. Nov. ı8ı3 von ihm mit den verbündeten Mäche 
ten gefchloffenen Allianz Verträgen , welche der Errich⸗ 
tung des teutfchen Bundes zur Grundlage dienten, fo 
wie ſchon in früheren Verhandlungen und Friedens— 
ſchlüſſen. Mit diefer Würde, feyen die vollen königs 
lichen Ehren verbunden. In dem europäifchen Cere⸗ 
moniel, babe man folche, wenn nicht höher als die 
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Kurwürde, ihr doch immer gleich geachtet. Toscana, 
unter dem Haufe Medici, babe fletd den Vorrang vor 
foicher behauptet. Daß der jegige Großherzog von Tos⸗ 
cana 1803 die großherzogliche Würde mit der Kurwürde 
(von Salzburg, nachher 1805 von Wirzburg), und 1806 
wieder die Eurfürftliche Würde mit der großherzoglichen 
vertaufcht habe, beweife wenigſtens volle Gleichheit 
beider Würden. Demnach mache ed, in den Verhält, 
niffen des teutfchen Bundes, Anfpruch auf glei 
hen Rang mit den Kurfürften, namentlich auf 
diefeldben Rang Befugniffe wie Baden, mithin Dafelbf 
auf den Borfig vor Holſtein, Luremburg und 
Weimar. Dagegen fey ed keineswegs gemeint, in 
den europäifchen Verhältniſſen (den Königen 

> von Dänemark und der Niederlande), nach dem an 
genommenen Eeremonicl den Vorrang zu beftreiten *). 
Hier fihere die Königswürde ihnen den gebührenden 
Rang und Vorrang; nur aufdie teutfhe Bundes 
ordnung, könne die bloffe Königswürde ihren Ein 
fluß nicht erfirecfen **). 

Aber auch in Hinfiht auf Die Bevölkerung ber 
wechfelfeitigen Staaten, und der davon zu dem Bunb 
zu leiftenden Beiträge und TruppenContins 
gente, Fünnten jene Bundesfürften nicht den Rang 
vor den beiden heſſiſchen Häufern, in den Verhält— 
niffen des teutfchen Bundes begehren, deren jedes eine 
weit gröflere Volksmenge in feinen Staaten babe. 
Holitein trete-mit nur ungefähr 350,000 Einwoh 
nern zu dem Bunde ***). 

*) Acten 1. Bd. II, S. 415 f. u. 408. 
“.) Ebendaf. ©. 3gı. ' 


⸗) Actenz. Bd. II, ©. 890 fe Im J. 1798 ſchatzte 
man dad Herzogthum Holſtein auf 175 DRReilm 
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Eine großherzoglich »fachfen sweimarifche aus⸗ 
drückliche Erflärung auf die großherzoglich ‚heffifchen 
Yeufferungen, findet fih in und bei den Protocollen 
nicht. Es ſcheint ſich diefer Hof bei der allgemeis 
nen Verwahrung der Ranganfprüche, welche in der 


mit 311,758 Einwohnern, wozu jeht noch ein Theil 
von Lauenburg kommt. — Das Großherzogchum 
Heffen hatte) im Jahre 1814, nad einer Zählung, 
620,831 Einwohner. Rad den neueften Territorial Ver⸗ 
änderungen, wird es jeßt ungefähr 624,500 E. haben. — 
Sachſen Weimar fhägte man 1811 auf 35 AM. mit 
221,000 Einwohnern. Jeht foll ed 198,000 Einw. haben, 
da die Schluß%cte des wiener Eomgreffes ihm 27,000 von 
Eulda, und 50,000 von Preuffen anwies. f. oben S. 80. 
Die Bevölkerung des Großherzogthums Luremburg, 
eines Theils des chemaligen Herzogthums Luremburg, 
mag ungefähr 325,000 E. feyn. Unter franzöfifcher Herr⸗ 
ſchaft, beftand e6: 2) aus dem ganzen Departement des 
Forts; dieſes hatte, nad dem Annuaire von Laplaca 
für 1813— 243,810 E., nad dem legten Almanach 
imperial hingegen 246,335 &. 2) aus den Arrondisse. 
semens St. Hubert u. Morche in dem Dep. de Sambre et 
Meuse, wovon jener Bezirk (nad der Statistique ge-, 
nerale de la France von Peuchet etc.) ein Giebentheil 
betrug, alfo, nad dem gedachten Annuaire = 26,000 Ein⸗ 
mwohner, beide zuſammen 73,600 Einwohner. 3) aus 
dem Herzogthum Bouillon, worüber der Broßs 
herzog die Dberhoheit erhielt, durch den Acte final du 
eongris de Vienne, art. 69; diefes Herzogthum beſteht 
aus der Stadt Bouillon mit ungefähr 2,200 €. und 2ı 
Dörken (Act en de wiener Eongr. Bd. IV. S. 57 f.) 
fo dag man das Ganze, wovon mir genauere ftatiftifche 
Angaben fehlen, vorläufig auf ungefähr 5,000 E. fhägen 
kann. Unter franzöfifher Herrſchaft, gehörte es zu dem 
Departement der Ardennen. — Die Grenzen und Bu 
ſtandtheile des Großpergogehums Luremburg find befchries 
ben, indem Acte finaldu congres, art.67—-69, und in 
dem Vertrag des Königs der Niederlande mit Deftreih, 
Rugland, Großbritannien and Preuffen vom 31. Mai 1815, 
Art. Bu 4. Wesen des wiener Eonge. Bd. VL 


865 ff. 171 f. 
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Bundes Acte Art. 4 und B enthalten ifl, beruhigt zu 
haben. Die holfteinifhen und Iurgemburgis 
fhen Erflärungen, werden unten (Rum. 5 und 6) 
angeführt. 

In dem zweifachen Schema der Stimmberechtig— 
ten, welches der BundesXActe, Art. 4 und 6, einver 
leibt iſt, ſteht die großherzoglich sheffifhe Stimme vor 
den Stimmen von Holftein, Luremburg und Sachfens 
Weimar; doch mwird nach Art. 8, die Ordnung der 
Stimmen, erft nach erfolgter Abfaffung der Einrich— 
tungsgefege, für immer fefigefegt werden. Daneben 
wurden, wie ſchon oben am Schluß von Rum. 3 bes 
merkt ift, Darmfladt feine Ranganſprüche in dem Pro; 
tocoll ausdrücklich vorbehalten. . 

4. 

Wie HeflenDarmftadt, behauptete auch Kur⸗ 
beffen den Rang vor Holftein (Glückſtadt) und 
Lugemburg. Gewinnen, fagte ed, würden bie 
jegigen Regenten diefer beiden Staaten Nichts, in 
Anfehung ihrer Eigenfchaft als europdifche Mächte, 
durch einen Vorzug, in der Sig; und Stimmordnung 
in der teutfhen Bundesverfammlung, vor Kurbeffen. 
Biel aber würden durch eine ſolche Zurückfegung die 
ehemaligen Kurfürften des teutfchen Reichs verlieren, 
die noch jegt bloß teutfche Kegenten feyen. Beſonders 
empfindlich würde folche für den einzigen Fürften ſeyn, 
der noch allein den Furfürflliden Namen aus ſcho— 
nungswürdiger Achtung an die, nur zu verbeffernde, 
alte Verfaſſung führe, nachdemer vorher, fieben Jahre 
lang feiner unvergröfferten Lande beraubt gemwefen fey. 
Allgemein fey die Abfiht vorauszufegen, überhaupt 
Feine in dem teutfchen Reich genoffene Vorrechte ohne 
Voth zu verkürzen. 
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Yräjudiciren Eönne dem Kurfürften von Heffen, 
und dem chemaligen von Baden, nicht, daß die dors 
maligen Kurfürften von Pfalzbaiern und Sade 
fen jegt (auch nachdem beide die Königswürde erlangt), - 
dem gemwefenen Kurfürften von Brandenburg nads 
gefegt würden. Denn die in Teutfchland neuen Königs: 
titel, hätten in jenen beiden Käufern den alten Kurs 
titel ganz verdrängt, und Preuffen gehe ihnen jegt 
(auch in den teutfchen Bundesverhältniffen) vor, als 
König und ald Regent weit beträchtlicherer Staaten. 
Wenn auch Baden, nach äuſſerſt auſehnlichem Länder⸗ 
zuwachs, bei jetziger großherzoglicher Würde, alte Bor. 
züge der Kurfürſten aufgeben wollte*), würde ein 
ſolches Beiſpiel das Kurhaus Heſſen zu Nichts ver⸗ 
Binden. Yu dem KurCollegium mit Baden alternirend, 
fey diefed auf dem Reichstage ſowohl Holftein ale 
Naffau (Dranien) vorgegangen, und müffe alfo jegt 
alte herkommlichen Rechte ſich vorbehalten **). 


) Daß Baden Borzüge diefer Art habe aufgeben weh 
Ien, erhellet aus den Congreß Verhandlungen auf feine 
Weiſe. Zwar war, in dem anfanye vorgelegten Schema 
der Stimmordnung (Acten x. Bd. II, &. 322), izm 
Holftein vorgefege, und der in der zweiten Sitzung, 
100 Kurheffen obige @rtlirung gab, für Baden Erſchie⸗ 
nene gab gegen diefen Vorzug einen Widerfprug nicht. zu 

Protocol: allein, eines Theiis war diefer zu Congress 
Berhandlungen nit bevollmädtigt, und 
andern Theils ward nachher, ohne Badens Zuthun, das 
angedropte Präjudiz dadurd abgewender, daß in ber. . 
Bundes Here ſelbſt, Art. 4, Baden die ihm gebüh⸗ 
vende Stelle vor Holftein angewiefen ward. 

®) Acten ic. Bd. II, S. 393 ff. u. 349 f. Diefe kurs 
Heffifhe Erklärung, kam zweimal als Beilage zu 
dem Protocoll. Die Urfache hieven ift von mir angezeigt, 
in den Acten ı. Bd. II, ©. 568. 


lüber's Ueberſicht. IL Mm 
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Was Holflein und Luxemburg biegegen er 

klärten, nnd in welcher Ordnung fie in der Bundes 

Acte, im Verhältniß zu Kurheffen, gefegt wurden, 

ergiebt fich aus dem, was bier unten folgt. | 
5 


Vorſtehende Erinnerungen der beiden heſſiſchen 
fouverainen Häufer gegen Dänemark, ald Herzog von 
Holftein, gaben den bolfteinifhen Herren De 
vollmächtigten Anlaß zu folgenden Aeuſſerungen. Das 
Schema votantium, worin Holftein den heffifchen Häu— 
fern vorgefegt ſey *), made einen Theil desjenigen 
Entwurfs ded Bundesvertrags aus, welcher ein 
Berathungs Gegenſtand der Verſammlung ſey. 
Sie hätten ſich nicht veranlaßt gefunden, Erinneruns 

gen dagegen zu machen. Für jetzt ohne Inſtruction 
über dieſen Punct müßten ſie bloß das Intereſſe ihres 
Hofes, in Beziehung auf die in dem Schema ange 
nommene Drdnung, gegen jede Becinträchtigung vers 
wahren, wenn Erörterungen über deffen Abfaflung, 
in Beziehung auf ihren Hof erhoben würden. Da 
indeg fpäterhin **) von dem Präfidium darauf ſey 
angetragen worden, in der Abſtimmung auf der Bums 
desverſammlung, Die auf der vormaligen Reichsvers 
fammiung flatt gehabte Ordnung ***) beizubehal⸗ 
ten, worüber das Nähere aufder Bundesverfamm 
lung felbft zu reguliren feyn werde, fo hätten fie, 


*) Acten x. Bd. II, ©. 322. 

») Ebendaſ. S. 407. 

ene) Hier gehörte Holftein, wie ſchon erinnert, gleich 
den beiden heſſiſchen Häuſern, zu den ſechs alternis 
venden Daufern. Es wollten fi alfo die holfteinifchen 
Herren Bevollmächtigten, aud) in der Bundesperfanms 
lung, une Abwechslung mir den heſſiſchen Häuſern 
gefallen laſſen. 
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die Bevollmächtigten hiegegen meitere Erinneruns 
gen nicht zu mer - 

Als nachher in DR BundesActe, Art. 4, Hol⸗ 
fein nach den heſſiſchen Häufern gefegt worden war, 
doch mit der für Alle geltenden VerwahrungsClauſel 
«unbefchadet ihre8 Ranges » (Art. 4 u. B), machten die 
Holfteinifhen Herren Bevollmächtigten dagegen Feine 
befondere Einwendung; fie erflärten vielmehr, daß 
der Hılyalt der BundesXcte von ıhrer Seite feinen 
wefentlihen Einwendungen mehr unterliege **). 

6 

Luxemburgs Rang in den Verhältniffen des 
teutfchen Bundes, mar, durch die beffifpen Erins 
nerungen, ebenfalls zu näherer Erörterung gebracht 
worden. - 

Der König der Niederlande, früher Erbflatts 
halter der vereinigten Niederlande, hatte auf der teuta 
ſchen Reichsverſammlung, ald Fürft von NaffauDras 
nien und Dieg***) (von 1803 bis 1806 auch Naſſau⸗ 
Draniengulda zuweilen genannt), in dem Neichsfürs 
ſtenrath Sig und Stimme unter den neuen Fürſten 
gehabt. In der SchlußActe des wiener Eongreffes 
(Art. 67), ward ihm ein Theil des ehemaligen Ders 
zogthums Luxemburg mit der großherzoglichen 
Würde angemwiefen, ald zu dem teutfihen Bund gehör 
Fig"), Don diefem Lande, war ehehin auf dem 

+*) Acten ꝛc. Bd. II, ©. 413 f. u. 403. 

*) Eoendef, ©. 548 ff. u. 531, vergligen mit S. 598 f. 
u. 603. 

) &o nannten ihn Kaifer und Neid, und die Reichsge⸗ 
richte. Er felbft und feine Landesbehörden, gebraugpten 
den Titel Dranien Naſſau. 

er) BonderBoltsınengein dem Groß herzogthum Luyei / 
burg, f man oben ©. 515 die Note. 


Nur. 


v 
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teutſchen Reichstag eigene Stimme nicht geführt wors 
den. Es war bloß ein — Herzogthums 
Durgund*)., von welchem Oeſtreich die dritte Stimme 
in dem Reichsfürftenrath führte. In Anfehung feiner, 
konnte alfo das Beifpiel oder die Analogie von der 
ehemaligen Reichsverſammlung, für Zeftfegung feiner 
Stelle in der Bundesverfammlung, feine zuverſicht— 
lich- Seitenden Ideen kiefern. Defto freier ſtand nun 
Die Frage, welche Stelle diefem Lande, ud zwar 
als Großherzogthum, in der Bundesverfanm:; 
fung anzuweiſen ſey? 

Der luxemburgiſche Herr Bevollmächtigte er— 
klärte, ſein Hof habe natürlichen Anſpruch auf den 
Platz von Burgund. Aber Se Majeſtät erklärten 
Ihre Sleihgültigfeit, folglich Fhre Nachgie— 
bigfeit, wenn Sie damit bewähren könnten, daß 
man fih mit erheblicheren Dingen ald dem Rang zu 
befchäftigen babe, und wenn Sie damit Ihren Mitı 
ftänden, dem hoben beffifhen Haus, einen weſent⸗ 
lichen Gefallen erzeigten. ' 


Diefer nachgebenden Erflärung, fügte Der Herr 
Gefandte, ganz im Sinn der oben gemeldeten Aeuſſe⸗ 
rung Herzogs Ulrich von Wirtemberg, eine Bemerkung 
hinzu, melde practifch eben fo richtig als wichtig ifl. 
Der practifhe Gebrauch bei den Bundesverfamm; 





*) Unter diefem Namen wurden, auf dem Reichstag, die öſtrei⸗ 
chiſchen Niederlande oder der burgundifhe Kreis begriffen. 
Dieſe beftanden zulegt noch aus einem Theil der Herzogs 
thümer Bratant, Luxemburg, Limburg und Gefderland, 
und aus cinem Theil der Graffcharten Flandern, Senne 
gau und Namur. Bon den ehemaligen Herzogthum Lus 
reltburg, beſaß Oeſtreich den größeren Theil, der übrige 
gchörte zu Sranlreid. 
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lungen ſelbſt, fagte er; werde jedoch Ichren, daß der 
Rang die Stimmen *) nicht reihen fönne. Eine Stim- 
me im Vordergrund, Fönne über Anfichten ſich nicht 
Auffern, die durch Stimmen im Hintergrund vertheis 
digt würden. Erörterung und Abgebung der Stims 
men, würden aber als verſchiedene Dinge erfcheis 
nen **), 5 ö 

Die Richtigkeit Diefer-Bemerfung , hatte fi reichlich 
bewährt in denfelben mwiener Sigungen, wo ſolche 
zu Protocol Fam. Die BundesActe ſelbſt erhielt darin 
ihre Entftehung, ohne daß man fich an eine beſtimmte 
Sigs und Stimmorduung gebunden hatte. Die Bes 
vollmächtigten der mächtigften und mächtigen Höfe, 
ſaſſen, ſtimmten und unterfchrieben anfpruchloß unter 
denjenigen der mindermächtigen und mindermäctigften. 
Könnte das gute Werk in derfelben Art, wie es, 
ohne alles Stelleganfen, angefangen, und in der Buns 
desActe, (Art. 8) auch für Die Bundedverfammlung, 
bis zu dem Zeitpunct, wo die Einrichtungsgefege 
würden errichtet feyn, war feflgefegt worden, nicht 
auch flets fortgeführt werden? 

Mit dem Nachgeben Luxemburgs gegen die Heft 
fhen Hänfer, war jedoch obige Frage nech nicht voll 
fändig beantwortet. Darüber, wie über manches 
Andere, welches fogleih in Wien am feichteften und 
geſchwindeſten wäre zu entſcheiden geweſen, wenn man 
ſich der Eile nicht allzuſehr hingeben zu müſſen geglaubt 
hätte, wollte man etwas Erſchöpfendes noch nicht 
feſtſetzen. Das Protocoll der dritten Sitzung, deutet bloß 
‘wie Schwierigkeit an, welche entſtanden ſey, in 


) Nach ihrem inner en Werth. 
) Acten x. Bd. II, ©. 414 f. u. 403. 
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Hinficht auf den Pag für das nun (neu?) hinzukom— 
mende Votum für Luxemburg. Es ward daher zweis 
mal, in der dritten und achten Sigung,, der Be: 
ſchluß gefaßt, daß die Bundesverfammiung zu 
Srankfurt Bedacht darauf haben werde, Luremburg 
eine angemeffene Stelle anzumeifen *). Damit be 
zeugte fich. auch der Iugemburgifche Herr Bevoll— 
mächtigte zufrieden, mit Beziehung auf feine vor 
bin gedachte Erflärung **). 

Da jedoch in der BundesXcte, Art. 4 und 6, 
auch Luremburg in der Reihe der Stimmberechtigten, 
ſowohl in der eigentlich fo genannten Bundesverfamms 
lung, als auch in dem Plenum, aufzuführen war: fo 
ward es daſelbſt nicht nur Baden und den beiden heffi: 
fhen Häufern, fondern auch Holftein na chgefegt,, flatt 
daß in einem früheren Schema ***), Holftein über 
Baden, Luxemburg und die heffifchen Häufer, Zus 
gemburg hingegen , zwar nach Baden , aber doch 
über die heſſiſchen Häufer geſetzt war. 

7. 

Der Herzog von Braunfhmweig (Wolfenbüttel) 
hatte ehehin auf dem Reichstag in dem Neichsfürs 
ſtenrath Sig und Stimme gehabt vor Baden, den 
beiden heſſiſchen Häufern und HolfleinGlückftadt. 

Sn der Bundes Acte Art. 6, wurden ibm Diefe, 

und auch Luxemburg, fo viel die Sig; und Stimmords 
nung in dem Plenum betrifft, indgefammt vorge 
zogen. In dem 4. Artikel wurden ibm auch, fo viel 
die eigentlich fo genannte Bundesverfammlung 


») Aet en ꝛ⁊ꝛc. Bd. II, ©. 408 u. 496. 
+) Ebendaf. ©. 408. 
v) Ebendaſ. ©. 332. 
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anlangt, die mecklenburgiſchen Häuſer vorgezogen, 
die in dem Reichsfürſtenrath ebenfalls nach ihm ſaſſen 
und fimmten. Dagegen wurden in dem 6. Artikel, in 
Beziehung auf das Plenum, die großherzoglich, und 
fächfifchen Häufer ihm nachgefegt, welche in dem 
Reichsfürſtenrath ihm vorgiengen. 

Was die Stelle betrifft, welche dem Herzog von 
Braunfchweig in der eigentlichen Bundesverfammlung 
angemwiefen ward, fo kommt dabei unter Anderem in 
Betracht, daß die übrigen, welche ihm vorgezogen 
wurden, wegen der gröfferen Volksmenge ihrer Län— 
der, BirilStimmen erbielten (die beiden mecklen— 
Surgifhen Häufer ausgenommen), während Brauns 
ſchweig nur Theil an einer Euriat Stimme erlangte. 

Vielleicht wären die mecklenburgiſchen Käufer, 
wie auf dem Reichsſtag, ihm nachgeſetzt worden, 
wenn nicht Naſſan mit Braunfhmweig in Gemeins 
Schaft der EuriatStimme wäre gefegt worden *). Dies 
fe8 Haus (Naffaulifingen und Weilburg, nicht aber 
NaſſauOranien) hatte vor 1803 beine VirilStimme 
auf dem Reichstag, fondern nur drei Theile an der 
EuriatStimme der metterauifchen Grafen, deren es 
fith jedoch nicht bediente. Erſt der Neichedeputationgs 
Hauptſchluß von 1805, gab ihm BirilStimmrecht, und 
zwar zweifaches, im Reichsfürſtenrath **). Hätte man 
nun in der Bundesverfammlung. diejenige CuriatStim— 
me, an welcher Braunfchweig Theil hatte, uber die 
mecklenburgiſche geſetzt, fo wäre Dadurch zugleich Nafs 
ſan, als Theilhaber an jener, über die mecklenburgi— 
fhen Häufer gekommen, die ihm auf der Reichsver, 





*) Man hatte Braunfdweig hiebei feine Wahl gelaffen. 
Acten xx. Bd. I, ©. 426. 
”) Naſſauiſche Erklärung hierüber, ebendai. S. 437 f. 
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fammlung im Hang weit vorgegangen waren. Dieſes 
fhien man nicht zu wollen; und Braunfchweig auffer 
Gemeinfchaft mit Raffau in der EuriatStimme zu lafı 
fen *), hatte, fo wie die innere Zuſammenſetzung aud 
der drei folgenden Euriat&tinnmen, Schwierigkeiten **), 
die ſchwer zu überwinden waren. 


Dagegen fuchte man Braunfchmweig für Diefe Zus 
rückſetzung ceinigermafen dadurch zu entſchädigen, daß 
man es in dem Eingang der BundesXcte unmittel: 
Bar nach den herzoglich-ſächſiſchen Häuſern nannte, 
und ihm in dem Plenum (Art 6) cine deſto höhere 
Stelle, und zwar mit zwei Stimmen ***), anwies. 
Hier ward es nicht nur über die mecflenburgifchen 
Häufer gefegt, fondern auch fogar über die großhers 
goglich sund herzoglich - fächfifchen Däufer, welchen ed 
ehrdem in der Reichsverſammlung den Vorrang hatte 
einräumen müſſen ****). &8 erhielt feine Stelle uns 
mittelbar nach Luxemburg. 

Bei diefen Verhandlungen und Bellimmungen, 
hatte Braunfhmeig nicht unterlaffen fein Intereſſe 
zu wahren. Schon in der zweiten Sigung batte es 
daffelbe überhaupt, in Hinficht fowohl auf Drdnung 


e) Didenburg bot fih an, mit Braunfhweig gu einer 
Stimme zu concurriven. Acten ⁊xc. Bd. 11, S. 405 f. 
438 f. 

“) Srinnerungen deßhalt, von PeffenDarmftladt, ven 
den vereinigten Fürften und freien Städten, 
und von Anhalt, ebendaf. ©. 347, 394, 349 f., 418 
und 419. 

0), Acten xx. Bd. II, ©. 418. 


u, Dicſe mußten hier deßwegen nachſtehen, weil jedem von 
ihnen nur eine Stimme in dem Plenum gegeben ward; 
vermöge eines Beſchluſſes, in den Acten x. Bd. II, 
S. 470. 
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als auch auf Iufanımenfegung der Stimmen, aus⸗ 
drücklich zu Protocoll verwahrt *). Ferner, hatte es 
in der vierten Sitzung beſtimmt verlangt: 1) auch für 
die Zukunft, überhaupt den Vorrang vor allen 
ehehin ſo genannten alternirenden Häuſern, 
da man einmal den alten-Rang , wie er vor 1806 
war, zur Norm angenommen babe; 2) daß in der 
EuriatStimme , in welche ed mit Naffau zufammen 
gefellt worden, Braunfchweig befländig zuerſt ger _ 
nannt werde; 3) daß in Ausubung Des Stimmrechs 
tes völlige Gleichheit, und durchaus Feine Pons 
derirung nach der Bevölkerung: flatt finde, fondern 
Billige Rückſicht auf beiderfeitige Verbältuiffe por 1800 
genommen werde **). Der erfte Bunct ward, fo viel \ 
Die in der Bundes Acte gewählte Ordnung der Stims 
men betrifft, nicht beachtet; dem andern und dritten 
ward, weder ausdrücklich noch ſtillſchweigend entgegen 
gehandelt, 

Endlih machte auch Braunſchweis, in der ſieben⸗ 
ten Eißung, bei dem 4. Artikel Erinnerung gegen den 
Beſchluß, daß diejenigen, welche in dem Plenum nue 
eine Stimme haben, denen, welchen dafelbft zwei 
eingeräumt worden, in der Bundesverfammiung allges 
mein nachgefegt werden follten; es ward aber auf die, 
des Ranges halber der Bundesllcte eingerückte, allges 
meine Verwahrung verwieſen ***). 


Auſſerdem hatte Braunſchweig noch, von Sachſen⸗ 
Weimars Annchmung der großherzoglichen Würde Ans 
laß genommen, auf dem Congreß zu erflären, daß es 


*) Acten x. Bd. II, &. 350. 
*) Ebendaſ. S 426 und 418. 
+) Ebendaſ. ©. 470. 
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ſich jede Befugniß für den Fall vorbehalten müſſe, 
wenn mit dergleichen Annehmung höherer Titel, die 
etwa auch noch von Seite anderer Fürften erfolgen 
könnte, wefentliche Vorrechte ſollten verbunden 


werden *). 
8. 


Naſſau hat, im Verhältniß zu ſeinem, oben 
ſchon angezeigten, Rang auf der ehemaligen Meiche 
verfammlung , Durch die BundesActe bedeutend ges - 
monnen. Zwar ward es in dem Eingang der Bun 
desActe, erft zwifchen den Fürften von Hohenzollern 
Sigmaringen und Lichtenflein genannt. Aber in der 
eigentlichen Bundesverfammiung, bat es cine höhere 
Stelle erlangt, durch feine, kurz vorbin näher ange 
gebene Vereinigung mit Braunfchweig zu einer Ens 
riatStimme. In dem Blenum, half ihm die Gröffe der 
Volksmenge ſeines Gebiets, zu zwei Stimmen, und 
hicdurch zu einer Stelle über den gropherzoglich: und 
berzoglich :fächfifchen Häufern , über MedlenburgStres 
ig und Holſtein Oldenburg **). 

* Sin der vierten Sißung , machte Raffau den Antrag 
auf eine Beſtimmung in der BundesXcte, Daß feine 
mit Braunfchweig zu combiniren verabredete Stimme, 
flet8 in einerlei Drdnung mit der braunfchweigis 
ſchen abzulegen fey. Zum Grund führte cd an, daß 
feine ehemaligen EomitialRangverbältnifle , aus befons 
dern Gründen unbeflimmt geblieben feyen , folglich bei 
feiner jegigen Locirung nicht, wie bei Andern beliebt 
worden, zur Richtfehnur dienen Eönnten ***). 





*) Dben ©. ı61. 
**) Acren:c. Bd. II, S. 410 u. 470 
ver) Ehendaf. S. 437 f. 
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Die anwefenden Herren Bevollmächtigten, fauden 
wider Diefen Antrag nichts zu erinnern *); Doch ward 
deßhalb der BundesActe feine eigene Beſtimmung eins 
gericht, vermuthlich weil fich von felbft verfiand, daß 
in Ablegung der Geſammtſtimme, Braunfchweig und 
Naffau nicht zu trennen feyen. 

Doch Eonnte dieſes für die Stimmordnung in dem 
Plenum nicht entfcheidend ſeyn, weil hier Naffau 
BirilStimmrecht erhich. Da ihm aber daſelbſt zwei 
Stimmen zugetbeilt wurden, und ed nur Durch Mech 
Iondurg:Schwerin von Braunfchweig getreiint, hin— 
gegen den großherzoglich s und herzoglich sfächfifchen und 
andern altfürſtlichen Häufern vorgefegt ward, fo fand 
es ſich wohl auch Hier zufrieden gefiellt. Dagegen 
widerfprach 


9. 

HolfeinDldenburg dem Beſchluß, daß Nafı- 
fa.u feine mir Braunfchweig zu combiniren verabredete 
Stimme, immer in einerlei Drdnung mit Diefer abzu— 
legen habe. Es verwahrte dawider feine Gerechts 
fame, weil ihm diefer Befchluß mit dem angenommenen 
Grundſatz unvereinbar ſchien, nach welchem die durch 
Den NeichödeputationdHauptfchluß von 1808 feftgefegte 
Nangordnung, als vorläufige Norm augenommen wors 
den ſey **). 

Srüber fchon batte der oldenburgifchk Herr 
Bevollmächtigte dawider proteflirt, dag man feinen 
Souverain mit den. Gefammthäufern Anhalt und 
Schwarzburg zu einer EyriatStinme vereinigt, und 
ihn hiedurch gegen alle Andern zurückgefvgt babe, ohne, 


*) Actenx. Bd. II, ©: 419. 
*”) Ebendaf. ©. 507 und 495. 
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Rückſicht auf das Alter feines Hauſes, deffen frühere 
Verhältniſſe, und die auch jegt befolgten Gruidfäge, 
und ohne daß jene Zufammenfegung durch cine geogras 
phifche oder andere Rückſicht geboten werde *). 

Was Dldenburgs ehemalige ComitialRangverhält 
niffe betrifft, fo mar ihm in dem Reichsfürſtenrath 
bis 1805 der fiebenzigfle, in dem Neihsdeputationde 
Hauptfchluß Hingegen der vier und funfziafte Plag an⸗ 
gewiefen. Es pflegte aber nicht an jener Stelle zu flim: 
men, fondern, und zwar mit der Bermahrungsllaufel 
«salvo loco et ordine », erft wenn ade fürftlichen Stim⸗ 
men abgelegt waren. Die Urfache war, weil ed auf 
eine Stelle unter den eigentlich fo genannten alterniren 
den Käufern Anfpruch machte, dieſe aber durch einen 
Vertrag von 1740 geradezu nur bie Fönigliche Linie des 
Haufes Holftein unter fich aufgenommen, und in einem 
SeparatArtifel, der herzoglichen Linie (damals Holfieins 
Gottorp genannt) die Aufnahme unter fi nur für 
den Fall zugefichert hatten, wenn diefelbe «die ihr 
annoch zur AlternationsActivität im Weg flchende 
befannte Seſſions Hinderniß vollends werde wegräus 
men fünnen» **). 

10, 

Auh Hohenzollern nahm von den herzoglich 
naffauifchen Acufferungen, in Bezichung auf die Etimm⸗ 
ordnung, Anlaß zu einer befondern Rechtsverwah— 
rung. Es verlangte, daß man bei dem Grundfag feſt 
beftehen folle, Daß die Stimmen in der Bundesverfamms 
Ding in der nämlichen Ordnung und Reihe, wie chedem 








Bo. II, &. 438 und 419. 
anfens Nacricht von der neueften Beſchaffen⸗ 
iletngs, S. Br und 174. 
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auf dem Reichstag, abzulegen feyen*). Es warb aber 
in dem Protocol, aufdie des Ranges halber der Bundess 
Acte einverleibte Verwahrungs Clauſel verwiefen **). 

Späterhin trug der fürſtlich hohenzolleriſche 
Bevollmächtigte darauf an, daß dem Hauſe Hohen, 
zollern in der Stimmordnung der Rang unmittel⸗ 
barnad Anhalt augemwiefen werde, nach Maasgabe 
der ehemaligen EomitialStimmordnung und ded Reiches 
deputationsdauptfchluffes ***). Es fand aber diefer 
Antrag keinen Beifall; denn in der Bundes Acte, Art.6, 
And die fchwarzburgifchen Häufer zwifchen Anhalt und 
Hohenzollern Hechingen gefegt ; auf dieſes folgt Lichtens 
flein, und dann erft HohenzollernSigmaringen. 

11. J 

Zwiſchen den fürſtlichen Häuſern Lippe und 
Schaumburg (oder Schaumburgkippe), kam es noch 
in der achten Sitzung zu einer kurzen Erörterung über 
den Rang in der Bundesverſammlung. Lippe begehrte 
ſolchen vor Schaumburg, und verwahrte deshalb ſeine 
Rechte +). Der ſchaumburgiſche Herr Bevollmächtigte 
führte dagegen an, daß es Schaumburg zwar einerlei 
ſeyn werde, ob es in der Curie die ſiebente oder achte 
Stimme führe, doch habe es auf dem Reichstag eine 
Stimme in der GrafenCurie vor Lippe gehabt FH). 

Was beide Theile, nachdem fie, bei Auflöfung der 
teutfchen Neichöverbindung, gleichzeitig zu der Sonde 
rainetät cmpor gefliegen waren, in die Wagfchale zu 
legen hatten, fcheint in Folgendem zu befichen. Lippe: 





*) Acten x. Bd. II, S. 476 f. 

) Ebendaſ. ©. 470. 

er) Ebendaſ. S. 506 und 495. 

+) Ebendaf. S. 505 und 495. \ 
+ Eendaf. ©. 495. 


+ 
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die Fürſtenwürde des teutfchen Reichs, ſchon 1720 
erlangt, und nach erhaltener Faiferlicher Erneuerung 
und Beflätigung, feit 1789 öffentlich geführt und ans 
erkannt, während Schaumburg erfi nach Auflöfung bes 
geutfchen Reichs und crlangter Gouverainetät, bei 
feiner Aufnahme in den rheinifhen Bund 1807, bie 
Fürſtenwürde ſich beilegte; ferner, daß Schaumburg 
eine jüngere Linie des Haufes Lippe fey; endlich führte 

. Lippe an, daß man in dem Reichsdeputations Haupt-⸗ 
ſchluß von 1803 als Grundfag angenommen babe, daß 
neu ertheilte Stimmen nach dem Alter des Fürftens 
Diplome zu ordnen feyen. 

Schaumburg: den während der Reichsverbin— 
bung genoffenen Vorfig vor Kippe, fowohl in der weſt⸗ 
phälifchen Kreisverfammlung *), ald auch in dem 
weftphälifchen Srafen@ollegium; ferner, daß Schaum: 
Burg dermal nicht als jüngere Linie des Haufes Lippe 
in Betracht komme, fondern wegen des Fürſtenthums 
Schaumburg. 

In der BundesNcte ward Schaumburg vor 
tippe genannt, fowohl in der Stimmordnung in dem 
Plenum, ald auch in der Eurie der fechzehnten Stimme 
in der Bundesverfammlung. 

12. 

Die Natur einer Curiat Stimme bringt es mit 

ſich, daß die Stimme jedesmal im Namen aller Theil⸗ 


“) Ob diefer Borfig Beftritten gewefen, und daher unter 
derjenigen Reſervations Clauſel, welche, der Sithordnung hal: 
ber, den weſtphäliſchen Kreisabſchieden am Schluß einder 
feier zu werden pflegee, (Moſers teutſches Staatsrecht, 
Th. XXVI, ©. 90 fe Ebendeß. reutfche Crank 
verfaffung, ©. 138 f.) begriffen fcy? muß aus den, noch 
ungedruckten KreisActen erhellen. 
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haber, die in diefer Hinficht eine moralifche Perfon 
Bilden, abgelegt werde; alfo durch einen gemeinfchafts 
lichen Stimmführer. Im concreten Fall, gilt immer 
die abgelegte Stimme für den Sefammtwillen aller 
Sheilhaber. Der Gefammtwille iſt das Refultat des 
Willens aller Einzelnen. Dieſes Refultat fann gebildet 


werben, entiveder durch Heberefuftimmung, oder nad 


einer feftgefegten Mehrheit der einzelnen Stimmen, 
oder durch Eompromiß, indem alle Theilhaber die Feſt⸗ 
fegung ihres Gefammtwillend Einem oder Mehreren, 
für einen oder mehrere Fälle, übertragen; gleichviel 
ob der Eine oder die Mebrerern aus der Mitte der 
Theilhaber find, oder nicht, wie 5. B. in dem legten 
Fall der gemeinfihaftlihe Stimmführer, Bevollmäch⸗ 
tigte oder Gefandte.. 

Bei Ablegung der Geſammtſtimme, kann diefelbe 
auf verfchiedene Weife benannt werden: ı) mit einenkt 
Seſammt, oder EollectivNamen, jz. B. Eurie der ſech⸗ 
jehnten Stimme; =) durch namentliche Angabe aller 
Theilhaber der Stimme, z. B. Hohenzollern, Lichten. 
‚fein, Reuß, Schaumburgkippe, Lippe und Walde 
gemeinfchaftlihd — wobei in der Ordnung, nach welcher 
die Einzelnen benannt werden, eine befimmte Abwechds 
fung flatt finden fann —; 3) durch Benennung eines 
einzelnen Theilhabers (oder etlicher), als ernannten 
Stimmführers für fih und feine, namentlich oder 
eollectin benannten, Genoflen, 3. B. Holſtein Oldenburg 
für die Eurie der funfzehnten Stimme, oder: für ſich 
und die übrigen Theilhaber der funfzehnten Stimme, 
oder: fir fih, Anhalt und Schwarzburg. Wählt man 
diefe dritte Art der Benennung, vieleicht für das Ehr⸗ 
gefühl Einzelner die befriedigendfte, fo fann, und 
wird wahrſcheinlich auch, eine beſtimmte Abwech s⸗ 
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Iung der Theilhaber in der Benennung als Stimm, 
vertreter Aller, feftgefeßt werden. Bei Feſtſetzung einer 
Abwechslung diefer Art, kommt dann der Rang oder 
die Ordnung in Betracht, nach welcher die Einzelnen 
in der Stimmvertretung abwechfeln follen. 

Eine Abwechslung diefer Urt, fcheinen die Derren 
Deputirten der bereinigten Fürften und 
freien Städte bezweckt zu haben, wenn fie in der 
zweiten Sigung den Wunfch äufferten,, «daß Diejenigen 
FSürftenhäufer , denen gemeinfchaftlih eine Euriat 
Stimme zufällt, insgefammt nach einer gewiffen Ord⸗ 
nung zur Stimmführung gelangen möcdten*). Ein 
Beſchluß, ward auf dieſen Wunfch nicht gefaßt. Viel— 
leicht wollte man die Erfüllung deffelben , Der eigenen 
Willensbeſtimmung der Intereffenten überlaffen. 

13, 

» Einſtimmig fohien man in den Gigungen fi 
gu der Ucherzeugung zu befennen , daß bei Feſtſetzung 
ber Stimmordnung aller Stimmbercchtigten , nicht 
nur in der eigentlich fo genannten Bundesverfamms 
lung , fondern auch in dem Plenum, fo wie bei verbälts 
nißmäfiger Vertheilung der für das Plenum fe: 
gefegten 69 Virilstimmen unter 38 Bundesgenoſſen, 
nicht nach bloſſer Willführ, Gunſt oder Convenienz zu 
verfahren fey, fondern nach einem Grundfag, ber, 
wenn auch nicht in allen Fallen durchgreifen, Doch als 
eine Regel leiten müſſe, gegen welche nur aus erbebs 
lihen Gründen Ausnahmen zuläflig feyen. 

Damit man fich eines ſolchen Grundſatzes klar ber 
mußt werde, und nicht dem Spiel dunfler Ideen ſich 
preis gebe , geſchahen verfchiedene Vorſchläge, und 


*) Acten ⁊c. Bd. II, ©. 349. 
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Baiern insbefondere drang auf Unterfuchung , nad 
welchem Princip das Schema der Stimmordnung, weh 
ches als Entwurf vorgelegt worden, entworfen fey*). 

Bas zuvörderſt das Princip für Vertheilung 
der, fürdas Plenum feflgefegten, 69 Stimmen unter 
38 Bundesgenoſſen betrifft, fo meinte zwar Hefs 
fen Darmftadt, in der zweiten Sitzung, daß die 
Gröffe der Staaten, ihr geographifcher Umfang, 
hiebei als Maasſtab nicht gelten könne *). Allein 
ſchon in der’ folgenden Sigung gaben Deftreich und 
Breuffen zu erkennen, daß jene Vertheilung unges 
fähr in Verhältniß mit der Bevölkerung der 
Staaten geichehen müffe***). Diefer Grundfag, den 
in der vierten Sigung auch Hannover, in naments 
licher Beziehung auf Braunſchweig, angewendet 
wiſſen wollte ****), kam hierauf, bei der in dem 
6. Artikel der BundesActe geſchehenen Vertheilung der 
Stimmen, in Anwendung +). Die Bundes Acte fagt 
ausdrücklich, die Berechnung und Vertheilung fey 
gefchehen «mit Rückſicht auf die Verſchiedenheit der 
Gröffe der einzelnen Bundesitaaten». 

Anfangend die Stimmordnung aller Stimms 
berechtigten, fowohk in der eigentlich fo genannten 
Bundesverfammlung ald auch in dem Plenum, fo 
gefchahen deßhalb verfthiedene Borfchläge Den 
erſten, und zwar anfangs alternativen, thatHeffens 
Darmſtadt, in der zweiten Sigung. Man folle, 
erklärte im Wefentlihen fein Bevollmächtigter, die 
Stimmen ordnen, entweder ganz allein nach der 

%) Actenx. Bd. II, S. 346. 
**) Ebend. ©. 389 u. 347. 
) Ebendaf. S. 406. 
ur) Ehendaf. ©. 418. 
» Ebendaſ. ©. 461 u. 466. 
un 
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ehemaligen EomitialOrdnung, oder — was den jepis 
gen Verhältniffen angemeflener ſey — zwar nach der Eos 
mitialOrdnung , jedoch mit entfcheidender Dinficht auf 
den gegenwärtigen politifch fFatiftifchen Werth der ein 
zelnen Bundesfiaaten für das unmittelbare Intereſſe 
des Bundes, befonders in Hinfiht auf Die Gröffe ihrer 
Bevölkerung, welche zugleich den Maasſtab liefere für 
das Quantum ihrer Beiträge zu Dem Zweck des Bun— 
des, namentlich ihrer TruppenContingente *). Yu 
der folgenden Eigung, erklärte fih derfelbe Herr Ber 
vollmächtigte ausſchlieſſend für deu zweiten Bor 
ſchlag **). | 
Fin anderer Borfhlag geſchah in der dritten 
Sitzuug; das Protocol fagt nicht beflimmt von Wem, 
aber, wenn man nach den unmittelbar vorbergeganges 
nen Berbandlungen und Vorſchlägen ***) fchließen 
darf, von Oeſtreich und Preuffen. Es müfle, fo 
lautet diefer Vorſchlag, ı) die zu treffende Beſtimmung 
für den Raug der Bundesgenoflen in der Bunde» 
verfammlung, obne Prajudiz feyn für Die auffer 
Halb derfelben vorkommenden Fälle. 2) Der Rang 
der Bundesgenoſſen, ſowohl iu der eigentlich fo genanu— 
ten Bundesverſammlung, ald au in dem Plenum, 
fey nach Demirnigen Rang zu beflimmen, welchen die 
Bundesgenoſſen in der legten Zeit, und namentlich 
geit dem Reichsdeputations Hauptſchluß von 1Bn3($. 38), 
aufden Reich 6rag gebabt hatten ****), oder, wie es 
in dem Protocol ‘der vierten Sigung hieß , dag der’ 


*) Hcten:c. Bd. II, ©. 390 u. 347. 

+) Escnduf. ©. 408 u. 415. 

»22) Ebendaf. &. 404 — 407. 

eꝛ) Acten ꝛc. Bd. II, 8.407, 455 u. 4612. — Bekannt: 
lich unterblieb auf dem Reichetag, in den Reichs Für— 
ſtenrath, die Einführung derjenigen neuen Bıeril; 
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Rang, fo viel ohne Weiterungen zu veranlaffen gefche- 
deu möge, nach der vormals auf dem Reichstag beftans 
denen Ordnung, eingerichtet twirden möge *). 

Diefer Vorfihleg ward, in der dritten Gigung, 
zum Beſchluß. Sämmtliche anwefende Herren Bes 
tolmäßptigte waren damit zufrieden; nur mit Aus 
nahme des großherzoglich s heffifchen, welcher deß⸗ 
halb eine Verwahrung zu Protecoll gab**) . 

Durch einen zweiten Beſchluß, gefaßtinder fie 
benten Sigung, ward eine Ausnahme von der in 
dem vorigen Befchluß aufgeftellten Regel gemacht, fo 
viel die Ordnung in dem Plenum betrifft. Hier fol, 
wer zwei Stimmen hat, vor Dem genannt werden, 
welcher nur eine hat***). Durch diefe Ausnahme 
gelangten, in dem Plenum, mehrere Bundesfürften, 
% B. Holſtein, Braunſchweig, Medlenburgs 
Schwerin, Naſſau, zu einer höheren Stelle, als 
ihr ehemaliger ComitialRang ihnen angemwiefen hätte. 

Endlich kam es in der achten. Sigung zu einem 
Hanptbeſchluß über die der BundesActe Arc. 4 und 

+ Beinzuderleibenden Beftimmungen, Rang und Stimme 
ordnung berreffend ****). Namentlich ward Befchloffen, 
dem Anfang des 4. Artikels der Bundes Acte ausdrück⸗ 
lich den zweifachen Vorbehalt einzuverleiden, daß 
die daſelbſt angezeigten Stimmen von den Bundesglie 
dern, »jedoch unbefchadet ihres Nauged», in der 
Bundesverſammlung zu führen feyen; ferner, daß 
“einem Jeden feine echte in Dinficht des Ranges 

Stimmen, welche in dem Reichsdeputations Haupiſchlut 

waren ercheilt werden. 

*) Acten ux. Bd. 1, S. 420. 

) Ebendaſ. S. 407 f. u. 496. 
) Ebendaſ. ©. 470. 

) Ebendaſ. S. 496 f. u. bo7. f. 
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biemit (in dem Protocol) noch einmal vorbehalten . 
würden». 

Sp ward denn in der Bundes Aete, in Abſicht 
auf Rang und Stimmordnung, überhaupt und insbe— 
ſondere feſtgeſett: 

1) daß die in der BundesAecte, für die Bundes; 
verſammlung feflgefegte Stimmordbnungafer Bun— 
desglieder, unbeſchadet ihres Ranges, ſtatt 
haben ſoll (Art. 4); 

a) daß in dem ganzen Zeitraum, in welchem die 
Bundesverfammlung mit Abfaſſung der Einrich— 
tungsgeſetze befchäftigt feyn wird, 

a) für die Abſtim mungsOrdnung der Bundes: 
glieder, feinerlei Beſtimmung gelte; daf 
vielmehr 

b) die zufällig fich fügende Ordnung, keinem 
der Mitglieder zum Nachtheil gereichen, noch 
eine Regel begründen fole (Art. 8); 

daß nach Abfaffung derEinrichtungs@efege, 
die Bundesverfammlung die fünftige, für befän 
Dig einzuführende Stimmordnung in Berathung, 
und biebei fich fo wenig ald möglich von derjenigen 
Drdnung entfernen werde, welche chedem auf dem 
Reichstag, namentlich in Gemäßheit de Reichs, 
deputations Hauptſchluſſes von 1803, beob⸗ 
achtet worden ift *) (Art. 8); | 

4) daß endlich auch diefe Stimmordnung, auf 
den Rang ber Bundesglieder überhaupt, und auf 
ihren Vortritt auffer den Berhältniffen der Bun— 
dbesverfammlung, feinen Einfluß ausüben 
fol (Art.8). 


*) Und, zum Theil, beobachtee werden follte. Wen 
f. oben ©. 534 , die Anmerkung in Rote 4. 


n 





XII. 
3 ufäße 
gu 
der erfien und dritten Abtheilung 
diefer Ueberſicht. 


sun: 


1. 


Spraden in den Verhandlungen des Congreſſes. 
(S. 4, vor Zeile 7 von unten.) 


Kat in allen Verhandlungen und Verträgen bed Cous 


greffes, den größten Theil der teutfchen Ungelegen .. 


heiten ausgenommen, bediente man fich der franzö⸗— 
ſiſchen Sprache. Hieundda, befonders in Teutfch 
land, ift Mißfallen hierüber geäuffert worden. Aber 
man follte bedenfen, daß auf dem Eongrefi, in den 
fhriftlihen und mündlichen Verhandlungen, welche 
Staaten von verfehiedenen Sprachen und Dundarten 
berührten, der Gebrauch einer gemeinfhaftli, 


chen Sprade, wenn nicht geradezu nothwendig, doch 


ohne große Weitläufigfeit, Verzögerung und Unbes 
anemlichkeit nicht zu entbehren war; einer Sprache, 
von welcher man annehmen konnte, daß fie ſämmtli⸗ 


\ 


526. | 
Ach jede Befugniß für den Fall vorbehalten müſſe, 
. wenn mit dergleihen Annehmung höherer Titel, die 
etwa auch noch von Seite anderer Fürften erfolgen 
könnte, wefentliche Vorrechte follten verbunden 


werden *). 
8. 


Naſſau bat, im Verhältniß zu feinem, oben 
ſchon angezeigten, Hang auf der ehemaligen Meichd 
verfammlung , durch die BundesXcte bedeutend ges 
monnen. Zwar ward ed in dem Eingang der Bun 
des Acte, erfi zwifchen den Fürften von Hohenzollern⸗ 
Sigmaringen und Lichtenflein genannt. Aber in der 
eigentlichen Bundesverfammlung, hat es cine höhere 
Stelle erlangt, Durch feine, kurz vorbin näher ange 
gebene Vereinigung mit Braunfchweig zu einer Cu— 
riatStimme. In dem Plenum, half ihm die Gröffe der 
Volksmenge feine Gebiets, zu zwei Stimmen, und 
hiedurch zu einer Stelle über den großherzoglich- und 
berzoglich :fächfifchen Häuſern, über MecklenburgStre— 
fig und HolſteinOldenburg **). 

* Sin der vierten Sigung , machte Raffau den Antrag 
auf eine Bellimmung in der BundesActe, Daß feine 
mit Braunfchweig zu combiniren verabredete Stimme, 
ſtets in einerlei Ordnung mit der braunfchweigis 
fchen abzulegen fey. Zum Grund führte es an, daß 
feine ehemaligen ComitialRangverhältniſſe, aus befons 
dern Gründen unbeflimmt geblieben feyen , folglich bei 
feiner jegigen Locirung nicht, wie bei Andern beliebt 
worden, zur Richtfchnur dienen Eönnten ***). 





*) Oben ©. ı61. 
») Acrenz. Bd. II, ©. 418 u. 470 
ve.) Ependaf. ©. 427 f. 


527 


Die anmefenden Herren Bevollmächtigten, fauden 
wider diefen Antrag nichts zu erinnern *); Doc ward 
deßhalb der Bundes Acte feine eigene Bekimmung eins 
gerückt, vermuthlich weil fih von felbft verſtand, daß 
in Ablegung der Geſammtſtimme, Braunſchweig und 
Nafau nicht zu trennen feyen. 

Doch konnte dieſes für die Stimmordnung in dem 
Plenum nicht entfcheidend ſeyn, weil bier Naſſau 
BirilStimmredt erhielt. Da ihm aber dafeldft zwei 
Stimmen zugetheilt wurden, und ed nur dur Medı 
Ienburg: Schwerin von Braunfchweig getrennt, hins 
gegen den großherzoglich s und herzoglich sfächfifchen und 
andern altfürklichen Häufern vorgefegt ward, fo fand 
es fih mohl auch bier zufrieden gefiel. Dagegen 
widerfprach 


9° 
Holſtein Oldenburg dem Beſchluß, daß Nafı- 
ſau ſeine mit Brauuſchweig zu combiniren verabredete 
Stimme, immer in einerlei Ordnung mit dieſer abzus 
legen habe. Es vermahrte dawider feine Gerecht⸗ 
ſame, weil ihm dieſer Beſchluß mit dem angenommenen 
Grundſatz unvereinbar ſchien, nach welchem die durch 
den Reichsdeputations Hauptſchluß von 1808 feſtgeſetzte 
Rangordnung, als vorläufige Norm augenommen wor⸗ 
den ſey *). . 
Früher ſchon hatte der oldenburgifepd Herr 
Bevollmächtigte dawider proteftirt, daß man feinen 
Souverain mit den. Gefammthäufern Anhalt und 
Schwarjburg zu einer EyriatStimme vereinigt, und 
ihn hiedurch gegen alle Andern zurückgefigt babe, ohne, 


*) Actenx. Bd. II, ©: 419. 
**) Ebendaſ. ©. 507 und 495. 
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Mückfiht auf das Alter feines Hauſes, deffen frühere 
Verhältniſſe, und Die auch jegt befolgten Grundfäße, 
und ohne Daß jene Zufammenfegung Durch eine geogra— 
phifche oder andere Nückficht geboten werde *). 

Was Didendburgs ehemalige ComitialRangverhält⸗ 
niffe betrifft, fo war ihm in dem Reichsfürſtenrath 


bis 1805 der fiebenzigfle, in dem Neichddeputationd« 


Hauptſchluß hingegen der vier und funfzigfte Plag an⸗ 
gewieſen. Es pflegte aber nicht an jener Stelle zu flim: 
men, fondern, und zwar mit der VerwahrungsClauſel 
« salvo loco et ordine », erft wenn alle fürſtlichen Stim: 
men abgelegt waren. Die Urfache war, weil es auf 
eine Stelle unter den eigentlich fo genannten alterniren: 
den Haufern Anfpruch machte , dieſe aber durch einen 
Vertrag von 1740 geradezu nur bie fönigliche Linie des 
Hauſes Holſtein unter ſich aufgenommen, und in einem 
Separat Artikel, der herzoglichen Linie (damals Holſtein⸗ 
Gottorp genannt) die Aufnahme unter ſich nur für 
den Faß zugefichert hatten, wenn diefelbe « die ihr 
annoch zur Alternationsllctivität im Weg flchende 
befannte SeſſionsHinderniß vollends werde wegräus 
men Fönnen» **). 

| 10. ' 

Auh Hohenzollern nahm von den berzoglich 
naffauifchen Neufferungen, in Beziehung aufdie Stimms 
ordnung, Anlaß zu einer befondern Rechts ver wah— 


rung. Es verlangte, dag man bei dem Grundfag feſt 


beſtehen folle, daß die Stimmen in der Bundesverfamm; 
lung in der nämlichen Drdnung und Reihe, wie ehedem 


°) Acten x. Bv. II, ©. 438 uud 419. 
”) 9. ©. Srantens Nagriqht von der neueften Beſchaffen⸗ 
heit eines Reid stage, S. Bı und 174. 
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auf dem Reichstag, abzulegen feyen ). Es ward aber 
in dem Protocol, aufdie des Ranges halber der Bundes 
Acte einverleibte Verwahrungs Clauſel verwiefen **). 

Späterhin trug der fürſtlichhohenzolleriſche 
Bevollmächtigte darauf an, daß dem Haufe Hohen, 
jollern in der Stimmordnung der Rang unmittel 
barnach Anhalt angewiefen werde, nach Maasgabe 
der ehemaligen EomitialStimmordnung und des Reichs⸗ 
deputations Hauptſchluſſes ***). Es fand aber diefer 
Antrag feinen Beifall; denn in der Bundes Acte, Art.6, 
ſind die fchwarzburgifchen Häufer zwifchen Auhalt und 
Hohenzollern Hechingen gefegt ; auf dieſes folgt Lichtens 
fein, und dann erft HohenzollernSigmaringen. 

21. . 

Zwiſchen den fürflichen Häufern Lippe und 
Schaumburg (oder Schaumburgkippe), Fam ed noch 
in der achten Sigung zu einer kurzen Erörterung über 
den Rang in der Bundesverfammlung. Lippe begehrte 
folhen vor Schaumburg, und verwahrte deshalb feine 
Rechte +). Der fhaumburgifhe Herr Bevollmächtigte 
führte Dagegen an, daß ed Schaumburg zwar einerlei 
feyn werde, ob es in der Eurie die fiebente oder achte 
Stimme führe, doch habe ed auf dem Reichstag eine 
Stimme in der GrafenEurie vor Lippe gehabt +). 

Was beide Theile, nachdem fie, bei Auflöfung der 
teutfchen Reichsverbindung, gleichzeitig zu der Sonder 
rainetãt empor gefliegen waren, in die Wagfchale zu 
legen hatten, fcheint in Folgendem zu befichen. Lippe: 


*) Acten ꝛc. Bd. II, S. 475 f. 

8) Ebendaſ. ©. 470. 
) Ebendaſ. S. 506 und 495. 

+) Ebendaf. ©. 505 und 495. \ 
IP) Ebendaf. ©. 495. 


+ 
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die Fürſtenwürde des teutſchen Reichs, ſchon 1720 
erlangt, und nach erhaltener kaiſerlicher Erneuerung 
und Beſtätigung, feit 1789 öffentlich geführt und ans 
erkannt, während Schaumburg erft nach Auflöfungdes - 
teutfchen Reichs und erlangter Gouverainetät, bei 
feiner Aufnahme in den rheinifhen Bund 1807, die 
Fürſtenwürde fich beilegte; ferner, daß Schaumburg 
eine jüngere Linie des Haufes Lippe fey; endlich führte 
Lippe an, dag man in dem Reichsdeputations Haupt— 
ſchluß von 1805 als Grundfag angenommen habe, daß 
neu ertheilte Stimmen nach dem Alter des Fürftens 
Diplome zu ordnen feyen. Ä 
Schaumburg: den während der Reichsverbin— 
dung genoffenen Vorfig vor Lippe, fowohl in der wehs 
phälifchen Kreisverfammlung *), als auch in dem 
weftphälifchen Srafen&ollegium; ferner, daß Schaum; 
Burg dermal nicht als jüngere Linie des Haufes Lippe 
in Betracht komme, fondern wegen des Fürſtenthums 
Schaumburg. 
Sn der BundesNcte ward Schaumburg vor 
Lippe genannt, fowohl in der Stimmordnung in dem 
Plenum, als auch in der Eurie der ſechzehnten Stimme 
in der Bundesverfammlung. 
12. ‘ 
Die Ratur einer Curiat Stimme bringt ed mit 
ſich, daß die Stimme jedesmal im Namen aller Theil 


- 


“) Ob diefer Vorſitz beftritten gewefen, und daher unter 
derjenigen Reſervations Clauſel, welche, dev Sihordnung hals 
ber, den weſtphäliſchen Kreisabſchieden am Schluß einver⸗ 
Teibe zu werden pflegte, (WMofers teutſches Staatsrecht, 
Th. XXVI, © go f. Ebendeß. teutfche Crays⸗ 
verfaffung, ©. 138 f.) begriffen ſey? muß aus den, noch 
ungedrudten Kreislicten erhellen. 
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haber, die in diefer Hinſicht eine moralifche Perfon 
bilden, abgelegt werde; alfo durch einen gemeinfchafts 
lichen Stimmführer. Im concreten Fall, gilt immer 
die abgelegte Stimme für den Geſammtwillen aller 
Sheilhaber. Der Gefammtwille it dad Reſultat des 
Willens aller Einzelnen. Dieſes Refultat kann gebildet 


werden, entweder durch Heberefuftimmung, oder nah - 


einer feftgefegten Mehrheit der einzelnen Stimmen, 
oder durch Eompromiß, indem alle Theilhaber die Feſt⸗ 
fegung ihres Geſammtwillens Einem oder Mehreren, 
für einen oder mehrere Fälle, übertragen; gleichviel 
05 der Eine oder die Mebrerern aus der Mitte der 
Theilhaber find, oder nicht, wie z. B. in dem legten 
Fall der gemeinfihaftlicde Stimmführer, Bevollmäch⸗ 
tigte oder Gefandte., 

Bei Ablegung der Gefammtfiimme, kann diefelde 
auf verfchiedene Weife benannt werden: ı) mit einerf& 
Seſammt, oder EollectivRamen, z. B. Eurie der ſech⸗ 
zehnten Stimme; =) dur namentliche Angabe aller 
Theilhaber der Stimme, z. B. Hohenzollern, Lichten. 
‚fein, Neuß, Schaumburgkippe, Lippe und Walde 
gemeinſchaftlich — wobei in der Ordnung, nach welcher 
die Einzelnen benannt werden, eine beſtimmte Abwechds 
kung flatt finden kaun —; 3) durch Benennung eines 
einzelnen Theilhabers (oder etlicher), als ernannten 
Stimmführers für fi und feine, namentlich oder 
eofectiv benannten, Genoffen, z. 3. Holflein Oldenburg . 
für die Eurie der funfzehnten Stimme, oder: für Ach 
und die übrigen Theilhaber der funfzehnten Stimme, 
oder: für fih, Anhalt und Schwarzburg. Wählt man 
dieſe dritte Art der Benennung, vielleicht für das Ehr⸗ 
gefühl Einzelner die befriedigendfte, fo kann, und 
wird wahrſcheinlich auch, eine beffimmte Abwechs⸗ 
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Iung der Theilhaber in ber Benennung als Stimm, 
Vertreter Aller, feftgefegt werden. Bei Feilfegung einer 
Abwechslung diefer Art, Eommt dann der Rang oder 
die Ordnung in Betracht, nad) welcher Die Einzelnen 
in der Stimmvertretung abwechfeln ſollen. 

Eine Abwechslung diefer Urt, frheinen die Herren 
Deputirten der vereinigten Fürften und 
freien Städte bezweckt zu haben, wenn fie in der 
zweiten Sigung den Wunfch äufferten,, «daß Diejenigen 
Fürftenhäufer , denen gemeinfchaftlih eine Euriat 
Stimme zufällt, indgefammt nad) einer gewiſſen Drds 
nung zur Stimmführung gelangen mödhten*). Ein 
Beſchluß, ward auf diefen Wunfch nicht gefaßt. Wiels 
feicht wollte man die Erfüllung deffelben , ber eigenen 
Willensbeſtimmung der Intereffenten überlaffen. 

13, 

a Einftimmig fohien man in den Sitzungen ſich 
gu der Ucberzeugung zu befennen , daß bei Feſtſetzung 
der Stimmordnung aller Stimmberechtigten , nicht 
nur in der eigentlich fo genannten Bundesverſamm⸗ 
lung ‚ fondern auch in dem Plenum, fo wie bei verbälts 
nißmäfiger Vertheilung der für das Plenum fe: 
gefegten 69 Virilstimmen unter 38 Tundesgenoffen, 
nicht nach bloffer Willführ, Gunſt oder Eonvenienz zu 
verfahren fey, fondern nach einem Grundfag, der, 
wenn auch nicht in allen Fallen durchgreifen, Doch ale 
eine Kegel leiten müſſe, gegen welche nur aus erbebr 
lichen Gründen Ausnahmen zuläflig feven. 

Damit man fich eines folchen Grundſatzes Elar ber 
wußt werde, und nicht dem Spiel dunkler Ideen fi 
preis gebe , geſchahen verfchiedene Vorſchläge, und 


») Acten ⁊c. Bd. Il, ©. 34y. 
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Baiern indhefondere drang auf Unterſuchung, nach 
welchem Princip dad Schema der Stimmordnung, weh 
ches al3 Entwurf vorgelegt worden, entworfen fey*). 
| Was zuvörderfidad Princip für Bertbeilung 
der, firdas Plenum feflgefegten, 69 Stimmen unter 
58 Bundesgenoſſen betrifft, fo meinte zwar Hefs 
fen Darmfladt, in der zweiten Sitzung, Daß die 
Gröffe der Staaten, ihr geograpbifcher Umfang, 
hiebei als Maasſtab nicht gelten könne *). Allein 
ſchon in der folgenden Sitzung gaben Deftreich und 
Prenſſen zu erkennen, daß jene Vertheilung unge; 
fahr in Berbälmig mit der Bevölferung der 
Staaten geichehen müfle***). Diefer Grundfag, den 
in der vierten Sigung auch Hannover, in naments 
licher Beziehung auf Braunſchweig, angewendet 
willen wollte ****), kam bierauf, bei der in dem 
6. Artikel der BundesActe gefihehenen Vertheilung der 
Stimmen, in Anwendung F). Die BundesXcte fagt 
ausdrücklich, die Berechnung und Vertheilung ſey 
gefchehen «mit Rückſicht auf die Verſchiedenheit der 
Gröſſe der einzelnen Bundesſtaaten v. 

Anlangend die Stimmordnung aller Stimm: 
berechtigten, ſowohl in der eigentlich fo genannten 
Bundesverfammlung ald auch in dem Plenum, fo 
geſchahen deßhalb verfthicdene Vorſchläge. Den 
erſten, und zwar anfangs alternativen, thatDeffens 
Darmſtadt, in der zweiten Sitzung. Man ſolle, 
erklärte im Weſentlichen fein Bevollmächtigter, Die 
Stimmen ordnen, entweder ganz allein nach der 


*), Acten x. Bd. II, &. 346. 
”) Ebend. ©. 389 u. 347. 
.). Ebendaf. &. 406. 

.r), Ebendaſ. S. 418. 

FT) Ebendaf. ©. 462 u. 455. 
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ehemaligen EomitialOrdnung, oder — was den jehis 
gen Verhältniffen angemeffener ſey — zwar nach der Co⸗ 
mitialOrdnung, jedoch mit entfcheidender Dinficht auf 
den gegenwärtigen politiſch-ſtatiſtiſchen Werth der ein 
zelnen Bundesflaaten fir dad unmittelbare Intereſſe 
des Bundes, befonders in Hinſicht auf die Gröſſe ihrer 
Bevölkerung, welche zugleich den Maasſtab Tiefere für 
das Quantum ihrer Beiträge zu Dem Zweck des Buns 
des, namentlich ihrer TruppenContingente *). In 
der folgenden Sitzung, erklärte fi) derfelbe Herr Be 
vollmächtigte ausfchlieffend für deu zweiten Bor 
ſchlag **). | Ä | 

Ein anderer Borfhlag geſchah in Der Deitten 
Sitzung; das Protocol fagt nicht beſtimmt von Wem, 
aber, wenn man nach den unmittelbar vorbergegange 
nen Verhandlungen und Vorſchlägen ***) ſchließen 
darf, von Defreih und Preuffen. Es müfle, fo 
lautet diefer Vorſchlag, ı) die zu trefende Bekimmung 
für den Rang ber Bundesgenoflen in der Bunde 
verfammlunug, ohne PeAjudiz feyn für Die auffer 
halb derſelben vorkommenden Fälle. 2) Der Rang 
der Bundesgenoſſen, fowohl in der eigentlich fo genann- 
ten Bundesrerfammiung, als auch in dem Plenum, 
fey nad demjenigen Rang zu beflimmen, welchen die 
Bundesgenoſſen in der legten Zeit, und namentlich 
peit dem Reichsdeputations Hauptſchluß von 180345. 55), 
aufden Reich rag gehabt Hatten ****), oder, wie es 
in dem Protocol ‘der vierten Siguug hieß , dag der’ 


*) Ycten:. Bd. II, ©. 390 u. 347. 

+) Ebendaſ. ©. 408 u. 415. 

*e) Ebendaſ. &. 404 — 407. 

.. Acten ꝛc. Bd. II, 8.407, 455 u. 461. — Bekannt: 
lich unterblieb auf dem Reichſtag, in den Reiche Für— 
ſtenrath, die Einführung derjenigen neuen Bırili 
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Rang, fo viel ohne Weiterungen zu veranlaffen gefche- 
den möge, nach der vormals auf dem Reichstag beflans 
: "denen Ordnung, eingerichtet werden möge *). 

Diefer Vorfihleg ward, in der dritten GSigung, 
zum Beſchluß. Sämmtliche anwefende Herren Be; 
vollmächtigte waren damit zufrieden; nur mit Aus; 
nahme des großherzoglich s heffifchen, welcher def: 
bald eine Verwahrung zu Protecol gab **). 

Durch einen zweiten Beſchluß, gefaßt inder fir 
benten GSigung, ward cine Ausnahme von der in 
dem vorigen Befchluß aufgeftellten Regel gemacht, fo 
viel die Drödnung in dem Plenum betrifft. Hier fol, 
wer zwei Stimmen hat, vor Dem genannt werden, 
weicher nur eine har***). Durch diefe Ausnahme 
gelaugten, in dem Plenum, mehrere Bundesfürften, 
z. B. Holflein, Braunfhweig, Medlenburgs 
Schwerin, Naffau, zu einer höheren Stelle, als 
ihr ehemaliger ComitialRang ihnen angewiefen hätte. 

Endlich kam es in der achten. Sigung zu einem 
Hanptbefchluß über die der BundesActe Art. 4 und 
- B einzuverleibenden Beflimmungen, Rang und Stimm⸗ 
ordnung derreffend ****). Namentlich ward Befchloffen, 
dem Anfang des 4. Artikels der BundesActe ausdrück⸗ 
lich den zweifachen Vorbehalt einzuverleiben, daß 
Die daſelbſt angezeigten Stimmen von den Bundesglies 
dern, »jedoch un beſchadet ihres Nauged», in der 
Bundesverſammlung zu führen feyen; ferner, Daß 
«einem Jeden feine Rechte in Dinficht des Ranges 


Stimmen, weldhe in dem Reichsdeputations Haupiſchluß 
waren wcheilt werten. 

*») Yctenı. Bd. 1, ©. 420. 

*) Ebendaſ. S. 407 f. u. 496. 

or) Ependaf. S. 470. 

vr. Ebendaſ. &. 496 f. u 507. f. 
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biemit (in dem Protocol) noch einmal vorbehalten . 
würden». 

Sp ward denn inder BundesNcte, in Abſicht 
auf Rang und Stimmorbnung, überhaupt und insbe 
fondere feftgefeßt: 

1) daß die in der BundeſActe, für bie Bundes: 
verfammlung feftgefegte Stimmordnungaller Bun, 
beöglieder, unbefhadet ihres Ranges, fatt 
haben foll (Art. 4); 

2) daß in dem ganzen Zeitraum, in welchem bie 
Bundesverfammlung mit Abfaffung der Einrich— 
tungsgeſetze befchäftigt feyn wird, 

a) für die AbſtimmungsOrdnung ber Bundes 
glieder, feinerlei Bekimmung gelte; daß 
vielmehr 

b) die zufällig fich fügende Drbnung, keinem 
der Mitglieder zum Nachtheil gereichen, noch 
eine Regel begründen folle (Art. 8); 

3) daß nach Abfaffung der Einrihtungsßefene, 
die Bundesperfammlung die Fünftige, für befäns 
Dig einzuführende Stimmorbnung in Berathung, 
und biebei ſich fo wenig ald möglich von derjenigen 
Drdnung entfernen werde, welche chedem auf dem 
Reichstag, namentlich in Gemäßheit ded Reichs; 
beputationshauptfehluffes von ı805, beob⸗ 
achtet worden ift*) (Art. 8); 

4) daß endlich auch dieſe Stimmorbnung, auf 
den Rang der Bundesglieder überhaupt, und auf 
ihren Vortritt auffer den Verhältniffen der Bun— 
desverfammiung, feinen Einflug ausüben 
fol (Art. 8). 


*) Und, zum Theil, beobachtee werden ſoll te. Was 
f. oben ©. 534 , die Anmerkung in Note 4. 





XII. 
Zuſaäͤtze 
gu 
der erfien und dritten Abtbeilung 
diefer Ueberſicht. 


— nm Eu ⸗ 


1. 


Sprachen in den Verhandlungen des Eongreffed. 
(6.44, vor Zeile 7 von unten.) ' 


Far in allen Verhandlungen und Verträgen bes Eous 
greſſes, den größten Theil der teutfchen Angelegen .. 
heiten ausgenommen, bediente man fich der franzö⸗ 
fifhen Sprache. Hie und da, befonders in Teutfche 
land, ift Mißfalten hierüber geäuffert worden. Aber 
man follte bedenken, daß auf dem Eongrefi, in den 
fchriftiihen und mündlihen Verhandlungen, welche 
Staaten von verfchiedenen Sprachen und Dundarten 
berührten, der Gebrauch einer gemeinfchaftli, 
chen Sprache, wenn nicht geradezu nothwendig, dor 
ohne große Weitläufigkeit, Werzögerung und Under 
qnemlichkeit nicht zu entbehren war; einer Sprache, 
von welcher man annehmen konnte, daß fe ſämmtli⸗ 
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chen Souverainen, Staatdmännern und Diplomati: 
ſchen Eanzleißerfonen geläufig, oder binfänglich bes 
kannt fevy. 

Eine folche Sprache war früherhin die fateinü 
ſche*), die zu Völkerverhandlungen ganz vorzüglich 
geſchickt ift, als eine fo genannte todte, gefchloffene, 
worts uud finnreiche , Feiner Nation befonders ange: 
börige, allen mwiffenfchaftlich. gebildeten Männern ber 
fanıte Sprache. Seitdem aber eine binlänglicde 
Kenntniß diefer Sprache des claffifchen Alterthums, 
unter Fürſten, Gefandten und höheren Staatsdienern 
zur Seltenheit gemorden if, hat man ſich genöthigt 
gefehen, eine andere au deren Stelle zu fegen. 

Die Wahl des Congreſſes, nicht fchwer , fiel auf 
die franzöfifche; keineswegs als Sprace,der Frans 
zoſen, oder aus unmännlicher VBorliche fiir Diefe Ras 
tion, für ihre Sitten und Sprache, fonderu ale eine 
Shriftfprade, die, unabhängig davon Daß fie zu. 
gleich NationalSprache eines europäifhen Volkes ift, 
in dem: heutigen Europa unter Fürften, Staatsmäns 
nern und Gelehrten faft allgemein verbreitet, und 
auch aufferbalb Franfreich in verfchiedenen Staatsger 
bieten und Gegenden Semeiuſprache, zum Theil auch 
Staatsſprache iſt. 

Damit jedoch über dieſes diplomatiſche Sprachvers 
hältniß des Congreſſes Fein Zweifel obmwalte, oder 
durch Mißverſtändniß Anfprüche gebildet oder beſchö⸗⸗ 
nigt würden, und jedem Staat feine völferrechtliche 
Unabhängigkeit, auch in Abficht auf feine Sprache ges 


°) Noch in der londner DuadrupelAfliang von 1718, und 
in den wiener Zvicdensfhlüflen von 1725 und 1738, 
bediente man fih der lateiniſchen Gprade. 
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fichert werde, ward ber franzöſtſch abgefaßten, 
SchlußActe des Eongreffed (Arts ı20), nad dem 
Beifpiel früherer Völferverträge, z. B. des raflatter 
Friedens von 1714, des aachner Friedens von 1748, 
des öftreichifch s franzöfifcpen Allianz Vertrags von 1756, 
des polnifch sprenffifchen Tractats von 1775, und der 
londner QuadrupelAllianz, eine eigene rechtsver⸗ 
wahrende Erklärung beigefügt. 

»Da die franzöſiſche Sprache», heißt es darin, 
»ausſchlieſſend gebraucht worden iſt, in allen Abfcheifr- 
teu des gegenwärtigen Vertrags, fo haben die Mächte. 
welche. bei dieſer Urkunde mitgewirkt haben, feſtgeſetzt, 
daß aus dem Gebrauch diefer Sprade für Die Zu⸗ 
kunft Eeine Folge gezogen werden bürfe; fo, 
daß jede Macht Ach vorbehält, in fünftigen Unters 
handluugen und Verträgen derjenigen Sprache ich zu 
bedienen, welche dieſelbe Bisher in ihren Diplomatifchen 
Verhandlungen gebraucht hat, ohne daß gegenmärtir 
ger Vertrag, als ein den beſtehenden Gemwohnbeiten zus 
widerlaufendes Beiſpiel darf angeführt werden.». 

Deſſen ungeachtet fehlte es ſelbſt auf dem wiener 
Congreß nicht an Beiſpielen, daß enropäiſche Staates 
regierungen jeder Größe, z. B. Rußland, Gropbritan⸗ 
nien, die vereinigten teutſcheu Fürſten und freien 
Städte, auch durch den Gebrauch der eigenen Lan—⸗ 
desſprache, oder, wie Defreich uud der päpfliche 
Hof, durch den Gebraud der Iateinifhen Sprade 
ihre völferrechrliche Unabhängigkeit und Gleichheit bes 
bauptet haben *). In den Verhandlungen über Errichs 


*) Acten d. w. C. Bd. II, &. 286, Roterund®, und 
Bd. V, S. 343. — Lateinifh waren abgefaßt: die 
o ſtreich iſche Ratification des mit der ſchweijer Eidge⸗ 


840 


tung und Einrichtung des teutfchen Bundes, fo wie 
über andere innere Staats verhältniſſe Teurfchlandg, 
bediente man fich faſt ausſchlieſend der teutſchen 
Srraqhe. | 
2. 
Unterhandlungen über Sachſen und Polen. 
( Zu 3. 2, nach B-3.) 

Das Königrid Sahfen und dad Herzog—⸗ 
thum Warſchau, wurden fhon vor dem Congreß, 
wahrfcheinlich fchon vor der Einnahme von Paris, 
von den verbündeten Mächten überhaupt als Ger 
geuftände betrachtet, Die zu Ausgleichuug derjenigen 
TerritorialUnfprüche dienen könnten und follten, welche 
Deftreih, Rußland und Preuffen, auch Dans 
nover und etliche Andere, machten. In dieſem, wer 
nigſtens ſtillſchweigend gefaßten Vorbefchluß, Dem nas 
mentlich auch England Damals nicht widerfirebte , fins 
det man einen zureichenden Erflärungsgrund, warum 
alle vor dem Eongreß von Geite ded Königs von 
Sachſen — der nad der Schladht von Feipzig war ger _ 
nöthigt worden, frinen Aufenthalt bei Berlin zu nebs 
men — gemachten Verſuche, in feine Staaten wieder 
eingefegt zu werden, feblfchlugen; warum der ruffifche 
General®guverneur des Königreichs Sachſen, Zürf 
Mepnin, im Julius und Dctober 1814, in zwei bei 
den Monarchen von Rußland und Preuflen eingegebes 
nen Denkfchriften, Die Vereinigung Sachſens mit 


noſſenſchaft gefchloffenen Acceſſions Vertrags von ao. Mai 
1815 (Acten 0.88. V, S. 343), und die beiden Pros 
teſtations Urkunden des Herrn eeingiregzeen Conſalvi 
vom 14. Sun. 1815 (Acten ꝛc. Bd. IV, ©. 335 If. und 
Bd. VI, Heft 23). 
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. Breuffen als ausgemacht vorausfegte, und in ber letz⸗ 
ten Mittel an die Hand gab, diefer Idee bei dem fächs 
ſiſchen Bolt Eingang zu verſchaffen; endlih, warum 
Rußland und Preuffen ſich bewogen fanden, ſchon in 
den erftien Wochen des Congreſſes (a4; Sept. 1814), 
durch einen Vertrag über Diefen Gegenftand, Verſchie⸗ 
denes ausdrücklich unter fich feftzufegen. 


Der König von Sachfen ſchmeichelte Ach mit der” 
Hoffnung, daß ihm gelingen werde, das drohende Uns 
gemitter noch vor dem Ausbruch zu beſchwören. Er 
beſtritt die Anwendbarkeit des Eroberungsrechtes auf 
ſich und feine Staaten. Er zählte, wenn eine Schuld auf 
ihm wirklich laften follte, die Neihe von Mitſchuldigen 
auf, die Verzeihung erlangt hatten. Er rechnete noch 
anf Oeſtreichd Freundſchaft, auch nad der Kälte, 
welche zwifchen ihm und diefem Hof, wegen Abbrechung 
der im Frühjahr 1813 ſtatt gehabtert Unterhandlungen, 
eingetreten war. Er glaubte an Fräftige Unterſtützung 
durch England, wenigftens aufgeregt durch Die Stimme 
ber brittiſchen Nation, dieſer Freundin aller Unters 
drücten. Er hoffte auf Ludwigs XVIII. kräftige Füre 
ſprache für einen Unglüsgefährten, und auch auf 
diejenige von Baiern, dem die Nahbarfchaft Preuſſens 
nicht angenchm feyn fonnte, und deffen Stimmung 
gegen diefe Macht ihm nicht unbekannt war. Auch 
glaubte er die öffentlihe Meinung auf feiner Seite zu 
haben; gewiſſer noch, die Stimme der ganzen fächlifchen 
Nation. 


Abgeſehen von Gründen des firengen Rechtes, bie 
wider den Königangeführt wurden, unddaß Verzeihung 
für den Einen, den Andern nicht zu Gleichem berechtige, 
tonnten Vernunft und Erfahrung dem König die Pos 
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litik etlicher groſſen Höfe allein, nit als- einen 
Hafen darficlen, in weihem er fihern Schug finden 
werde. Intereſſe und Neigung des Kaiferd Alcranı 
ders, Die polnifche Nation , fo weit ed möglich, unter 
feinem Scepter zu vereinigen; Die von ihm ſchon durch 
den Tractat von Kalifch, und nachher auch von Engs 
land und Deftreich in den Tractaten von Reichenbach 
und Toͤplitz, zugefagte Wiederherſtellung der preuff: 
fchen Monarchie nad ihrem Beſtaud von 1805; Die 
MWiedereinfegung Hannovers, Kurheſſens und Braun 
ſchweigs, in ihre vorigen Staaten; Oeſtreichs Abfich« 
ten auf beträchtliche Landesbezirfe von Baiern, und 
die an dieſe Krone dafür zu gebende Entfchädigung; 
die fchon befchloffene Vergröfferung Hannovers, Gach 
ſenWeimars und etlicher andern teutſchen Fürſten; die 
Unzulänglichfeit der wieder eroberten teutfhen Staar 
ten auf der linken Rheinſeite, zu allen Ausgleichungen 
welche diefe TerritorialBeränderungen erforderten, da 
man daß Deficit für Preuffen, mit polnifchen Brovins 
zen entweder gar nicht, oder Doch nur zu einem vers 
bältnigmäfig kleinen Theil, decken Eounte; — Alles 
diefed, und noch manches Andere, was auf perfoulis 
chen Gefinnungen berubte, mußte die polnmiſch⸗ſäch— 
fifhe Frage, wie man diefe Angelegenheit in Wien 
zu nennen pflegte, auf dem Congreß fehr verwidelt 
machen. 
(Zu S. 4o, nah 3. 3 von unten.) 


Dem oben erwähnten Befchluß vom ı2. März ges 
mäß, eröffneten die Bevollmächtigten der fünf Mächte, 
dem Eöniglich » fächfifden Cabinets Miniſter zu Press 
burg, als Antwort auf deflen Note vom 11. 1. Mär 
(oben &. 35 f.): 
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1) daß Über die dem König don Sachſen angefons 
nenen TerritorialAbtretungen, vermöge der 
zwiſchen den Verbündeten beſtehenden Uebereinkunft, 
eine weitere Unterhandlung durchaus nicht ſtatt finden 
könne, daher Se. Majeſtät auf das dringendſte einge⸗ 
laden würden, Ihre unbedingte Zuſtimmung zu den⸗ 
ſelben zu geben; 2) daß der König in den Beſitz der 
ihm bleibenden Länder erft dann wieder eingeſetzt wer⸗ 
den könne, wenn er feine abzutretenden, ſäch ſi⸗ 
then. und warſchauiſchen Unterthanen ihrer 
Pflichten gegen ihn werde entlaffen, nnd feinen 
Beitritt zu der zwifchen den verbündeten Mächten 
am u5. März, 185, auf die Grundlage ded Tractats 
von Ehaumont, (wider Mapolcon Buonaparte und 
deffen Anhänger) gefchloffenen Allianz werde erkläre 
baden. 


Ueber biefe Puncte — ward hinzugefügt — er⸗ 
warte man, in der fürzeften Zeitfrif, einc kategoriſche 
Erklärung ded Königs; denn der proviſoriſche Zuftand 
von Sachfen Fönne länger Nicht dauern *). 


Des Gerzogehums Warfchan**), foll bier ge⸗ 
gen den König zum erflenmal Erwähnung gefihehen 


) So wird der Inhalt diefer Antwort angegeben, in einer, 
wie es fiheint, aus föniglich s ſächſiſchen amrfichen Quellen 
bearbeiteten Druckſchri Vie wurden wir, was 
wir find? Von einem Sachſen. Im Mai 1815. 8. 
Auszäge daraus, in der Allemannia, Heft 26 und 
27, 8.76 ff. 

) Die ftatiftifchen Angaben über das Herzogthum Bars 
han, find fehr verfhieden. Im Jahr 1809 ſchähten 
Einige 1,851 Quadrat deeilen, mit 2,271,000 Einwohs 
nern. Hiezu kamen, durch den wiener Frieden von 1809 
von Deftreih 959 DM. mit 1,474,024 E. Diefes Bes 
trägt mit obigen Summen, zuſammen 3,810 DM. und 
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ſeyn. Vermuthlich hatte man an des Königd Geneigt⸗ 
heit., feinen bisherigen Rechten auf daffelbe zu entfas 
gen, um fo weniger gezweifcht, da er fon im Früßs 
jahr ıdı5, in einer zu Wien mit Deftreich gefchloffes 
nen Deradredung crklärt batte: cr werde in bie 
Abtretung dieſes Herzogthums einwilligen , wenn die 
fer Punct eine unvermeidliche Friedensbedingung wers 
den follte. Dagegen erklärte Damals Deftreich ſich bes 
reit, ihm zu einer Territorialintfchädigung zu verhel⸗ 
fen, fo weit eg die Umflände zulaffen würden *). 

Noch hatte deu König die Hoffuungnicht verlaſſen, 
ed werde ihm, zumal unter den unvermuthet wieder 
eingetretenen Kricgsverbältniffen, eudlich doch noch 
gelingen, gegen Aufopferung des Herzogthums Wars 
fhau, das Ganze feiner teutfchen Staaten, etwa den 
cottbufer Kreis und Wittenberg ausgenommen, zu 
retten. Diefe Hoffnung beliebte ihn auch dann noch, 
als feine Bitte, um Zulafung feines Bedvollmächtig⸗ 
ten zu den wiener Unterhandlungen,, wiederholt war 
abgefihlagen worden. Er hatte mehrere feiner ihm 
am meiften ergebenen Diener, aus Sachſen zu ih 
nach Bresburg berufen, um ihn in diefer verwickelten 
Lage zu berathen. Deputationen aus Dresden und 
Leipzig, und aus andern Theilen des Königreichs, hats 
ten fih in Wien ceingefunden, in der Abficht, die 





3,745,023 E. — Das parifer Annuaire prisentt 
— par le bureau des longitudes pour l’an 1812, gicht 
S. 153 an: 3,800,263 Einwohner; und Andere fhäpten 
2,804, DM. — Schr. v. Lihtenftein, in f- allgem. 
Anzeiger (Wien 1814. 8.) nim an: 3,834 DM. und 
3,790,000 €. 

®) Eıpose de la marche politique du Roi de Saze; in 
den Herten des wiener Congreſſes, Bd. VII. 
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Wünſche, Forderungen und Bitten des ſächſiſchen Vol⸗ 
kes, den verfammelten Monarchen, und den Bevoll⸗ 
mächtigten der europäifchen Mächte, dringend an das 
Herz zu legen. Ihre Verſuche und Anträge blichen 
ohne Erfolg; felbft die tröftende Ausſicht verſchwand, 
die bei ihrer Ankunft ihrer Sehnfucht noch vorgeſchwedt 
hatte. ö 

Dagegen ergiengen an den König, von Seite 
mehrerer Höfe und hohen Perfonen, an deren Wohls 
meinung cr zu zweifeln feine Urfache hatte, dringend 
wiederholte Vorſtclungen, daß er, der gebietenden 
Nothwendigkeit endlich nachgebend, länger nicht fäus 
men möge, auf dad Begehren der fünf Mächte eine, 
gewährende Entfchlicffung zu geben. 

Nach langer und reifer Ueberlegung, vermochte er 
es endlich über ſich, dem Willen der fünf Mächte ih 
einigermafen zufügen. Durch zmei Roten, aus Pres⸗ 
burg vom 6. April datfre, ließ cr, »der Gewalt ber 
Umflände und dem Uebergewicht der fünf Mächte» 
nachgebend, durch feinen EabinetMinifter feine Bes 
reitwilligfeit zur Einwilligung in die an ihn ber 
gehrten TerritorinlAbtretungen erflären; doch unter 
der Bedingung, daß man ihm gemwiffe, zugleich na⸗ 
mentlich angezeigte Bewilligungen zugeflehe, infonders 
beit verhälmißmäfige Entfhädigung, wenn dazu taug⸗ 
liche Gegenflände zur Verfügung der Mächte gelangen 
würden. 

Die fünf Mächte forderten (in einer Gegenerflärung 
vom 14. April) zunörderfi, unbedingte Annahme der 
zu Presburg von ihren Abgeordneten dem König einge⸗ 
bändigten Puncte und Artikelg nachher könnten Uns 
terhandlungen ſtatt haben, über die jept bedfugungss 
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meife begehrten Bewilligungen. Der König fand nicht 
für gut, feine Wünſche und Forderungen von dem um: 
gewiffen Ausgang nachfolgender Unterhandlungen ab» 
häugig zu machen; cr beharrte feſt bei den von ihm 
gemachten Bedingungen. 

Nun ward, durch einen Beſchluß der Bevoll— 
mächtigten der fünf Mächte vom 27. April, »cin per 
remtoriſcher Termin von fünf Tagen feſtgeſetzt, binuen 
welchem Se. Majeſtät, zu Abfchlieffung der obgedachten 
unbedingren AcceffionsPerträge, Vollmacht auszuſtel⸗ 
len, aufferdem aber zu gewarten hätten, Daß die Jh 
nen gemachten Anträge, nach Ablauf der Friſt, gänzs 
lich zurücgenommen, und über die, nach den ſchou 
beſtehenden Verträgen übrig bleibenden Landestheile 
anderweit wiirde verfügt werden »*). 

Auf erbaltene Einladung von Seite Sr. Majckät 
des Kaifer von Deftreih, der CongreßStadt näher 
gefommen **), ernannte num der König Bevollmäch— 
tigte ***) zur Unterbandlung mit preuffifchen und 
ruffifchen Bevollmächtigten, unter öflreichifcher Vers 
mittlung. Das Reſultat einer Reihe von Eonferenzen, 
welche vom 5. Mai an flatt hatten, waren drei gleich 
lantende Friedens Tractate, melde Ler Konig 
zu Wien am 18. Mai, mit Deflreih, Rußland 
und Preuſſen fhloß****. Darin bewilligre er die 
Abtretung des Herzogthums Warfhau und eines 


*) Worte der angef. Drudfdrift: »Wie wurden wir 
u. ſ. m. 
6) Er kam am a. Mai nach Larenburg bei Wien. 
se) Die Herren, Graf von Schulenburg, feinen &c 
fandten am wiener Age und geheimen Referendär ven 
Globig. 
.) Keen d. w. €. Bd. VI, ©. ı20 ff.- 
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groffen Theild des Königreichs Sachſen, und es wur . 
dem: ihm Dagegen verjchiedene der früher gemachten 
Bedingungen, mehr oder weniger, eingeräumt *). 


3. 


TripledAllianz zwiſchen Deftreih, Großbritannien 
und Erankreic, gefclofen während der Unterpandluns 
gen über Polen und Sadfen. 

(6.29, vor 3.4 von mpten.) 

Deftreih, Großbritannien und Frank— 
reich rückten fichtbar, in Beziehung auf die Angeler 
genheiten von Sachfen und Polen, immer näher zus 
fammen. . Schon war, auf dem Eongreß felbft, zwi⸗ 
ſchen diefen drei Mächten im engfien Geheim ein Als 
lianz Vertrag unterhandelt, und (6. Jänner 1815) 
gefchloffen worden. Diefe TripleAllianz mußte — 
wenn auch nur beſchränkt auf gegenfeitige Gewährs 
leiſtung ihrer Bergungen, für den Fall eines Angriffe 
von der andern Seite — die Aufmerffamteit ded ans 
dern Theild um fo mehr fpannen, ba zu diefem ans 
fange wohl nur die Kunde von deſſen Daſeyn, nicht 
der Inhalt ſelbſt, durchgedrungen war. 


4 
Anträge bei Deftveih, die teutfhe Kaiferfsone 
wieder anzunehmen. 
(8. 60, am Gmbluß der Note.) 
Der Monarch (von Deftreich) äuſſerte hierauf 
mündlich : ver ſey ſchon von mehreren Seiten angegangen 





*) Das Nähere oben S. 69 u. 72 fe — Nun fällt oben 
S. 40 f. der Sup: vDer König... . bis: zum Ab⸗ 
(glug». — ald überflügig hinweg. 
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worden, die teutfche Krone wieder zu übernehmen, 
und ed fey auch Sein Wunfh, wenn deffen Erfül— 
lung fih mit dem Intereſſe Seiner eigenen Länder 
. vereinigen laffe». Acten ac. Bd.1, Heft ı, ©. 3g. 


5. 
Bon dem päpſtlichen Hof geforderte Wiederperfel; 
lung des heiligen römiſchen Reiche. 
(8. 61, nah 3. 30.) 

Diefe Verhandlungen fchien der päpſtliche Hof 
nicht zu Eennen, oder nicht zu achten. Durch den au 
den Congreß als Legaten abgeſchickten Cardinal Eon. 
ſalvi, ließ er, in einer. Note vom 17. Nov. 18024, um 
ter Anderem auh Wiederherſtellung des heili— 
gen römifhen Reichs verlangen. Als Diefe Kor 
derung von dem Kongreß nicht war bewilligt worden, 
proteflirte der Legat (14. Jun. 1815) deßhalb fürm: 
ih. Es fey jenes Reich, fagte er, ein Mittel; 
punct der politifchen Einheit gewefen, und 
confecrirt durch den erhabenen Character der Keı 
ligion; deſſen Umflurz fey eine der beklagenswerthe— 
fien Zerflürungen der Revolution; man babe Daffelbe 
aus feinen Ruinen wieder aufrichten ſollen. 


6, - 
_Ruplande Befreben, die Bundesvereinigung ber 
" teutſchen Staaten zu befördern. 
(S. 21, na& 3. 22.) 

Unter den nicht teutſchen Mächten ſchien Ruß⸗ 
and die einzige zu feyn, welche ein Beſtreben an den 
Tag legte, eine Bundesvereiniguñg der teutſchen 
Staaten thätig zu befördern. Kaiſer Alexander gab 
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feine Gefinnung hierüber ſchriftlich und mündlich zu 
erfennen. Der Bundesvertrag ber teutſchen 
Staaten, ließ der Kaifer amtlich erklären, müfle ges 
mäß feyn den Grundfägen der Gerechtigkeit und der 
geſellſchaftlichen Einrihtung, dem Wohl der Einzels 
nen und dem Intereſſe von Europa. Jene Grundfäge 
forderten, daß das Recht Krieg zu führen und Fries 
den zu fließen, das Recht, die Streitigkeiten 
unter den Bundesfürften zu entfcheiden, und über das 
allgemeine Intereſſe zu wachen, dem Bund übers 
tragen werde, und daß unter deffen Sewährleiftung 
Landfände gebildet werden, zum Schutz der Freiheit 
und des Eigenthums. Es ſey nöthig, daß für die teutſchen 
Staaten ein Syſtem eingeführt werde, welches fie 
vor der Unbeftändigkeit und den Gefahren eines'ifolies 
teu. Daſeyns bewahre, daß ihre Kräfte einer Ges 
ſammtLeitung untergeben, und anders nicht as 
für das allgemeine Intereffe angewandt werden, daß 
- der noch fortwährende Zuftand von Spannung gänzs 
lich aufhöre, dag Mißbrauch der Macht verhütet, 
und die Rechte Aller durch fefte, weife und liberale 
Einrichtungen geſchützt werden *). 


7. 


Oeſtreichẽ Erklärung, in Aöfiht auf Gefhäft Präfidium, 
Canzlei und Archiv, auf der teutſchen Bundes ber⸗ 
fammlung. : 


(8. 147, na6 8-6.) 
Dagegen hatte ſchon in der zweiten Sigung des 
Comité's der fünf teutſchen Höfe (16. Nov. 1814), 





*) Rote vom 11. Nov. 1814; in den Meten u. Bd. L, 
Ar, S. 62 f. 


-Klliber's Ueberſicht. III. De 
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Deftreich. auf den von Breuffen zuerfl gefchehenen 
Vorſchlag, daß ihm das Geſchäft Präſidium ms 
ge übertragen werden, ſich zu deſſen Annehmung aus— 
drücklich nur unter der Bedingung erklärt, »daß 
dieſes Präſidium ſich bloß auf den formalen Ge— 
ſchäftsgang beſchränken ſolle, damit auch dem 
juri proponendi eines jeden Mitglieds kein Abbruch 
gefchehe ». — In Abſicht auf Canzlei und Archid, 
hatte zugleich Deftreich damals zu erfennen geges 
ben, »daß die Abſicht nicht fey, die Canzlei öſt— 
reichiſcher Seits allein zu ernennen und zu 
verpflichten, vielmehr auch die übrigen Mitglies 
der zu deren Ernennung zu concueriren hätten, und 

die Canzlei, fowohl ald das Archiv, dem Bunde 
ſelbſt untergeordnet fey, und dieſem verpflichtet 
werden müfle »*). 

(Zu ©. 146, Note*), 3.1, iſt nach 50 zu fegen: 
und 52. Von dem Gefchäftfreid des Directorii, 
ebendaf. ©. 52, Num.24, und ©. 55. — Ebendaf. 
3. 2, nach 5g iſt zu feßen: wo gefagt wird, baf unter 
dem für Deftreich vorgefchlagenen Gefchäft8Directos 
rium, »bloß eine formelle Leitung der Gefchäfte 
zu verfichen » fey. 


8. 


Gewährleiſtung für teutſche SöouverainStaaten. 
(S. 106, nach 3.2.) 

Die teutſchen SouverainStaaten benutzten die 

CongreßVerhandlungen dazu, ſich Garantieen zu 

verſchaffen, theils für den TerritorialBeſtand ihrer 


®) Acten d. w. C. Bd. II, ©. 82. 
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Staaten, theild für die Souverainetät oder politifche 
Unabhängigkeit derfelben. So lieffen die vereinigs 
ten ſouverainen Fürſten und freien Städte, 
in dem am 27. April 1815 mit Deflreih, Rußland, 
Großbritannien und Preuffen gefchloffenen Beitrittds 
Bertrag*), zu der Allianz diefer Mächte vom 25. 
März 1805, fih verſprechen, daß »der Zuftand 
ihrer Befigungen, mie er gegenwärtig fey, 
oder durch die Stipulationen des Eongrefs 
ſes werde beſtimmt werden, nicht dürfe geän— 
dert werden, ohne freie Einwilligung desjenigen Staas 
te8, den eine ſolche Aenderung treffen würde». — 
Baden und HeffenDarmfiadt liefen fih von ' 
bdenfelden Mächten, in den mit ihnen gefchloffenen 
BeitrittsVerträgen vom ı=. und 25. Mai ıdı5**), 
wörtlich übereinſtimmend, die Zufage geben, » daß 
ihrer politifhen Eriftenz kein Eintrag gefchehen 
dürfe». — »Die Souverainetät und Unabs 
bängigfeit feiner Staaten», ließ bald nach⸗ 
ber Heſſen Darmſt adt fi abermal von Deftreich 
und Preuffen, in dem mit ihnen wegen Abtretung des 
Herzogthums Weftphalen gefchloffenen Vertrag vom 
10. Jun. 1815***), garantiren, und zugleich verfpres 
chen, daß ihm diefelbe Gewährleiftung auch bei Rußs 
land ausgewirkt werde. — Endlich garantirten, in 
der BundesXcte (Art. 11), alle Mitglieder des 
teutfhen Bundes, fihgegenfeitig ihre fämmtlichen 
unter dem Bund begriffenen Beſitzungen. 





®) Art. 3. Aet en ꝛc. Bd. II, ©. 281. 
**) Art, 3. Accen ic. Bd. IV, ©. 439 und 436 f. 
»e·) Art · 3. Act en ı. Bd. VI, Heft 24, S.... 
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9. 


Entfiheidung wegen Bouillon. 
ce.8, 3.500) 

Durch ein zu Leipzig am 1. Jul. 1816, nach abs 
foluter Stimmenmehrheit, gefälltes ſchiedsrichterliches 
Erfenntniß, ward die Succeffion in das Herzogthum 
Bouillon, dem Prinzen Carl Alain von Rohan— 
Montbazon (Guémènée) zugeſprochen *). 


10. 
Rechtsverwahrung des Cantone Graubünden, 
wegen Veltlin, Worms und Cleven, 2 
ES. 68, nad 3. 9 von unten.) 

Der Canton Graubünden gab eine eigene 
Rechtsverwahrung zu den Acten, ivegen der von 
ihm begehrten, aber von dem Congreß verweigerten 
Zurückaabe der genannten drei Landfchaften **), worin 
er auch die von Oeſtreich gefchehene Abtretung der 
Herrfhaft Räzuns (Rhäzuns, Razuns, Razüns, 
Rhazeuns, Räzouns), nur unter Vorbehalt feiner 
Rechte auf dieſe Landſchaften annahm, indem er der 
Erklärung des Congreſſes ſeine Zuſtimmung nur in der 
Meinung ertheilte, daß durch dieſelbe jene Rechte 
weder köunten noch ſollten gefährdet werden. 

Während die Regierung von Graubünden, 


*) Schiedsrichterliche Verhandlungen über dieſe Sache, in 
Ad. Müllers teutſchen Staatsanzeigen, Bd. I, St. 3, 
(Leipz. 1816), Run. 3. 

2) Acten ꝛe. Bd. V, ©. 343 fe Antwort der Regie 
rung des Cantons Sr aubünden, an den Herrn Fürs 
fien von Metternich, datirt Chur den 8. April 1815, 
ebendaf. Bd. VII. 
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nachdem fie verfhiedene Vorfchläge, zum Theil in 
ganz entgegengefegtem Sinn, gemacht hatte *), nuns 
mehr Wiederherfiellung ihrer Sonverainetätöftechte 
auf DVeltlin, Worms und Cleven forderte, hatten 
diefe Landſchaften ſelbſt zuerft Vereinigung mit. 
den Staaten der öftreichifchen Lombardie begehrt**), 
dann aber ſich als fchon unabhängig betrachtet, und bei 
dem Eongreß den Antrag gemacht, daß fie Fünftig eis 
nen eigenen Eanton unter dem Schug des Herzogs 
von Mailand bilden möchten ***). Bon allen diefen 
Forderungen ward nur diejenige bewilligt, welche die 
Landfchaften felbft zuerft außgefprochen, nachher aber 
surüdgenommen hatten. “ 


11. 
Anträge der Bevollmächtigten de6 Johanniter⸗ 
Drdens. 
(24, naa 3.60.0.) 

In einer zweiten Denffchrift (vom 24. Febr. 1815), 
machten die Wortführer des Drdens folgende Arts 
träge***") 1) Da Malta nebſt allem Zugehör, 
bei den weſentlich veränderten Umftänden, nicht zus 
rücfgegeben werde, fo fey dem Orden ein eben fo 
freies und fouveraines Etabliffement in 
dem Mittelmeer zu verſchaffen, angemeſſen der Bes 
flimmung des Ordens, welche darin beflebe, daß er 
m 

*) Zwei Roten vom aB. Der. ıBı4, und eine vom 13. Jan. 

1815; in den Uctenx. Bd. V, ©. 248, 251 u. 261. 

) Herten x. Bi. V, ©. 223. 
***) Note ihrer Deputirten vom a2. Dec. 1814; in den 


ten x. Bd. VII, & .:. 
Actenx. BVL, ©... 
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- ein allen Nationen offenes Hoſpital unterhafte, und 
Schiffe ausrüfte wider die Seeräuber der Barbaresfen, 
und wider andere Ungläubige, Die gegen chriftliche 
Nationen Feindfeligkeiten ausüben würden. a) Der 
freie und unabhängige Beſit dieſes Etabliffes 
ments, müffe dem Orden von den auf dem Congreß 
verfammelten Mächten gewährleiftet werben. 
Eben fo feine verfaffungsmäfige Neutralität. Zu 
deren gröfferer Sicherheit, fey, für den Fall eines 
Kriegs zwifchen chriſtlichen Mächten, die Anzahl und 
Stärke der Kriegsfchiffe einer jeden der Eriegführenden 
Mächtk feſtzuſetzen, welche zu gleicher Zeit in die His 
fen des Ordens dürften aufgenommen werden. 5) Die 
jenige Macht, welcher Malta zugetheilt werde, babe 
den Drden zu entf hädigen, fürale Güter und 
jedes Eigenthum, welche der Drden ſich genöthigt 
gefehen habe daſelbſt zurück zu laſſen. 4) Der Eongref 
möge feine guten Dienfie anwenden, bei allen Sows 
verainen, unter deren Herrfchaft der Orden provifos 
rifch zurückgehaltene Güter und Eigenthum habe, das 
mit ihm ſolche zurückgegeben werden, oder er 
Entfhädigung dafür erbalte. 5) Sollten nad 
Bewilligung diefer Grundlagen (welche alle weſentlich 
feyen, weniger für den Orden felbft als für das allges 
meine JIntereſſe, für welches der Drden jederzeit thätig 
geweſen ſey, und noch fernerbin wirffam feyn wolle), 
noh andere Bedingungen für nötbig erachtet 
werden, fo feyeri diefe, fo wie der Weg ihrer Vollzies 
bung, al8 Gegenſtand einer befondern Unter; 
handlung zu betrachten. 


555 


12. 
Neuer Teutſcher Orden, und allgemeiner teutſcher Adels⸗ 
verein, die Kette genannt. 
(3. 115, nach 3.01.) 

Man fprach auf dem Eongreß, in gewiſſen Eirs 
keln, viel von Errichtung eines neuen Teutſchen 
Drdens, ausfchlieffend beftimmt für teutſchen Erbs 
adel, ausgeftattet mit einem Landesbezirk auf ber lins 
ten Rheinfeite und mit der Haupffeflung Mainz, und 
beauftragt mit der Grenzhut Teutfchlands gegen Frank⸗ 
reich. Die groffen und kleinen Höfe, und die Mehre 
zahl der Gebildeten, hielten einen ſolchen ritterlichen 
Verein weder für nöthig noch für rathfam. Das Ins 
tereffe der Teutfchen fihien ein Kriegervolk, keinen 
Kriegerfland, zu fordern. Für wohlthärig, zur Sicher 
rung und Rettung der Nation, ward gehalten, daß 
aus allen maffenfähigen Teutfchen ein firh fortwäh⸗ 
rend erneuerndes Heer gebildet werde, ‚um in Feſtun⸗ 
gen und Lagern die Heldenfraft der teutſchen Nation 
darzuſtellen, und den Feind zu ſchrecken. 

Daffelde Schickſal hatte, wie leicht vorauszufehen 
war, ein Plan zu einem allgemeinen Adels— 
verein durh ganz Teutfchland,.die Kette ges 
nannt. Er fam, unter dem Datum vom ı0. Yan. 
1815, auf dem Congreß zum Borfchein*) Die Mits 
glieder diefer eben fo engen ald weit verbreiteten Vers 
brüderung, follten, unabhängig von TerritorialÖrens 
zen, eine ausgezeichnete Thätigkeit entwickeln, für bes 
fondere Zwecke des Adeld, welche durch die in Dem 
Plan vorgefchriebenen Mittel mehr angedeutet, als 
deutlich angegeben waren. In öfteren, regelmäfg 


) Abgedrudt in den Acten ꝛc. Bd. VI. Bergl. oben, 
©. 133. 
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zu baltenden Zufammenfünften, foßten fie einander 
anfeuern zu eifriger Verfolgung biefer Zwecke. 


13. 
Anträge für den ehemaligen reiheunmittelbarcn 
Adel auf der Tinten Rheinfeite 
(8.369, nad 3. 1%) 

Sur den vormaligen unmittelbaren Reichs— 
adel auf der linken Rbeinſeite, Hatte auf dem 
Eongreß der Herr Dombderr Edmund Graf von Kefı 
felftadt, feit dem Jan. 1815, verfohiedene ſchrift⸗ 
liche Anträge übergeben*. Weil unter französ 
fifher Herrfchaft daſelbſt alle Lehnverbindungen und 
Lehngerechtfame, fo wie die Patrimonialherrlichkeit 
(droits feodaux) und Zehnten, aufgehört hatten, alle 
Lehnurkunden, Urfchriften und Abfchriften, fogar was 
ven verbrannt, und den Verhehlern folcher Urkunden 
fünfjährige Ketteuftrafe wär angedroht worden, fo 
machte derfelbe zuerft, am 20. Yan. ı8ı5 und fpäters 
bin bis gegen die Mitte April nıchrmal, den An⸗ 
trag, daß feierlich erklärt werde: es feyen alle und 
jede, ehedem lehnbare Beſitzungen, über welche 
die vormaligen Lehngerechtfame des teutfchen Neiche, 
und verſchiedener reichsitändifcher oder anderer Lehn⸗ 
herren, an die franzöfifche Regierung waren übertragen 
geweſen, von befagter Regierung aber für aufgchoben 
und vernichtet erklärt worden , gleichviel ob ſte mann 
oder meiberlehnbar, oder Erblehen, fernerhin und 
aufewige Zeiten für allodificirt und freies Eis 
genthum zu achten, folglich babe aus dem Grund 
ihrer ehemaligen Lehnbarkeit, nie wieder irgend ein 
Anſpruch ſtatt. 


°) 9 cten c Bd. VI, Heft 84. 
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Ein zweiter Antrag, vom ad. Febr. 1816, 
gieng dahin: daß dem genannten Adel 2) feine vorigen 
perſönlichen Rechte und politifche Exiſtenz wies 
der gegeben, und er, in diefer Hinſicht, Dem Abel auf 
der rechten Rheuſeite gleich geftellt, auch daß demſel⸗ 
ben 2) das ihm entzogene Eigenthum und Alles, 
was dahin zu rechnen fey, z. B. Renten, Gefälle, 
dingliche Gerechtſame u. dgl., zurüdgegeben oder 
er dafür entſchadigt werde. Nicht nur durch die 
Revolution, fondern auch durch die franzöſiſchen Ges 
fege, vorzüglich durch Aufhebung des fo genannten 
FeudalSyſtems, worunter nicht bloß die eigentliche 
Lehnherrlichkeit, fondern auch viele allodiale Eigens 
thumsrechte feyen begriffen worden, habe der Adelden 
Verluſt nicht nur alfer feiner perfönlichen Rechte und, 
politifchen Exiſtenz, fondern auch eines groffen Theils 
feines Eigenthums erlitten; in der Segten Hinſicht 
weit mehr ald irgend eine andere Elaffe von Staats⸗ 
genoffen, nur die Geiftlichfeit ausgenommen. Wider 
den Adel, babe die Eigenthümlichkeit der franzöſiſchen 
Gefege, bei manchen Eigenthumsrechten, z. B. bei 
Renten, Zinfen, Gefällen, Erbpactgütern u. d., fo 
mande Rechtsvermuthung für FeudalEigenfchaft, 
mithin für Vernichtung derfelben, mit ſich geführt, 

“welche bei dem Befig folcher Gerechtfame in den Häns 
den von Nichtadelichen , nicht einträten. Es wurden 
diefen Anträgen zugleich nähere Angaben beigefügt, 
in Abficht auf diejenigen Gegenſtände, welche zu rück⸗ 
gegeben werden Fönnten, und auf ſolche, wofür 
Entfhädigung zu leiſten ſey. 

Ein dritter Antrag, vom 14. Febr. 1815, 
betraf Erklärungen, welche der Eongreß erlaffen follte, 
in Abſicht auf ſolche rechtwidrige Handlungen der 


x 
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franzöfifchen Negierung, welche fie in Beziehung auf 
das Privateigenthum unternommen hatte, und 
wodurch theild der Adel, theild aber auch Andere mas 
ren befchädige worden. Als Soupverain, habe die 
franzöffhe Regierung ihre Befugniffe überfchritten, 
Dur Aufhebung der Zehnten und vieler andern 
Menten, Gefälle und Gerehtfame, z. 2. 
Erbpächte, ohne daß den Eigenthümern durch Losfauf 
oder auf andere Art Erfag dafür ſey geleiſtet worden; 
ferner dadurch, daß fie manches Eigentbum, mans 
he dingliche und erblihe Rechte, 3.2. Dogs 
teten, Privatlehen u. dgl., eingezogen oder vors 
enthalten, und verfehiedene ihrer Obliegenheiten 
nicht erfüllt habe; endlich, Daß fie, durch ein Gele 

vom 20. März 1813, den VBerfaufder Gemein 
Degüter verfügt, und folhen zum Theil vollzogen, 
und den Gemeinden bloß die Beziehung der Zinfen 
aus dem dafür gelöfeten Capital zugelagt dabe. 


Für diefe8 Alle, fey den Beſchädigten Schabds 
loshaltung von der Regierung zu geben, und der 
vorige Rechts-und Befigftand, fo viel möglid, 
wieder berzuftellen. Darüber feyen, noch vor Abtre— 

tung der teutfchen Länder auf der linken Rheinſeite an 
die neuen Beſitzer, beſtimmte Erflcrungen und 
Berfügungen (wozu in das Einzelne gehende Bors 
fhläge gemacht mwurdeh) von dem Congreß zu en 
laſſen, un jeder Fünftigen Ungemwißheit, Befchwerde, 
oder Ungerechtigkeit möglichft vorzubeugen. 

Handlungen, welche die franzöfifhe Regierung 
ald Privatperfon unternommen babe, wie den 
Verkauf ihrer eigenen Domainen oder Güter 


an Gerechtſame, bie Aufhebung ihrer Lehnherr⸗ 
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lichkeit u. dgl., feyen für gültig zu erflären, ohne 
daß irgend ein Auſpruch deßhalb zuläflig fey*). 


14. 
Anfprüde, Forderungen und Geſuche, melde auf 


dem Congreß, ganz oder zum Theil, unerledige 
blichen. 


(8.189, nad 3.19) 

Bon biefer Art find, um aus der Menge von 
Beifpielen mehrere anzuführen **), folgende, grofs 
fentheil® oben fon, oder weiter unten befonders ans 
gezeigte Anfprüche, Forderungen, Wünſche 
und Gefuche des Königs von Spanien, wegen 
Befreiung von Portugals Anſpruch auf Dlivenza; — 
des Königs von Dänemarf, wegen vollfländiger 
Entfhädigung für Norwegen; — des Königs von 
Sachſen, wegen Wiedereinfegung in feine gefamms 
ten Staaten; — des Papſtes, wegen Zurüdgabe 
von Avignon und Venaiffin, und volftändiger Zurück⸗ 
gabe feiner Mechte und Befigungen in Jtalien, wegen 
Wiederherſtellung des heiligen römifchen Reichs, und 
MWiedereinfegung der teutſchen Fatholifchen Kirchen in 
Die ihnen entzogenen Nechte und Befigungen; — der 
Königin von Etrurien, wegen Wiedereinfegung 
entweder in Toſcana, oder in Parma, Piacenza ınd 
Suaftallaz — des Prinzen Ludoviſi Buoncoms 


pagni, wegen feines Anfpruchs nicht nur auf die Eis 


®) Dan vergleiche, wegen diefer und anderer unter frans 
söfifcher Herrſchaft ftatt gehabten Verfügungen, den oben 
&.269, in der Note, angezeigten Privatvorfhlag. 
®*) Faſt von allen diefen Anfprücen und Geſuchen findet 


man nähere Nachricht, theild in diefer Weblerfit, . 


theils in den gedrudten Acten des wiener Congreſſes. 
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genthumsrcchte, fondern auch auf die Souderainetäf, 
über das Fürſtenthum Piombino mit Inbegriff Der Ins 
fel Elba, nur mit Ausnahme des Defagungsrechtes 
in Porto-Longone und der Lehnherrlichfeit für den 
König von Neapel, dann der Gouverainetät und Pros 
prietät des Großherzogs von Tofcana in der Stadt 
Nortoserrajo mit einem Gebiet von zwei itafienifchen 
Meilen im Umfang, doch mit Ausnahme der darin. 
ſich hefindenden Bergwerke; — des Prinzen Eugen 
(Beauharnois), gewefenen ViceKönigs von Italien, 
wegen Entfchädigung und Wiedereinfegung in Die von 
Buonaparte ihm verliehenen Dotationen in Italien; — 
des maltefer» oder JohanniterOrdens, wegen 
feiner Wiederherſtellung, mittelſt angemeſſenen Ers 
ſatzes für die ihm entzogene Souverainetät, Länder, 
Güter und Einkünfte, und Einräumung feiner vormas 
ligen volitifchen Nechte und Privilegien; — der Re 
publif Genua, wegen Anerfennung der Wiederher- 
ſtellung und Fortdauer ihrer politifchen Selbſtſtändig⸗ 
keit; — der Eidgenoffenfchaft überhaupt, und 
verfohiedener Schweizer@antone inäbefondere, 
namentlih Bernd wider Waadt und Aarau, aud 
wegen Vereinigung verfchiedener vormals ſchweizer 
Bezirke mit Bern, dedgleichen der Kantone Uri und 
zug, Schafhaufen, Thurgau und Züri, 
und Graubündens wegen Zurüdgabe der Lands 
ſchaften Veltlin, Cleven und Bormio, auch verſchie⸗ 
dener Einwohner und Corporationen von Graubün— 
den, wegen Confiscation ihres Cigenthums in Velt—⸗ 
lin, Cleven und Bormio, endlich der Einwohner des 
: ehemaligen Bisthums Baſel oder des Fürftens 
thums Brondrut (Porentreui), wegen Vereinigung 
biefes Landes mit der Schweiz, entweder wieder unter 
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einem Fürſtbiſchof, oder als felftfländiger Kanton ; — 
der SucceffionsPrätendenten auf das Herzogs 
thum Bouillon; — Sir Sidney Siniths, we 
gen Vertilgung der Seeräuberei der Barbaresken; — 
des herzoglichen Haufes Anhalt, wegen feiner Ans 
fprüche auf da® Herzogthum Sarhfenfauendurg; — 
der Fürften von Jfenburg und von der Leyen, 
wegen Wiedereinfegung in ihre Souverainetät, und 
"wegen Aufnahme in den teutfchen Bund, auch Leyens 
Entſchädigung für auf der linken Rheinfeite erlittenen 
Verluſt; — des Herzogs von Arenberg, wegen 
Wiedereinfegung in feine früheren flaatsrechtlichen 
und Eigenthumsverhältniffe, auch Entfhädigung; — 
des gräflihen Haufes Stolberg, wegen Entfhädis _ 
gung für den Verluf der Graffhaft Rochefort, und 
feiner Unfprüche auf Königſtein; — des Grafen von 
Bentind, wegen Aufnahme in den teutfchen Bund, 
und Erledigung feiner Befchwerden wider Holftein Ol⸗ 
‚ denburg, in Abficht auf die Herrlichkeit Kniphauſen 
and die Edle Herrſchaft Varel; — der ehemaligen 
reichöfändifhen, nun ald Standesherren unters 
geordneten Zürften und Grafen, wegen Wiedereins 
fegung in ihre vorigen Nechtöverhältniffe, Entſchädi⸗ 
gung 2c.; — des Burggrafen von Friedberg, 
wegen Wiederherftelung der vormaligen Reichsburg 
Friedberg; — der ehemaligen unmittelbaren Neichss 
ritterfchaft, auf beiden Seiten des Rheins, wegen 
Wiederherfielung ihres vorigen Zuftandes, Entfchädis 
gung, Beibehaltung der Allodification auf der linken 
Mheinfeite 2.5; — der Juden in Teutſchland, befons 
ders in den freien Städten, wegen Verleihung bürgers 
licher Rechtögleichheit mit den chriſtlichen Einwohnern; 
— ber Wortführerberteutfpen katholiſchen 





- 
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Kirche, wegen Wiedereinfegung in bie ihr entzoge: 
nen Nechte und Befigungen, Beſtimmung und Aners 
tennung ihrer Rechte ꝛc.; — der evangeliſch refors 
mirten Geiſtlichkeit in den vormaligen pfälzi— 
ſchen Ländern auf der linken Rheinſeite, wegen 
Entſchädigung für die veräuſſerten heidelberger Admi— 
niſtrations Kirchengüter, und Bezahlung ber rückſtäͤn⸗ 
digen Pfarr- und Schulbeſoldungen, fo wie der Vor—⸗ 
ſchüſſe und Anleihen für Reparaturen an Pfarr-⸗ und 
Schulgebäuden, Alles von Seite Frankreichs; — ver— 
ſchiedener Mitglieder des teutſchen Bundes, 
wegen ihres Ranges in der Bundesverſammlung; — 
der freien Hanſeſtadt Hamburg wegen Riederreiffung 
ihrer. Feſtungswerke; — der Stabt Weglar wegen 
der von ihr gewünfchten Beſtimmung zum Gig des 
teutfchen Bundesgerichtes; — der füämmtlichen ches 
maligen Advocaten und Procuratoren des 
Reichskammergerichtes, wegen Entfchädigung 
für den durch Aufhebung des Reichskammergerichtes 
erlittenen Verluſt; — einer groffen Anzahl teutfcher 
Buchhändler, wegen eines allgemeinen Berbots de 
Büchernachdrucks in Teutſchland; — der Städte 
Mainz und Cöln, wegen ded gezwungenen Um 
fchlags in ihren Hafen; — der Stadt Strasburg, 
wegen Aenderungen in Abficht auf Rheinſchiffahrt und 
Tarif; — der freien Stadt Frankfurt, wegen ver 
fchiedener auf den RheinfchiffahrtDetroi gelegten ſubſi⸗ 
diarifchen Renten; — der Familie von dem Knefes 
beck auf Tylſen, wegen ihres Lehnfolgerechtes auf die 
Grafſchaft Hoorn am linken Ufer der Maas, jegt unter 
Föniglich sniederländifcher Hoheit; — des Grafen von 
Malchus, wegen Aufrechthaltung feines mit Der kö⸗ 
niglich ; wephälifchen Regierung gefchloffenen Kaufe, 
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über das ehemalige Kloſtergut Marienrode bei Hildes⸗ 
heim , jegt in dem Königreich Hannover; — des Gras 
fen von BenzelSternau, wegen Unterfuchung feis 
ned amtlichen Benehmens, Entfhädigung ı.; — 
endfih auch verfchiedener franzöfifher -Mars 
fhälle, Generale und anderer Militär$er, 
fonen, oder deren Erben, wegen Beibehaltung der 
ihnen von Buonaparte in Teutfchland und Jtalien vers 
liehenen Dotationen. ö 
15. 
Vermiſchte Zufige- 

©. 30, 3. 16, nah «December» fege manz, 
und Jänner. 

©. 31, 3.6, flatt «war» fege man: ſchien. — 
Ebendaſelbſt 3. 8., nah «Geld» fege man: wenige 
ſtens für den Fall. — Ebendafelöft, 3.8, nach «zuers 
langen», fege man: zu feyn, wenn man fich zu einem 
feindlichen Angriff entfchlieffen würde. 

©. 72, Note**, Die Staatöverhältniffe zwifchen 
Preuſſen und Schwarzburg, fo wie verſchiedene 
TerritorialBeräuderungen, wurden feflgefegt, in ei⸗ 
nem zn Berlin am ı5. Jun. 1816 ;wifchen beiden Theis 
Ien gefchloffenen Vertrag. 

©. 74, 3. 10, na «Junius» fege man: mit 
HeffenDarmfladt am 10. Junius; 

S. 833, 3. »7, Mach «Mächte», fege man: im 
zwei EonferenzProtocolien, zu Wien am 10. Jun. 
abis und (u. f. w.) i 

©.d4, 3. 15 und 16, muß (flatt Aufenau und 
Werl ꝛc.) fichen: Aufenau, Werthheim und Höchſt, 


ı 
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fo wie die Straffe von Saalmünfter, an welcher diefe 
Bezirke liegen, u.f.w. 
S. 85, nad 3.4 feße man: Endlich Fam über 
Diefe Gegenflände zwifchen Deftreih und Baiern 
ein Vertrag zu München am ı4. April 1816 zu Stande, 
welchem fieben geheime Artifel beigefügt wurden. 
S. 86, 3.1 v. u. nach (Art. 47) fegeman: Dicfelbe 
Beſtimmung enthält ein eigner Vertrag, geſchloſſen zu 
Wien am 10. Jun.ı8ı5, von Deftreich und Preufs 
fen mit HeffenDarmfladt. 

S. 86, 3.20, ald Note zu 6,566. Go iſt die Angabe 
in dem pariſer Conferenz Protocol vom 3. Nov. ı8ıS. 
Nach Andern bat HeffenHomburg 6,856 Einwoh— 
ner auf 17/; DuadratWeilen; nach einer großherzogs 
lich⸗heſſiſchen Congreß Note vom 22. April 1815, hat 
ee 8,286; nach einer neuern Zahlung 8,416. 

©. 100, 3. 17, nach dem Wort «Güter», fee 
man: und in Abſicht auf Wiederherfiellung des 
heiligen römifchen Reichs und der geiflichen 
SürftentHümer, wurden u.f.m. 

©. 109, zu 3. ıJ als Rote * Defireich erhielt 
als KriegsfoflenErfag, von Neapel 6 Mil. Sram 
fen, vondem Kirchenſtaat 6 Mil. Fr., von Toſ⸗ 
cana 4. Mill. Fr.; und überdich von der in dem 
parifer Bertrag vom 20. Nov. 1815 flipufirten frangs 
fifhen KrieasContribution, 57%: Mil. Gulden. Dan 
f. des Verf. Staatsarchiv des teutfhen Bundes, 
Heft2, ©. 258 f. 

©. 150, in die Note *) 3. Aib. u. nach - Bundes 
Acte ſetze man: auch darin vielfach ähnlich, daß alle ber 
nachbarten mindermächtigen Landesherren und Reichs— 
unmittelbaren jenen drei Staaten untergeordnet wer⸗ 
den ſollten. 
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©. 120, zu 3. 10 fege man Folgendes ald Note. 
Auch wurden jene Grundfäge für fünftig anwendbar 
erklärt auf die Flüſſe zwifhen Deftreich und Bais 
ern, in dem Tractat diefer beiden Mächte vom 14. 
April 1816, Art.g, in des Verfaſſers Staatsarchiv 
des teutfchen Bundes, Heft 3, ©. 406. 

©. 154, Note **, nach «570 ff.» iſt zu fegen: 
3b. VI, ©. 314 ff. 

©. 149, 3.23 v. u., nach «Bundes» fege manı 
oder fpäter. — Ebendafelbit, 3. ı von unten, fege 
man nach « Befigfland». — Auch die Mitglieder des 
fürftlichen und gräflichen Haufe Solms, gaben eine 
eigene Rechtsverwahrung zu den Xcten. 

©. 155, Note Fr, am Schluß, ift Folgendes 
Beizufügen. — Auch hatten, ſchon in einer Note vom 
25. Det. 1814, die heffifchen, herzoglich-ſäch⸗ 
fifhen und naſſauiſchen Bevollmächtigten, bei 
Deftreich und Preuffen darauf angetragen, Mainz 
für einen Waffenplag und eine Feftung des teutfchen 
Bundes zu erklären. Acten:c. Bd.I, Hefte, S. 46. 

©. 156, 3. 2, nach dem Wort « Beherrfcher » 
fege man*), und ald Note am Schluß derfelben Seite 
Folgendes. *) Die Souverainetät über. Landau, 
ward Baiern zugefagt, in einem wiener Conferenz 
Protocol vom 10. Jun. 1815. Förmlich abgetreten an 
Baiern, wurden die Stadt und Feftung Landau, 
die letzte als teutſche Bundesfeſtung; in deffen Tracı 
tat mit Deftreich, vom ı4. April 1816, Art. a, 
welcher in des Verfaſſers Staatsarchiv des 
teutfchen Bundes, Heft 3, S. 402, abgedrudt iſt. 

Ebendaſelbſt, 3. 8 von unten, fege man nach den 
Worten ı5Mil» **), und ald Note am Schluß der 
Seite Folgendes. **) Diefe Summe ward Baicıı 
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gugefichert, in feinem Tractat mir Deflreich vom 
14. April 1816, Art. 6; in des Verfaſets Staatsar⸗ 
chiv, Heft 3, ©. 409. 
©. 163, 3. ı3, ftatt neun. eilf. — und 3.17 
nach Hechingen ſtehe: Neuß, ältere und jüngere Binie. ' 
6, ı63, zu 3. 14, ift nach Weilburg ein *), und 
am Schluß der Seite, Folgendes ald Norte zu 
fegen. *) Da der Mannflamm der bisherigen ber, 
soglichen Linie ded Haufes Naffau, Bald nad 
Erfheinung diefer Druckſchrift, erlofhen (24. Mar; 
1816), und hierauf die Herzogswürde auf den Fürſten 
von NaſſauWeilburg übergegangen if, fo lebt diefer 
feitdem nicht mehr in der Reihe der fouveraiuen teut— 
fhen Fürſten, und mindert fich die Auzahi der letz 
ten zehn. 
©. 167, 3.7, nad « Untergeichnet » fege man *) 
— Ebendaſelbſt, am Schluß der Seite, fege man Folgen: 
Des ald Note. ) So auch in den Katificationen der 
SchlußActe des wiener Congreſſes. Acten ꝛc. Br. VI, 
S. 216, Note *. 
©. 169, 3.7 v. u. nach » verweigerte « ſetze man 
Folgendes: Demnach ift diefe Acte als einer der wid: 
tigften Staatöverträge der neuern Zeit zu betrachten, 
gefchloffen von fieben europäifhen Mächten, als 
Hauptlontrabhenten; von Deflreih, Ruß— 
land, Großbritannien, Sranufreich, Breufs 
fen, Bortugal, Schweden und Dänemark. 
Durch eigene Beitrittsverträge tratenfaft alle an⸗ 
dern europäifhen Mächte und alle teutſchen Souverains 
Staaten (aufer den beiden: HauptMitcontrabenten 
- Deftreich und Preuffen) als Neben Contrahenten 
diefer SchlußActe bei, und es erfolgten von allen Sei 
ten frierlide Ratificationen dieſer Mebenver 
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träge*). Ein Driginalder SchlußXcte, nebft allen 
als Beilagen dazu gehörigen Tractaten, Eonventios 

"nen, Declarationen, Reglement! und andern in dem 
218. Artikel benannten Urkunden, warb ald gemeins, 
ſchaftliche Haupturkunde niedergelegt, in dem 
Archiv der kaiſerlich-königlichen Hofs und Staats 
sanzlei zu Wien **). 

Zu ©. 255, 3.6. Der Plan zu einem allges 
meinen Adelsverein, die Kette genannt, iſt 
feitdem gedruckt erfhienen, in den Acten des wiener 
Congreſſes, Bd. VI, ©. 452 ff. 

©. 547, Note *. Kine Verfiherung, daß bie 
Reichsritterſchaft Bei ihrem Nechtözuftand folle erhals 
ten und gefhügt werden, hatte Napoleon am 16. 
Det. 1803 gegeben. Häberlins Staatsarchiv, 
Heft 57, S. 106 ff., wo auch die Ordre du j jour vom 
19. Dec. 1805 abgedrudt ifl. 

©. 592, nad 3. 21.9. u. Ein Talent findet Ah 
bei feiner andern Menfchenclaffe fo frühzeitig, fo 
allgemein und in fo hohem Grad ausgebildet, wie bei 
den Juden. Es ift das Talent der Verſchwiegen-⸗ 
beit. Ihr politifchsreligiöfer Antagonismus gegen 
alle Chriſten und gegen den Staat, fo wie ihre Hans 
dels Politik, machtihnen daſſelbe zu einem wefentlichen 
Bedürfniß, und giebt ſolchem einen fo hohen pracs 
tifhen Werth, daß fie es von der früheften Jugend an 
mit größter Anftrengung üben. Auch liegt hierin der 
Hauptgrund ihrer hartnädigen Anhänglichkeit an dad 
fogenannte Judenteutſch, die jüdifchs teutſche Sprache, 





) Acten ıc Bd. VI, ©. arı f. 213 ff. 424 ff. . 
**) Acte final du congres, art. 121. dicten wc, Bd. VI, 
©. 94, 214, 237, 219, 426 ff.. 
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Durch welche fe Ach in ihren mündlichen Unterhaltuns 
gen und fchriftlichen Aufzeichnungen den Meingeweih— 
ten unverfländlich zu machen fuchen. 

©.470, Note*. Die Bevölferung des Kirchen: 
faates im Sommer 1816, ward angegeben auf 
2,554,719. | 

S. 137, 3. 17 u. 18, ſtatt «ungefähr 26 Millio⸗ 
nen » feße man: mehr ald a9 Millionen 400,000. 





XIII. 


Verzeichniß 
derjenigen 
Abhandlungen und Leberfichten 
des Berfaffers, 
welde 
in den don ihm herausgegebe nen 
Acten des wiener Eongreffes:. 
(Bd. I— VII) abgedrusft find. 


“ 


—— — 


1 


Weberfihten zu den EongreßProtocollen: 


a) über die Sigungen ded Comité's fünf teuts 
ſcher Höfe (Deftreih, Preuffen, Baiern, Hans 
nover, Wirtemberg), betreffend Einleitungen zu 
Errichtung eines teutfhen Bundes. 

(Bd. 11, ©. 64 ff.) 

b) über die Sigungen der Bevollmächtigten der fous 
verainen Fürſten und freien Städte 
Teutfhlande, betreffend die Errichtung des 
Grundvertrags für den teutfhen Bund—⸗ 

(Bl, ©. 524 ff.) 
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e) über die Sigungen ber Rarikifgen Eoms 
miffion. 
(Bd. V, S. 3 ff.) 


d) über die Sitzungen der Eommiffion für die 
Sreiheit der Flußſchiffahrt. 
(Bd. III, ©. a ff.) 


e) über die Sigungen des Comits’s für die Angela 


genheiten der Schweiz. 
(BD. V, ©. 198 fl.) 


£) über die Sigungen der aht Mächte, welche ben 
parifer Frieden unterzeichnet haben. 
(Erfoheint im fiedenten Band.) 


2. 


Vorbericht zu der SchlußActe des wiener 
Congreſſes, nebſt Ueberficht ihred In haltes. 
(Bd, VI, &.2f.) 


3. 
Ueber die verſchiedenen amtlichen Entwürfe des 
GSGrundvertrags des teutfhen Bundes. 
(Bd. II, ©. 295 ff.) 


4. 

Ueberſicht des Inhaltes ber Bundes Act⸗ 
oder des Grundvertrags des teutfhen Bundes: 
nebſt Anmerkungen zu demſelben. 

(Bd. 11, S. 587 ff. Erweitert, verbeſſert und 
mit einem Vorbericht vermehrt, in des Ber: 
faffer8 Staatsarchiv des teutfchen Bun— 
des, Heft I, (Er. 1816. 8.) ©. 2 ff.) 
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5. 

Ueber die befannten Urfahen, warum Wirs 
temberg und Baden als urfprünglihe MitPacifr 
centen bei Errichtung des teutfchen Bundes nicht ers 
ſcheinen. 

(Sd. II, &. 570 ff.) 
6. 

Ueber Beflimmung der Ausnahmen von der 
Regel, daß in der Bundeöverfammlung Stimmens 
mehrheit entfcheide. 

(32. U, ©. 495.) 


7. 
Ueber Büchernachdruck, nebf Anzeige eines 
neuen Mittels wider denfelben. . 
(3. 1V, ©. 21 fl.) 
8 


CongreßVerhandlungen über Territos 
rialVeränderungen ded Großberzogthums - 


Pen re. 


9. - 
Ueber das Schickſal der Fürſtenthümer Ifens 
burg und Leyen. 
( Bd. 11, S. 579 f.) 
10. 
Ueber das ſtaatsrechtliche Verhältniß der Herr⸗ 
lichkeit Kniphauſen, dann der Edlen Herrfchaft 


Varel, dem Heren Grafen von Bentind gehörig. 
(3. 11, ©.583 f.) 
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11, 
Ueber. die SucceffionsAnfprüde auf das 


Herzogthum Bouillon. 
(Bd. 1V, S. 57 ff.) 


12, 
Das Lehnfolgerecht der Familie von dem 


Knefebed zu Tylfen, auf die Graffhaft Hoorn. 
(Bd. III, ©. 419 ff.) 


15. 
Meder Abdfchaffung des Negerhandels. 
(Bd. IV, ©. 909 ff.) 


14. 

Verzeichniß der auf dem wiener Congreß, 
für CongreßAngelegenheiten anmefend gewefenen Be: 
vollmädtigten. 

[Um Schluß des fehften Bandes.) 
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Regifter 


— — — 


Ab ugefreiheit 281. 261. 
Acte final du congros, ſ. Schluß⸗ 
Acte. 

Actenverſendung 267. 

Adel, ehemalige und jeßige 
Verhältniſſe 197 ff. Wider⸗ 


lien 109. TripleAllianz Eng⸗ 
lands, Frankr. u. Oeſtr. 547. 
der 4 verbünd. Mächte wider 
Buonaparte 64 f. Englands 
Vorbehalt deßwegen 65. Bei⸗ 
tritt anderer Staaten 65. 


ſtreit zwifchen ihm und dem Altentirchen 77. 
Nichtadel in Einrichtung der Altenwied 77. 


landſtändiſchen 
232 ff. Gründe zu Beruhi— 


Verfaflung Alternat im Rang d. Mächte, 


was es bedeutet 166 f. 


gung beider Theile 233 ff. gſtmark 75. 
ob der Adel von dem Nichts Alzenau 84. 


adel in der Landfchaft zu 


trennen 235 f. war in mans 


hen Ländern nicht landtags⸗ 
fähig 242. der begüterre follte 
Tandtaasfähig fern, aber 
ohne Vorzug 242 f. ob der 
Adel der Schupgürtel des 
Fürſten fey 236 f. Montes 
quieu's Marime über d. Adel 
wird erklärt 237 ff. ſ. auch 
Reichsritterfchaft.- 
Adelöverein, allgem. f. ganz 
Zeutfhl., Plan dazu 233. 
655. 567. 


Amneſtie in d. Schweiz 68. in 


Polen 72. 1.d. Königr. Sach⸗ 
fen 73. im Kirchenftaat 99. 


Amorbach 84. 
Ancona 470. 


Anhalt, verwahrt f. Anſprüche 


auf Lauenburg 74 f. 561. 
widerfpriche e. von Baiern 
gewünfchten Verzicht auf Ans 
fprüude 151. &rflärungen 
wegen d. Standesherren 308. 
313. Vertrag mit Napoleon 
wegen d. Katholifen 415. 


Agenten, diplomatifche, 3 Elafs Anholt 76. 
fen, und Rang 165f. auffers Ansbach 75. 


ordentliche 165 f. 
Allianz, allgemeine VFethei⸗ 


Appenzell 67. 
Arau 67. 


digungs⸗ — 11. Preuſſens Arenberg, Herzog, ſ. Anſprüche 


mit Rußl., Engl. u. Oeſtr. 


77.79. 150, 338. E61. 


33. Offs m. Defenſiv Allianz Aſchaffenburg, Fürſtenth., 10. 


d. verbünd. Mächte mit Sici⸗ 


19. 81. 83. 


van cumme u uw 
21. Sollte einen Beziri 
Baiern abtreten 82.84. 8 
fügungen über die Succeſſ 
in die dadiſche Rheinpfalz 
84. gı. u. in Breisgau 
wimme nicht Theil an d. 
ten Verhandl. über d. tı 
fen Bund 134. die 4 ı 
Günd. Mächte garantiren i 
f polit. Exiſtenz 55 1. fol 
Landau im Krieg den 3.Tı 
d. Barnifon ftellen 157.1 
Landflände 207 f. 224. Re 
517. 625. J 

Baiern, fein Verhältniß 
Preuſſen u. Oeſtreich 10.2 
Territorial veränderun 
16. Proviſor. Landervern 
tung i B. was es ſich in dem 
der vertr. v. 1813 verfprec 
iaſſen Br. was es in e. je 
ten Vertrag mit d. verbli 
Mädtenv. 3. Jun. 1814 
pulirt 81. was in Verträ 
mit Oeſtreich v. 11. u. 
Apr. 1814, 81 fu.v.24.0 


1816, 564. Beſtimmun 
Kt muchinh Mächte fi 


Commacchio 99 f. in Landau 

‚84. 156. Luxemburg 158. 
in Rain; 156. 

Beſitzſtand der Staaten 11. 

Bevollmachtigte zu dem Congr., 
ihre Legitimation a2. Bors 
MHlag_ e. allgem. Verſamml. 
derfelben 23. Vergeichniß ders 
felden Bra. 

Biberſtein 76. 

Biel, Stadt u. Gebiet 67. 

Biſchöfe in Teutſchl. 411.420. 

Bitrhum, Erricht. in d. Schweiz 


7. 

Blankenburg 73. 

Blankenhayn Bo. 

Blintendorf 72. 

Bodenſchat 391. 

Bologna 99. 470. . 

Bonadei, d. d. Rechten d. Bil, 
ter, 245 Rote. 

Bormio (Borms) ſ. Veltlin. 

Botſchafter 165. 

Bouillon, Herzogthum, Prätens 
denten darauf 53 561.572. 
Eommiffien u. Beſchluß deß⸗ 
halb 51. 88. fchiedsrichtert. 
Senten,552. BVolfömenge 
816. 

Braunfels 77. 

Braunſchweig, behält ſich wegen 


höherer Titel feine Rechte vor - 


161. Sandfländeası. Rang 
baa. 

Breisgau, Verfügung Über die 
Succeffion darin gı. 

Bremen, Stadt, Juden daf. 
375. Ertlär. wegen d. Inden 
380 f. 

Briren 8g. 

Broike 76. 

Brondrut fe Baſel, Bisthum. 

Brüdenan 76. 
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Buchenau 76. 

Buchholz, Bevollmächtigter der 
Zuden in d. Hanſeſtãdtend 76. 

Buchiſches Quartier des ehemal. 
Cantons RhönWerra 76. 

Büchernachdruck, deſſen Verbot 
wird geſucht 153. 249. abı. 
161.563. Verweiſung an die 
Bundesverfamml. 143. 154. 
367. Schuhmittel dagegen 
154 f. 871. 

Bücerpreife, billige, 153. 

Bund, teutſcher, ſ. Teutſcher 
Bund. 


Bundes Acte des teutfchen Bun⸗ 
des, Commiſſion zu deren Res 
daction 51. Entwürfe 61 ff- 
568. Inhalt der Bundes Acte 
137 ff. Ueberficht der Proto⸗ 
eolle 567. u. ihres Inpaltk 
568. fie ift Vertrag, nicht 
Geſetz, Grundvertrag eines 
Staatenbundes 143. "die 11 
erſten Art. ſind der Schluß⸗ 
Acte des Congr. einverleibt 
143. fie iſt unter den Schug 
der Congreß Mächte geftelle 
143. ein Wert der Eile 143. 
Ericif 145. Eindrud den fie 
machte 146. Rechtsverwah⸗ 
rung der Standesherren das 
gegen 149 f. Geftändniffew. 
Klagen über ihre Unvollkom⸗ 
menheit 271 ff. 145. 

Bundesfeftungen, teutfche 84. \ 
88. ı55 f. 565. 

Bnndesgericht 12. Verhandl. 

deßhalb 173 ff. Widerſpruch 

von Baiern, Wirtemberg u. 

Darmſt. 174 ff. 188. Gründe 

dafür 191. Recurd an daſſelbe 

370. daß die Standesherren 

daſelbſt ihren Gerichtſtand Has 
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ben follten 293. Civil; u. Kriegsdienſte fe Kriegs; 
Bundesglieder, teutfhe, Ans dienſte. 


zahl 134. 137. Aufzählung Cleve 75. 
derfelben nach ihren Titeln Cleve f. Veltlin. 
163. 566. ihre Streitigkeis en r Bezirke des Erzbisthums 
ten unter ſich 189 f. 
Bundesftaaren, garantirt 550 f. en Staht, gezwungener Um 
Bundesberſammlung, Vorſitz ſchlag 562. 
u. Directorium in derſelben —* 99 f. 471. bo». 
63. 146. 549. Canzlei, Ars 559. 
chiv, Regiſtratur 146. Ges Comitéè's ſ. Commiſſion. 
ſandte ausw. Mächte bei ders Comitéès teutſcher Höfe, ſ. Teut⸗ 
ſelben 147 f. ſollte überhaupt ſcher Bund, u. Commiſſion. 
zu gemeinſchaftlicher Wohl⸗ CommerzRegal 131. Gleichfor⸗ 
fahre Beſtimmungen machen migkeit u. Billigkeit in deſſen 
dürfen 271. Vieles ward an Ausübung 268. 
ſie verwieſen 271.214. Stim⸗ Commiſſion, präliminäre, für 


menmehrheit darin 140. Prüfung der Vollmachten 
Princip in der Stimmord⸗ 44 f. Vorſchlag zu Errich⸗ 
nung 533 ff. tung einer allgemeinen Com 


‚Buonaparte, fein Invafionds miſſion 45. HauptCommiffie 
Abentheuer ‚von Elba nah nen: 2) fünf ceucfcher Möfe 
Frankreich 32. 36. Deffen 45 f. 5695 a) für die Ange 
Einfluß auf die Congreßvers legenheiten der Schweiz 46; 
handlungen 43. Commiflion 3) ſtatiſtiſche 46 ff. Bro; 4) 
für cine Erklärung wider wegen Abſchaffung des Neger 
ibn 51. Bericht derfelben 51. handels 48 f.; 5) wegen Zreis 

Maosregeln gegen ihn 63 ff. heit der Schiffahrt 49. 117. 

Buoncompagni f. Ludoviſi. 570; 6) wegen des Nangıb 

Burbach, 77- unter den europäifchen Mäch⸗ 

Cabinets Juſtiz 255. ten 49f.; 7) für die Anſprũche 

. &ärnchen 89. der Königin von Etrurien auf 

Camerino 99. 470. Tofcana 50; 8) wegen Genua 

Capraja f. Genua. Bo; g)wegen Bouillon 51; 

Carouge 66. 10) wegen d. Erklärungen ges 

Carrara fe Waffe. gen Buonanarte's Einfall in 

Caſtua 89. Franfrih 51; 11) wegen 

Ceremoniel 163 f. des Beitrittd ber vereinigten 


Cefarini, Commandeur, 111. 


Charges-d’aflaires, Rang ı65. 
Chiavenna (Eleven) f. Veltlin. 


Chigi 481. 483. 484 ff. 


Chriſtenſtaat, allgemeiner 477 f. 


fouver. Fürften u. fr. Städte 
Teutſchl. zu d Allianz d. vers 
bünd. Mächte 5ı. 12) wegen 
Ehenderfelben Mitwirkung zu 
Verpflegung der Armen ıc 


Sı f. Berſchiedene Redactions⸗ 
Eommifiionen 53. Militärs 
Ausſchuß 53. 

Eoncordaten 475. particulare, 
Verſuche 415 f. Entwurf zu 
einem allgem. 437. großh. 
be. u. königl. fihf. Ans 
trag 444. Unterhandlungsare 
453 ff. . 

Congreß, Aufgaben deren Lös 
fung ihm oblag 1. 9. ınf. 
24 ff. Ward feftgefege in d. 
parifer Fr. 7. Zweimaliger 
Aufſchub feiner Eröffnung 7 f- 
33. 19. Hoffnungen, daßer 
einen vafchen Gang nehmen 
werde 8f. TerritorialSachen, 
die man vorhin fhon berichs 
tigt glaubte 9 f. Erwartun⸗ 
gen und Borherfagungen von 
ihm 10 fe Anweſende auf 
demfelben 12 f. Täufihungen 
deßhalb 34.23. Verſchieden⸗ 
Heicd. Reinungen auffolchem 
19. Behandlungsart der Ge⸗ 
ſchäfte 19. 22 f. Steine des 
Anſtoſſes, die Beftimmung 
des Schickſals von Sachſen u. 
Polen 19. 33 f. Bekannt⸗ 
machung v. 1. Nov. wegen f. 
Eröffnung 32. Vorſchlag 
einer allgem. Verfammlung 
aller Bevollmächtigten 23. 
145. Sißungen, europäifche u. 
teutſche 43. Commiſſions⸗ 
Sidungen 43. Präfident des 
Congreſſes 43. Protocolle 44. 
569 f. Schluß Acte Ba. 169. 
666. 570. Verzögerung u. 
Scillftand in den Unterhands 
Iungen 59. ®tiquette und 
‚Eeremoniel 163. viele Büns 
fge, Bitten, Beſchwerden 
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u. Forderungen bleiben uns 
erledigt 169. Benollmäcs 
tigte, Verzeichn · 572. Ab⸗ 
reiſe der Souveraine und 
Bevollmächtigten 169. was 
der Congreß geleifter u. nicht 
geleiftet hat 170 f. was er vors 
bereitet, u. was nod zu 
hoffen ı7i. 

Eongreß&hronif, wiener, ‘ein 
period. Blatt 25. 

Eonfalvi 469. ſ. Anträge ıda f. 
444.445.448. 469. |. Papft. 

Eonftitution, neue polnifche, 
70f. der freien Stadt Eracan 

1 f- 

Eonftitution des Staates, 8. 
Alexanders u. Friedrichs d. 
Gr. Urtheil 200. für teut⸗ 
ſche Bundesftaaten 130. wir⸗ 
tembergifche 226 f-- Dans 
noverd Erklärung =53. der 
vereinigten Fürften u. Gtädse 
256. 

Corvey, Zürftentfum, 76. 

Cracau, freie Stade, Vertra— 
deßhalb, 69. 71 f. Conſti 
tution 71 fi 

Erain 89. 

Eroatien 89. 

Eroy, Herjog, 76. 150. 328. 

337. 


Euin&timmen in d. Bundes 
verfamml., fordert der che 
malige unmittelbare Reiches 
adel 353. Rang der Theil⸗ 
haber an CuriatEtimmen uns 
ter fih 58ı. 

Dänemnt, Anſprüche 559. 
Verträge mir Schweden wa 
gen SchwedifhPommern u. 
Rügen 18. u. mic Preuflen 
über- Schwediſch Poimern, 
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Rügen u. Lauenburg. ſ. Hol 


hält das Haus Ludonifi Bun 
compagnie 93. 559 f. 


ſtein 
Danzig ‚. fällt an Preuffen 75. Elbe, Sciffapre, 1129. 


Dappenthal 66. 
Degenfeld, Graf, 350. 
Defpotie 355. 


Eibingerode 76. 
Elſter, Schiffahrt, 120. 
Oeſtreichs Er⸗ Eliterwerdaer Zloßgraben ı20. 


Färung gegen Wircemberg Emden, Hafen, Handels⸗ u. 


a5B. 
Dierdorf 77. 
Dieb 88. 77- 
Dillenburg 88. 


Sgiffa hrtrehee darin 79. 


End, Sandelss u. Schiffakt 


rechte darauf 79. 219. 


Didcefen, Eath., neue Eintheil. Engers 77. 


4ıof. 

Domainen, verkaufte fuldarfche 
u. hanauiſche, 87. weſtphä⸗ 
liſche ſ. Malchus. 

Domcapitel, ihre Güter werden 
ſeculariſirt 400. ihre neue 
Einrichtung 410 f. 


Donnersberg, Depart., fällt. 


groffentheild an Baicın 83. 
Dortmund, Graffhaft, 76. 
Dotationen, napoleonifchfrans 

zoͤſiſche in —5 u. Italien 

664. ſ. auch Eugen. 
Dülmen, Grafſchaft, 337. 
Durchzug genfer Truppen, in 

d. Gebiet v. Savoyen 67. 
Ebenbürtigfeit der Standes⸗ 

berven Jın. 

Edartsberg Bo. 

Ehrenbreicftein 77. 

Eichefeld 79. 

Eigenthum, Sicherheit deffelben 
a4B. 249. 

Einfluß Oeſtreichẽ u. Preuſſens 
auf die t. Bundesverhältnifie 
159 ff. 

Eifenmenger 391. 

Elba, Anſprüche des Prinzen 
Ludoviſi 559. kommt unter 
Oberhoheit von Tofcana 93. 
‚die Eigenthumsrechte 10. ers 


— 


England, ſ. Verhältuiſſe bei 


d. Anfang des Congr. 16 f. 
u. zu Frankreich, Portugal 
u. Schweden 18. zu Neapel 
16. Berhandlungen in dım 
Parlament über Sachen 26. 
Weiſung deßhalb am dic Eon 
greß Geſandſchaft 28 f. und 
Benchmen 31. Schließt eine 
Zripledlliang mit Oeſtreich u. 
Frankreich 547. Seine Al⸗ 
lianz mit Preuſſen gu Reichen⸗ 
bach 33. Caſtlereaghs Erklir. 
in d. Parlament wegen GSaqh⸗ 
fen 40. llianz wider Buena 
parte 64. Vorbehalt dei 
wegen 64 f. garantirt Preuſ⸗ 
fen ſ. fühl. Beftgungen 72. 
Vertrag mit d. König da 
Niederlande 88. 
Entfchädigungen von 1803 und 
ı803, Mandel deßhalb 3981. 
Maſſe derfelben 406. 
Entwaffnung, allgem. verhält 
nigmäftge 11. 
Entwürfe der t. Bundes Acte 
ſ. Bundes Acte. | 
Erzbiöchum Regensburg 403. 
08. 


40 
Erz, Doms a te Stifte. 
Etiquette 163 f. 


Etrurien, Königin, ihre Ans 
ſprüche entweder auf Tofcana, 
oder Parma, Piacenza und 
Guaſtalla 16. 50. 92. 94. 
559. erhält Lucca 93 f. mit 
dem Rüdfall an Tofcana 94. 

Eugen Beauharnois, Prinz, 
gewefener Vice König v. Ita⸗ 
lien, ſollte in dem GHerzog⸗ 
thum Frankfurt ſuccediren 
403. fein Verluſt 1ogf. Ans 
frrüche, Hoffnungen u. Aus⸗ 
fihten 110.560. Baiern lieg 
fih von Oeſtreich Verſchiede⸗ 
nes für ihn verfprehen 110. 

Europas politifche Lage bei Er⸗ 

= Öffnung des Congr. 14—19. 

Evangelifhe, Verhandlungen 
wegen Feſiſehung ihrer Rechte 
153. 250. 52.270. f- auf 
Kirchengeſellſchaften. 

damiliendideicommiſſe, auf d. 
linken ®heinfeite 374. 269. 
369. Gültigk. ihrer Aufhebung 


269. 
damilien Verträge u. Fideicom⸗ 
miſſe, ſtandeͤherrliche, 313. 
Fernio 470. 
Ferrara 99 f. 470. 471. boa. 
deſtungen des teutſchen Bundes, 
ſ. Bundesfeſtungen. 
Feudalrechte, aufgehobene, ſoll⸗ 
ten abgeſchafft bleiben 269 
Rote. 369. fe auch Reiches 
ritterſchaft. 
Feudi imperiali, mit Toſcana 
“pereinigt 93. mit Genua gb. 
mit Maſſa 94- . 
Eiume 89. 
Zloßgraben 120. 
Slugfchriften 10. 25. 29. 
Fluſchiffahrt f. Schiffahrt. 
Erantfurt, Großherzog, ſ. Jahr⸗ 
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rente u. Rechte 87. 403. 465f. 
Titel 466. Vorfhläge zu 
neuer Einricht. d. Each. Kirche 
in Teutſchl. 411 ff. 

Frankfurt, Großherzogthum, 
9 f. wird errichten u. €. Erb⸗ 
flaat 403. naher aufgelöfer 
403. probif. Verwalt. 28 f. 
EentralDiener 87. 

Sranffurt, Stadt, 274. follte 
an Baiern fallen Bı. wird 
ſelbſtſtandig 84. Rechtsgleich⸗ 
heit der chriſtl. Glaubenspar⸗ 
teien dafelöft 85. Erklärung 
wegen d. Juden daf. 380 ff. 
Judengemeinde daf. ſ. Juden. 
Rechtsgleichheit der chriſtl. 
Glaubensgenoſſen 458. 

Frankreich, ſ. Verhältniffe u. 
Abſichten auf d. Eongr- ıbf. 
Burüdgabe f. Eolonien 16. 
Benchmen u. Rüſtungen wes 
gen Sachſen 24. 28. 30 f. 
Schließe TripledAllianz mir 
Deftreih und England 547. 
Buonaparted Einfall 32. 36. 
4a. Maasregeln gegen ihn 
5ı f. 63 ff. garantirt Preuß 
fen f. füchf. Bcfigungen 72. 
erhält Guiana zum Theil pon 
Portugalzurüd 116 f. bringe 
‘eine Webereintunft wegen des 
Ranges in Vorſchlag 168 f- 
bezahle Kriegstoften an Defts 
reich 564- 

Franzoͤſiſche Herrſchaſt in 
Teutſchi., Guültigt. der unter 
ihr erwenb · Privatrechte ag. 

Fremden PAizei, verkehrte, 130 
Note. 

Freusberg 77. 

Friedberg, Reichsburg 374-861. 

Friedewalde 77. J 
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Srohndienfie, auf der Tinten 
Rheinfeite 269. 369. 

Frohnen, deren Wbfchaffung 
follte gültig bleiben 269. 

Fürften und Grafen, ehemal. 
reihftändifhe, nun unters 


miſſion deßhalb 50. 54. 
Komme nebft Capraza u. den 
Feudi imperiali an Sardi— 
dinien 94 — 98. 

Gerichte, oberfte gemeinſchaft⸗ 
liche, 267. 


geordnete, ſ. Standesherren. Geſandte ausw. Mächte bei der 


Fulda, Departement, 76. Aem⸗ 
ter davon fallen an Baiern 
82. 84. wird Großherzog 
thum 162. berfaufte Domais 
nen 87. 

Bänfeteih 76. 

Gärtner, von, f. Verhandl. 
wegen d. baier. Declaration 
f. d. Standcöherren 318 ff. 

u Sallizien (Ds), erhält Defts 
reich wieder 71. 90. 

Garantie von Oeſtreich, Ruß⸗ 
land, England u. Frankreich 
für die von Sachſen an Preuſ⸗ 
fen gefallenen Staaten 7». 
oͤſtreichiſche u. preuſſiſche für 
die Souverainetät u. Unabs 
bängigfeit der großherzogl. 
heſſiſchen Staaten 551. öfts 
reichifche, ruſſiſche, großbris 
tannifche u. preuflifche für die 
politifche Exiſtenz der Groß; 
herzogthümer Baden u. Heſ⸗ 
fen 551. desgl. für den Ter⸗ 
ritorial Beſtand der Staaten 
der teutſchen vereinigten ſou⸗ 
verainen Fürſten u. fereien 
Städte 551. wechſelſeitig 
garantiren ſich alle Mitglies 
der des teutſchen Bundes ihre 
unter dem Bundſegriffenen 
Staaten 551. 

Gefäll 72. 

Gehmen 76. 

Genf 10. 66 f. 

®enua, Anſpruch 560. 10. Com⸗ 


t. Bundesverfammiung 147 f. 
Gefhäftträger, ihr Rang 165. 
Geſetze 131. Einheit derfelben 

268. 

Gcewährleiftung f. Garantie. 

Gimborn 77. 

Glaris 67. 

Gleichgewicht, rechtliches, 11. 

Gommern 72. 

Goslar 79. 

Graubünden ſ. Schwei;- 

Greifenſtein 77 

Griechen, ihre Rechte im Kos 
nigreih Baden 416. 

Gronau 77. 

Grote, Frhr., 337. 

Grundeigenthum auſſerhalb Lan⸗ 
des zu befißen 251. 261. 266. 

Guadeloupe 18. 

Guaftalla f. Piacenza. 

Gütersloh 77. 

Suiana 10. 18. Abtheilungz 
sw. Frankreich u. Portugal 
116 f. 

Hadamar 88. 

Hamburg, Juden duf. 3-5. 
Zeitungswerfe 563. 

Hamm 77. 

Hammelburg 76. 

Haumerſtein 77. 

Hanau, follte an Baiern fal⸗ 
len 8». 


Hanauiſche verfaufte Domainen 


7. 
Handel, die Bundekverſamm⸗ 
lung fol darüber verfügen 


143: 153. Baierns Wider, 
fprud 261. Beftinmung in 
dt. B. Atte 267. 
Handelöverkchr, auf Flüſſen, 
welche verfhiedene Staaten 
trennen od. durchflieſſen 117f· 
Handeld» und Schiffahrtrechte 
auf der Eins u: im Hafen v: 
Enden ® 
Hannover, feine Bergröfferung 
10. fine proviſor. Länders 
berwaltung 18. Verträge 
mit Preüffen über Territorials 
Verhaltuiſſe 74. Abtretun⸗ 
gen von Preuſſen 79. Mills 
tairStraffe von Osnabrück 
nad Bentheim 79. Detgleis 
hen, wie auch Handels⸗ u; 
Schiffaht trechte für Preuffen 
79. Mediatifirte Gebiete 79: 
Königstitel 160f. Erflärung 
wegen der Rechte der Unters 
thanen 246 ff: 253 f. wegen 
e Eonftitution 235. wegen 
der Landflände 205 f. feine 
Landflände 320. tklagt Über 
die Unvolltommenheit der 
Bundes Acte 145: 271 f. uns 
terftiügt die Sache der Stans 
desherren 302. 308. 313. 
Ertlar. wegen d. Juden 380. 
weg. d. Stimmen 533: Rang: 
ſtreit m: Wirtemberg i 64.505. 
Hanſeſtädte, freie, Juden daſ⸗ 
ſ. Juden · 
Hardenberg, Herrſchaft 76: 
Harlingerland 79. 
Hauẽsruckviertel 17:81. 83.83; 
Heidelberger reform: Admini⸗ 
ſtrations Güter auf d. linken 
Rheinfeite 456. 562: 
Heiüigkeit des t. Reiche 477: 
Helfferich 416. ſ. Oratoren. 
Riübers Ueberficht TIL: 
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Helvetifche Schuld 68: 

Henneberg 72; 

Herrnhuter 443. 

HeſſenðCaſſel f. Kurheſſen. 

Heſſen Darmſiadt, fein Wider⸗ 
ſpruch gegen das Comice 6 
teutſcher Höfe 21. ſollte Bes 
zirke an Baiern abtreten Ba; 
84. erhält e. Bezirk im Des 
rartentent Donnersberg und 


die Saline Kreuznach 85. u: ' 


die Souberainetat über Iſen⸗ 
burg 86. tritt ab das Herz 
thuni Weſtphalen au Preuffen; 
Bezirke an Baiern, Kurheß 
fen 86. an Heſſen Houburg 
die Souverainetät 86: Ver⸗ 
trag deßhalb mit Oeſtreich u: 
Preuſſen v. 10: Jun. 16183 
66f. darin wird ihm die Som 
verainetãt u: Unabhängigfeie 
feiner Staaten garantirt 85: 
die 4 verbündeten Mächt 
gerantiren ihm feine politiſche 
xiſtenz 553. unterſtüht 
Baiernse Wunſch eines Vers 
zichtes auf Anſprüche 161. 
klarung wegen dev Rechte 
der Untertpanen 261 fi und 
wider Curiat Stiuimen der 
Gtandesperven 304. 308: 
Privatvorſchtag ſ. Bevoll⸗ 
mãchtigten 305 ff. erkläre 
ſich über den Reſhtszuſtand 
der Standesherren in Bun⸗ 
desſtaaten 309. 31a f. über 
d. Kirchenangel · 444. über 
die R. Ritterſch. 362 f. auf 
der Tinten Rheinſeite 369: 
über die Stintmen 533. 535. 
RangjtreitinieKurpeffenddgs 
mit Weimar; NHolitein und 
Luremburg 513: Voltemenge 


aa 





Cinwohner zab 
burg. Befigu 
Hetrurien fe Er 
Heubach 84. 
Hildesheim 79 
9% ‚Dermeltung u 
oddersdorf 77. 
Don 84. 563. 
Hohen Beroldsrt 
Hohenlimburg 76 
Dohenfolme 77. 
Dohenzollern, Rs 
Holland, f. Bergı 
18. 89. f. Niedı 
Holſtein Glückſiadt 
gen, wegen de 
aaı. der Srandet 
309. 313. der! 
fhaft 362. der ı 
ber ach, Kirche, 
ftreit mit Heſfe / 
513. mie Kurhel 
Crer: ung wegen: 
517°.518. Volke, 
erfält e. Theil von 
74 ſ. aud Däncı 
HolfeinDidenburg, 
ET Pe 





Erklärungen von Hannover, 
Kurheffen, Luxemburg, Gor 
tha, Schaumburg, Walde, 
Naſſau, Darmſtadt, Holftein, 
Lübeck, Frankfurt, Bremen, 
Baiern, Sachſen 380 f. Bus 
fchfüffe 383. Verwandlung 
des Wortes in in von 384. 
Sinn derfelben 385. beſon⸗ 
ders in Anſeh. der frantf. 
Judenſchaft 385 f. was die 
Suden durd d. Bundes Acte 
gewonnen 889. Urtheil d.6 
Verfaſſers über ipre bürgerl. 
Verhaitniſſe 389 ff. ſie find 
eine politifch sveligiöfe Secte 
390. Geift des Judenthums 
Bgıf. 567. Kaftengeift 392. 
Antagonismus zw. Staat u. 
Zudenthum 393. Vorſchläge 
zu Behandlung der Juden 


393 f- . 
Yufy 67. 
teutfche, Ders 


* Raiferwürde, 
handlungen über deren Wie⸗ 
dereinführung 60 fi 547. 
Auch der Papft verlange Wie⸗ 
derberitellung des römischen 
Reihe 476 M- Bor. 548. 

’ 564. ward verweigert 123. 

Kaliſch, Departement, 71. 

Kaper 13. 

Racpoliken, ſ. Kirche, 

Kaunig, Fürſt, 77. 

Keffelftade, Graf, 556. 

Kette, ſ. Adelsverein. 

Kirche, katholiſche, in Teutſch⸗ 
land, ihr Verluſt durch Secu⸗ 
lariſation 397 —409. Fol⸗ 
gen der Secularif. 404 f. 
Rechtsverwahrung dagegen 
407. Berhaltend. röın. Curie 
dabei 407 f. Hoffnungen auf 
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dem Eongreß A0ß ff Zerrlit⸗ 
tung 410 f. Borfchläge des 
8. Primas 411 ff. päpfl. 
Verſuche zu ParticularCon⸗ 
cordaten 413 f. Napolcons 
Verrrägemkit teutſchen Fürs 
ſten, zum Vortheil d. Katho⸗ 
liten 414 ff. Anträge für die 
Kirche auf d. Congreß, von 
päpfil. Seite 417. von Seite 
der Erz ⸗, Doms u. a. Stifte 
418. v. Seite der Oratoren 
418. 422 ff. 446.451 ff. 561. 
d. Seite des Frhr. v. Weſſen⸗ 
berg 216. 482 fi. 448. 41 fe 
von e. Ungenannten 437 fi. 
Verhandlungen u. Befchlüffe 
des Eongrefieb 439 —447- 
Betrachtung. darüber 448 ff. 
Preuffens. Anträge 439 ff. 
448. öftveichifhe 439. 441 ff- 
446. baicrifhe 44a. 447. 
Hdarmftideifge 444. Lönigs 
lich s ſachſiſche 444. 447. der 
verein. Zürften und Städte 
444. hoſteiniſche 445. des 
Eardinald 444. 445. 450. 
Urfaden, warum der vor⸗ 
gefälagene Art. nicht in d. * 
Bundes Acte kam 448 ff. Ber 
nehmen des vom. Hofes 454 f. 
feine Proteſtation 469 ff. 473. 
475. ob teutſche Kirchen, oder 
Kirche 473 *. Einheit der 
Kirche u. d. Staates 476 ff. 
Kirche, evangeliſche, Verhand⸗ 
lungen wegenZeitfegung ihrer 
Rechte 153. 250. 353, 370. 
Kirche, romiſch⸗ katholiſche, 
deren Angelegenheiten, Un⸗ 
terhandlungen deßhalb 16. 
249. 260. 252.283: ſ. Papft- 


270. 
TEN 
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Kirchen, evang. reformirte, in 
d. Pfalz auf d. linken Rheins 
feite 466. 


Kirchengefellfchaften, evanges 


ſatzungsrecht erhält Baiers 
84. 565. u. 15Mill. Ir. 5665f. 


Landesherrſchaft, Richter über 


Klagen wider fie 250. 


liſche, ihre Rechte 397 fi. Sandflände 12. Begriff, Roth 


v. Rapolcon wicht begünftigt 
415 f. Eongreßverhandluns 
gen darüber 440 ff. 

Kirchengüter, reformirte, auf 
d. lint. Rheinfeite 456 f. 562. 

Klöge 76- 

Klüber ſ. Berfaffer. 

Kneſebeck, von, Anfprüche auf 
d. Grafſch. Hoorn 562.571. 

Kniphauſen ſ. Bentind. 

Konigſtein ſ. Stolberg. 

Kottbuſer Kreis, fällt an Preuſ⸗ 
fen 76. 

Kranıchfeld Bo. 

Kriege im Orient oder Dccis 
dent, wobei Baiern interefs 
fire ift 269. 

Kriegeſtaar, Einheit 368. 

Krieges u. Eivildienfte, Zreis 
heit foldhe zu wählen 248. 
351. 361. 36 

Turheſſen, follte e. Bezirk von 
Hanau an Baiern abtreten 
83. KurfürſtenTitel 161. 
Prädicat fönigl. Moheit 161. 
Großherzogthum Fulda 163. 


fouverainer Landgraf 162. 


Landflände 217. 332. unters 
- füge die Sache der Standes; 
berren 302. 313. 314. Er⸗ 
klärung wegen der Juden 
380 ff. Rangftreit nit Darm⸗ 
fladt 509. mit Holſtein und 
Lusenburg 516. 
Kurtreis 72. 
Landau, Feſtung des t. Buns 
des 84. 155 f. die Souverais 
netät darüber und das Bu 


wendigkeit und Wirtfamfeit 
„ derfelben 194 ff. verkehrt 
Meinungen deghalb 196 ff. 
gefordert v. Bolt ı9g f. Com 
greß Verhandlungen deßhalb 
201 ff. Widerforudg von 
Baiern u. Wirtemberg son. 
208 ff. 268. Preuſſen, Oeß 
reich, Hannover u. U. for⸗ 
dern Landſtände mit weſentl 
Rechten aoı ff. 255. Baden 
entſchließt fi dazu 207 f. 
mertiw. Wenderung in d. Urt. 
3 d. Bundesllcte 209 fi 
&inn dei Artikels 213. krüfe 
tiger Saame ift dadurch aus⸗ 
geſtreut 314 f. Recurs der 
Landftände an den Bund 186. 
370. fürd. Biſchöfe u. Doms 
capisel wird Landſtandſchaft 
gefordert 316. den begüten 
ten Mitgliedern der ehemal. 
RX. Ritterſchaft wird fie be 
willige 216. ob d. Adel von 
d. Richtadel in d. Landſchaft 
zutrennen? 335 f. altteutſche 
Laridragsfühigkeit aller Freica 
242. der Bauern 218. Yub 
ſchlieſſung des Adels in mans 
hen Ländern 242. der Begö⸗ 
terce follte Tandtagsfühig 
fern, aber ohne Vorzug 242f. 
Landftändifche Verfaſſung wird 
in allen Bundesſtaaten flatt 
finden 141. Errichtung, 
Wicdereinfübrung oder Vers 
ändırung derfelben, vor oder 
während dem Kongreß 217 . 





Kurheſſen 317. 233. Naſſau 
2318. Hannover 320. Brauns 
fhweigaaı. Holitein 221 f. 
Preuſſen 223 f. Baden 224. 
Baiern 224 f. Wirtemberg 
336 ff. Sahfın Beimar 23ı. 
Schaumburg 331. Ermun 
terung 333. Widerftreic zw. 
d. Adel u. Nichtadel 232 ff. 
ob fie zu trennen? 235 f. 

gauenlurg, Herzogthum, 76. 
ein Theil fälle an Dänemark, 
74. Anhalts Rechtsverwah⸗ 
rung 74 f. 

Lauſitz 72- 

kLegaten, pärſtl., ihr Rang 165. 

Legationen 99- 

Leheſten Bo. 

Lehnverbindung, deren Aufhe⸗ 
bung wird verlangt 353. 
hätte ſtatt haben ſollen, ihr 
Unwerth 368. auf d. linken 
Rheinfeite 374. 2369. 

Leibeigenfchaft, deren Aufhe⸗ 
bung 249. 253. 269. 

LeiningenWeſterburg, 
unter Naſſau 336. 

Leinpfade 118. 

Leipziger Kreis 72. 

Lengsfeld 76. 

Leyen, Fürſt, 19. ſucht vers 
gebens Aufnahme in d. t. 
Bund ı35f.561.571. kommt 
unter öftreich. Oberhoheit 90. 
136. fein Verluſt auf d. lin⸗ 
ten Rheinfeite 345. 

Liebſtadt 8o. 

Lingen 79. 

fing 77- 

Lippe, Bertr. mit Rapol. wegen 
d. Katholiken 4 15. Rang 5aof. 

Littorale, dabungarifhe, 89. 

Lods 68, 


fommt 
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Löhergerechtfame 68. 

Lombardifch s Penrianifihet Kb⸗ 
nigreich 65. 

— herjeg, 76. 
79. 150. 338. 

Lucca, Fürſtenthum, erhäle 
die Infantin Marie Louife, 
Königin von Errurien 98 f. 
Rückfallsrechte des Herzogs 
von Modena 94. 

Ludovifi Buoncompagni, feine 
Rechte auf Elba u. Piombino 
93. 5Bof. 


kübeck, Stadt, Juden daf. 375. 


Erklär. wegen d. Juden 3Boff. 
Lüneburgifche Aemter 76. 
Lüttich, Fürſtbiſchof, 46®. 
Lunigiana f. Maſſa. 
Luxemburg, kommt als Großher: 

zogthum an den Köonig ber 

Niederlande 88. 161. Sun 

ceffionsordnung darin 88. 

161. fein Widerfpruch gegen 

das Eomire 5 teurfcher Hoͤfe 

21200. tritt gu dem teutſchen 

Bund 138. klagt über die 

Unvollkommenheit der Buns 

des Acte 145. 273. unters 

flüge die Sache der Standes; 
herren 303. 311. Erklär. 

wegen d. R.Rıtterfchaft 362. 

wegen d. Juden 380. Rangs 

fireie mie Deffen Darmflade 

513. mit Kurheſſen 526. 

Rangs19. Grenzen, Beftands 

theile u. Boltömenge 515. 
Luxemburg, Stadt, wird eine 

teutfche Bundesfeflung 88. 


- Man, Schiffahrt 1129. 


Mans u. Gewicht, gleiches, 268. 

Macht, Einfluß derfelben, bi 
fonders in ben t. Bundes⸗ 
verhältniſſen 157 f. 
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Macerata 470. 

Mächte, Abtheilung nad Rangs' 
claffen 168. - 

Mainfhiffahrt 119. 

Mainz, befegt u. verivaltet von 


Bart im SaarDepart. 87. 
wird Großherzog 162. . 
Mediatiſirte ſ. Standesherren. 
Mediatiſirte Bezirke, für Preuſ⸗ 

fen 76 f. für Hannov. 79 f. 


Oeſtreich und Preufien 19. 
Bundeöfeftung 156. Anträge 
deßhalb 565. dazu follen 5 
Mill. Fr. verwendet werden 
256. gezwungener Umfchlag 
562. 

Malchus, Graf, ſ. Anſpruch 
562 


MalteferDrden ſ. Johanniter⸗ 
Drden.. 

Mandbach 76. 

Mansfeld 7a. 

Marienrode f. Malchus. 

Marken 99. | 

Marfchälle, franzöſiſche, ihre 
Dotationen in Teutfhl.: u. 
Stalien 563. 

Mofa u. Carrara, nebft den 
Feudi imperiali in der Lu— 
nigiana, Kommen an das 
Haus Efte 94. Deftreiche 
Rückfallsrecht 94. 

Matrikel für Mannſchaftſtel⸗ 
lung u. Geldbeiträge in Krie— 
gen des t. Bundes, wird 
vermißt 147. 

MecklenburgSchwerin u. Stre⸗ 
litz, Klage über die Unvoll— 
kommenheit der BundesActe 


145. 371. Erklärungen wos 


gen der Standesherren 308. 
813. Vertr. mir Napolcon 
wegen der Katholiken 415. 
Rang in Berhältnig zu 
Braunſchweig 533. 
MecklenburgSchwerin, 
Großherzog 162. 
MedlenburgStrelid erhält e. 


wird 


Meißner Kreis. 

Meppen 79. 

Merſeburg 72. 

Metternich, Fürſt, d. Vater 281. 
Sohn 43. 

Miari, Commandeur, 111. 

MilitairAusſchuß für Teutſch⸗ 
land 612. — 

MilitairPflichtigkeit der Unters 
thanen 262 f. 266. 

MilitairStraſſe von Wirzburg 
nah Frankenthal 84. 

Miftenberg 84- 

Miniſter, deren Verantwort— 
lichteit, Begriff und Noch 
wendigkeit 215f. 356. ſ. auch 
Agenten. 

Mirandola ſ. Modena. 

Modena nebſt Reggio u. Miran⸗ 
dola, kommt an das Haus 
Eſte 94. ſ. Rückfallsrecht auf 
gewiſſe toſcaniſche u. lucche⸗ 
ſiſche Bezirke 94. Oeſtreicht 
Rückfallsrecht 94. 

Monarchie, verkehrte, nach 

Montesquieu 240 f. 

Montanto 93. 

Monte 93. 

MontesRapolcone zu Mailand 
115. 


Montesquieu's Maxime über d. 


Adel wird erkläre a . 
Morfen 76. 7 
Moſclſchiffahrt 219. 

Münjter 79. 
Münze, gleiches Verhältniß 268. 


Neapel. 


Mürat, König v. Neapel, f. 


Nachſteuer Berechtigung der Priv 
varen 263. , 

Nachfteuerfreipeit 251. 261. 
263 f. 266. 

Napoleon f. Buonaparte. 

Naffau, Verträge mit Preuffen 
über CerritorialVerhältniſſe 
74. 77°. Klage über die Uns 
vollt ommenheit der Bundess 
Acte 145. Landflände 218. 
Erklärungen wegen der Stans 
desherven 308. 313. Er⸗ 
loſchung ı der herzogl. Linie 
666. Rang 526. in 
hältnig zu Braunfchweig 525. 

Naſſau⸗dieziſche Befigungen 77- 

Naumburg 72. 

Neapel, f. Verhältniſſe bei dem 
Anfang d.Eongr. 16. während 
deffelben 33. König Joachim 
Mürats Benehmen gegen 
Frantreich, Rußland, Defts 
reich, England und Buona⸗ 
parte, u. ſ. Sturz 100 ff 
Frantreichs Erklärungen wis 
der ihn 105. wird des Thrond 
verluſtig erklärt 109. wird 
erfchoffen 109. König ers 
dinand kommt wieder aufden 
Thron von, Reapel 109. bes 
zahlt Kriegktoſien an Defts 
veih 564. f. ehemal. Rechte 
auf Piombino 560. 

Neckarſchiffahrt 119. 

Negerhandel 17. 572. Com 
miffton wegen ſ. Abſchaffung 
48f. Verhandlungen u. Bes 
fplüte deshalb 54 F. 7 

Neuerburg 77. 

Reufgatel, Canton, 66. 67. 75. 

Zeutirchen 77: 

Neuſtadt 77. 

Neuftädter Kreis 73. 
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Neutralen, ihr Verkehr im 
Krieg 11. 

Neutralität der Schweiz 66. 
u. der dortigen ſavoyiſchen 
Bezirke 99. der freien Stade 
Eracan 69. 71. 

Neuwied 77. f. auch Wied. 

Niederlande, werden e Königs 
reich, erblich für Oraniens 
Naffau 89. 160 f. König, 
Vertrag mit Preuffen, Engs 
and, Defireih u. Rußland 
über TerrirerialBerhäfeniffe 
74. 88, erhält Belgien und 

” Kuremburg07 f. 89. ſ. Luxem⸗ 


urg. 

Niederlande, öſtreichiſche 18. 

Niederrhein, Depart., Baiern 
erhält Befigungen darin 84. 

Nürnberg, Stadt, 274. 

Runcien, päpſtl., ihr Rang 165. 

Odenthal 76. 

Oeſtreich, ſ. Verhältniß zu Nea⸗ 
pel 16. zu Polen u. Baiern 17. 
proviſor · Länderverwaltung 
18 f. Rüſtungen 29. ſchliegt 
eine TripleAllianz u. Eng 
fand und Frankreich 547. 
Allianz m. Preuffen zu Tops 
fig 33. Allianz wider Buo⸗ 
naparte 63. nimme Beſitz 
von iraliän. Sraaten unter 
d. Ramen lombardiſch⸗ vene ⸗ 
tianiſches Konigr. 90.65. vers . 
waltet propiforifh Parma, 
Piacınza u. Guaftalla 65. 
erhält Beltlin, Worms und 
Eleven 68. mit Widerſpruch 
Graubündene 553 f.überläßt 
Razund an Graubünden 68. 
Verträge wegen Sachſen u. 
Polenboff erhält Oſtgallizien 
wicder u. Wieliczta 72. 90. 





gerantist Preuffen f. fächſ. 
Beſitzungen 72. verjichtet 


auf ſ.Lehnherrlichkeit in den 


preuß. Lauſitzen, mit Vor⸗ 
behalt, 73. desgl. auf die 
böhmifchen Bezirke in der 
Dbderlaufig 73. Vertrag mit 
Preuſſen über Territorials 
Bezirke am Rhein u. Main 
96. 91 Rote. mit Heſſen⸗ 
Darmftadt 564. mit Baiern 
8: f.564. fchließt e. Vertrag 
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Landſtände 204 f. wegen ber 
Gtandesgerren 300. 353, 
308. 309. 3ır. 313. wegen 
der chem. A. NRitterſchaft 360. 
wegen d. Juden 379 f. wegen 
der Kirchenfacdhen 439. 441 f. 
446. wegen Penfionen geifil. 
u. welt. Individuen 48ı. 
erhält Kriegskoſten Erſatz v. 
Neapel, Papſt, Tofcana u. 
Frantreich 564. teutſche Kai⸗ 
ſerkrone 547. 


mit dem König der Rieder; 
lande 88. erhäle viele Pros 
Bingen und Rechte in Ita— 


Oeſtreichiſche Niederlande 18 
Oldenburg ſ. Holſtein. 
OlivenzaSebiet 10. 18. kommt 


lien 89. 99 f. Länder und Be⸗ 
figungen auf der linken Rheins 
feite 90. desgleichen in den 


. Departementen Fulda und 


⸗ 


Trantfurt go. erhält bie 
Dberhoheit über Iſenburg 


an Portugal zuräck 115. 
Widerſpruch Spaniens 115. 


Oranien Naſſau ſ. Niederlande. 
Oratoren f. d. kathol. Kirche 


418 ff. ihre Schritte 4as ff. 
447.448.451f.473.478.561. 


u. Leyen 136. Anſpruch auf Dfifriesland 79. 


den Rückfall von Parma, Pias Pappenheim, 


cenza u. Guaſtalla wird nor; 


Graf, erpält 
e. Bezirk im Saar Dep. 87. 


behalten 92. desgl. auf Mos Papft, Anſprüche 568 ff. erhält 


dena u. Mafla ıc. 94. ers 
hält e. Theil von Ferrara 99. 
Beſatzungsrecht in Ferrara u. 
Comacchio 99. wird v. Papſt 
widerſprochen 300. erhält e. 
Bumme Geldes als Kriegs⸗ 
koſten von Neapel 109. Fluß⸗ 
ſchifſfahrt auf dem Po 129. 
p an der baier. Grenze 565. 
Oeſtreich tritt zu dem teut⸗ 
ſchen Bund 138. ſein und 
Preuſſens Einfluß auf den 
t. Bund 157 ff. Erklärung 
wegen Präſidium, Archiv u. 


CLanzleis49f. Abreife des Kai⸗ 


fers 169. Erklärung wegen 
d. Rechte d. Unterthanen 246. 
331. 253. 258, wiegen der 


wieder die Marten nebſt Ca⸗ 
merino, die Legationen, mit 
Ausnahme des Ferrareſiſchen 
auf dem linfen Poufer, Be: 
nebent und. PonteCorvo gg. 
nicht abe Avignon u. Be 
naiffin 00. Dawider und 
daß Oeſtreich einen Theil v. 
Ferrara, nebſt d. Beſaͤbunge⸗ 
recht in Ferrara u. Commac⸗ 
chio erhalten, proteſtirt er 
190. 471f. SGtaatsſchulden u. 
Peniionen 99. Anmmneſtie 99. 
päpſtliche Profeftafion wider 
die verweigerte Zurückgabe der 
geiftlihen Güter u. Wieden 
heritchung der geiſtl. Fürſten⸗ 
thümer u. des Heil, römiſchen 





Reiche 100. 479 ff. 548. 
Anträge wegen der Angeles 
genheiten dir teutſchen ka⸗ 
tholifhen Kirche 153 f. er⸗ 
hebt Regensburg zu einem 
Erzbisthum 402 f. 408. fein 
Verhalten bei d. Seculariſa⸗ 
' tionen in Teutſchl. 407 ff. ſ. 
Streben nach Particular&ons 
cordaren 413 f. Anträge für 
die tathol. Kirche in Teutſch⸗ 
land 417. Beurtheilung defs 
felben 454. der Cardinal bils 
ige die Schritte der Dras 
toren 419. feine Anträge 
444. 445. großherzogl. heß. 
u. königl. fächf. Antrag 444. 
päpftliche Proteftationen wi⸗ 
der Congr. Beſchlüſſe 468 fi. 
wider ältere Verträge 480, 
inf. den weſtph. Fr. 483 ff. 
deren vechtlicher Werth 483. 
Woo ff. weltl. Angeiegenh. 
inf. TerritorialAnfprüche des 
Yapfted 470 ff. 475 f. geifts 
liche 473 ff. Befchwerdend75. 
flatift. Gehalt f. Staaten 
470 f. 568. bezahlt Krieges 
toften] an Deftreih 564. ſ. 
auch Kirche u. Confalpi, 
Parma, Piacenza und Gua⸗ 
alla 16. öͤſtreichiſche Vers 
waltung daf. 65. 98. fallen 
an die Kaiferin Maria kouiſe 
92 fe Widerfirchen Frank⸗ 
reihe, Spaniens u, Gicis 
Tiens 93. Anſprüche der Kö 
nigin d. ®trurien 56. Rüdı 
falleAnfprüde Oeſtreicht u. 
Sardiniens 92. 
Veney 67. , 
ienfionen, Beflimmungen des 
R. Dep. Schluſſes werden bs 
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ſtätigt 142. geiſtl. u. welt⸗ 
liche Individuen 458 ff. 

Perfon, Freiheit u, Sicherheit 
berfelben 248. 249. 252. 
2370. 

Malz, am Rhein, Berfüguns 
‚gen über die Succeſſion darin 
82. 84. 91. 

Piacenza ſ. Parma. J 

Piombino, Anſprüche des Prin⸗ 
sven Ludoviſi 559. die Ober⸗ 
hoheitu. Lehnherrlicht. erhält 
Toſcana, die Eigenchumss 
rechte ıc. das Haus Ludopifi 
Buoncompagnie 93. 559 f. 

Po, Schiffahrt 119. 

Podgorze, wird freie Handels⸗ 
ſtadt 72. 

Polens Wiederherſtellung 17. 
9. des Großfürſten Conftans 
tins Bekanntmachung deßs 
halb 27. ſ. auch Sachſen. 
Zweideutigteit der Polen 31. 
Unterhandlungen 53. Re⸗ 
ſultate 69 ff. Königreich ru, 
Sonftiturion 70. die Polen 
follen indgefamme eine Res 
präfentation und nationale 
Einrichtungen erhalten 70. 
Flußſchiffahrt 119. 

Volitiſches Syſtem für Europa 
21. Politifche Lage Europa’ 
bei Eröffnung des Congr. 
24—19. 

Polizei der Fremden 130 Rote. 

Ponte Corvo 99. 470. 

Porentrui, f. Brondrut, 

Porto ‚Longone 560. 

Portugal f. OlibenzaGebiet u. 
uiana. 

Voſen/Großherzogthum, fälle 
on Preuflen 71. 75. 
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Voftanftalt 131. 356. Rechts; 
zuftand der tarıffhen 1.42. 
Poſtweſen in Teurfchland, Mäns 
gel 148 f. 268. Wircems 
bergs Widerjpruch gegen die 
tarıffhen Nechte 258. 

Präfidene des Congreſſes 43. 

Preßfreiheit 131. die Bunde 
verſammlung foll darüber 
verfügen 143. 154. 2149. 
251. 36”. 

Preuſſen, Biederherftellung feis 
ser Wonurcie 17.33. f. pros 


viforifche Länderverwalcung | 


18f. Seine Allianz Bercräge 
mit Rußland zu Kaliſch, mit 
England zu Reichenbach, mit 


Dejtveih zu Töplig 33. Als . 


Tanz wider Buonaparte 64. 
Seine Unterhandlungen weg. 
Sachſen ſ. Sachſen, Königr. 
Verträge wegen Sachſen u. 
Polen 69 ff. erhält d. Groß⸗ 
herzogth. Poſen nebſt Thorn 
71. u. einen groſſen Theil des 
Königreichs Sachſen unter 
Garantie von 4Muächten 


72 ff. ſtatiſtiſche Betrag 


deſſelben 72**. Titel davon 
76. des Könige Zuficheruns 
gen fur die Sachſen 73. 
ſchließt über künftige Ter— 
riterial Verhältniſſe, Ver— 
träge mit Hannover, Naſſau, 
dem König der Niederlande, 
Sachſen Weimar, Oeſtreich, 


der erhält 725. neue Länder 
u. Bezirke, die es auf ben 
den Seiten des Rheins en 
hält 75 ff. Titel 76. Gren 
zen f. Beſitzungen auf der 
linten Rheinfeice 77 ff. feine 
Abtretungen an Sannover 
„9. MilitairStraſſen nad 
Minden 79. Preuffen tritt 
zu dem reutfchen Bund 138. 

fol in £uremburg Garniſons⸗ 
recht ꝛc. erhalten 156. fein 

u. Oeſtreichs Einfluß auf den 

t. Bund 158 ff. wird Groß 

berzog von Pofen u. am Ries 

derrhein 162. Abreife des Kö⸗ 

nige 169. Landftände 202 ff. 

323. Erklärungen wegen der 

Rechte der Unterthanen 246. 

255. wegen der Stande 

herren 292. 299 f. 309. 1313. 

Edict deßhalb 337. Stans 

desherren unterwerfen fi 

ihm 330. Antwort dei Ks 

nige 335. Erfolg 335. En 

flärung wegen der ehemal. 

R-Nitterfhaft 359 ff. 363. 

aufder linken Rheinfeite 370. 

weg. d. Juden 376 f. 379. weg 

d. Kirchenſachen 43q ff. 448. 

weg. d. Penfionen geifil. u 

welcl. Individuen 460. weg. 

Vertheil. d. Stimmen u. des 

Ranges 533 f. Klage über die 
Unvollktommenheit der Bun 
des Acte 145. Rang 5ı7. 


Dänemark, Schweden 74. Prorocolle 44. 56g f. 


mit Naſſau 77*. mit d. König 
der Niederlande 8. mit Oeſſ⸗ 
veih 74. 93 Note. mic Def 
fen Darmftade 564. was ed von 
feinen, durch d. tilſiter Zu. 
abgetretenen Provinzen wies 


Querfurt 73. 


Räzuns ſ. Razuns. 

Raguſa 89. 

Rang, Gleichheit der gekrön⸗ 
ten Haupter 164. Streitig 
keiten 364. Uebercintunft 


über den Rang diplomat. 
Agenten gefrönter Häupter 
165 f. 168. Entſcheidung 
durch das Loos 166. Alters 
nat 166f. in Urkunden 166. 
Rangclaffen der Mächte 168. 
Rang der Mitglieder de t. 
Bundes 504. Etreitigfeiten 
deßhalb 505. Princip bei 
Feſtſezung der Stimmord⸗ 
nung in der Bundesverfamms 
lung 532 ff. Beſchluß 535. 
Ravenna 99. 


Razuns fommt an Graubünden 


67. 68. Bbaf. 

Rechtspflege 267. 

Rechtsberfahren 131 , gleiches 
268. 

Redeberg 76. 

Retlinghaufen 77. 

Recurs an das Bundesgericht 
186. 270. 

Rediwig 82. 

Reformirte, ihre Rechte im 
Königr. Sadfen u. in Sach⸗ 
ſen Gotha 416. in d.chemal. 
Pfalz auf d. linken Rheins 
feite 456. 

Regensburg, gie Cathedral: 
Kirche wird cine erzbiſchof⸗ 
liche, 403. 408. 

Reggio f. Modena. , 
Regierungsrechte, Erörterung 
über d. Wort 157. 257 f. 
Reid, Heil. rom., d. Papſt 
verlangt deſſen Wiederher⸗ 

ſicliung 417. 

Reich, teutſches, deſſen Auf⸗ 
loͤſung 120f. Folgen davon 
274. deſſen Wiederderſtelung 
vom Papft verlange 476. 
501. 548.564. ward verweis 
gert 123. f. Kaiferwürde, 
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Reichstammergerichts Advocat. 
u. Procuratoren 562. 
Reichsritterſchaft, ehemalige, 
unmittelbare, Beſtimmung 
ihres Rechtszuſtandes 143 f. 
ihr älteres und neueres Ver⸗ 
haltniß mit einander vers 
glichen 341 ff. ihre perſonl. 
u. dingl. Vorzüge343. Eifers 
ſucht und Srreitigfeiten mit 
den reichſtänd. Landesherren 
344. deren Staatsrecht vom 
Verf. bearbeitet 345 Note. 
Misgeſchick im Ausgang des 
18. u. Anfang des 19. Jahr⸗ 
hunderts 345 ff. Rarolcond 
Ordre du jour 347. 567. 
gänzliche Vernichtung auch 
des Reſtes durch den rhein. 
Bund 347 f. ihr Berpältnig 
Bundesfürten 348f. 





B ihr ſtatiſtiſcher Betrag 348 


Note. ihre Bebollmächtigte 
auf d. Eongreß 349 f. Dent⸗ 
fehriften 350 f- Befhwerder 
ſchrift 351. Forderungen m. 
Anfihten 352 ff. verlange 
Curiat Stimmen in d. Buns 
desverſamml. u. Aufhebung 
der Lehnverbindung 353. u. 
Bildung einer zweifachen 
Corporation 353. ihr Bers 
luſt durch die Secularifation 
‚von 1803, 357. ihre Uns 
frrühe aus Gründen der 
Staatswirthſchaft, Staats⸗ 
klugheit und Staaten Moral 
357 ff. EongreßBerhandluns 
gen über ſie 359 ff. Anträge 
von Rußland 359. Preuffen 
859.363. u. Oeſtreich 360. 
Verhandlungen in den Eons 
- fevengen 363 ff. Holſtein, 


niqht reichsſta 
gen 366 Fi. ! 
hätte ſollen a 
den, ihr heu 
868. {. aud 9 
Beichöritrerfipar, 
Reinfeite 36 
ransurge 
Darmftadıs © 
Begen 369 f. 
8701. auch ven 
derer Bepoum 
Uchereimprinum 
Anfeh. der pe 
372. Beſchlug 
läuterung derfi 
Viederperftellu 
ftandes 369. 3 
der nod nice 9 
Tung ihrer eheme 
Familien Fideicon 
dungen 374. 
Religions Par eien, 
drei 443. Ofei, 
Rechte 250. 251. 
f&licffende Verw 
Rirhengonde a 
Baierne Ertlaru 


——— 





Preuſſen f. fühl. Beſihun⸗ 
gen 73. Vertrag mit dem 
König der Niederlande 88. 
Abreiſe des Kaifere 169. 
Vorfag u. Erklärungen we 
gen der t. Standesherien 
287 f. 291 f. wegen d. Adels 
859. wegen Errichtung eines 
t. Bundes 548 f. 

Saalmünſter 76, Strafe dar 
hin 84. 564. 

Saar Departement, Baiern ers 
hält Befrgungen darin 84. 
desgleichen Preuffen, Heſſen⸗ 
Komburg, HolfteinDldens 
burg, RecklenburgStrelitz, 
Sachſen Coburg u. Br. Paps 
penheim 84. 86 f. 

Sadfen, Königreich, Anſpruch 
540 ff. hatte ruffifche Berwals 
tung 17. erhält preuffifche 
25 f. Befimmung feines 
Schidfals 17. definitive 37 ff. 
Notenwechſel u. Unterhands 
Tungen deßhalb 24 ff. 540 ff. 
Des Könige Weigerung in 
irgend cine Veränderung 
au willigen 27. 29. Rüſtum⸗ 
gn wegen Sachfen 26. 30. 

nglande Benchmen 28 f. 
Flugſchriften 29 f. Münd⸗ 
liche Unterhaltungen des Pus 
blicums 30. Eulmination der 
Unterhandlungen 30. Bes 
rehnungen der Mittel und 
des Erfolge im Fall eincs 
Kriegs 30 f. Triple Allianz 
yw. Deſtreich, England und 

rantreich 547. Wendepunct 
der Unterhandlungen 32. Be⸗ 
weggründe zu friedlicher Aus⸗ 
gleiyung 30 — 35. Der Kür 
nig femme nah Predburg 
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35. Conferenzen daſelbſt mit 
Bevollmaͤchtigten von Deſt⸗ 
reich, Rußland, England, 
Preuſſen u. Frantreich 36. 
Weigerung des Königs 35 f. 
Beſchluß der fünf Mächte ° 
über Sachſens Schickſal, u. 
Gründe 35. 40, Caſtlereaght 
Ertlärung deßwegen im engl. 
Parlament 40. 540 ff. Der 
König kommt nach Larenburg 
40 f. willigt nach u. nad, 
endlich beſtimmt durch einen 
Friedensvertrag, in die vers 
langten Tervitorial®btretuns 
gen, u. entfagt feinen Rech⸗ 
ten aufdas Herzogthum Wars 
ſchau 41.545. Dielange Vers 
sögerung diefer Unterhandf. 
wird die Rettung von Europa 
4a. JZortſehung der Unten 
handl. 53. 542. Refultate 
69 ff. der König ſchließt Fries 
den mit Preuffen, Rugland 
u. Oeſtr. 69. 546. u. tritt e. 
groffen Theil feiner Staaten 
an Preuffen ab, welches 4 
Mächte garantiven 73 ff. 
giebt eine Crflärung für die 
Zürften u. Grafen v. Schöns 
burg 69 f. Benennung der 
abgetretenen Staaten 92. 
ſtatiſtiſcher Betrag derfelßen 
72 Titel für den König 
76. Ftußfhiffahrt 120. rs 
tlarung wegen der Standes⸗ 
herren 320. wegen d. Juden 
380. wegen der Kirchenan⸗ 
gelegenh. 444. 447. Ber 
trag mit Napoleon wegen d. 
Ratholiten 415. Decret wer 
gen der Reformirten 416. 
wegen der Brichen 416. 
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Sachſen, herzogl. Häufer, Evi 
Flärungen wegen der Stans 
desherren 302. 308. 313. 


SachſenCoburg, erhält cinen 
Bezirk an SaarDepart. 86. 
unterſtützt die Sache der 
Stuandeeherren 303. Bars 


trag mir Napolcon wegen der 


Katholiken 415. 
SachſenGotha, Erklär. wegen 
der Juden 380. Vertr. mit 
Napoleon wegen der Kathos 
liken 415. Patent wegen der 
Reformirten 410. 
SachſenHildburghauſen, Bers 
trag mit Napoleon wegen d. 
Katholiken 415 
SachſenMeinungen, Vertr. mit 
Napol. wegen d. Kathol. 416. 


SachſenWeimar, Verträge m. 
Preuffen über Territorial— 
Verbältniffe 74- 76. Bo. 
Territorial Vergröſſerungßo. 
wird Großherzog 1601. Lands 
fände 2131. Vertrag m. Nas 
polcon wegen der Katholiken 
415. Rangſtreit mie Heſſen⸗ 
Darmſtadt 5ı2. Voltsmenge 

5165. 

Saleck 76. 

Salm Horſtmar, Rheingraf, 
328. Rheingräfin 150. 
SalmKyrburg, Fürſt, 76. 

328. 

SalmSalm, Fürſt, 76. 328. 

Salzburg 17. 81. 82. 83. 

SanctGallen, Fürſtabt, 68. 

Canton 67. 

Sanct Peter 79. 

Sunnerts 76. 

Santa Maria 93. 

Sardinien, ſ. Verhältniſſe am 


Anfang des Congr. 20. f. 
Anſpruch auf den Rudfal 
von Parma, Piacenza un) 
Guaftalla 92. ſ. Unfprüde 
auf Genua f. Genua. f. auch 
Savoyen. erhält cin unbe—⸗ 
ſchränktes Befeſtigungsrecht 
98. Neutrakirät für Cha— 
blais ‚ Grenzenbeſtim⸗ 
mung 

—8B Verhältniſſe gu Genf 
66. 67. Reutralität ſ. Ge⸗ 
bietstheile in d. Schweiz 69. 
98 f. ſ. auch Sardinien und 
Genua. 

SaynWittgenſtein Berlenburg 
330. ſ. Herrſchaft Homburg 
336. 

SarnWietgenſtein Wittgenſtein 
unterwirft ſich Preufien33or. 
333 f. 

Schafhauſen 560. 

Schauen, Herrſchaft, 7”. 337. 

Schaumburgkippe, Erklärunqg 
wegen der Juden 380 fl. 
Landſtände 23ı. Rang 529 f. 

Schelde, Schiffahrt 119. 

Schiedsrichter, in Streitigk. 
der europ. Mächte 11. fur 
Bouillon 88. 

Schieé 418. 

Schiffahrt auf Flüſſen, welche 
verſchiedene Staaten trennen 
oder durchflieffen, Com⸗ 
miſſion, Beſtimmungen und 
Grundſatze deßhalb 49. 11ff. 
Abgaben und Polizei 118. 
Leinpfade 118. Stapelrecht 
u. Uniſchlag oder Stationen⸗ 
recht 118. Zölle 119. Rhein, 
Neckar, Main, Mefe, 
Mars, Schelde, Bo, Flüſſe 
in Polen, Ems, Safın 


von Emden, Stednig 119. 

Elbe, Eifterwerdaer Floßgras 
ken, Schwarze und meiffe 
Eifer, Floßgraben 120. 

Fluͤſſe in Defireih u. Baiern 
865. die teutſche Bundesvers 
fanımlung foll über die Schifs 
fahre verfügen 143. Baierns 
Erinnerung dagegen a6ı. 
Beſtimmung in der teutfchen 
Bundes Acte 267. 

Schiffahrtrechte auf der Ems 

en. ind. Hafen von Emden rg. 

Schleswig, Landſtande u. Vers 
bindung mit Holſtein a21 ff. 

Schlus Acte des Congreſſes, 
Vorbericht dazu u. Ucherficht 
570. Commiſſion gu deren 
Redaction 52. Unterzeichnung 
derfelben: 69.566. d.fpanifche 
Bevollmaächtigte unterzeich⸗ 
net nicht 94. 218. 169. 

Schmidt, f. Anträge 437 ff. 

Scöller 76. 

Schönberg 77. 

Schönburg, Zürftenu. Grafen, 
tönigl. ſachſiſche Erklärung 
ihretwegen 69 f- 

Schönftein 77. 

SchulBann 248. a52. 269. 

Schufdenwefen , Beſtimmungen 
des R. Dep. Schluffes werden 
beftätige 142. 

Schwarzburg, Vertr. mit Nas 
poleon wegen der Katholiken 
415. enter Kelbra u, He⸗ 
ringen 72% Vertrag mit 
Preuſſen 563. 

Schweden, f. Verhältniffe au 
England und Däncmarf 18. 
tritt SchwedifhPonmern u. 
Nügen ab 74. 
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Sa, ihre Anfprüde 56a, 
Verhäftniffe bei dem Anfang 
des Eongr. 20. 164 Comitẽ 
für ihre Angelegenheiten 46. 
570. Erklärung der 8 Mächte 
deßhalb 66. Neutralität 66. 
687. Integrität der 19 Can⸗ 
tone 66.. Verfügungen für 
Genf u. Waadt 66 f. u. 68, 
Graubünden, Bafel, Bern 
u. Neufgatel67. fir Schwig, 
Uri, Unterwaldın, Bug, 
Glarid u. Inner Rhoden von 
Appenzell 67. für Bern m. 
Züri 68. für d. Abe von 
St. Ballen 68. Razund 67. 
68.553. Beitritt der Kantone 
zu der neuen Bundes Acte 68, 
allgemeine Amneflice 68; 
Veitlin, Worms u. Eleven 
fallen an Oeſtre ic) 68. Grau 
bünden verwahrt feine Rechte 
dagegen 5öa. erhält Razuns 
652. Anfprüce wegen cons 
fiscirten dündner. Eigen⸗ 
thums in Veltlin x. 560. 
Errichtung eines eigenen Bis⸗ 
thums 67. Geldcapitale in 

ngland 68. helvetiſche 
Schuld 68. Bern macht Ans 
fprüche an Yaran u. Waadt 
560. 

Schwitz, Canton 67. 

Sccularifationen 397 — 409. 
Folgen 404 f. 474. 475 fe 
480*. 

Serräuberei der Barbaresfen 
12. Verhandlungen deßhalb 
56 ff. 561. 

Seered: der Völten 23. 

Selig 391. 
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Sicherheits Anſtalten, allgen., 
268. 

Sicilien, Frankreichs Anfchliefs 
ſen an daſſelbe 16. ſein Be⸗ 
nehmen gegen den König Joa⸗ 
hin (Murat) von Neapel 
194. ſchließt eine Offs und 
DefenfioAlliang mit d. vers 

buündeten Mächten 109. Kö— 
nig Ferdinand komuitt wieder 
auf den Thren von Neapel 
1009. 

Siegen, Fürſtenthum, 7”. 88. 

SimplonsStraſſe 67. 

Gigungen auf dem Congreß, 
verfchiedene Arten derfelben 
43. für Errichtung dei c. 
Bundes 20 f. 45. 133. 

Smith, Sidney, f. Beuühun⸗ 
gen gegen die Barbarcsfen 
56. 561. 

Solms, Kürften und Grafen, 
151. ıhre Nechtöverwahrung 
317 f. 565. unterwerfen ſich 
Preuffen 330 f. 336. 

Gouscrain, Krörterung über 
d. Wort ı56 £. 

Souverainerät@infhränfungen 
129. uneingefchränfte 352. 


Barernu: Wirtemberg widers 


fegen ſich deren Einſchrän— 
tung 257 ff. Mißbrauch) ders 
felben 186: Oeſtreichs Erklä⸗ 
rung deßhalb 353. 258, 
Sorverainerätsrechte, Erörtte⸗ 
vung über d. Wort ı57. a57fe 
Spanien, Anſpruch wegen Di: 
venza 559. Frankreichs Ans 
fylieffen an daſſelbe 16 
widerfpricht die Verfügun⸗ 
gen über Toſcana, Parına 
u. Piacenza 94. widerfpricht 
die Beſtimmung wegen Dlis 


venza 116. der fpan: Benelli 
mädrtigte unterfchreibt Ach 
wegen u. aus and. Gründen 
die Schluß Acte des Congr. 
nicht 94. 

Sparenberg 72. 

Sprachen, diplomatiſche, über⸗ 
haupt u: auf d. Congreß 537. 

Staatsrecht der ehemaligen um 
mittelbaren Reichtritterſchaft 
345 Note. 

Staatsvberfaſſung 12. der teut: 
ſchen Staaten 19. ſ. Conſti⸗ 
tution. 

Städel, von, 350. 

Städte, freie, teutſche 163. 
Ertlärungen wegen d. Stan; 
desherren 30B. 313. 

Standesherren in den t. Bun 

desſtaaten 12: 19. Begriff 

274 f. ihr Mechtszuftand 

wird ind.t. Bundes Nete be; 

ſtimmt 1423. ihre Rechtsrer⸗ 
wahrung gegen die t: Burns 
des Acte 149. Wirtembergs 

Widerſpruch gegen Beſtin⸗ 

mung ihrer Rechte in der 

Bundesoͤlcte 258. ſtatiftiſche 

Schatzung ihrer Befitzungen 

375. Verluſt d. Standesher⸗ 

ren 275. dreifacher 283 f. 

Widerrechtlichteit deſſelben 

284 f. Beſtimmung ihres 

Rechtsverhältniſſes in der 

thein. Bundes Acte 256. 

Streit darüber 276. Ent⸗ 

ſcheidungsrecht 276 f. Bor: 

fhläge des Fürſten Primas 

277 fl. Klagen der St. Her— 

ven 279 f. ihre Doffnungen 

von d. Congreß 281. fanden 
fih daf. ein, in Perſon oder 

durch Bevollmächtigte 281. 


Comite 381. Deputation an 
Oeſtreich 381. Borftellungen 
383 f. Inbegriff derfelben 
283. Gründe ihrer Wieder⸗ 
herſtellung 285. Anträge u. 
Anerbietungen 286. Hoffs 
nung eines günftigen Erfolgs 


287. noch war Nichts bes - 


ſtimmt, aber Ausficht 287. 
ihre Rechtöverwahrung gegen 
die BundesActe 149 f. Bor⸗ 
fag und Ertlärungen des 8. 
d. Rußland 287 f. 291 f. Er⸗ 
drterung verſchiedener Arten 
vergütender Benugthuung 
288. Congretßz Verhandlun⸗ 
gen 291. Preuſſens Vor⸗ 
fpläge 292 fi. 301 f 30g. 
313. u. &rfläcung, wie es die 
St. Herren behandeln werde 
299 f. und fein Edict 337 f. 
Deſtreichs Vorſchläge 300 ff. 
Verhandlungen in d. Sihun⸗ 
gen 302 ff. 1) wegen Euriatı 
Stimmen in.d. Bundes Ver⸗ 
fasımlung 293. 301. Zos ff. 
Eommifjion defhalb 307 f. 
u. endlicher Befchluß 308 f- 
Preuffens Zuſicherungen 30g. 
337. 2) wegen ihred Rechtds 
zuſtandes in Bundesſtaaten 
309 ff. Eingang des Artikels 
310. Ebenbürtigkeit 311. 
Privilegien und andere Rechte 
311 fi Zamilien Verträge 
313. Verhandlungen wegen 
d. baier. Declaration v. 1807 
als Norm und Baſis 315 ff. 
Commiſſion deßhalb 316. 
Beſchlus 317. Rechteverwah⸗ 
rungen der Standesherren 
dagegen 317 f. 321. Hwi⸗ 
fgendct mit Hrn. v. Gurt⸗ 


‚Klübers Ueberſicht AL 


7 


ner Über diefe Verhandlun⸗ 

en 318 ff. Reſultat ſammtl. 

ongr. Verhandlungen 3aaff. 
Wirtembergs Erklärung des 
halb 325. Eindrud, den die 
Beſchlüſſe auf die Standes⸗ 
herren machten 326 f. ihre 
Bedewerwaßrung 149. 827. 


Gtandesherren in dem ehemal. 
weſtphal. Kreife, ihr Begeh⸗ 
ren 150. 328 f. Rechttber⸗ 
wahrung 329 

Standesherren / Unterwerfung 
verſchiedener unter Preuſſen 
150.330 ff. des Königs Aut⸗ 
wort 335. Erfolg 335 f. 

Standesherrlichteit 275. , 

Stapelvcht, aufgehoben 118. 

Stationenreht 118. 

Stato degli Presidii, fomme 
zu Tofcana 93. 

Status quo 11. 

Stecnit, Canal, Schiffahrt 129. 

Steinfurt 77- 

Stifte, Exp, Doms u. a., ihre 
Anträge aufd. Eongreß 418. 

Stimmenmehrheit in d-t. Bun⸗ 
desverfammlung 140. 571. 

Stolberg, Anſoruch wegen 
Rochefort u. Königftein 561. 

Strasburg 562. 

Straſſe von Genf nah der 
Schweiz66. vom Simplon 67. 

Styrum 76. 

SuftentationsEaffe für d. übers 
vheinifche Geiſtlichteit 140. 
459. 461. 

Tautenburg Bo. 
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TerriterialSachen, deren Be; 
. richrigung dem Congreß oblag 
9 f. 
Teſſin 67. 
Teutſche Nation, ihr Sinn 137- 
was fie in Anſpruch nimmt 


. 173. 
Keutfher Bund, em Sicher 
heitsbund 143. f. Grundlage 


"20. ı9. Comitd 5 teutſcher 


: Höfe zu Vorbereitung defs 
..felben a0 f. 45 f. 131. Wis 
derfpruch dagegen von den 
vereinigten Zürjten u. freien 
&tädten, von Baden, Darnıs 
.ftade u. Luxemburg a1. 69f. 
Rußlands Schritt 21. 548. 
Commiſſion gur Redaction 
der Bundes Acte ba. Ent 
würfe 61 ff. 570. RMilitair⸗ 
Ausſſchuß 5a. letzte und ents 
ſcheidende Verhandlungen 
ı20 ff. 569. Stipulation dep; 
svegen im parifer Zr. u. ſchon 
in dem Allianz Verrrag von 
Chaumont 122 f. verfchies 
dene Arcen der Bundesform 
123 ff. 129. polit.u. ſtatiſt. 
Verſchiedenheit der Bundes⸗ 
ſtaaten 125 ff. geograph. 
Umfang des Bundes 127 f. 


wet 128. 138. ob e. Buns. 
deshaupt 128. Tchte Gitzun⸗ @ 


‚gen wegen des Bundes 132. 
Rede⸗ u. Stiumfreiheit darin 


men werde 135. Iſenburq, 


Leyen u. Bentinck ſuchen ver⸗ 
gebens die Aufnahme 235 f. 
Boltimenge ſammtl. Bundes⸗ 


ſtaaten 137. 668. Bundes Acte 


137. 570. Zweck 38. Gewähr, 
leiſtung der Bundesſtaaten 
138. Bundesverſammlung, 
engere und Plenum 138 f. 
Benennung der Bundesge⸗ 
noffen u. ihrer Stimmen 139. 


Ordnung der Stimmen 240. 


Gegenftände, die vor bad 
Plenum gehören 140. Bun⸗ 
dedfriege ı4 1. landſtändiſche 
Verfaffung 141. oberſte Se— 
richtöhdfe a4ı. Directorium 


"u. Borfid 63. 146 f. Def 


reihe Erklärung deßhalb 
549 f. Canzlei, Archiv, Re: 
giftrarur 146.54gf. Matrikel 
147. Bertheidigungs Syſtem 
155.565. Defir. u. Preuſ⸗ 
fens Einflug auf den Bund 
157 ff. Bundes Juſtiz ſ. Bun⸗ 
desgericht. ſ. auch Gewähr; 
leiſtung, Bundes Acte, Bun⸗ 
desglieder, Bundesverſamm⸗ 
lung, Stimmenmehrheit. 


Teutſcher Orden 274. Penſionen 


feiner Mitglieder 142. 463 f. 
neuer t. Orden 555. 


born 71. 
Thüringiſcher Kreis 72. 


233. Eile 133, 144. 271. Thulba 76. 


Bahlder Bundesgenoffen 34. 
137. nach ihren Titeln 163. 


Thurgau 560. 


566. Werteniberg u. Baden Titel, für Preuſſen, 76.163. für 


nehmen feinen Theil 134. 
571. doch iff zu hoffen, daß 
auch fie beitveten, und daß 
Heſſen Homburg aufgenom⸗ 


den König von Sachſen 76. 
Hannover 160. Niederlande 
160. Zuremburg ı62. Sachs 


ſen Weimar 161 f. Braun 


ſchweigs Vorbehalt degwegen 
161. Turheſſen 161 f. Hol⸗ 
ſtein Oldenburg 162. Meck⸗ 
lenburgSchwerin u. Strelitz 
163. Preufelt 162. ſ. auch 
Rang · 

Tofcana 16. Unfprüge der Rs 


nigin von Etrurien darauf - 


50 559. @rghergog Serdis 


nand erhält ed nebft andern” 


Befigungen 93. Wechſel feis 
ner Titel 162. begnhle Kriegs ⸗ 
often an Oeſireich 564. 
fein Kückfallsrecht auf Lucca 
94. Rückfallerecht des Her 
3098 von Modena auf gewiſſe 
tofcanifche u. luccheſiſche Bes 
‚girke 94. f Rechte auf Elba 
560. 

Transmiſſion ber Acten 267. 

Treppelwege 118. J 

Trient 89. 

rief 89. 

TripleAllianz zw. Oeſtreich, 

England und Frantreich 547. 

Fürdpeim, Frhr. d., ſ. Pris 


vatborſchlag wegen der. Btans '- 


+ deöherren 305 ff. 

Cyrol 18. 81. By., 

Uerzel 76. 

Umſchlag, gezwungener, 218. 
Union, gleiche u. reale, Por 

lens mit Rußland 71. 
Univerfrätsann 248. aba 
369. 

Unterehanen, Rechte derſelben, 
verden in der teutſchen Buns 
des Acte beftimmt 143. ihre 
. @rwähngng ift erlaubt und 
nüũdlich 244 f. Preuflen, 
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Oeſtreich, Hannover u. A. 

fordern deren Beſtimmung 

als nothwendig 246 ff. 255 f. 

insbefondere Oeſtreich 353. 

u. Kannover a54 f. Bor 

ſchlage deßhalb⸗47ff. Baierns 

und Wirtembergd Erkläruns 
gen 367 ff. Eingang des Ars 
titel der B-Mcte, die Unters 
tbanen betr. 264 ff. 271. 
Baierns u. Daruftadts Er, 
tlarung deßhalb 261 f. Ue⸗ 
berſicht der Beſtimmungen 
der B. Acte 266 fi. was in 
die Bundes Atte nicht aufges 
nommen ward 268 ff- 

Unterwalden 67. 

Untergeihmung, Drönung in 
derfelben 164. 

Uri 67. 560. | 

Balengin 75. 

Ballendar 77. 

Barel f. Bentind. 

Veltlin 10. fällt an Oeſtreich 

"68.89. Graubünden Rechts⸗ 

verwahrung dawider 553. 

wird, nebft Eleven u. Worms 

dem "TIombardifch svenetianis 
ſchen Königr. einverleibt ges 

Venaiſſin 100. 470. f- 502. 

Berantwortlickeit der Minifter 
213 f. 366. 

Vereinigte ſouveraine "Fürfen" 
u. freie Städte Teutfchlande, 
ihre. Schritte wegen Errich⸗ 
tung des t. Bundes 21.59 ff. 
131. 133 f. Beitritt zur 
Allianz der verbünd. Rachte 
bi. Mitwirkung zu Ber 
pflegung der Arınsen car. i 


Rra 





Bergälenig auf 
f. Borr. 
fGefgigted. gi 
genberg 345 ff 
ber unmittel6. x. 
845. 


Berino 93. 

Berker, nüglicer, 
heie u. Gigerpei 

. Bundesverfanuafu, 


über verfügen 143 
Berfoig 67. 


Vercheidigungs 1 
— 165 oma 
it auf Territen, 


BiccKönia.t. =... 
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Wildenderg 97. Wittgenftein Berl 
Fa u. Rheingrafen 76. gi lenbarg Bürf, 
ivtemberg follte ei ji i in Wir in,&i 
an uf —S Birtgentein®irtgenftein, Zürft 
Mitglied des Eomirdt 5teun Sayn. P 
ſcher Höfe 20. 45. nimme Wohlfahrt, gemeinfdaftl., die 
aber nicht Theil an den icedten Bundeßverfammlung  filite 
und entfeidenden Berpand, darüber beſtimmen könne 
lungen über dent. Bund 134. _ 271. 
Landſtande 226.! &rtlirung Behnten, auf der linken Rheins 
wegen der Rechte der Unters _ feite 269. 556 ff. 
thanen 257 f. Contfliturion Behnten, deren Mfhaffung 
226 f. ertlart ſich wider die _ follte gültig bleiben a69Rore. 
Standesherren 304. Unters Bobel, Irhr. v., 349 
handlungen wegen Eoncorda; Bölle auf Zlüffen 119. 
—8 Zeng reit mit Han⸗ Zürich 68. 560. 
nover Bob. 
Birgburg, Großpergog, wird Bug, Canton, 67. b60, 
Sroßherzog v. Tofcana 163. Zwaten Bo. 
Wirgburg, Großpergogehum 30. Zwingenbergiſche Sache 344 
1. 83. Ro, 


Drudfecehler. 





Seite 3, Zeile 5 von unten, ftatt bloß lies bloß. — ©. 9, 
8. 16, ſtatt ſeyn Io feyen. — ©. 12, 3. 124 v. n., ſtatt funnte 
1. fonnte. — ©. 21, 3.17, zu Heſſen fegeman Darmiſtadt. — 
Evendaf. Rote *, 3.3, fintt Dec. . Ron. - ©.29, 3. 17, 
ſtatt bitterm I. bitterem. - &.30, 3.2 v. u., nad « marche» 
feße man politique. ©. 4ı, 2. 30, ſtatt bebarrete |. ko 
barrer hätte. — S. 48, Note, 3. 1, ſtatt 1815 I. 1813. — 
®.57, 3. ı ®, u. ſtatt Francort |. Francfort. — ©. 69, 
B. 4, ftatt ſavoyſche 1. ſavoyiſche. &. 74, 8. ı v. u. ſtatt 
50 1.505. — S. 84, 3.5, ftatt Abfenau I. Alzenau. — 
&.86, 8. 17, flatt 20,000 I. 10,000. — &.88, 3. zıu.25, 
flart Souterainität I. Souverainetäaät. ©. 93, 3.18, Hart 
Moria il. Maria. — ©.94, 3.12, flatt Miranda I. Wıranı 
dola. — S. 99, 3. 11, ſtatt Pabfı f. Papſt. — S. 109, 
3. 3u.4, ſtatt und daſelbſt I. wo er. — Ebendaſ. 3. 4u.5, 
ſtatt zu finden l. fand. — S. 109, 3. ı dv. u. ſtatt dekretirte 
I. decretirte — ©. 120, 3. 3 v. u. ſtatt politiſchen I. politi⸗ 
Sum. S. 123, 3. 17, ſtatt eingeſchränkten I. eingefchränts 
tem. — ©. 124, 3. ır, ſtatt beſtimmen I. beſtimme. — 
S. 127, 3. 12, ſtatt Ausſichten 1. Rückſichten. — Ebendaſ. 
3- ı8, flattden I. deu. — S. 136, 3. 10, ſtatt Knipphau⸗ 
fen I. Kniphauſen. S.149, 3. 18, ſtatt Strandesherren l. 
Standesherren. — S. 150, 3. 13 v. u· ſtatt Bentheim I. Bent⸗ 
beim Steinfurt. — S. 151, 3. 14 u. 15, ſtatt und von Bicd 
L. von WiedNeuwied und WiedRunfel. — ©. 153, 3.3, ftart 
weiften I. weifen. — Ebendaf. 3. 8 v. u. ftatt Dotationen |. 
Dotation. -— S. 153, 3. ı2, nad vielleicht feße man: zum 
Theil. -- 8.163, 8.10, ſtatt Herzöge l. Herzoge. — Ebendaf. 
8. 13, flatt neun 1. eilf. — Ebendaf. 3. 17, nah Hechin⸗ 
hen ſetze man: Reuß, ältere und jüngere Linie. — ©. 394, 
8. ı2 v. u. ſtatt « gefärdet » ſtehe gefährder. — &.346, 3.5, 
ſtatt April I. December. = S. 233, 3.7, nach * Teutfchland » 
fleye: die Kette genannt. — ©. 384, 3. 3 v. n., flat 
anertannt I. auerkennt. 


